Im Anpassungsprozeß zurückgeworfen : die deutsche Wirtschaft vor neuen Herausforderungen. by Schmidt, Klaus-Dieter et al.
econstor
www.econstor.eu
Der Open-Access-Publikationsserver der ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
The Open Access Publication Server of the ZBW – Leibniz Information Centre for Economics
Nutzungsbedingungen:
Die ZBW räumt Ihnen als Nutzerin/Nutzer das unentgeltliche,
räumlich unbeschränkte und zeitlich auf die Dauer des Schutzrechts
beschränkte einfache Recht ein, das ausgewählte Werk im Rahmen
der unter
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
nachzulesenden vollständigen Nutzungsbedingungen zu
vervielfältigen, mit denen die Nutzerin/der Nutzer sich durch die
erste Nutzung einverstanden erklärt.
Terms of use:
The ZBW grants you, the user, the non-exclusive right to use
the selected work free of charge, territorially unrestricted and
within the time limit of the term of the property rights according
to the terms specified at
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
By the first use of the selected work the user agrees and
declares to comply with these terms of use.
zbw
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Leibniz Information Centre for Economics
Schmidt, Klaus-Dieter; Dicke, Hugo; Donges, Juergen Bernhard; Glismann,
Hans H.; Heitger, Bernhard; Horn, Ernst-Jürgen; Jüttemeier, Karl-Heinz; Klodt,
Henning; Knoll, Dieter; Neu, Axel Dietmar
Book
Im Anpassungsprozeß
zurückgeworfen : die deutsche
Wirtschaft vor neuen
Herausforderungen
Kieler Studien, No. 185
Provided in cooperation with:
Institut für Weltwirtschaft (IfW)
Suggested citation: Schmidt, Klaus-Dieter; Dicke, Hugo; Donges, Juergen Bernhard;
Glismann, Hans H.; Heitger, Bernhard; Horn, Ernst-Jürgen; Jüttemeier, Karl-Heinz; Klodt,
Henning; Knoll, Dieter; Neu, Axel Dietmar (1984) : Im Anpassungsprozeß zurückgeworfen :
die deutsche Wirtschaft vor neuen Herausforderungen, Kieler Studien, No. 185, http://
hdl.handle.net/10419/465Kieler Studien
Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel
Herausgegeben von Herbert Giersch
185





Hugo Dicke, Juergen B. Donges, Hans H. Glismann,
Bernhard Heitger, Ernst-Jürgen Hqrn,
Karl-Heinz Jüttemeier, Henning Klodt, Dieter Knoll,





J.C.B. MOHR (PAUL SIEBECK)TÜBINGEN
ISSN 0340-69890
CIP-Kurztitelaufnahme der Deutschen Bibliothek
Im Anpassungsprozess zurückgeworfen t d. dt.
Wirtschaft vor neuen Herausforderungen / Klaus-
Dieter Schmidt et al. Autoren: Hugo Dicke . . . —
Tübingen: Mohr, 1984.
(Kieler Studien, 185)
ISBN 3 -16 - 344754 - 6 kart.
ISBN 3 -16 - 344755 - 4 geb.
NE: Schmidt, Klaus-Dieter [Hrsg.],- Dicke, Hugo
[Mitverf.], GT
Schriftleitung: Hubertus Müller-Groeling
Institut' für Weltwirtschaft an der Universität Kiel
J. C. B. Mohr^Paul Siebeck) Tübingen 1984
Alle' Rechte vorbehalten
Ohne ausdrückliche Genehmigung des Verlages ist es auch nicht
gestattet, den Band oder Teile daraus
auf photomechariischem Wege (Photokopie, Mikrokopie) zu vervielfältigen
Printed in Germany
ISSN 0340 - 6989III
Inhaltsverzeichnis
Seite
Verzeichnis der Tabellen VII
Verzeichnis der Schaubilder XIII
Abkürzungen für Organisationen und Systematiken XV
Abkürzungen für die Wirtschaftsbereiche XVI
Vorwort ; XIX
A. Die deutsche Wirtschaft im Anpassungsstau — Ein Überblick 1
I. Wo die deutsche Wirtschaft am meisten gefordert ist .... 2
1. Veränderungen in den Preisrelationen 2
'2. Neue Technologien 4
3. Wandel in der internationalen Arbeitsteilung 6
II. Wo Schwachstellen im Anpassungsprozeß auszumachen
sind 8
1. Mangelnde Rentabilität 8
2. Mangelnde Flexibilität 9
.III. Was zu tun ist 10
B. Zur Anatomie der gegenwärtigen Wachstumskrise 11
I. Was sich nachhaltig verschlechtert hat 11
1. Zyklus oder Trend? 11
2. Neue und alte Strukturprobleme 13
3. Das Kardinalproblem: Die Investitionsschwäche 16
4. Weniger statt mehr Arbeitsplätze 18
II. Auf den Weltmärkten zu wenig konkurrenzfähig? 20
1. Wie das Leistungsbilanzdefizit entstand und wie es
überwunden wurde 20
2.) Gefährdete Wettbewerbsfähigkeit bei Produktzyklus-
Gütern 24
i
3. Expansions- und Schrumpfungsprozesse in ausge-
wählten Bereichen 27
14. Die deutsche Wirtschaft in der Arbeitsteilung mit den
Entwicklungsländern 30
III. Viele verdienen zu wenig - Renditen und Eigenkapital-
ausstattung im intersektoralen Vergleich 33IV
Seite
1. Kapitalrendite im Abwärtstrend 33
2. Kapitalrendite und Investitionen 35
3. Der Einfluß von Anpassungshemmnissen 37
IV. Zu hohes Lohnniveau, verzerrte Lohnrelationen 39
1. Reallohn, Produktivität und Beschäftigung 39
2. Substitution von Arbeit durch Kapital 43
3. Verzerrte Lohnrelationen 45
V. Mangel an neuen Unternehmen 47
VI. Dauerhafter Nachfragemangel? - Das Gegenbeispiel der
Schattenwirtschaft 54
VII. Steigende öffentliche Ausgaben - Wachstumsmotor oder
-bremse? 59
1. Die öffentlichen Haushalte unter Konsolidierungs-
zwang 59
2. Die Last früherer Jahre - Zur längerfristigen Ent-
wicklung der Ausgabenstruktur 61
a. Die Hinwendung zu konsumentenbezogenen Aus-
gaben 63
b. Unzureichende öffentliche Investitionen? - Das
Problem der Folgekosten 65
3. Gefahren des kooperativen Föderalismus - Das Bei-
spiel der Mischfinanzierung 69
VIII. Fehlt es nur an Arbeitsplätzen? - Was die Beschäfti-
gungskrise auch erklärt 71
1. Zu den strukturellen Veränderungen auf dem Ar-
beitsmarkt 72
a. Wer wechselt wohin? - Zum sektoralen Muster der
Fluktuation 75
b. Intersektorale und berufliche Mobilität 77
2. Berufliche Flexibilität und Beschäftigungschance .... 80
a. Qualifikation und Arbeitslosigkeit 80
b. Das Fallbeispiel Facharbeitermangel 81
c. Das Fallbeispiel Akademikerüberschuß 82
3. Wie mehr Beschäftigung möglich ist - Zur Rollenver-
teilung in der Arbeitsmarktpolitik 85
C. Nicht jeder Schritt ein Fortschritt — Offensive und defensive Anpassungs-
reaktionen 87
I. Wo der Umstellungsprozeß gut bewältigt worden ist -
Anpassung an teure Energie 87V
Seite
1. Die Substitution auf den Energiemärkten als Dauer-
aufgabe 87
2. Anpassungsprozesse in der Gewerblichen Wirtschaft 89
3. Energieeinsparung, Energieproduktivitäten und Pro-
duktivitätseffekt des Strukturwandels 92
4. Energiekosten und internationale Wettbewerbsfähig-
keit 92
II. Wie die Unternehmen mit dem Kosten druck fertig zu
werden versuchen 94
1. Zunehmender Kostendruck durch die Verteuerung
von Arbeit, Kapital und Energie 94
2. Sektoral unterschiedliche Anpassungsreaktionen 97
3. Überwiegend defensives Anpassungsverhalten bei
den Investitionen 99
4. Produktivität und Beschäftigung 104
5. Das Produktivitätsniveau deutscher Unternehmen im
internationalen Vergleich 106
III. Wie man Probleme nicht löst - Subventionen und kein
Ende 108
1. Allgemeine Merkmale und Entwicklungstrends der
deutschen Subventionspolitik 108
2. Die hohe sektorale Konzentration der Mittel 113
3. Das Ausmaß der allokativen Verzerrung 116
4. Die aktuelle Entwicklung 120
5. Überlegungen zur Reform des Subventionssystems ... 122
IV. Wie man Probleme nur verschlimmert - Der neue Pro-
tektionismus 124
1. Von der tarifären zur nichttarifären Protektion 124
2. Art und Umfang nichttarifärer Handelshemmnisse .... 125
3. Die Protektion der Europäischen Gemeinschaft 127
4. Positive Strukturanpassung - die vernachlässigte
Alternative 131
V. Wo Wachstumschancen vergeben werden - Das Beispiel
Dienstleistungssektor 133
1. Verkehrswesen: Überangebot an öffentlichen Lei-
stungen 134
2. Das Kommunikationswesen: Unterversorgung bei
hohen Preisen 135
3. Der Einzelhandel: Unnötige externe Kosten 137
4. Wachstum durch Deregulierung 138VI
Seite
D. Mehr Arbeitsplätze durch Wachstum und Strukturwandel — Folgerungen
für die Wirtschaftspolitik 140
Anhang 149
I. Zur Konzeption der Strukturberichte 1983 149
II. Die Dauerhaftigkeit "vorübergehender" Anpassungspro-
bleme: Schiffbau, Steinkohlenbergbau und Stahlindu-
strie als Beispiele 151
III. Subventionen für die Landwirtschaft 165
IV. Veränderungen in den internationalen Handelsströmen . . 174
V. Intrasektoraler Strukturwandel - Die Herstellung von
EBM-Waren als Beispiel 179
VI. Zum Tempo des sektoralen Strukturwandels - Bilanz
einer Diskussion 182
VII. Anmerkungen zur statistischen Datenbasis 184
VIII. Zur Berechnung der Kapitalrendite 186







Tabelle 1 - Indikatoren zur wirtschaftlichen Entwicklung in
der Bundesrepublik Deutschland 1967-1982 12
Tabelle 2 - Beiträge zusammengefaßter Wirtschaftsbereiche
zur Bruttowertschöpfung 1970-1982 14
Tabelle 3 - Altersaufbau des Bruttoanlagevermögens im Un-
ternehmenssektor 1970 und 1980 17
Tabelle 4 - Anteile zusammengefaßter Wirtschaftsbereiche an
den Erwerbstätigen 1970-1982 19
Tabelle 5 - Komponenten der Leistungsbilanzentwicklung
1973-1982 21
Tabelle 6 - Korrelationskoeffizienten für den Zusammenhang
zwischen der Entwicklung der Ausfuhr ausge-
wählter Länder bei Industriewaren und dem Welt-
markttrend 1970-1982 23
yCTabelle 7 - Zur Wettbewerbsfähigkeit ausgewählter Industrie-
länder bei Produktzyklus-Gütern 1964-1980 26
Tabelle 8 - Zur Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft
im Handel mit Produktzyklus-Gütern nach ausge-
wählten Produktbereichen 1964-1980 27
\ Tabelle 9 - Einfuhr- und Ausfuhrquoten der deutschen Wirt-
schaft im Handel mit Entwicklungsländern nach
ausgewählten Warengruppen 1976, 1980 und 1982 32
Tabelle 10 - Entwicklung der Kapitalrendite nach Wirtschaftsbe-
reichen 1961-1980 34
Tabelle 11 - Entwicklung der Kapitalrendite im Verarbeitenden
Gewerbe 1961-1978 36
Tabelle 12 - Zur Struktur der Investitionstätigkeit 1961-1981 . . 37
Tabelle 13 - Zum Zusammenhang zwischen Kapitalrendite und
Investitionstätigkeit im Verarbeitenden Gewerbe
1961-1978 38
Tabelle 14 - Entwicklung der bereinigten Lohnquote nach Wirt-
schaftsbereichen 1963-1981 40
Tabelle 15 - Entwicklung der bereinigten Lohnquote im Verar-
beitenden Gewerbe 1972-1981 41
Tabelle 16 - Arbeitslosigkeit nach der Stellung im Beruf 1977-
1982 46VIII
Seite
Tabelle 17 - Substitution zwischen Kapital, hochqualifizierten
Arbeitskräften, Facharbeitern und Nichtfacharbei-
tern im Verarbeitenden Gewerbe 1960-1980 46
Tabelle 18 - Gründung und Liquidation von Unternehmen nach
Wirtschaftsbereichen 1970-1980 49
Tabelle 19 - Wechsel von unselbständiger zu selbständiger Ar-
beit in den siebziger Jahren nach Ausbildungsab-
schluß 51
Tabelle 20 - Bruttowertschöpfung der Privaten Haushalte und
Bruttowertschöpfung der übrigen Wirtschaftsberei-
che 1961, 1971 und 1977 57
Tabelle 21 - Indikatoren zur Finanzlage der Gebietskörperschaf-
ten 1962-1982 60
Tabelle 22 - Entwicklung und Struktur der Nettoausgaben der
Gebietskörperschaften nach ausgewählten Aufgaben-
bereichen 1961-1980 63
Tabelle 23 - Unmittelbare Ausgaben und Einnahmen des Bundes
und der Länder im Bereich der Wirtschaftsunter-
nehmen und des Allgemeinen Grund-, Kapital- und
Sondervermögens 1970 und 1981 66
Tabelle 24 - Sachinvestitionen der Gebietskörperschaften im
Spiegel der jährlichen Folgekosten 1961-1980 68
Tabelle 25 - Entwicklung und Struktur der Mischfinanzierungs-
ausgaben des Bundes 1970-1981 69
Tabelle 26 - Entwicklung der Nettoausgaben von Bund und Län-
dern 1960-1981 70
Tabelle 27 - Zur Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 1973-1983 71
Tabelle 28 - Zugänge und Abgänge von Arbeitskräften nach
Wirtschaftsbereichen April 1980 - Mai 1981 76
Tabelle 29 - Struktur der Erwerbstätigen in unterschiedlicher
wirtschaftsstatistischer Gliederung 1970 und 1980 78
Tabelle 30 - Veränderung der Arbeitsplatzsituation für Hoch-
schulabsolventen aufgrund des Branchenstruktur-
und Ausbildungsstruktureffekts 1970 und 1980 83
Tabelle 31 - Ausbildungsspezifische Verdienstrelationen sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigter 1974 und
1976 84IX
Seite
Tabelle 32 - Primär- und Endenergieverbrauch nach Energie-
trägern und Verbrauchssektoren für ausgewählte
Jahre 90
Tabelle 33 - Substitutionselastizität verschiedener Endenergie-
träger für die Verbrauchssektoren insgesamt und
das Verarbeitende Gewerbe 1960-1972 und 1972-
1981 91
Tabelle 34 - Anteil des Struktureffekts am Endenergieprodukti-
vitätszuwachs des Verarbeitenden Gewerbes 1960-
1981 93
Tabelle 35 - Faktorkosten je Produkteinheit in Unternehmen
1960-1981 97
Tabelle 36 - Nachfrage- und Angebotsdeterminanten der sekto-
ralen Produktionsentwicklung 1973-1981 98
Tabelle 37 - Anlageinvestitionen nach Wirtschaftsbereichen 1960-
1981 101
Tabelle 38 - Einsatz der Mikroelektronik und Beschäftigungs-
entwicklung in ausgewählten Wirtschaftsbereichen
1973-1981 103
Tabelle 39 - Produktivitätsfortschritt und Arbeitslosigkeit 1960-
1982 104
Tabelle 40 - Reallohn, Arbeitsproduktivität und Beschäftigung
nach Wirtschaftsbereichen 1975-1981 105
Tabelle 41 - Beschäftigungsneutrale und freisetzungsbedingte
Arbeitsproduktivität nach Wirtschaftsbereichen
1973-1981 106
Tabelle 42 - Arbeitsproduktivität nach Wirtschaftsbereichen in
den Vereinigten Staaten, Japan und der Bundesre-
publik Deutschland 1960, 1973 und 1980 107
Tabelle 43 - Entwicklung des Subventionsvolumens nach unter-
schiedlichen Erfassungskonzepten 1973-1981 109
Tabelle 44 - Steuervergünstigungen und Finanzhilfen nach
Haushaltsebenen 1973-1981 110
Tabelle 45 - Steuervergünstigungen und Finanzhilfen nach Ar-
ten 1973-1981 111
Tabelle 46 - Subventionen nach Aufgabenbereichen 1973-1981 112
Tabelle 47 - Subventionen nach Wirtschaftsbereichen 1973-1981 114Seite
Tabelle 48 - Subventionen und direkte Steuern 1979/80 119
Tabelle 49 - Handelspolitische Maßnahmen aufgrund von Schutz-
klauseln und Anti-Dumping-Regeln der Europä-
ischen Gemeinschaft 1971-1981 127
Tabelle 50 - Handelsbeschränkende Vereinbarungen zwischen
ausgewählten Industrieländern und den Entwick-
lungsländern gemäß Artikel 4 des Multifaserab-
kommens 1981 128
Tabelle 51 - Mengenmäßige Beschränkungen der Einfuhr sei-
tens der EG-Länder in nationaler Kompetenz bei
Halb- und Fertigwaren 1978 129
Tabelle 52 - Zur Entwicklung von Erwerbstätigkeit, Brutto-
wertschöpfung und Investitionen im Dienstlei-
stungssektor 1960-1981 133
Tabelle AI*- Kennzahlen für den Schiffbau in der Bundesrepu-
blik Deutschland und in der Welt 1970-1982 152
Tabelle A2*- Aufkommen und Verbleib von Steinkohle, Stein-
kohlenbriketts und Steinkohlenkoks in der Bun-
desrepublik Deutschland für ausgewählte Jahre 157
Tabelle A3*- Produktion und Absatz des Steinkohlenbergbaus
in der Bundesrepublik Deutschland 1978-1982 und
Projektion für 1995 158
Tabelle A4*- Kennziffern zur wirtschaftlichen Situation im
Steinkohlenbergbau, in der Eisenschaffenden In-
dustrie und im Schiffbau 1970 und 1981 164
Tabelle A5*- Hilfen an die Landwirtschaft 1973-1981 166
Tabelle A6*- Anteil der Agrarsubventionen an den Ausgaben
der öffentlichen Haushalte der Bundesrepublik
Deutschland 1950-1980 168
Tabelle A7*- Entwicklung der Weltproduktion und des Welthan-
dels 1963-1982 174
Tabelle A8*- Entwicklung von Produktion und Außenhandel der
Bundesrepublik Deutschland 1952-1982 176
Tabelle A9*- Erwerbstätige in der Herstellung von Eisen-,
Blech- und Metallwaren 1973-1980 180
Tabelle A10*- Produktionsmengen von NE-Metallblechwaren
1973-1980 181XI
Seite
Tabelle All*- Interpretation der Regressionskoeffizienten in
einer Analyse zur Wirkung von Mischfinanzierungs-
zuwendungen des Bundes auf die Länderausgaben 189
Tabelle A12*- Strukturelle Wirkungen der Mischfinanzierungsaus-
gaben des Bundes auf das Ausgabeverhalten der
Länder 1970-1981 190
Tabelle AI - Geleistete Arbeitsstunden nach Wirtschaftsberei-
chen 1960-1981 191
/Tabelle A2 - Ausländische Direktinvestitionen in der Bundes-
republik Deutschland und deutsche Direktinvesti-
tionen im Ausland 1973-1982 193
Y Tabelle A3 - Entwicklung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Anbieter bei ausgewählten
Warengruppen 1970 und 1980 194
•y Tabelle A4 - Produktzyklus-Güter nach Warengruppen des In-
' ternationalen Warenverzeichnisses für den
Außenhandel 195
Tabelle A5 - Regressionsergebnisse für den Zusammenhang
zwischen sektoraler Außenhandelsposition und
sektoralem Strukturwandel 1970-1980 197
Tabelle A6 - Nettoausfuhr in vH der Summe aus Ein- und Aus-
fuhr nach Warengruppen und -zweigen des Waren-
verzeichnisses für die Industriestatistik 1970-
1982 198
Tabelle A7 - Einfuhrquote nach Warengruppen und -zweigen
des Warenverzeichnisses für die Industriesta-
tistik 1970-1982 200
Tabelle A8 - Ausfuhrquote nach Warengruppen und -zweigen
des Warenverzeichnisses für die Industriesta-
tistik 1970-1982 202
Tabelle A9 - Die Industriewarenausfuhr der Entwicklungslän-
der 1970-1981 204
Tabelle A10 - Entwicklung der Staatsausgaben in der Bundes-
republik Deutschland 1960-1981 204
Tabelle All - Zweckbestimmung der Mischfinanzierungsaus-
gaben des Bundes nach Aufgabenbereichen 1970,
1975 und 1981 205
Tabelle A12 - Entwicklung und Struktur der hoheitlichen, kon-
sumenten- und produzentenbezogenen Ausgaben
nach Haushaltsebenen 1961-1980 206XII
Seite
Tabelle A13 - Nettoausgaben der Gebietskörperschaften nach
Aufgabenbereichen 1961-1981 207
Tabelle A14 - Erwerbstätige nach Berufs- und Wirtschaftsbe-
reichen 1961, 1970 und 1980 210
Tabelle A15 - Primär- und Endenergieverbrauch nach Energie-
trägern und Verbrauchssektoren 1960-1982 211
Tabelle A16 - Struktur- und Produktivitätseffekt im Endener-
gieverbrauch des Verarbeitenden Gewerbes 1960-
1981 212
Tabelle A17 - Energiepreise für Industrieabnehmer im interna-
tionalen Vergleich 1978 213
Tabelle A18 - Direkter und indirekter Energieeinsatz nach
Wirtschaftsbereichen 1972, 1974, 1978 und 1980 214
Tabelle A19 - Mikroelektronische Investitionsgüter, programm-
gesteuerte Arbeitsmittel und Beschäftigungsent-
wicklung nach Wirtschaftsbereichen 216
Tabelle A20 - Subventionen für 52 Wirtschaftsbereiche 1973-1981 217
Tabelle A21 - Subventionsgrade für 52 Wirtschaftsbereiche 1973-
1981 218
Tabelle A22 - Subventionsgrade und Struktur der Subventionen
für 52 Wirtschaftsbereiche 1973-1974 und 1979-
1981 in vH 219
Tabelle A23 - Vereinbarter Zollabbau ausgewählter Industrie-
länder gemäß den multilateralen Handelsverhand-
lungen der Tokio-Runde 221
Tabelle A24 - Gewichte zur Ermittlung der gesamten Faktor-
kosten je Produkteinheit in Unternehmen 221
Tabelle A25 - Arten nichttarifärer Handelshemmnisse 222
Tabelle A26 - Importbeschränkende Maßnahmen der Europä-
ischen Gemeinschaft gegenüber Indien und Süd-
korea um 1982 223
Tabelle A27 - Entwicklung von Erwerbstätigen, Bruttowert-




Schaubild 1 - Zur Veränderung der Faktorpreise 1970-1981 ... 3
Schaubild 2 - Zur Einsparung von Produktionsfaktoren beim
Einsatz eines Halbleiters 5
Schaubild 3 - Anteil der deutschen Ausfuhr an der Weltausfuhr
1970-1982 7
Schaubild 4 - Zum Wandel der Produktionsstruktur - Relative
Veränderung der Bruttowertschöpfung in 53
Wirtschaftsbereichen des Unternehmenssektors
1970-1975 und 1975-1981 15
Schaubild 5 - Nettoausfuhr im Warenhandel, öleinfuhr, reales
Austauschverhältnis und reale Bewertung der
D-Mark 1970-1982 22
Schaubild 6 - Entwicklung der Kapitalrendite in den Produk-
tionsunternehmen insgesamt und der bereinigten
Lohnquote in den Produktionsunternehmen 1960-
1980 34
Schaubild 7 - Entwicklung der Kapitalrendite im Verarbeiten-
den Gewerbe und in den übrigen Produktions-
unternehmen 1960-1980 35
Schaubild 8 - Bereinigte Lohnquote und Beschäftigung im Ver-
arbeitenden Gewerbe und in den Übrigen Pro-
duktionsunternehmen 1961-1982 42
Schaubild 9 - Zur Substitution zwischen Arbeit und Kapital im
Verarbeitenden Gewerbe 1960-1980 43
Schaubild 10 - Einkommenselastizitäten für ausgewählte lang-
lebige Gebrauchsgüter 1973 und 1978 56
Schaubild 11 - Entwicklung schattenwirtschaftlicher Aktivitäten
im Bereich der Kraftfahrzeugreparaturen 1973-
1981 58
Schaubild 12 - Entwicklung und Struktur der staatlichen Aktivi-
täten 1960-1981 62
Schaubild 13 - Entwicklung der konsumentenbezogenen, produ-
zentenbezogenen und hoheitlichen Ausgaben
1961-1980 65
Schaubild 14 - Entwicklung und Struktur der öffentlichen In-
vestitionen 1963-1981 67
Schaubild 15 - Besetzung von Arbeitsplätzen 1960-1981 74XIV
Seite
Schaubild 16 - Index der Erzeugerpreise für Energieträger
1968-1982 88
Schaubild 17 - Preis- und Produktivitätsentwicklung bei wich-
tigen Produktionsfaktoren 1960-1981 96
Schaubild 18 - Investitionsquoten und Renditen der Unterneh-
men 1960-1982 100
Schaubild 19 - Sektorale Konzentration der Subventionen für 52
Wirtschaftsbereiche 1973/74 und 1979/80 115
Schaubild AI*- Energiepreise als Wärmepreise für ausgewählte
Energieträger in der Bundesrepublik Deutschland
1960-1982 ' 155
Schaubild A2*- Zum Tempo des sektoralen Strukturwandels im Un-
ternehmenssektor 1961-1981 183XV
Abkürzungen für Organisationen und Systematiken
BA - Bundesanstalt für Arbeit
BDI - Bundesverband der Deutschen Industrie
BMF - Bundesministerium der Finanzen
BMWi - Bundesministerium für Wirtschaft
DGB - Deutscher Gewerkschaftsbund
DIHT - Deutscher Industrie- und Handelstag
DIW - Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin
EG - Europäische Gemeinschaften
EGKS - Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl
ERP - European Recovery Program
EStG - Einkommensteuergesetz
EWG - Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
EWS - Europäisches Währungssystem
GATT - Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen
HWWA - HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg
IAB - Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesanstalt für Arbeit
IEA - International Energy Agency
Ifo - Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München
IfW - Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel
IWF - Internationaler Währungsfonds
ISIC - International Standard Industrial Classification
LAB - Lastenausgleichsbank
LAF - Lastenausgleichsfonds
OECD - Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung
OPEC - Organisation der Erdöl exportierenden Länder
RWI - Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung,
Essen
SIO - Systematik der Produktionsbereiche in Input-Output-
Rechnungen
SITC - Standard International Trade Classification
SYPRO - Systematik der Wirtschaftszweige für das Produzierende Ge-
werbe
UN - Vereinte Nationen
VGR - Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
WI - Warenverzeichnis für die Industriestatistik
ZIP - Zukunfts-Investitions-ProgrammXVI
Abkürzungen für die Wirtschaftsbereiche
LF Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
LA Landwirtschaft
FF Gewerbliche Gärtnerei und Tierhaltung, Forstwirtschaft,
Fischerei
EW Energie- und Wasserversorgung, Bergbau
EL Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung







CH Chemische Industrie, Herstellung und Verarbeitung von
Spalt- und Brutstoffen
MO Mineralölverarbeitung
KS Herstellung von Kunststoffwaren
GU Gummiverarbeitung
SE Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden
FN Feinkeramik




ZI Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung usw.
SS Stahl- und Leichtmetall-, Schienenfahrzeugbau
MA Maschinenbau
BD Herstellung von Büromaschinen, ADV-Geräten und -Einrich-
tungen
KZ Straßenfahrzeugbau, Reparatur von Kraftfahrzeugen usw.
SB Schiffbau
LR Luft- und Raumfahrzeugbau
ER Elektrotechnik, Reparatur von Haushaltsgeräten
FO Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren
EM Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren
MS Herstellung von Musikinstrumenten, Spielwaren, Füllhaltern
usw.
HO Holzbe- und -Verarbeitung
HB Holzbearbeitung
HZ Holzverarbeitung
ZP Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugnisse







EG Ernährungsgewerbe einschl. Getränkeherstellung

















DW Sonstige Dienstleistungen einschl. Wohnungsvermietung
WV Wohnungsvermietung
GB Gastgewerbe, Heime
BW Bildung, Wissenschaft, Kultur usw. , Verlagsgewerbe





PR Private Haushalte, Private Organisationen ohne Erwerbszweck
PH Private Haushalte (Häusliche Dienste)
PO Private Organisationen ohne ErwerbszweckXIX
Vorwort
Die Bundesregierung hat das Institut für Weltwirtschaft, zusammen mit
vier weiteren wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstituten, mit
einer "Strukturberichterstattung" beauftragt: Die Institute sollen im Ab-
stand von drei bis vier Jahren über die strukturellen Veränderungen in
der deutschen Wirtschaft berichten (vgl. den Auszug aus dem Auftrags-
schreiben vom 28. Juli 1981 im Anhang). Nach einem Zwischenbericht im
Sommer 1979 und einem ersten Hauptbericht am Jahresende 1980 legt das
Institut für Weltwirtschaft hiermit seinen zweiten Strukturbericht vor.
Nachdem in den beiden ersten Veröffentlichungen der Strukturwandel
über einen längeren Zeitraum und in voller Breite analysiert worden ist,
erschien es diesmal sinnvoll, die Akzente etwas anders zu setzen. Die
meisten der heutigen Strukturprobleme sind zwar nicht über Nacht ent-
standen; ihre Wurzeln reichen häufig weit in die Vergangenheit zurück.
Ein Teil ist aber erst in den letzten Jahren deutlich hervorgetreten.
Deshalb konzentriert sich der Strukturbericht mehr auf die Entwicklung
in jüngerer Zeit; zudem sind vor allem solche Themenbereiche behandelt
worden, die im Mittelpunkt wirtschaftspolitischer Diskussion stehen. Der
Bericht ist infolgedessen weniger flächendeckend angelegt, als es bei den
früheren Veröffentlichungen der Fall war. Auf Wunsch der Bundesregie-
rung als Auftraggeber und mit Rücksicht auf den Leser ist der Bericht
kurz gehalten worden. Die methodischen und statistischen Grundlagen
der Analyse sind, soweit erforderlich, im Anhang beigefügt.
Die Bundesregierung hat auch diesmal den Instituten aufgegeben, eine
Reihe von Problembereichen schwerpunktmäßig zu bearbeiten. Das Insti-
tut für Weltwirtschaft wurde beauftragt,
- die Auswirkungen des gesamtwirtschaftlichen Strukturwandels auf den
Arbeitsmarkt zu untersuchen,
- die Formen einer erfolgreichen Anpassung an den Wandel in der inter-
nationalen Arbeitsteilung zu bestimmen,
- die Ursachen und Folgen der Expansion der öffentlichen Ausgaben dar-
zustellen und
- die Allokationseffekte von staatlichen Interventionen, insbesondere
Subventionen, herauszuarbeiten.
Zu diesen Problembereichen hat das Institut für Weltwirtschaft geson-
derte Berichte verfaßt. Die wichtigsten Ergebnisse sind in der vorlie-
genden Studie wiedergegeben.XX
Der Bericht ist wiederum eine Gemeinschaftsarbeit mehrerer Mitarbeiter
des Instituts für Weltwirtschaft. Es haben mitgewirkt: Hugo Dicke (Sub-
ventionen für die Landwirtschaft), Juergen B. Donges (Wirtschaftspoliti-
sche Schlußfolgerungen), Hans H. Glismann (Dienstleistungssektor),
Bernhard Heitger (Löhne, Kapitalrenditen), Ernst-Jürgen Hörn (Außen-
wirtschaft, Protektionismus), Karl-Heinz Jüttemeier (Subventionen), Hen-
ning Klodt (Investitionen, Produktivität), Dieter Knoll (öffentliche Haus-
halte, Dienstleistungssektor), Axel D. Neu (Energie), Klaus-Dieter
Schmidt (Produktionsstruktur, Arbeitsmarkt, Schattenwirtschaft), Ronald
Weichert (Neue Unternehmen). Andere Mitarbeiter haben einzelne Ent-
würfe kritisch gelesen und standen für Diskussionen bereit.
Die Leitung des Forschungsprojektes lag bei Gerhard Fels und, nach
dessen Ausscheiden aus dem Institut, bei Juergen B. Donges. Die Fe-
derführung hatte Klaus-Dieter Schmidt, der zusammen mit Juergen B.
Donges auch für den Inhalt des Berichts verantwortlich zeichnet.
Kiel, im November 1983 Herbert GierschA. Die deutsche Wirtschaft im Anpassungsstau — Ein Überblick
1. Für die deutsche Wirtschaft wie für die Weltwirtschaft als Ganzes war
der Start in die achtziger Jahre wenig verheißungsvoll. Eine zweite Welle
von Olpreiserhöhungen, die 1979 begann und die sich 1980 fortsetzte,
brachte neue Anpassungslasten. Sie türmten sich zu den alten, die noch
nicht abgetragen waren. Wie nach dem ersten ölpreisschub kam es auch
diesmal zu einer tiefen Rezession.
2. Die Rezession hat die deutsche Wirtschaft im Anpassungsprozeß zu-
rückgeworfen. Was an Strukturwandel in den Jahren davor zu beobach-
ten war, und das war nicht einmal wenig [Fels, Schmidt et al., 1981],
erwies sich vor dem Hintergrund neuer Herausforderungen als nicht aus-
reichend. Trotz unverkennbarer Fortschritte im Anpassungsprozeß haben
die Probleme zugenommen.
- Die Ertragslage der Unternehmen hat sich weiter verschlechtert. Stei-
gende Kosten und schwindender Absatz haben die Renditen nochmals
geschmälert. Viele Unternehmen sind in roten Zahlen, nicht wenige
geben auf.
- Die Investitionsschwäche dauert an. Das Produktionspotential wächst
nur noch wenig; gemessen an den Sachkapazitäten sind es aufs Jahr
gerechnet keine zwei Prozent.
- Die Probleme auf dem Arbeitsmarkt werden immer drückender. Es ge-
hen mehr Arbeitsplätze verloren als geschaffen werden, was um so
schwerer wiegt, als die Anzahl der Arbeitssuchenden weiter zunimmt.
Zu viele Unternehmen versuchen, ihre Anpassungsschwierigkeiten
durch Gesundschrumpfen zu lösen, zu wenige setzen auf eine Strate-
gie, aus der neue Dynamik erwachsen kann.
- Im internationalen Wettbewerb ist die deutsche Wirtschaft auf vielen
Gebieten ins Hintertreffen geraten. Auf den Märkten für neue Techno-
logien haben häufig andere die Nase vorn. Es muß zu denken geben,
daß es zum Ausgleich des hohen Leistungsbilanzdefizits einer starken
Abwertung der D-Mark bedurfte, was soviel heißt, daß eine Anpassung
nur bei sinkendem Realeinkommen gelang.
3. Es hat sich auch etwas geändert an den Einstellungen gegenüber den
Problemen, die der Strukturwandel schafft. Die Bereitschaft zur Verän-
derung ist geringer geworden. Das gilt vor allem dort, wo die Produk-
tion auf 'neue Produkte oder Produktionsverfahren umgestellt oder wo
Kapazitäten stillgelegt und Arbeitskräfte entlassen werden müssen. Der
Strukturwandel kommt nur langsam voran - zu langsam, um der Probleme
Herr zu werden.
Verbreitet ist vor allem die Sorge, daß der notwendige Anpassungspro-
zeß mehr Arbeitsplätze vernichtet, als er neue schafft. Massenentlassun-
gen bei einigen krisengeschüttelten Unternehmen, die von den Medien
stark herausgestellt werden, tragen dazu bei, daß immer mehr Menschen
im Strukturwandel eine Bedrohung sehen. Es sind dies vor allem dieje-
nigen, die sich schwer tun, mit der Entwicklung Schritt zu halten und
die deshalb lautstark nach Abwehrmaßnahmen rufen; der Druck, den
Interessenvertreter auf die Politiker ausüben, nimmt zu.4. Daß sich allenthalben emotionaler Widerstand regt, ist auch manchen
Politikern selbst anzulasten. Sie nähren die Illusion, der Staat könne auf
Dauer, koste es, was es wolle, unrentable Arbeitsplätze alimentieren. Die
Liste der Branchen und Unternehmen, bei denen die öffentliche Hand die
finanziellen Löcher stopfen muß, ist inzwischen schon recht lang. Wegen
der vielen Präzedenzfälle wird es immer schwieriger, weitere Subven-
tionsbegehren abzuwehren.
Die Angst vor populistischem Druck kann jedoch kein Grund dafür sein,
notwendige Anpassungsprozesse zu vertagen. Die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze ist allemal besser als die Subventionierung alter. Es muß der
Öffentlichkeit bewußt gemacht werden, welche Chancen der Strukturwan-
del eröffnet, um den erreichten Lebensstandard zu sichern und insbe-
sondere um die Lage auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern.
I. Wo die deutsche Wirtschaft am meisten
gefordert ist
5. Dreierlei hat die Richtung und das Tempo des Strukturwandels in den
siebziger Jahren bestimmt:
- die starken Veränderungen in den Preisrelationen zwischen den Pro-
duktionsfaktoren Arbeit, Kapital und Energie,
- die rasche Ausbreitung neuer Technologien, insbesondere der Halb-
leitertechnologie, und
- das Vordringen Japans und der Schwellenländer auf den internationalen
Märkten.
Man sollte dies alles im Zusammenhang sehen. Strukturwandel hat selten
nur eine Ursache, und kaum eine Ursache ist unabhängig von einer an-
deren. So fallen neue Technologien nicht einfach vom Himmel, sondern
sind auch die Antwort auf gestiegene Arbeits- oder Energiekosten. Nicht
anders ist es mit der Konkurrenz durch ausländische Anbieter, die den
weltweiten Wandel in den Produktionsbedingungen widerspiegelt und hei-
mische Produzenten unter Anpassungsdruck setzt.
1. Veränderungen in den Preisrelationen
6. Die Anpassung an neue wirtschaftliche Daten läßt sich am besten bei
flexiblen Preisen erreichen. Das gilt erst recht, wenn starke Verände-
rungen bei einzelnen Preisen selbst die Ursache des Anpassungsdrucks
sind, wie das bei den spektakulären Preiserhöhungen des Rohöls der Fall
war. Die deutsche Wirtschaft hat die Anpassung an höhere Energiepreise
über Erwarten gut geschafft. Die Einsparungen beim Energieverbrauch
waren so groß, daß man fast von einer vollständigen Entkoppelung des
Energieeinsatzes von der Produktionsentwicklung sprechen könnte. Daß
nach beiden ölpreisschüben die deutsche Wirtschaft in eine Rezession
geriet, war nicht zwingend. Dafür gab es andere Gründe. An erster
Stelle steht hier die mangelnde Flexibilität anderer Preise, insbesondere
der Löhne; diese hätten sinken müssen, um einen Einbruch bei Produk-
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7. Starke Veränderungen in den Preisrelationen wichtiger Produktions-
faktoren (Schaubild 1) bewirken zweierlei: Sie lösen Substitutionspro-
zesse aus und geben Anstöße für technische Neuerungen, beides mit dem
Ziel, den teurer gewordenen Produktionsfaktor einzusparen oder durch
einen anderen zu ersetzen.
- Die überdurchschnittliche Verteuerung von Energie hat die Substitu-
tionsprozesse in den siebziger Jahren in neue Richtungen gelenkt. Die
Hauptlinie ist inzwischen die Substitution von Energie durch Kapital
und nicht mehr nur, wie in den sechziger Jahren, von Arbeit durch
Kapital.
- Dadurch haben sich aber auch die Innovationsprozesse auf andere Ge-
biete verlagert. Viele neue Technologien sind nicht mehr wie bisher
überwiegend arbeitssparend, sondern in zunehmendem Maße auch ener-
gie-, rohstoff- und kapitalsparend.8. Höhere Energiepreise haben die Weichen für ein energiesparendes
Wachstum gestellt und vor allem auch den Strukturwandel in eine andere
Richtung gedrängt. Branchen, die unter Einsatz von viel Energie produ-
zieren oder die Güter herstellen, zu deren Nutzung viel Energie benötigt
wird, hatten plötzlich Absatzschwierigkeiten. Nicht überall war das
irreversibel. Der Fahrzeugbau zum Beispiel, dem Mitte der siebziger Jah-
re wegen hoher Benzinpreise schlechte Zukunftsaussichten prophezeit
wurden, fuhr mit Hilfe benzinsparender Motoren sogar gestärkt aus dem
Rezessionstief.
9. Das Gegenstück zu den raschen Reaktionen auf den Energiemärkten
war und ist die schleppende Anpassung auf dem Arbeitsmarkt. Um den
Kostendruck, der von den gestiegenen Energiepreisen ausging, zu min-
dern, hätten die Reallöhne entsprechend sinken müssen. Daß es nicht
dazu kam, ist nicht zuletzt den Tarifparteien anzulasten: den Gewerk-
schaften, die die Sicherung der Reallöhne für wichtiger hielten als die
Sicherung der Arbeitsplätze, und den Unternehmen, die den Lohnforde-
rungen nachgaben, weil sie mit einem ausreichenden Überwälzungsspiel-
raum rechneten. Wie eng dieser Spielraum jedoch war, zeigt der Rück-
gang der Kapitalrenditen, die 1982 ein so tiefes Niveau wie nie zuvor in
der Nachkriegszeit erreichten.
10. Die Ertragsschwäche spiegelt sich nicht zuletzt in der Entwicklung
der Investitionen wider. Die Erwartung, daß es als Antwort auf die Ver-
änderungen der Angebotsbedingungen eine Welle von Investitionen geben
werde [Fels, Schmidt et al. , 1981], hat sich nicht annähernd erfüllt.
Kapital ist zwar in größerem Maße umgelenkt worden, etwa in die Ener-
giesubstitution, aber auch in die arbeitssparende Rationalisierung und
ins Ausland. Zu einem Wachstumsschub ist es jedoch nicht gekommen,
und nur in wenigen Fällen sind zusätzliche Arbeitsplätze entstanden.
11. Wegen falscher Preissignale ist aber auch viel Kapital für konsumtive
statt für produktive Zwecke verwendet worden. So wurden erhebliche
Summen privaten Kapitals mit Hilfe massiver steuerlicher Anreize in den
Wohnungsbau gelenkt. Überdies entfiel ein großer Teil der über den
Kapitalmarkt finanzierten Staatsausgaben auf den Bau von Krankenhäu-
sern, Schwimmbädern oder Rathäusern.
2. Neue Technologien
12. Die Erfahrungen aus den siebziger Jahren zeigen, daß eine Wirt-
schaft, die im Strukturwandel herausgefordert wird, durch den tech-
nischen Fortschritt die Mittel finden kann, die sie zur Lösung der Pro-
bleme braucht. Dominierten in den fünfziger und sechziger Jahren ener-
gie-, rohstoff- und kapitalbeanspruchende Technologien, so hat sich
inzwischen mit der Mikroelektronik eine Technologie in den Vordergrund
geschoben, die auf allen genannten Gebieten enorm faktorsparend und
die zudem noch umweltschonend ist (Schaubild 2).
Es ist unübersehbar, daß neue Technologien auf der Basis des Halblei-
ters, und das sind vor allem die Informations-, die Kommunikations- und
die Steuerungstechnologie, dem Strukturwandel in den letzten Jahren den
Stempel aufgedrückt haben. Immer mehr Produkte und Produktionsver-
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Innovationsphasen. Während sich früher viele Güter über Jahre am Markt
~halten "konnten, ist heute der Lebenszyklus häufig erheblich kürzer.
13. Zweierlei ist an der Ausbreitung der Halbleitertechnologie bedeutsam:
- Die Substitution von mechanischen und elektromechanischen Techniken.
Sie hat zumeist auch einen kostensparenden Effekt, denn sie führt zur
gleichzeitigen Einsparung von allen wichtigen Produktionsfaktoren:
Material, Energie, Arbeit und Kapital. Das gibt Spielraum für Preis-
senkungen und eröffnet zusätzliche Absatzchancen.
- Die Entwicklung neuer Produkte. Dadurch entstehen neue Märkte, die
eine Mehrbeschäftigung von Produktionsfaktoren ermöglichen.
Ober längere Zeit war bei der Halbleitertechnologie die substitutive Ver-
wendung dominant. Die Entwicklungsarbeiten konzentrierten sich zu-
nächst auf faktor sparen de Prozeßtechnologien, und auch heute liegen
hier ganz offensichtlich wichtige Schwerpunkte. Inzwischen ist aber allem
Anschein nach eine Phase erreicht, in der Produktinnovationen im Kon-
sumgüterbereich immer wichtiger werden. Das zeigt sich nunmehr auf
solchen Märkten, die häufig als gesättigt angesehen werden, wie die
Märkte für dauerhafte Gebrauchsgüter.
14. Technologische Veränderungen können, und die Entwicklung in den
siebziger Jahren unterstreicht das, die "Grenzen des Wachstums" weit
hinausschieben. So konnte die Energieproduktivität in einem Maße gestei-
gert werden, wie es vordem kaum für möglich gehalten wurde. In Einzel-
fällen waren hier die Einsparungen so groß, daß der Strukturwandel
wieder Kurs auf faktorbeanspruchende Produktionsprozesse nahm.Das Doppelgesicht des technischen Fortschritts zeigt sich nicht zuletzt
auf dem Arbeitsmarkt. Rationalisierungsinvestitionen für sich genommen
setzen selbstverständlich Arbeitskräfte frei, aber sie schaffen zugleich
Spielraum für Preissenkungen und damit für Absatzsteigerungen und
Mehrbeschäftigung, und sie schaffen zusätzliche Arbeitsmöglichkeiten in
gänzlich neuen Produktionsbereichen. Dies war immer so, und daran hat
sich offenbar trotz ständiger gegenteiliger Behauptungen auch durch die
neuen Technologien nichts geändert. Jede neue Basistechnologie, ange-
fangen bei der Dampfmaschine und dem mechanischen Webstuhl, war bis-
lang von ähnlichen Diskussionen begleitet, wie sie seit einigen Jahren um
die Mikroelektronik und, nachdem sich hier die Wogen etwas geglättet
haben, um die Robotertechnologie kreisen.
Es gibt keinerlei empirische Belege für eine technologische Arbeitslosig-
keit, die einer kritischen Beurteilung standhalten. Nicht einmal in Bran-
chen, in denen die Produktionstechnik von der Mikroelektronik radikal
umgestaltet worden ist, wie im Druckereigewerbe, läßt sich so etwas
nachweisen. Soweit im Zusammenhang mit der Einführung neuer Techno-
logien in größerem Umfang Arbeitskräfte freigesetzt worden sind, hatte
das immer auch andere Ursachen. Hierzu zählten schrumpfende Märkte,
wachsende Importkonkurrenz und zunehmender Kostendruck. Ohne tech-
nische Neuerungen hätten die betreffenden Bereiche dem Anpassungs-
druck noch schlechter standhalten können, es wären letztlich noch mehr
Arbeitsplätze verlorengegangen.
3. Wandel in der internationalen Arbeitsteilung
15. Der Welthandel läßt seit Jahren den rechten Schwung vermissen, der
internationale Wettbewerb ist härter geworden. Trotz der kräftigen re-
alen Abwertung der D-Mark nach 1979 ist die deutsche Wirtschaft im
internationalen Wettbewerb zurückgefallen. Der Anteil der Ausfuhr am
Welthandel sank deutlich (Schaubild 3). Das reale Austauschverhältnis im
Außenhandel (Terms of Trade) hat sich im Gefolge der zweiten ölpreis-
krise kräftig verschlechtert und, anders als Mitte der siebziger Jahre,
bislang nicht wieder entscheidend verbessert.
Bedenklich stimmt vor allem, daß die deutsche Wirtschaft bei Produkt-
zyklus-Gütern, also bei solchen Gütern, in denen die Innovationsfähig-
keit eines Landes zum Ausdruck kommt, Boden verloren hat. Hier hat
ein hochentwickeltes Industrieland gemeinhin Standortvorteile. Offenbar
laufen die deutschen Unternehmen in wichtigen Teilbereichen Gefahr,
gegenüber den Vereinigten Staaten und Japan ins Hintertreffen zu gera-
ten. Es kann daher wenig zufriedenstellen, daß sie anderswo, nämlich
bei sachkapital- oder arbeitsintensiven Standardgütern, teilweise Boden
gutmachen konnten. Denn in diesen Bereichen hat die deutsche Wirt-
schaft Standortnachteile, die zwar vorübergehend, aber kaum auf Dauer
durch defensiven technischen Fortschritt oder durch Protektion ausge-
glichen werden können. Es ist daher nur eine Frage der Zeit, bis der
Wettbewerbsdruck wieder zunehmen wird, zumal wenn die D-Mark inter-
national wieder höher bewertet werden sollte.
16. Der Verlust von Weltmärkten wird häufig den spektakulären Export-
erfolgen Japans zugeschrieben. Das stimmt allenfalls zum Teil. Es hängt
auch damit zusammen, daß sich die erste Generation der SchwellenländerSchaubild 3 - Anteil der deutschen Ausfuhr an der Weltausfuhr 1970-1982
(vH)
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 2Nach Angaben in Sonder-
ziehungsrechten in jeweiligen Preisen.
Quelle: IMF [a]; UN [lfd. Jgg.]; eigene Zusammenstellung.
in die substitutive Arbeitsteilung bei Industriewaren eingegliedert hat
und nun allen Industrieländern auf deren angestammten Märkten erfolg-
reich Konkurrenz macht. Eine zweite Generation von Schwellenländern ist
inzwischen in die Fußstapfen der ersten getreten; sie ist auf dem besten
Wege, erhebliche Weltmarktanteile vor allem bei standardisierten Waren zu
gewinnen.
17. Die Entlastung beim Wechselkurs hat der deutschen Wirtschaft gegen-
über der internationalen Konkurrenz allenfalls eine Atempause verschafft.
Das sollte nicht dazu verleiten, in den Bemühungen um die Stärkung der
Wettbewerbskraft nachzulassen: Die Anpassung an die sich wandelnden
Marktbedingungen ist eine Daueraufgabe, die sich auch den Unternehmen
stellt, die im Wettbewerb vorn liegen. Denn nirgendwo verläuft der
Strukturwandel rascher als auf den internationalen Märkten, und das gilt
insbesondere für die Märkte der Produktzyklus-Güter.
Welche neuen Muster der internationalen' Arbeitsteilung sich herausbilden
werden, läßt sich schwer abschätzen. Es ist voraussehbar, daß die mo-
dernen Informations-, Kommunikations- und Steuerungstechnologien den
Industrialisierungsprozeß in den alten und in den neuen Schwellenlän-
dern beschleunigen werden, etwa weil sie die Informationskosten senken.
Voraussehbar ist ebenso, daß dadurch viele Dienstleistungen für den
internationalen Wettbewerb erschlossen werden - ein Feld, auf dem die
deutsche Wirtschaft Defizite aufweist. Es gibt aber auch Beispiele dafür,
daß Produktionen, die früher wegen zu hoher Kosten aus den Industrie-Rändern in die Schwellenländer abgewandert sind, zurückkehren, wie das
in den siebziger Jahren vereinzelt zu beobachten war. Doch ist fraglich,
ob sich die Umkehr der Wettbewerbsverhältnisse in allen Fällen als
dauerhaft erweisen wird, da andere Länder nachziehen.
18, Wenn nicht alles täuscht, wird die Entwicklung der außenwirtschaft-
lichen Beziehungen zur Nagelprobe für die Marktwirtschaft. Die Bundes-
regierung sieht sich seit einiger Zeit nicht nur einem starken protek-
tionistischen Druck von Seiten anderer Länder ausgesetzt, sondern sie
selbst begünstigt solche protektionistischen Tendenzen im Innern. Es
gehört in der Tat zu den enttäuschenden Erfahrungen der letzten Jahre,
daß die Bundesrepublik Deutschland immer stärker im internationalen
Subventionswettlauf mitmacht, anstatt sich ihm entschlossen in den Weg
zu stellen.
II. Wo Schwachstellen im Anpassungs-
prozeß auszumachen sind
19. Die deutsche Wirtschaft steuert gegenwärtig einen Kurs, bei dem ein
kurzatmiges Krisenmanagement dominiert und der daher kaum aus der
Stagnation herausführen wird. Vielen Unternehmen erscheinen Investitio-
nen in die Zukunft als zu riskant, sie setzen deshalb auf Konsolidierung
statt auf Expansion.
Für eine Strategie der Expansion fehlen wichtige Voraussetzungen. Zwei
davon fallen ins Auge:
- Es gibt zu wenig produktive, arbeitsplatzschaffende Investitionen, weil
sich diese häufig nicht lohnen. Zu viel Kapital fließt in den Konsum.
- Zu viele Anstrengungen sind darauf gerichtet, bestehende Strukturen
zu verteidigen, zu wenige, den Strukturwandel voranzubringen.
1. Mangelnde Rentabilität
20. Die deutsche Wirtschaft steckt seit Anfang der siebziger Jahre in
einer Rentabilitätskrise. Es passen die Kosten nicht zu den Preisen und
die Preise nicht zu den Mengen, ausgenommen in der Schatten Wirtschaft,
wo die Produktivität möglicherweise zwar niedriger, der Gewinn, der dem
einzelnen bleibt, aber sicher höher ist.
Die Ertragslage der Unternehmen hat sich nach 1975 nur vorübergehend
verbessert. Die Kapitalrendite war 1982 noch niedriger als 1975, das
heißt, die Arbeitnehmer konnten sogar ihre Reallohnposition noch etwas
ausbauen. Die Tatsache, daß mehr Unternehmen liquidiert als gegründet
worden sind, zeigt nur allzu deutlich, daß die Einkommenschancen einer
selbständigen Tätigkeit sehr zurückhaltend eingeschätzt werden.
21. Ein Problem ist nicht nur das hohe Lohnniveau, sondern auch die
falsche Lohnstruktur. Vor allem Arbeitskräfte mit einfachen Qualifika-
tionen sind zu teuer geworden; sie bringen häufig nicht einmal das ein,
was sie kosten. Es ist daher nicht erstaunlich, daß hier der Rationalisie-
rungsdruck groß ist und gerade hier die Schwerpunkte der Arbeitslosig-keit liegen. Der Rationalisierungsdruck ist die Konsequenz der Preissig-
nale, wie sie die Lohnpolitik seit vielen Jahren setzt.
22. Falsche Anreize gehen auch vom staatlichen Transfersystem aus,
insbesondere von den Subventionen. In großem Umfang wird knappes
Geld in strukturschwache Produktionsbereiche wie die Landwirtschaft,
den Kohlenbergbau, die Stahlindustrie, die Werften oder die Bundesbahn
gelenkt; und nicht viel geringer sind die Beträge, die sowohl im öffent-
lichen als auch im privaten Sektor für konsumtive Zwecke ausgegeben
werden. Gemessen an den drängenden Zukunftsaufgaben, und hierzu
gehört vor allem die Schaffung rentabler Arbeitsplätze in Unternehmen,
gibt es eine beträchtliche Fehlleitung von Sachkapital.
2. Mangelnde Flexibilität
23. Die deutsche Wirtschaft leidet zunehmend an institutioneller Sklerose.
Investitionschancen werden häufig nicht wahrgenommen, oder sie können
nicht wahrgenommen werden, weil viele Märkte reguliert oder reglemen-
tiert sind. Ein Beispiel sind die Märkte für neue Medien, die, wären hier
nicht viele Entwicklungen politisch blockiert, weitaus stärker expandieren
könnten, als dies jetzt der Fall ist.
24. Welche Folgen mangelnde Flexibilität hat, zeigt sich auch auf dem
Arbeitsmarkt. Da die Löhne nach unten weithin starr sind, suchen die
Unternehmen die Anpassung im Strukturwandel verstärkt über einen Per-
sonalabbau. Nicht selten ist ihnen aber ein solcher Schritt verbaut, etwa
wegen bestehender Kündigungsschutzvorschriften oder Sozialplanver-
pflichtungen. Beides sind falsche Wege zur Lösung der Strukturproble-
me. In dem einen Fall bedeutet es Sanierung durch Gesundschrumpfen,
im anderen Fall bedeutet es Sanierung durch Konkurs oder Strukturkon-
servierung durch Subventionen.
Mangel an Flexibilität gibt es aber auch noch in anderer Hinsicht: Bei
starren Löhnen müssen die Arbeitnehmer, um das Risiko der Arbeitslo-
sigkeit gering zu halten, ein hohes Maß an Mobilitätsbereitschaft zeigen.
Vieles deutet darauf hin, daß die Mobilitätsbereitschaft eher geringer als
größer geworden ist. Ein Indiz dafür ist der Rückgang bei den Fluk-
tuationsraten, insbesondere beim zwischenbetrieblichen Arbeitsplatzwech-
sel. Auch bei vielen Arbeitnehmern macht sich immer mehr Risikoscheu
breit: Viele halten an ihrem Arbeitsplatz fest, auch wenn sich abzeich-
net, daß das betreffende Unternehmen notleidend wird. Die Kosten eines
Arbeitsplatzverlustes werden dann zu einem großen Teil von anderen
getragen. Mangelnde Mobilität behindert den Strukturwandel - auf mitt-
lere Sicht entsteht daraus nur zusätzliche Arbeitslosigkeit.
25. Es gibt inzwischen starke Kräfte, die darauf gerichtet sind, den
Anpassungsprozeß zu bremsen. In der zunehmenden Hinwendung auf
defensive Abwehrstrategien liegt derzeit die größte Gefahr für die deut-
sche Wirtschaft. Die Erfahrung lehrt jedoch, daß ein Land seine Zukunft
verspielt, wenn es sich den Herausforderungen des Strukturwandels ver-
schließt.10
III. Was zu tun ist
26. Für eine Revitalisierung der deutschen Wirtschaft muß die Devise
lauten: vermehrte Sachkapitalbildung. Nur produktive Investitionen ver-
mögen den Anpassungsstau aufzulösen, nur sie schaffen auf Dauer ren-
table Arbeitsplätze. Ohne Leistungsdrang und ohne eine klare Priorität
von Effizienz gegenüber Gleichheitspostulaten und Scheingerechtigkeit ist
der Ausbruch aus der Krise allerdings nicht zu schaffen.
27. Der Appell zum Ausbruch aus dem Anpassungsstau richtet sich kon-
kret an drei Adressen: an die Unternehmer, an die Gewerkschaften und
an den Staat. Die Unternehmer müssen mit Produkt- und Verfahrensinno-
vationen in Neuland vorstoßen und Anlagen verschrotten, die veraltet
und international nicht mehr wettbewerbsfähig sind. Die Gewerkschaften
müssen an der Lohnfront den Spielraum dafür schaffen, daß die Kapi-
talrendite wieder ausreichend steigen kann. Verteilungskämpfe passen
derzeit ebensowenig in die Landschaft wie die Forderung nach einer all-
gemeinen Verkürzung der Arbeitszeit.
Gefordert ist aber auch der Staat. Er sollte durch seine Wirtschaftspo-
litik für Rahmenbedingungen sorgen, unter denen sich Sparen und Inve-
stieren wieder lohnen und Eigenverantwortung und Risikobereitschaft
prämiert werden. Die Wirtschaftspolitik sollte durch Haushaltskonsolidie-
rung die nötigen Entfaltungsspielräume öffnen, durch Steuerreform und
Subventionsabbau das Niveau der Motivation und die Investitionsbereit-
schaft anheben, durch wettbewerbsfördernde Maßnahmen auf allen Märk-
ten den Druck zur Innovation und Produktivitätssteigerung verstärken,
durch einen Abbau bürokratischer Hemmnisse die Neugründung von Un-
ternehmen erleichtern und die Effizienz verbessern sowie durch arbeits-
markt- und bildungspolitische Maßnahmen für mehr räumliche und beruf-
liche Mobilität sorgen. Je schneller die Weichen in diese Richtung gestellt
werden, um so früher wird die deutsche Wirtschaft wieder Tritt fassen.
Mit durchgreifenden Wirkungen kann allerdings erst in einigen Jahren
gerechnet werden; fundamentale Fehlentwicklungen, die sich über einen
längeren Zeitraum hinweg herausgebildet haben, lassen sich nun einmal
nicht über Nacht korrigieren.11
B. Zur Anatomie der gegenwärtigen Wachstumskrise
I. Was sich nachhaltig verschlechtert
hat
28. Die deutsche Wirtschaft ist an der Schwelle der achtziger Jahre er-
neut in rauhes Wasser geraten. Sie hat sich dabei schwer getan, Kurs
zu halten, und sie hat noch mehr an Fahrt verloren (Tabelle 1) :
- Das Wachstum des Produktionspotentials hat sich aufgrund der anhal-
tenden Investitionsschwäche weiter verlangsamt. Durch den raschen
Strukturwandel werden zudem Kapazitäten entwertet, sie sind also für
eine rentable Produktion kaum noch geeignet.
- Weil zu wenig investiert wird, fehlt es an produktiven Arbeitsplätzen.
Derzeit gehen mehr Arbeitsplätze verloren als neue geschaffen werden,
die Anzahl der Arbeitssuchenden nimmt dagegen vor allem wegen der
vielen Berufsanfänger noch immer zu.
- Wenn zu wenig neue Arbeitsplätze entstehen, leidet der Produktivi-
tätsfortschritt. Die deutsche Wirtschaft ist seit einigen Jahren im Ver-
gleich zu früher auf einen deutlich flacheren Produktivitätspfad einge-
schwenkt. Ein Teil des Produktivitätsfortschritts resultiert zudem dar-
aus, daß relativ unproduktive Arbeitsplätze wegfallen, die Beschäf-
tigung also sinkt.
- Wer bei der Produktivität nicht mithält, setzt seine Stellung auf den
Weltmärkten aufs Spiel - Produktivitätsschwäche und Verlust an inter-
nationaler Wettbewerbsfähigkeit gehen meistens Hand in Hand. Alles in
allem scheint die Position der Bundesrepublik Deutschland auf den
Märkten noch ungefährdet, in sensiblen Bereichen sind indes Schwach-
stellen sichtbar, die Anlaß zu Besorgnis geben. Es ist bezeichnend,
daß es einer kräftigen Abwertung der D-Mark bedurfte, damit sich die
Leistungsbilanz wieder aktivierte. Anders als nach dem ölpreisschub
von 1973/74 ist es bisher nicht gelungen, die Terms of Trade-Verluste
wieder wettzumachen.
- Weil die Anpassung teilweise auch über einen sinkenden Wechselkurs
erfolgte, ging sie zu Lasten des Lebensstandards. Im Gegensatz zur
Rezession von 1974/75 sind die Realeinkommen der Inländer diesmal
gesunken, die Gewinne der Unternehmen freilich stärker als die Löhne
der Arbeitnehmer. Eine dauerhafte Korrektur der Einkommensverteilung
zugunsten der Unterriehmensgewinne, die die Investitionsbereitschaft
gestärkt hätte, ist dadurch nicht zustandegekommen. Im Gegenteil, der
Abwärtstrend, der in den Jahren 1976 bis 1979 gestoppt schien, hat
sich weiter fortgesetzt.
Als ernüchterndes Fazit bleibt: Die Anpassungsstörungen aus den frühen
siebziger Jahren haben sich mittlerweile zu einer Dauerkrise ausgeweitet,
aus der die deutsche Wirtschaft offensichtlich nur mit großen Anstren-
gungen herausfinden kann.
1. Zyklus oder Trend?
29. Was sich nachhaltig verschlechtert hat, ist freilich nicht immer ein-
deutig zu entscheiden. Weil Anpassungsprozesse Zeit brauchen, zumal12
Tabelle 1 - Indikatoren zur wirtschaftlichen Entwicklung in der Bundes-





























(a)Sachkapazitäten. - (b)Bruttowertschöpfung in vH des
mögens (beides in Preisen von 1976). - (c)Bruttolohn-
je beschäftigten Arbeitnehmer zu Bruttoinlandsprodukt
(in Preisen von 1976). - (d)Index der Ausfuhrpreise in


















Quelle: Statistisches Bundesamt [v]; Sachverständigenrat [1982];
IAB, unveröff. Material; eigene Berechnungen.
wenn Starrheiten bei den Faktorpreisen die Anpassungsprozesse behin-
dern, gibt es bei der Bewertung der aktuellen Entwicklung immer Unsi-
cherheiten. Ähnlich wie nach der Rezession von 1974/75 ist auch diesmal
wieder eine Diskussion darüber im Gange, in welchem Maße die gegen-
wärtigen Probleme aus einer Verschlechterung der Angebotsbedingungen
herrühren und inwieweit sie mit konjunkturellem Nachfragemangel zusam-
menhängen, mithin vorübergehend sind. Letzte Antworten kann auch der
vorliegende Bericht nicht geben; etwas an diagnostischer Unsicherheit
bleibt. Dennoch sollte über eines kein Zweifel bestehen: Die tiefe Welt-
rezession hat viele Probleme verschärft, aber sie läßt sich nicht dafür
verantwortlich machen, daß es diese Probleme gibt:
- Die Gewinne der Unternehmen sind in der Rezession kräftig gesunken,
sie werden im Aufschwung erfahrungsgemäß wieder zunehmen. Es geht
hier aber nicht um das zyklische Auf und Ab, sondern um den bislang
nach unten zeigenden Trend. Die Gewinnerwartungen müssen sich dau-
erhaft verbessern, wenn es zu einer wirtschaftlichen Erholung kommen
soll.13
- Die Investitionen sind als Folge der langen Rezession stark gedrückt,
aber die Investitionsschwäche dauert mittlerweile schon fast zehn Jahre
an. Ein Investitionsaufschwung, der zwei, bestenfalls drei Jahre
währt, brächte daher nicht genug. Die Arbeitsplatzlücke würde nicht
entscheidend verringert, geschweige denn beseitigt.
- Und schließlich: Die Arbeitsproduktivität sinkt erfahrungsgemäß in der
Flaute stärker als die Produktion, so wie sie sich im nachfolgenden
Aufschwung rascher wieder erholt. Dennoch ist schwerlich zu über-
sehen, daß seit Mitte der siebziger Jahre die Produktivitätsfortschritte
über den Zyklus hinweg kleiner werden. Um hier den Trend nach oben
zu kehren, bedarf es mehr als einer besseren Auslastung des Produk-
tionspotentials .
Die Tatsache, daß die Konjunktur derzeit anzieht, darf nicht von den
langfristigen Strukturproblemen ablenken.
2. Neue und alte Strukturprobleme
30. Wenn die deutsche Wirtschaft im ganzen derzeit schlechter dasteht
als nach der Rezession von 1974/75, so hängt das damit zusammen, daß
sich inzwischen zu den ungelösten alten Problemen eine Reihe neuer hin-
zugesellten. In einigen strukturschwachen Wirtschaftsbereichen, wie im
Steinkohlenbergbau, in der Stahlindustrie und im Schiffbau, hat sich die
Lage zugespitzt. Aber auch Bereiche, die früher weniger mit Struktur-
problernen zu kämpfen hatten, wie die Chemische Industrie, _die Elektro-
technik oder der Maschinenbau, spüren jetzt_den._ Anpassungsdruck.
Strukturschwächen sind heute nicht mehr das Problem einzelner Bran-
chen, sondern sie zeigen sich mehr oder weniger überall. Anders gewen-
det: Der Strukturwandel vollzieht sich immer weniger zwischen schrump-
fenden und wachsenden Branchen, sondern zwischen schrumpfenden und
wachsenden Unternehmen innerhalb der einzelnen Branchen. Dies stellt
die sektorale Strukturbetrachtung, die überwiegend auf die Anteilsver-
schieBüngeh zwischen Wirtschaftsbereichen abstellt.i- zunehmend _in_Frage
(vgl. Abschnitt V im Anhang).
31. Viele Strukturprobleme, die als neu erscheinen, sind freilich alte
Probleme. Das gilt auch und gerade für die Situation in denjenigen
Branchen, die derzeit für Schlagzeilen sorgen. Im Kohlebergbau ist das
Thema Strukturkrise schon seit den späten fünfziger Jahren immer wie-
der auf dem Tisch, in der Stahlindustrie ist das seit den frühen siebzi-
ger Jahren und im Schiffbau seit den frühen sechziger Jahren der Fall.
In allen drei Branchen gibt es inzwischen beträchtliche Uberkapazitäten.
Dort rächt sich jetzt, daß der notwenige Kapazitätsabbau nicht zu einer
Zeit in Angriff genommen wurde, als die Gelegenheit dazu günstiger war.
(Zur Situation in den genannten Wirtschaftsbereichen s. Abschnitt II im
Anhang).
32. Rezessionen wie die von 1974/75 oder die von 1981/82 werden häufig
als Reinigungskrisen verstanden, in denen überfällige Anpassungen
nachgeholt werden. Um zu untersuchen, welche Strukturprobleme neu
hinzukommen und welche von den alten geblieben sind, ist es zweckmä-
ßig, die Entwicklung seit der Mitte der siebziger Jahre mit der Entwick-
lung in den Jahren davor zu vergleichen. Dabei tritt Gemeinsames und
Unterschiedliches zu Tage.14
Für die deutsche Wirtschaft waren die frühen siebziger Jahre ein Wende-
punkt der strukturellen Entwicklung. Das Warenproduzierende Gewerbe
geriet unter starken Anpassungsdruck und verlor deutlich an Boden; die
Dienstleistungsbereiche, Handel und Verkehr ausgenommen, konnten
entsprechend an Boden gewinnen. Gemessen an den Anteilen zur Brut-
towertschöpfung ist das Warenproduzierende Gewerbe in der Zeit von
1970 bis 1975 von 52 vH auf 46 vH, also um rund ein Zehntel ge-
schrumpft (Tabelle 2). An der Grundtendenz hat sich seitdem nichts
geändert. Das Warenproduzierende Gewerbe ist weiter zurückgefallen,
und die Dienstleistungsbereiche, wiederum mit Ausnahme der Bereiche
Handel und Verkehr, haben weiter aufgeholt. Offensichtlich hat sich
aber das Tempo des Strukturwandels deutlich verlangsamt. Der Anteils-
verlust im Warenproduzierenden Gewerbe und der Anteilsgewinn der
Dienstleistungsbereiche waren nach 1975 nur noch etwa halb so stark wie
in den Jahren zuvor.







































Quelle: Statistisches Bundesamt fv]; eigene Berechnungen.
33. Der erste Eindruck, daß der Strukturwandel wieder langsamer ver-
läuft, wird bestätigt, wenn man die Entwicklung in 53 Wirtschaftsberei-
chen des Unternehmenssektors (ohne Wohnungsvermietung) analysiert.
Das Tempo des Strukturwandels läßt sich rechnerisch auf verschiedene
Weise erfassen. Am häufigsten wird eine Formel verwendet, die im we-
sentlichen auf der euklidischen Abstandsmessung beruht. Die nach die-
sem Verfahren berechnete Meßziffer betrug für den Durchschnitt der
Jahre 1975-1981: 0,90, verglichen mit 1,19 im Durchschnitt der Jahre
1970-19
75. Auffällig ist, daß die Anteilsverschiebungen zwischen den
Wirtschaftsbereichen in der letzten Rezession offensichtlich bei weitem
nicht das Ausmaß erreichten wie in der Rezession von 1974/75 (vgl. Ab-
schnitt VI im Anhang).
34. Gleichwohl hat es innerhalb der großen Wirtschaftsbereiche auch in
den letzten Jahren bemerkenswerte Positionswechsel gegeben, die man
durch einen Vergleich der relativen Veränderungsraten der Bruttowert-
schöpfung in den Jahren 1970-1975 und 1975-1981 sichtbar machen kann15
(Schaubild 4). Ins Auge fällt vor allem der Abstieg des Schiffbaus und
des Übrigen Bergbaus. Bemerkenswert ist, daß auch einige Dienstlei-
stungsbereiche deutlich zurückgefallen sind. Es sind dies die Nachrich-
tenübermittlung (Deutsche Bundespost), die Versicherungsunternehmen
und das Gesundheits- und Veterinärwesen, die in der Wachstumshierar-
chie nur noch im Mittelfeld zu finden sind. Die Aufsteiger waren die
Gasversorgung und - allerdings mit großem Abstand - einige Bereiche
des Verarbeitenden Gewerbes wie die Erzeugung von Zellstoff, Holz-
schliff, Papier und Pappe sowie die Herstellung von Kunststoffwaren, die
allesamt aus dem Feld der relativ schrumpfenden Bereiche in das der
relativ wachsenden Bereiche übergewechselt sind.
Schaubild 4 - Zum Wandel der Produktionsstruktur - Relative Verände-
rung der Bruttowertschöpfung in 53 Wirtschaftsbereichen
































Jährliche Veränderungsraten der Bruttowertschöpfung (in jeweiligen Preisen) in
den einzelnen Wirtschaftsbereichen, bezogen auf die Veränderungsrate der Brut-
towertschöpfung des Unternehmenssektors insgesamt (ohne Wohnungsvermietung).
Quelle: Vgl. Tabelle 1.
35. Innerhalb des Warenproduzierenden Gewerbes sind die Grundstoffe
produzierenden Bereiche fast durchweg weiter zurückgefallen. Dort hat
sich der Schrumpfungsprozeß in den meisten Fällen sogar noch beschleu-
nigt. Positionseinbußen haben vor allem die Eisenschaffende Industrie,
der Steinkohlenbergbau, die Gewinnung und Verarbeitung von Steinen
und Erden sowie, was auffällig ist, die Chemische Industrie hinnehmen
müssen. Auch die Ver- und Gebrauchsgüter produzierenden Bereiche ha-16
ben in der Mehrzahl der Fälle weiter an Boden eingebüßt, wenngleich
nicht mehr in dem Ausmaß wie zuvor. Das gilt zum Beispiel für die Her-
stellung von EBM-Waren oder für das Ledergewerbe, bei denen sich der
Schrumpfungsprozeß verlangsamt hat. Bei den Investitionsgüter produ-
zierenden Bereichen war die Entwicklung uneinheitlich: Einige Bereiche,
wie der Luft- und Raumfahrzeugbau sowie der Straßenfahrzeugbau haben
ihre Positionen deutlich verbessern, andere wie der Maschinenbau und
die Herstellung von Büromaschinen und ADV-Geräten haben sie dagegen
nicht halten können. Die Dienstleistungsbereiche haben wie bisher schon
zumeist überdurchschnittlich expandiert, doch ist der Pfad deutlich fla-
cher geworden.
36. Die Verlangsamung im Tempo des Strukturwandels ist nicht leicht zu
interpretieren:
- Sie kann eine "Normalisierung" der Entwicklung bedeuten, gleichsam
als Reaktion auf das hohe Tempo in den frühen siebziger Jahren. Es
stellt sich hier freilich die Frage nach dem Referenzsystem, also da-
nach was als normales Tempo des Strukturwandels anzusehen ist.
- Sie kann damit zusammenhängen, daß strukturschwache Bereiche dem
Anpassungsdruck dank aktiver Anpassung besser standhalten konnten.
Ein Beispiel dafür wäre der Bereich Feinmechanik und Optik.
- Sie kann aber auch darauf zurückzuführen sein, daß der Anpassungs-
druck, vor allem seitens des Auslands - vorübergehend - nachgelassen
hat, nicht zuletzt, weil die kräftige Höherbewertung der D-Mark in
den frühen siebziger Jahren mittlerweile wieder in eine Unterbewertung
umgeschlagen ist. Dafür spricht die Beobachtung, daß sich die deut-
sche Außenhandelsposition in den letzten Jahren bei denjenigen Gütern
wieder verbessert hat, die vordem unter starkem Konkurrenz druck
standen.
- Und sie kann schließlich daher kommen, daß der Anpassungsprozeß
durch staatliche Interventionen künstlich gebremst worden ist - etwa
durch vermehrte Subventionen und zusätzliche protektionistische Maß-
nahmen zugunsten strukturschwacher Branchen.
Soweit der Anpassungsprozeß durch die Abwertung oder durch Markt-
interventionen entschärft worden ist, sind die Probleme nicht vom Tisch.
Sie werden sich früher oder später wieder einstellen, und sie werden
dann noch schwieriger zu lösen sein.
37. Bedenklich ist auch, daß die Anpassung, wo sie vorangekommen ist,
nach wie vor überwiegend durch Gesundschrumpfen, das heißt durch
den Abbau von Produktionskapazitäten und die Verringerung des Perso-
nalbestands erfolgt ist. In manchen Branchen war so etwas unumgäng-
lich, weil es nur wenig Spielraum für eine Umstrukturierung gab. In
anderen Branchen bestanden diese Spielräume, wurden aber nicht genü-
gend wahrgenommen. Dort vermochten bislang nur einzelne Unternehmen,
nicht aber die Branche als Ganzes, das Blatt zu wenden.
3. Das Kardinalproblem: Die Investitionsschwäche
38. Daß die deutsche Wirtschaft derzeit keinen offensiven Anpassungs-
kurs steuert, jedenfalls nicht in der Breite, zeigt sich nicht zuletzt bei17
den Investitionen. In einigen Wirtschaftsbereichen decken die Zugänge an
Ausrüstungen und Bauten gerade noch die Abschreibungen, in Einzel-
fällen noch nicht einmal das. Es wird gerade noch so viel investiert, wie
erforderlich ist, um die Kapazitäten zu erhalten, mitunter geht es schon
an die Substanz. Alarmierend ist die Situation beim Verarbeitenden Ge-
werbe, wo der Kapitalstock seit Mitte der siebziger Jahre so gut wie
nicht mehr wächst (Ziff. 201).
Die langjährige Investitionsschwäche findet zunehmend ihren Niederschlag
im Altersaufbau des Kapitalstocks. Die jüngeren Investitionsjahrgänge
sind im Vergleich zu früher deutlich schwächer besetzt - die Alterspyra-
mide tendiert zur Kopflastigkeit (Tabelle 3). Die Überalterung ist bei
Bauten stärker als bei Ausrüstungen, was den starken Rückgang der
Erweiterungsinvestitionen in nahezu allen Bereichen widerspiegelt, vor
allem aber im Verarbeitenden Gewerbe.
Für die kommenden Jahre gibt es somit in doppelter Hinsicht einen gro-
ßen Investitionsbedarf. Es müssen nicht nur zusätzliche Kapazitäten ge-
schaffen werden, um den Expansionsspielraum zu erweitern, sondern es
müssen auch die vorhandenen Kapazitäten modernisiert werden. Dies be-
deutet, daß fortan wieder ein weitaus größerer Teil des Sozialprodukts
in die investive Verwendung gelenkt werden muß als bisher.
Tabelle 3 - Altersaufbau des Bruttoanlagevermögens im Unternehmenssek-
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39. Verschlechtert sich die Altersstruktur des Anlagevermögens, so be-
einträchtigt das dessen Effizienz. Der technische Fortschritt findet nicht
in dem Maße Eingang in den Produktionsprozeß, wie es möglich und nötig
wäre. In den letzten Jahren war die Produktivitätsentwicklung ausge-
sprochen schwach. Zwar wäre es falsch, wollte man das nur der Investi-
tionsschwäche zurechnen, aber genauso falsch wäre es zu behaupten,
beides hätte nichts miteinander zu tun (Ziff. 207 ff.).18
Für eine offene Volkswirtschaft, die eine bedeutende Stellung auf dem
Weltmarkt hat, ist die Produktivitätsentwicklung eine Schlüsselgröße. Wer
hier das Tempo nicht mitgehen kann, das andere Industrieländer vorle-
gen, gefährdet seine internationale Wettbewerbsfähigkeit und damit die
Arbeitsplätze. Zwar gibt es keine Hinweise darauf, daß die deutsche
Wirtschaft inzwischen vom internationalen Produktivitätstrend abgehängt
worden ist - im Gegenteil, nahezu alle großen Industrieländer haben seit
einigen Jahren ähnliche Sorgen. Die Produktivitätsentwicklung ist als
Gradmesser für die internationale Wettbewerbsfähigkeit jedoch ein ausge-
sprochener Spätindikator. Hier lassen sich unter Umständen noch einige
Zeit Renten auf Investitionen der Vergangenheit einstreichen.
40. Die breite Anwendung neuer Technologien erweitert nicht nur den
Produktivitätsspielraum, sie ist auch eine Voraussetzung für Markter-
folge. Die deutsche Wirtschaft hat bei modernen Spitzentechnologien be-
trächtliche Forschungs- und Innovationsdefizite, die nicht zuletzt damit
zusammenhängen, daß Einführung und Verbreitung solcher Technologien
auf mannigfache Hindernisse stoßen. Das gilt etwa für das Gebiet der
Informations- und Kommunikationstechnologie, auf dem jahrelang notwen-
dige politische Entscheidungen blockiert gewesen sind und zum Teil bis
heute noch ausstehen.
41. Wer in dieser Hinsicht von den Unternehmen verstärkte Anstrengun-
gen erwartet, muß dafür die notwendigen Anreize setzen. Nur dort wird
mehr investiert, wo ausreichende Gewinnchancen vorhanden sind. Dies
ist in den letzten zehn Jahren vielfach nicht der Fall gewesen (Ziff.
72 ff.). Es gab im Gegenteil einen dramatischen Renditeverfall, und zwar
in fast allen Branchen, besonders aber im Verarbeitenden Gewerbe. Die
Bundesrepublik Deutschland ist in den Augen ausländischer Anleger kein
Land mehr, das attraktive Investitionschancen verspricht. Belegt wird
dies durch die Umkehr in den internationalen Kapitalströmen. In den
Jahren 1977-1981 investierten deutsche Unternehmen etwa viermal soviel
im Ausland wie ausländische Unternehmen in der Bundesrepublik
Deutschland. Gemessen an dem, was die deutschen Unternehmen im In-
land für Investitionen aufwenden, beträgt der Anteil ihrer Auslandsen-
gagements inzwischen 10 vH.
4. Weniger statt mehr Arbeitsplätze
42. Die deutsche Wirtschaft verfügt derzeit über schätzungsweise eine
Million Arbeitsplätze weniger als Anfang der siebziger Jahre, obwohl es
inzwischen, nimmt man die Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials
zum Maßstab, reichlich eine Million mehr Arbeitssuchende gibt als da-
mals. Die rechnerische Arbeitsplatzlücke hat sich damit auf mehr als zwei
Millionen ausgeweitet, und sie würde sich bei der vorgezeichneten demo-
graphischen Entwicklung ohne einen nachhaltigen Anstieg der Investiti-
onen sogar noch vergrößern. Um so wichtiger ist es, daß jetzt die Wei-
chen in der Beschäftigungspolitik in eine Richtung gestellt werden, die
Erfolg verspricht.
43. Erfolgversprechend ist auf die Dauer nur eine Strategie, die eine
Lösung im Strukturwandel sucht. Es kommt nicht von ungefähr, daß der
neuerliche Verlust von Arbeitsplätzen wiederum fast ausschließlich die
Landwirtschaft und das Warenproduzierende Gewerbe betraf (Tabelle 4).19
Es ist aber bemerkenswert, daß er dort nicht mehr das Ausmaß erreicht
hat wie während der Rezession von 1974/75. Dafür sind in den Dienstlei-
stungsbereichen weniger zusätzliche Arbeitsplätze entstanden als damals.
Ähnlich wie bei der Produktion zeigt sich also auch bei der Beschäfti-
gung eine Verlangsamung im Strukturwandel, die man nicht unkritisch zu
bewerten hat. Soweit sie nämlich durch Stützungsmaßnahmen für struk-
turschwache Branchen herbeigeführt wurde, muß das früher oder später
Konsequenzen haben. Unrentable Arbeitsplätze zu subventionieren bedeu-
tet, daß rentable Arbeitsplätze belastet werden. Subventionen wirken wie
eine Straf Steuer auf anpassungsbereite Unternehmen.
Es besteht die Gefahr, daß die Probleme auf dem Arbeitsmarkt zuneh-
mend falsch gesehen werden - von der Öffentlichkeit und auch von den
Politikern und Interessenvertretern. Vorrangiges Ziel kann es nicht sein,
unrentable Arbeitsplätze zu erhalten, sondern es müssen Bedingungen
geschaffen werden, unter denen neue Arbeitsplätze entstehen.






































Quelle: Vgl. Tabelle 2.
44. Die Lohnquote ist derzeit nicht mit Vollbeschäftigung vereinbar. Da-
mit in einer Marktwirtschaft genügend Beschäftigungsmöglichkeiten vor-
handen sind, muß das Lohnniveau
- entweder für alle beschäftigten Arbeitskräfte an der Produktivität der-
jenigen Arbeitskräfte ausgerichtet sein, die einen Arbeitsplatz suchen
und die weniger produktiv sind (es darf sich nicht an der Durch-
schnittsproduktivität orientieren, weil sonst marginale Arbeitskräfte
nicht zum Zuge kommen),
- oder für die marginalen Arbeitskräfte niedriger sein, als es im Durch-
schnitt für alle beschäftigten Arbeitskräfte ist.
Beide Wege hat die Lohnpolitik bislang ausgeschlagen. Die durchschnitt-
lichen Reallöhne sind in den letzten Jahren eher noch stärker gestiegen
als die Durchschnittsproduktivität, und auch die Lohnstruktur hat sich
weiter eingeebnet (Ziff. 80 ff.). Inzwischen löst der Markt das Vertei-
lungsproblem immer mehr auf eine Weise, die am allerwenigsten befrie-
digen kann, indem er nämlich marginale Kräfte aus dem Arbeitsprozeß
drängt.20
II. Auf den Weltmärkten zu wenig kon-
kurrenzfähig?
45. Nach drei Jahren mit Defiziten schloß die Leistungsbilanz der Bun-
desrepublik Deutschland im Jahre 1982 erstmals wieder mit einem Über-
schuß. Ausschlaggebend hierfür war ein Überschuß im Warenhandel,
was um so bemerkenswerter ist, als die Ausfuhr der Industrieländer
wert- wie mengenmäßig schrumpfte. Die Entwicklung im Jahre 1983 läßt
zwar erkennen, daß die deutsche Ausfuhr an Schwung verloren hat,
doch zeichnet sich erneut eine positive Leistungsbilanz ab. Viele meinen
daher, daß es um die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft nicht schlecht bestellt sei.
46. Die Leistungsbilanz sagt freilich für sich genommen wenig über die
wirtschaftliche Stärke einer Volkswirtschaft aus. Bei flexiblen Wechsel-
kursen gibt es im Idealfall zu jeder Zeit einen Kurs, bei dem sich in der
Summe aller Unternehmen einer Volkswirtschaft die Kostenvorteile und
-nachteile im außenwirtschaftlichen Verkehr ausgleichen, selbst wenn die
Anpassungsprozesse nicht kontinuierlich verlaufen und häufig von Frikti-
onen begleitet sind. Eine andere Frage ist, welche Realeinkommen ein
Land im internationalen Wettbewerb zu verdienen vermag und wie sich
seine relative Einkommensposition im Vergleich zu den Konkurrenzländern
im Zeitablauf verändert. Das hängt von anderen Faktoren ab, etwa wie
rasch das Land die Produktivität steigern oder welche Anteile es auf den
Weltexportmärkten erringen kann.
Anders ausgedrückt: Eine Volkswirtschaft ist immer so wettbewerbsfähig,
wie es ihre Unternehmen in der Summe sind. Für die Volkswirtschaft als
Ganzes entscheidet die Produktivität der Unternehmen darüber, welche
realen Wechselkurse Gleichgewichtskurse sind [Branson, 1980], bei de-
nen also ein Land auf längere Sicht weder eine Tendenz zum Überschuß
noch eine Tendenz zum Defizit in der Leistungsbilanz aufweist (1).
1. Wie das Leistungsbilanzdefizit entstand und wie es überwunden wurde
47. Erstaunlich schien lange Zeit, daß der erste ölpreisschock und die
kräftige reale Aufwertung der D-Mark die außenwirtschaftliche Position
der deutschen Wirtschaft offensichtlich nicht zu beeinträchtigen vermoch-
ten, jedenfalls wenn man sie an der Leistungsbilanz mißt. Erst der zwei-
te Olpreisschub hat - nach dieser Lesart - die außenwirtschaftliche Posi-
tion nachhaltig geschwächt. Betrachtet man die großen Posten der Lei-
stungsbilanz (Tabelle 5), so scheint diese Sicht zuzutreffen: Der Anstieg
der ölrechnung von 1978 bis 1980 deckt sich fast mit dem Rückgang des
Saldos der Handelsbilanz, Vorübergehend positive Entwicklungen der
Dienstleistungs- und Ubertragungsbilanz zwischen 1975 und 1978 setzten
sich nicht fort. Die Leistungsbilanz geriet ins Defizit.
Diese Sicht erweist sich freilich als vordergründig. Die Entwicklung der
(1) Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft
wurde vom Institut für Weltwirtschaft als eines von vier Schwer-
punktthemen vertieft untersucht. Eine breitere Darstellung findet
sich bei Hörn [1983].21
Tabelle 5 - Komponenten der Leistungsbilanzentwicklung 1973-1982 (Ver-









































Quelle: Deutsche Bundesbank [b]; Statistisches Bundesamt
Nettoausfuhr legt eine andere Interpretation nahe : Zwar stieg die Netto-
ausfuhr zunächst bis 1974 steil an, und zwar bis auf 36 vH (Schau-
bild 5). Sie fiel dann aber bis 1980 kontinuierlich bis auf 21 vH. Erst in
jüngster Zeit kam es wieder zu einem Anstieg.
48. Die Entwicklung der Nettoausfuhr steht ab 1975 recht gut im Ein-
klang mit den Veränderungen in der realen Bewertung der D-Mark: In
der Zeit von 1975 bis 1979 wurde die D-Mark im Trend aufgewertet. Ab
Ende 1979 kam es zu einer Abwertung. Sie fiel ebenso kräftig aus wie
die Aufwertung zuvor. Die D-Mark war im Jahre 1982 real wieder ähnlich
bewertet wie zu Anfang der siebziger Jahre. Der Umschwung der Han-
delsbilanz folgte den Veränderungen des realen Wechselkurses im Ab-
stand von mehr als einem Jahr.
49. Im ganzen ist gleichwohl erstaunlich, daß die Wechselkursänderungen
stärker auf die Entwicklung der Importe als auf die Entwicklung der
Exporte durchschlugen. Von 1970 bis 1980 stiegen die Exporte von Indu-
striewaren dem Werte nach etwas stärker als die Exporte aller Industrie-
länder. Preisbereinigt lag die jährliche Veränderungsrate allerdings um
reichlich einen Prozentpunkt unter dem Durchschnitt der Industrielän-
der. Der Menge nach verloren die deutschen Anbieter also Marktanteile,
doch hielt sich dies in recht engen Grenzen. Die Ausfuhr deutscher An-
bieter von Industriewaren bewegte sich also im großen und ganzen im
Trend. Die Veränderungsraten der Durchschnittswerte, der Mengen und
der tatsächlichen Werte stimmten auch weit mehr mit dem Weltmarkttrend
überein, als dies bei anderen wichtigen Ausfuhrländern zu beobachten
war (Tabelle 6).
50. Daß sich die deutsche Wirtschaft unter dem Druck einer hochbewer-
teten Währung im Export als "Trendökonomie" erwies, läßt sich damit
erklären, daß die deutschen Anbieter ihre Marktposition auch unter In-
kaufnahme gedrückter Gewinnmargen zu verteidigen suchten. Die Spiel-
räume, die sich am Weltmarkt für Preiserhöhungen ergaben, reichten22
Schaubild 5 - Nettoausfuhr im Warenhandel, öleinfuhr, reales Austausch-
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Wfuhrüberschuß im Warenhandet (ohne Einfuhr von Rohöl und ÖlprocJukten) in vH der Warenausfuhr - Ein-
fuhr von Rohöl- und Ölprodukten invH der Warenausfuhr. -
3 Index der Durchschnittswerte der Ausfuhr geteilt
durch den Index der Durchschnittswerte der Einfuhr. - Gegenüber den Währungen der 13wichtigsten ande-
deren Industrieländer.
Quelle: IMF [b]; Statistisches Bundesamt [x]; eigene Berechnun-
gen.
nicht aus, um den Anstieg der Kosten, vor allem der Lohnkosten, auf
die Ausfuhrpreise in internationaler Währung zu überwälzen (1).
51. Für die Oberwindung des Leistungsbilanz defizits gab letztlich die
kräftige Abwertung der D-Mark den Ausschlag. Seit Anfang 1981 gelingt
es den deutschen Anbietern, ihren Anteil an der Weltausfuhr aufgrund
des wechselkursbedingten Preisvorteils wieder kräftig auszuweiten
(Schaubild 3). Sie haben dabei sogar den im ganzen ungünstigen Welt-
markttrend überspielen können. Wegen der Verschlechterung des realen
Austauschverhältnisses blieb die Leistungsbilanz im Jahre 1981 allerdings
noch im Defizit. Das außenwirtschaftliche Ungleichgewicht wurde so vor-
übergehend überzeichnet. Im Jahre 1982 verlangsamte sich die Zunahme
(1) Hierfür spricht auch, daß auf Lohnstückkostenbasis die reale Auf-
wertung der D-Mark bis 1979 höher ausfällt als auf der Basis von
Exportpreisen.23
Tabelle 6 - Korrelationskoeffizienten für den Zusammenhang zwischen der
Entwicklung der Ausfuhr ausgewählter Länder bei Industrie-
































(a)Gemessen an der Industriewarenausfuhr aller Industrieländer. - (b)Er-
rechnet anhand von Veränderungsraten der Quartalswerte gegenüber dem
Vorjahresintervall (I. Quartal 1970 bis I. Quartal 1982). Alle Koeffi-
zienten sind signifikant bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 vH.
Quelle: UN [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.
des Exportvolumens. Doch die vorangegangene Abwertung ließ es zu,
daß die deutschen Anbieter erneut ihre Ausfuhrpreise anheben konnten.
Zugleich stiegen die Einfuhrpreise kaum noch, nicht zuletzt wegen der
Entspannung auf den Rohstoff markten. Der Handelsbilanzüberschuß er-
höhte sich daraufhin kräftig um 23,5 Mrd. D-Mark auf 51,2 Mrd.
D-Mark.
52. An dem Weg aus dem Leistungsbilanzdefizit kann man auch erkennen,
wo sich Gefahrenstellen für die künftige außenwirtschaftliche Entwicklung
abzeichnen. Die Abwertung der D-Mark hat fürs erste viele Struktur-
schwächen überdeckt. Sie hat die Unternehmen von dem Druck, sich
durch Steigerung der Produktivität im internationalen Wettbewerb be-
haupten zu müssen, entlastet. Käme es zu einer neuerlichen realen Auf-
wertung der D-Mark wie in den siebziger Jahren, und dies ist nicht un-
wahrscheinlich, so würden viele Unternehmen wieder unter Anpassungs-
druck geraten. Die Erfolge im Exportgeschäft könnten sich als wenig
dauerhaft erweisen.
53. Aus alledem folgt, daß der Umkehr in der Leistungsbilanz, so wich-
tig sie für sich genommen sein mag, wenig Aussagekraft zukommt, wenn
es um die Frage geht, wo die deutsche Wirtschaft derzeit im internatio-
nalen Wettbewerb steht. Daß es angebracht ist, Besorgnisse um die Wett-
bewerbsfähigkeit ernst zu nehmen, machen folgende Überlegungen deut-
lich:
- Die Rentabilitätskrise hält auch nach der kräftigen Abwertung der
D-Mark an. Die Welle der Insolvenzen ist nur wenig abgeflacht. Die
Eigenkapitaldecke der Unternehmen ist durchweg stark zusammenge-
schmolzen. Quer durch das Branchenspektrum stehen immer noch viele
Unternehmen, große wie kleine, mit dem Rücken zur Wand.
- In strategischen Technologiebereichen, wie bei der Mikroelektronik
und bei den Biotechnologien, droht die Bundesrepublik Deutschland in
vielen Fällen gegenüber Japan und den Vereinigten Staaten den An-24
Schluß zu verlieren. Zwar gibt es hier nicht nur Schattenseiten, son-
dern auch Erfolgsbeispiele (etwa in der Automobiltechnik oder in der
Meß- und Regeltechnik). Der Eindruck einer Erosion der deutschen
Wettbewerbsposition überwiegt jedoch insgesamt.
- Die Attraktivität des Standortes Bundesrepublik Deutschland für aus-
ländische Direktinvestitionen läßt merklich nach, die Attraktivität aus-
ländischer Standorte für deutsche Direktinvestoren nimmt dagegen zu
(Tabelle A2).
- Die Schwellenländer diversifizieren ihr Exportsortiment stetig weiter,
setzen die alten Industrieländer unter dauernden Anpassungsdruck und
machen ihnen Marktanteile auf Drittmärkten streitig. Eine zweite Gene-
ration von Schwellenländern ist dabei, in die Fußstapfen der ersten zu
treten.
- Bei der Ausfuhr in Entwicklungsländer, namentlich in die Schwellen-
länder, die im letzten Jahrzehnt besonders rasch expandierte, befinden
sich die deutschen Anbieter durchweg im Hintertreffen gegenüber der
Konkurrenz aus Japan und den Vereinigten Staaten. Ihre Marktstellung
ist äußerst schwach in Ost- und Südostasien, einer Region, die durch
eine ausgeprägte Wachstumsdynamik gekennzeichnet ist (1).
- Hinzu kommt, daß auch in der Bundesrepublik Deutschland die Nei-
gung der wirtschaftspolitisch Verantwortlichen zugenommen hat, notlei-
denden Branchen und Großunternehmen mit staatlichen Finanzhilfen
und handelspolitischen Maßnahmen wie Importbeschränkungen und Ex-
portsubventionen beizuspringen (Ziff. 242 ff.). Nach einer Faustregel
wirken sich Maßnahmen der Außenhandelsprotektion zu zwei Dritteln
wie eine Steuer auf Exportbereiche aus; sie stellen also eine Steuer auf
die positive Anpassung im Strukturwandel dar.
Es kommen also Herausforderungen von außen und interne Schwächen
zusammen.
2. Gefährdete Wettbewerbsfähigkeit bei Produktzyklus-Gütern
54. Ein zentrales Merkmal des internationalen Wettbewerbs zwischen den
Unternehmen hochentwickelter Länder ist das Bestreben, innovative Vor-
sprünge vor Konkurrenten zu gewinnen und zu erhalten oder Vorsprün-
ge der Konkurrenten einzuholen. Es ist daher wichtig zu wissen, wo die
deutschen Unternehmen im Wettbewerb bei neuartigen und qualitativ
hochwertigen Gütern (Produktzyklus-Güter) stehen (2). Hinzu kommt,
daß bei älteren und standardisierten Gütern ständig Wettbewerbsvorteile
an aufstrebende Entwicklungsländer verlorengehen. Diesem Wettbewerb
von unten Können Lancier wie die~Bundesrepublik Deutschland nur durch
(1) Eine Analyse des Wandels der Welthandelsströme findet sich in Ab-
schnitt IV im Anhang.
(2) Eine Liste der als Produktzyklus-Güter klassifizierten Warengruppen
findet sich in Tabelle A4. Als Kriterium für die Auswahl wurde
durchweg die Forschungsintensität der Produktion in den Vereinigten
Staaten oder in anderen Ländern herangezogen. Die Liste entspricht
im wesentlichen den Aufstellungen in einer Reihe neuerer Studien auf
diesem Gebiet [Kommission der Europäischen Gemeinschaften, c;
OECD, c].25
Innovationen (technische Vorsprünge, überlegene Organisationsformen,
besseres Produktdesign, Eöhere Produktquilität) ausweichen. Dabei müs-\
sen sie sich freilich auch gegenüber Anb"ie"tern aus anderen Industrie-
ländern behaupten.
55. Bis Anfang der siebziger Jahre expandierte der internationale Handel
mit Produktzyklus-Gütern rascher als der Handel mit Industriewaren ins-
gesamt. Er war auch das dynamische Element im Industriewarenhandel
zwischen den entwickelten Ländern. Dies ist seit der ersten ölpreiskrise
nicht mehr der Fall. Die anhaltende Investitionsschwäche in den Indu-
strieländern hat dazu geführt, daß weniger Investitionsgüter als sonst
gehandelt werden. Investitionsgüter besitzen großes Gewicht im Waren-
korb der Produktzyklus-Güter. Auch muß man sehen, daß nach der Dis-
kussion über die angebliche technologische Lücke Ende der sechziger
Jahre die Regierungen vieler Industrieländer zu einer aktiveren For-
schungs- und Technologiepolitik übergegangen sind. Eine solche Politik •
geht häufig einher mit importbeschränkenden Maßnahmen und Subven- ,
tionen zugunsten heimischer Unternehmen und ganzer Industriezweige;
(1). Der internationale Handel mit Produktzyklus-Gütern ist dadurch zu-'j
mindest nicht gefördert worden.
 :i
56. Vieles spricht dafür, daß der internationale Wettbewerb bei Produkt-
zyklus-Gütern härter geworden ist. Allein der Umstand, daß Japan,
einst Nachzügler im weltwirtschaftlichen Entwicklungsprozeß, in den
letzten zwei Jahrzehnten beträchtliche Marktanteile hat gewinnen können,
ist Ausdruck hierfür (Tabelle 7). Bemerkenswert ist, daß sich in den
siebziger Jahren, als sich der japanische Exportanteil bei Produktzyklus-
Gütern verdoppelte, der zusammengefaßte Exportanteil der fünf wichtig-
sten Anbieterländer nur geringfügig erhöhte, die kleineren Industrie-
länder als Gruppe sich also knapp am Weltmarkt behaupten konnten. Die
wichtigsten Anbieterländer (Bundesrepublik Deutschland, Vereinigte
Staaten, Frankreich, Vereinigtes Königreich) waren unterschiedlich be-
troffen. Die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich verloren,
wie schon in den sechziger Jahren, nochmals erhebliche Marktanteile;
Frankreich gewann spürbar hinzu, die Bundesrepublik Deutschland hielt
ungefähr ihre Position.
57. Auf den Exportmärkten für Produktzyklus-Güter hat die deutsche
Wirtschaft offensichtlich nicht stark an Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt.
Anders verhält es sich auf dem Binnenmarkt. Bei der Einfuhr zeigt sich
ein kräftiger Anstieg. Ausländische Anbieter haben auf dem Inlands-
markt, der vormals fast eine reine Domäne der heimischen Anbieter war,
beträchtlich an Boden gewonnen. Das Verhältnis von Ausfuhr zu Einfuhr
hat sich somit in den siebziger Jahren deutlich verschlechtert, der Ab-
stand zum entsprechenden Verhältnis bei Industriewaren insgesamt mehr
als halbiert (Tabelle 8).
Dies spricht dafür, daß die deutsche Wirtschaft bei Produktzyklus-Gü-
tern insgesamt doch an internationaler Wettbewerbsfähigkeit verloren hat.
(1) Beispielsweise forderte die französische Regierung unlängst, daß die
Europäische Gemeinschaft Schutzzölle bei Waren neuester Technologie
verhängen soll.26
Tabelle 7 - Zur Wettbewerbsfähigkeit ausgewählter Industrieländer bei





























































































































































Produktzyklus-Güter vgl. Tabelle f.4. - (b)Definiert
Internationalen Warenverzeichnisses für den Au-
f
s
Quelle: OECD [e]; eigene Berechnungen.
58. Bei den einzelnen Produktbereichen zeigt sich ein differenzierteres
Bild, wenn auch der Rückgang der Wettbewerbsfähigkeit eine durchgän-
gige Erscheinung ist. Am schwächsten ist die Position bei Büromaschi-
nen, Datenverarbeitungsgeräten und Ausrüstungen für die Kommunika-
tionstechnik. Hier liegt sie erheblich unter dem Durchschnitt für Indu-
striewaren. Das erscheint um so bedenklicher, als es sich dabei um den
Kernbereich der Mikroelektronik und ihrer Anwendungen handelt, also
um Schlüsseltechnologien im Prozeß der sogenannten zweiten industriellen
Revolution. Noch am besten behauptet haben sich die deutschen Anbieter
in den Bereichen Maschinen, Fahrzeuge und Elektrotechnische Erzeugnis-
se. Bei Fahrzeugen ist es nach 1978 gelungen, die Verschlechterung der
Wettbewerbsposition aufzuhalten.27
Tabelle 8 - Zur Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft im Han-



























(a)Ohne Büromaschinen und Geräte























































































Quelle: OECD [e]; eigene Berechnungen.
3. Expansions- und Schrumpfungsprozesse in ausgewählten Bereichen
59. Gravierende Veränderungen in der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit auf dem Aggregationsniveau von zwei- oder dreistelligen SYPRO-
Positionen sind selten zu beobachten. Typisch scheint vielmehr zu sein,
daß sich die Position einzelner Branchen in der Hierarchie der Wettbe-
werbsfähigkeit nur allmählich in die eine oder andere Richtung ver-
schiebt, wobei Branchenzyklen kurzfristig derartige Trends überlagern
können. Vergleicht man etwa die Nettoausfuhr (in vH der Summe aus
Einfuhr und Ausfuhr = RCA (1)) von 34 Produktbereichen des Verarbei-
tenden Gewerbes im Jahre 1970 mit der im Jahre 1982, so zeigt sich ein
hohes Maß an Übereinstimmung, wie die folgende Regressionsgleichung
belegt.






Die Wettbewerbsfähigkeit im Jahre 1970 "erklärt" zu genau vier Fünfteln
die Wettbewerbsfähigkeit im Jahre 1982. Von Interesse ist ferner die
Höhe des Regressionskoeffizienten von 0,84. Daran kann man ablesen,
daß im Durchschnitt die intersektoralen Unterschiede in der internatio-
(1) RCA steht für "sichtbare Wettbewerbsfähigkeit" (revealed compara-
tive advantage).28
nalen Wettbewerbsfähigkeit geringer geworden sind (1). So belief sich
die Summe der sektoralen Ausfuhr- und Einfuhrüberschüsse bei Erzeug-
nissen des Verarbeitenden Gewerbes im Jahre 1970 (für 34 Bereiche)
noch auf 41 vH des Gesamthandels (Ausfuhr plus Einfuhr), 1982 (für 36
Bereiche) hingegen nur auf 34 vH. _Der intraindustrielle Handel hat also
deutlich an Gewicht gewonnen.
60. Die scheinbare Trägheit im Wandel der relativen Wettbewerbsposition
von Branchen sollte allerdings nicht den Blick dafür verstellen, daß auf
vielen Teilmärkten starke Veränderungen zu verzeichnen sind, die sich
in der Summe eines Bereiches zu einem guten. Teil kompensieren. Doch
überwiegen auch bei eng begrenzten Teilmärkten, etwa entsprechend den
fünfstelligen SITC-Positionen, relativ stabile Marktverhältnisse, abgese-
hen von den Fällen mit sehr kleinen Umsätzen, wo Einfuhr wie Ausfuhr
von Jahr zu Jahr stark schwanken können. Recht selten ist jedenfalls zu
beobachten, daß auf Teilmärkten binnen fünf bis zehn Jahren aus einem
hohen Ausfuhrüberschuß ein hoher Einfuhrüberschuß wird oder umge-
kehrt. Einige Beispiele hierfür sind in Tabelle A3 zusammengestellt. Ein
geballtes Auftreten von großen Gewinnen an Wettbewerbsfähigkeit auf
Teilmärkten war in keinem Fall zu beobachten. Auch die Beispiele für
einen rasanten Verfall der Wettbewerbsfähigkeit verteilten sich im großen
und ganzen recht gleichmäßig über das Branchenspektrum. Ausnahmen
bilden hier zum Beispiel die Bereiche Unterhaltungselektronik, Fahr- und
Motorräder sowie Uhren.
61. Ein wichtiges Merkmal des außenwirtschaftlichen Anpassungsdrucks
war in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre, daß in einer Reihe vor-
mals überdurchschnittlich wettbewerbsfähiger Bereiche die Nettoausfuhr
absolut oder doch relativ zum Gesamthandel kräftig sank. Teil? setzte
sich dabei eine Entwicklung fort, die bereits in der ersten Hälfte der
siebziger Jahre angelegt war, wie bei Feinmechanischen und Optischen
Erzeugnissen, Eisen-, Blech- und Metallwaren, Feinkeramischen Erzeug-
nissen und Kunststofferzeugnissen. Teils gerieten Bereiche erstmals
unter Anpassungsdruck. Dies gilt etwa für Erzeugnisse der Ziehereien
und Kaltwalzwerke, Chemische Erzeugnisse, Maschinenbauerzeugnisse und
Erzeugnisse der Stahlverformung.
62. Ein anderes und überraschendes Merkmal der außenwirtschaftlichen
Entwicklung bestand darin, daß sich die Lage der Bereiche, die bereits
zu Anfang der siebziger Jahre vergleichsweise wenig wettbewerbsfähig
gewesen waren, im Laufe der siebziger Jahre durchweg nicht weiter ver-
scKlechterte, sondern sich oft sogar beträchtlich verbesserte. Zwar ge-
läng es in keinem Falle, Marktanteile im Inland von der Importkonkurrenz
zurückzugewinnen. Im Gegenteil stieg auch hier wie in den übrigen Be-
reichen des Verarbeitenden Gewerbes (2) die Importquote (bezogen auf
(1) Die Standardabweichung der RCA-Koeffizienten sank von 37 vH im
Jahre 1970 auf unter 34 vH im Jahre 1982, bei einem Mittelwert für
das Verarbeitende Gewerbe von 19 vH beziehungsweise 20 vH.
(2) Bei Erzeugnissen des Verarbeitenden Gewerbes stieg die Importquote
von 18 vH im Jahre 1975 auf 24 vH im Jahre 1982. Die Exportquote
(bezogen auf den Umsatz) erhöhte sich im gleichen Zeitraum von 26
vH auf 32 vH. Dem entsprach ein Rückgang der Nettoausfuhr (im
Verhältnis zum Gesamthandel) von 23 vH auf 15 vH bis 1980 und ein
erneuter Anstieg auf 20 vH bis 1982.29
den Inlandsverbrauch) durchweg kräftig weiter - zum Beispiel bei Le-
derwaren von 26 vH im Jahre 1975 auf 42 vH im Jahre 1982, bei Textilien
von 35 vH auf 48 vH und bei Bekleidung von 29 vH auf 43 vH (vgl.
auch Tabelle A7). Aber diese Bereiche konnten ihre Ausfuhr kräftig
steigern. Per saldo sank die Nettoeinfuhr im Trend absolut oder doch
relativ im Verhältnis zum Außenhandel, und dies ungeachtet des Höhen-
fluges in der realen Bewertung der D-Mark in der zweiten Hälfte der
siebziger Jahre.
63. Von einer Renaissance wettbewerbsschwacher Bereiche zu sprechen,
wäre jedoch übertrieben (1). Denn im Durchschnitt dieser Branchen
stieg die Produktion nur relativ schwach oder fiel sogar, und die Be-
schäftigung ging in der Regel besonders kräftig zurück. Auch gingen
vergleichsweise große Anteile am Binnenmarkt zusätzlich an die Import-
konkurrenz verloren. Nur einem Teil der Unternehmen gelang es, auf
den Auslandsmärkten vorzudringen. Kennzeichnend für diese Branchen
ist also eine gespaltene Entwicklung, mit Expansionsprozessen bei einigen
Unternehmen und Schrumpfungsprozessen bei anderen.
Allerdings sind Zweifel angebracht, ob die vergleichsweise günstige Wett-
bewerb sposition dieser Bereiche auf Dauer gehalten werden kann. Dies
betrifft vor allem jene nicht seltenen Fälle, in denen der Exporterfolg
nicht auf einer Umstellung des Sortiments (also auf Produktinnovationen)
beruhti~ sönderri~äüf überwiegend Hefeiisiven Verfahrensinnovationen. In
den siebziger Jahren hat die Mikroelektronik weiten Bereichen neue
Chancen bei der Automatisierung eröffnet. Dies gilt etwa für die Pro-
duktion von Textilien und neuerdings zunehmend auch für die Produk-
tion von Bekleidung [GATT, f]. Hier gibt es Parallelen zu den sechziger
Jahren. Damals setzten viele Unternehmen, die starkem Wettbewerb von
außen ausgesetzt waren, auf die Kapitalintensivierung. Wie die Erfahrung
zeigte, verschaffte das bestenfalls vorübergehend Luft im Wettbewerb mit
Niedriglohn-Standorten. In den kommenden Jahren werden auch die Kon-
kurrenten lernen, mit der Mikroelektronik umzugehen.
64. Nun bildet die außenwirtschaftliche Verflechtung zwar eine wichtige,
aber nicht die alleinige Determinante für den sektoralen Strukturwandel.
Der außenwirtschaftlich bedingte Strukturwandel ist in dem Maße schwer
zu erkennen, wie der Wettbewerbsdruck von außen schnelle Anpassungen
bei den betroffenen Unternehmen und Wirtschaftszweigen hervorruft;
dies wiederum beeinflußt das Muster des Strukturwandels. Ein direkter
Vergleich zwischen dem Branchenmuster der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit und dem sektoralen Strukturwandel ist unter diesen Vorbehal-
(1) Zwei Branchen, die Feinkeramik und die Herstellung von Musikin-
strumenten, Spielwaren und Sportgeräten, die Anfang der siebziger
Jahre nicht zu den wettbewerbsschwachen Bereichen zählten, erfuh-
ren im Verlauf der siebziger Jahre zunächst einen drastischen Verfall
ihrer Wettbewerbsposition. In den letzten Jahren erholten sie sich
wieder. In diesen beiden Fällen könnte man noch am ehesten von
einer Renaissance sprechen. Die an den tatsächlichen Handelsströmen
gemessene Wettbewerbsfähigkeit ist auch bei zwei anderen Branchen,
dem Luftfahrzeugbau und dem Nahrungs- und Genußmittelgewerbe,
in den siebziger Jahren kräftig gestiegen. Darin dürfte aber über-
wiegend die starke Protektion zum Ausdruck kommen, die diese bei-
den Branchen genießen.30
ten zu interpretieren (Tabelle A5). An den Ergebnisseh ist dennoch be-
merkenswert,
- daß eine enge Korrelation zwischen dem Anstieg der Einfuhrquoten und
dem Anstieg der Ausfuhrquoten besteht;
- daß weder der Anstieg der Einfuhrquoten noch der Anstieg der Aus-
fuhrquoten noch die Veränderung der Nettoausfuhrposition jeweils für
sich direkt mit dem Strukturwandel bei Produktion und Beschäftigung
zusammenhängen;
- daß die Branchenhierarchie nach der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit tendenziell mit der Branchenhierarchie bei Produktion und Be-
schäftigung übereinstimmt.
Daran wird einmal mehr deutlich, daß überkommene Raster von wettbe-
werbsstarken und wettbewerbsschwachen Branchen an Bedeutung für den
sektoralen Strukturwandel verloren haben. Die intrasektorale Komponente
des außenwirtschaftlich bedingten Strukturwandels hat zunehmend das
Geschehen bestimmt.
4. Die deutsche Wirtschaft in der Arbeitsteilung mit den Entwicklungs-
ländern
65. Die Industriewareneinfuhr aus Ländern der Dritten Welt wird häufig
als eine wichtige Ursache für schmerzhafte strukturelle Veränderungen in
den Industrieländern angesehen. So richten handelspolitische Instanzen
in der Europäischen Gemeinschaft denn auch ihre protektionistischen
Maßnahmen gezielt gegen die Einfuhr aus diesen Ländern. Dabei gerät
leicht aus dem Blick, daß die entwickelten Länder bei Industriewaren (1)
nach wie vor große und von Jahr zu Jahr steigende Exportüberschüsse
im Nord-Süd-Handel erzielen. Im Handel mit OPEC-Ländern betrugen
diese 1981: 96 Mrd. US-$ (1970: 6 Mrd. US-$), im Handel mit den übri-
gen Entwicklungsländern 89 Mrd. US-$ (1970: 19 Mrd. US-$).
66. Auch die deutsche Wirtschaft erzielte bei Industriewaren beträcht-
liche Ausfuhrüberschüsse^ im Handel mit den Entwicklungsländern - 1982
rund "45 Idrd. DM bei einer Ausfuhr von gut 70 Mrd. DM. Etwa 17 vH
der ausgeführten Industriewaren gingen in die Entwicklungsländer, nur
etwa 9 vH der eingeführten Industriewaren stammten von dort. Die Ein-
fuhr aus Entwicklungsländern belief sich auf reichlich 2 vH des Inlands-
verbrauchs, die Ausfuhr in Entwicklungsländer auf knapp 6 vH des Um-
satzes bei Erzeugnissen des Verarbeitenden Gewerbes.
67. Für den sektoralen Strukturwandel ist die Arbeitsteilung mit den
Entwicklungsländern zum einen bedeutsam, weil Einfuhr und Ausfuhr
weit stärker als im Handel mit Industrieländern auf die Erzeugnisse we-
niger Bereichen konzentriert sind. So entfielen 1982 fast 60 vH der Ein-
fuhr auf fünf Bereiche (NE-Metalle, Mineralölerzeugnisse, Elektrotechni-
sche Erzeugnisse, Textilien und Bekleidung), und fünf Bereiche bestrit-
ten drei Viertel der Ausfuhr (Chemische Erzeugnisse, Eisen und Stahl,
(1) In der Abgrenzung der SITC (Teile 5 bis 8, ohne 68 (NE-Metalle));
Erzeugnisse des Nahrungs- und Genußmittelgewerbes sind darin
x
nicht enthalten. /31
Maschinen, Straßenfahrzeuge und Elektrotechnische Erzeugnisse). Zum
anderen herrscht immer noch ein ausgeprägtes interindustrielles Muster
der Arbeitsteilung vor: In Erzeugnisbereichen, bei denen die Einfuhr
aus Entwicklungsländern am meisten zur Inlandsversorgung beiträgt (bis
zu 18 vH bei Lederwaren), gibt es nur eine sehr geringe Ausfuhr in
Entwicklungsländer (Tabelle 9) . Für Branchen, die einen vergleichsweise
großen Teil ihrer Produktion in Entwicklungsländer exportieren (bis zu
13 vH bei Maschinenbauerzeugnissen), spielt dagegen die Importkonkur-
renz aus diesen Ländern keine nennenswerte Rolle.
68. Nachhaltige Änderungen des überkommenen Musters der Arbeitstei-
lung mit den Entwicklungsländern deuten sich freilich am "aktuellen
Rand" an. So ist der Anteil der Einfuhr aus diesen Ländern an der In-
landsversorgung seit Mitte der siebziger Jahre quer durch das Bran-
chenspektrum, wenn auch auf unterschiedlichem Niveau, kräftig gestie-
gen, desgleichen der Anteil der Ausfuhr in diese Länder an der Inlands-
produktion. Auf der Aggregationsebene zwei- oder dreistelliger SYPRO-
Positionen zeichnet sich mithin ein Wandel zu inträindustrieilen Formen
der Arbeitsteilung ab.
69. Die Exportdiversifizierung der Entwicklungsländer ist in der letzten
Dekade kräftig vorangeschritten. Dies betrifft nicht nur die bekannten
Schwellenländer in Südostasien und Südamerika, sondern eine ganze Rei-
he neuer Exportländer, die den Schwellenländern nachstreben, ihnen
angestammte Exportmärkte vor allem bei arbeitsintensiven Konsumgütern
streitig machen und sie so drängen, die Exportdiversifizierung bei
Warengruppen voranzutreiben, die höhere Anforderungen an Qualität,
Design und Technologie stellen. Wie rasch dieser Prozeß vorankommt,
spiegelt sich unter anderem darin, daß im Zeitraum 1970-1981 der Anteil
der Erzeugnisse der Metallverarbeitung (etwa Maschinenbauerzeugnisse,
Elektrotechnische Erzeugnisse, Fahrzeuge) im Exportsortiment von 15 vH
auf 35 vH stieg (Tabelle A9). Die Warenstruktur der Einfuhr der Indu-
strieländer insgesamt aus den Entwicklungsländern wandelte sich ganz
ähnlich.
70. Die Änderungen im Exportangebot der Entwicklungsländer haben sich
bislang nur vergleichsweise wenig in der Einfuhr der Bundesrepublik
Deutschland niedergeschlagen. Erzeugnisse der Metallverarbeitung (des
Investitionsgüter produzierenden Gewerbes in der deutschen Klassifika-
tion) machten 1982 gerade erst 15 vH der eingeführten Industriewaren
aus. Das deutet auf einen gewissen Rückstand in der Arbeitsteilung mit
den Entwicklungsländern hin. Die seit den siebziger Jahren zu beobach-
tende Tendenz, daß die Importkonkurrenz der Einfuhr aus Entwicklungs-
ländern immer mehr auf das ganze Branchenspektrum übergreift, dürfte
sich künftig verstärken, zumal die Exportdiversifizierung dieser Länder
weitergeht. _Je_
 m^hr die Schwellenländer dabei voranschreiten, um so
mehr wird es zu einem intraindustriellen Handel kommen.
71. Die Implikationen für die strukturellen Anpassungsprozesse in der
Bundesrepublik Deutschland sind weitreichend: Der aus der Arbeitstei-
lung mit den Entwicklungsländern herrührende Strukturwandel bildet
sich immer weniger im Wandel der Branchenstruktur ab. Es gibt kaum
noch Branchen, die nur positiv, als Exporteure, oder die nur negativ,
auf Grund der Einfuhr, betroffen wären. Damit wird auch die Protektion
einzelner Branchen gegen die Einfuhr aus Entwicklungsländern zu einer
zweischneidigen Sache für die Produzenten in diesen Branchen.32
Tabelle 9 - Einfuhr- und Ausfuhrquoten der deutschen Wirtschaft im
Handel mit Entwicklungsländern nach ausgewählten Waren-
gruppen 1976, 1980 und 1982 (vH)
Warengruppe
Erzeugnisse der Land- und Forst-
wirtschaft, Fischerei
Erzeugnisse des Nahrungs- und
L_ Genußmittelgewerbes
Bergbauliche Erzeugnisse

































































































































































(a)Einfuhr aus Entwicklungsländern in vH des Inlandsverbrauchs (Umsatz
minus Ausfuhr plus Einfuhr). -' (b)Ausfuhr in Entwicklungsländer in
des Umsatzes.
vH
Quelle: Statistisches Bundesamt fg. k]; eigene Berechnungen.33
III. Viele verdienen zu wenig - Renditen
und Eigenkapitalausstattung im in-
tersektoralen Vergleich
1. Kapitalrendite im Abwärtstrend
72. Die Entwicklung der Kapitalrendite der deutschen Wirtschaft stimmt
bedenklich (1). Schon seit längerem ist der Trend abwärts gerichtet
(Schaubild 6). Auch wenn die Kapitalrendite im Zeitraum 1975-1979
wieder etwas gestiegen ist, liegt sie doch deutlich niedriger als in den
früher siebziger oder gar in den sechziger Jahren. Dabei ist noch zu
berücksichtigen, daß in den letzten Jahren viele Unternehmen aus dem
Wirtschaftsprozeß ausgeschieden sind, die keine Gewinne erwirtschaften
konnten oder sogar Verluste hinnehmen mußten.
Der anhaltende trendmäßige Rückgang der Kapitalrendite bringt zum
Ausdruck, daß sich die Angebotsbedingungen der deutschen Wirtschaft
in weiten Bereichen verschlechtert haben. Insbesondere hat der Anstieg
der Lohnkosten an der Ertragskraft der Unternehmen gezehrt (Ziff.
189). Die Lohnquote zeigt einen nahezu spiegelbildlichen Verlauf zur
Kapitalrendite.
73. Hinter dem trendmäßigen Rückgang der durchschnittlichen Kapital-
rendite verbergen sich ausgeprägte sektorale Unterschiede (Tabelle 10).
Es fällt auf, daß jene Bereiche, für die der Staat eine Absatzgarantie
übernommen hat oder die auf andere Weise in starkem Maße staatlichen
Regulierungen unterliegen (Land- und Forstwirtschaft, Energie- und
Wasserversorgung, Bergbau, Verkehr und Nachrichtenübermittlung), ein
vergleichsweise niedriges Renditeniveau aufweisen. Demgegenüber erge-
ben sich für die übrigen Wirtschaftsbereiche höhere Renditen, die aber,
was nicht übersehen werden darf, eine vergleichsweise hohe Risikoprämie
enthalten dürften.
74. Ein Vergleich der Renditenstruktur im Zeitablauf zeigt eine weitge-
hende Konstanz in den Jahren 1961-1965 und Verschiebungen danach.
Für das Verarbeitende Gewerbe ergibt sich ein ausgesprochener Rendite-
verfall seit 1969. Trendschätzungen für die Renditeentwicklung, in die
neben einem Zeitindex auch der Auslastungsgrad des Produktionspoten-
tials einging, bestätigen, daß der Rückgang der Kapitalrendite im Ver-
arbeitenden Gewerbe deutlich ausgeprägter war als im gesamtwirtschaft-
lichen Durchschnitt. Der ermittelte Trendkoeffizient in Höhe von etwa
-0,42 vH pro Jahr weicht signifikant von dem für die übrigen Produk-
tionsunternehmen (-0,1 vH) ab. Darüber hinaus zeigt die Schätzung
einen Trendbruch in den siebziger Jahren nur im Verarbeitenden Gewer-
be. So gesehen stellen sich die Anpassungsprobleme der deutschen Wirt-
schaft in den siebziger und frühen achtziger Jahren, sieht man einmal
von der Landwirtschaft und vom Bergbau ab, im wesentlichen als Anpas-
sungsprobleme des Verarbeitenden Gewerbes dar (Schaubild 7).
(1) Zur Berechnungsmethode der Kapitalrendite vgl. Abschnitt VIII im
Anhang.34
Schaubild 6 - Entwicklung der Kapitalrendite in den Produktionsunter-
nehmen insgesamt ' und der bereinigten Lohnquote
1960-1980 (vH)
1960 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80'
tohne Wohnungsvermietung.-^Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen abzüglich kalkulatorischer
Unternehmer lohn in Relation zum Nettosachvermögen zu Wiederbeschatfungspreisen. - ^Einkommen
aus unselbständiger Arbeit zuzüglich kalkulatorischer Unternehmerlohn in Relation zur Nettowert-
schöpfung.
Quelle: Statistisches Bundesamt fw]; Görzig [1982]; eigene Berech-
nungen.






































































Quelle: Vgl. Schaubild 6.35
Schaubild 7 - Entwicklung der Kapitalrendite im Verarbeitenden Gewerbe






1960 61 62 63 6« 65 66 67 68 69 70 71 72 73 74 75 76 77 78 79 80
'Ohne Wohnungsvermietung.
Quelle: Vgl. Schaubild 6.
Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes (1) weisen die einzelnen Bereiche
beträchtliche Unterschiede im Niveau und Verlauf der Kapitalrendite auf
(Tabelle 11). In den siebziger Jahren hat etwa die Hälfte der Branchen
mindestens eine Halbierung der Kapitalrendite hinnehmen müssen. Beson-
ders krasse Fälle bilden die Gummiverarbeitung, die Herstellung und
Verarbeitung von Glas, die Gießereien, die Ziehereien sowie die Papier-
und Pappeverarbeitung. Nur in vier Branchen, in der Mineralölverarbei-
tung, im Stahl- und Leichtmetallbau, in der Holzverarbeitung und im
Ernährungsgewerbe, ist die Kapitalrendite gestiegen.
2. Kapitalrendite und Investitionen
75. Normalerweise ist zu erwarten, daß die Investitionen den Renditen
folgen. Jene Wirtschaftsbereiche, die eine überdurchschnittliche oder
steigende Kapitalrendite erzielen, werden ihre Investitionstätigkeit aus-
weiten; umgekehrt werden Wirtschaftsbereiche, die eine unterdurch-
schnittliche oder sinkende Kapitalrendite erzielen, weniger investieren.
(1) Angaben des Statistischen Bundesamtes über das Anlagevermögen
bewertet zu Wiederbeschaffungspreisen liegen nicht vor. Es wurde
deshalb auf Angaben des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung fJ. Schmidt, 1982] zurückgegriffen, die bislang
nur bis 1978 veröffentlicht sind.36
















































































































































































































Quelle: J. Schmidt [1982]; Statistisches Bundesamt [f, w]; eigene
Berechnungen.37
In dieses Bild paßt das tatsächliche Investitionsverhalten im Verarbei-
tenden Gewerbe einerseits und in den übrigen Produktionsunternehmen
andererseits (Tabelle 12). Nach 1973 ist die Sachkapitalbildung im Verar-
beitenden Gewerbe praktisch zum Stillstand gekommen, mit der Folge,
daß der Kapitalstock zunehmend veraltet und die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit leidet. Demgegenüber weisen die übrigen Produktionsun-
ternehmen - wie aufgrund der Renditeentwicklung zu erwarten - eine
vergleichsweise stetige Sachkapitalbildung auf.























Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; eigene Berechnungen.
76. Inwieweit sich der Zusammenhang zwischen Kapitalrendite und Inve-
stitionsverhalten auch für einzelne Branchen innerhalb des Verarbeiten-
den Gewerbes zeigt, ist in einer Regressionsanalyse für vier Zeiträume
untersucht worden (Tabelle 13). Die Ergebnisse zeigen, daß sich die
Sachkapitalbildung in den einzelnen Branchen durch die Kapitalrenditen
recht gut erklären läßt. Eine überdurchschnittlich hohe Rendite ist mit
einer überdurchschnittlichen Sachkapitalbildung verbunden. Branchen mit
einer vergleichsweise niedrigen Kapitalrendite schränken ihre Investi-
tionstätigkeit ein. Selbst wenn man annimmt, daß auch die Entwicklung
der Bruttowertschöpfung die Investitionstätigkeit beeinflußt fStigler,
1963], so bleibt der Zusammenhang zwischen Kapitalrendite und Sachka-
pitalbestand eng.
3. Der Einfluß von Anpassungshemmnissen
77. Es stellt sich aber die Frage, warum es zu den Unterschieden bei
der längerfristigen Renditeentwicklung - insbesondere zwischen dem Ver-
arbeitenden Gewerbe und den übrigen Produktionsunternehmen - gekom-
men ist. Eigentlich hätten die durch die unterschiedliche Gewinnerwar-
tung ausgelösten Sachkapitalströme tendenziell eine gleichgerichtete Ren-
diteentwicklung herbeiführen müssen. Die verbleibenden Unterschiede im
Renditeverlauf lassen vermuten, daß es Hemmnisse gibt, die die Anpas-
sung beeinträchtigt haben.
78. Ein solches Hemmnis könnte darin bestehen, daß Zugangsbeschrän-
kungen potentielle Anbieter vom Markt fernhalten. Betrachtet man z.B.
einen Bereich mit sehr günstiger Renditeposition, die Sonstigen Dienst-
leistungen, so ist das Bild keinesfalls eindeutig. Der Bereich ist in sei-
ner Zusammensetzung sehr heterogen. Hier gibt es neben Zweigen mit
weitgehend freiem Marktzugang und hoher Wettbewerbsintensität (Gastge-
werbe) andere, bei denen die Zutrittsbarrieren hoch sind und der Wett-38
Tabelle 13 - Zum Zusammenhang zwischen Kapitalrendite und Investi-


































































(a)Wirtschaftszweige des Verarbeitenden Gewerbes, ohne Büromaschinen
und Datenverarbeitung Luft- und Raumfahrzeugbau. - (b)I ,Investitions-
rate, gemessen als prozentuale Veränderung des Nettoanlagevermögens in
Preisen von 1970; rn ,durchschnittliche Rendite auf das Nettosachvermö-
gen; BW, prozentuale Veränderung der Bruttowertschöpfung




5 vH in einem zweiseitigen
einer Irrtumswahrscheinlichkeit von





Quelle: Vgl. Tabelle 11; eigene Berechnungen.
bewerb gering ist (Gesundheits- und Veterinärwesen). So gesehen wäre
hier allenfalls eine normale Rendite zu erwarten ,- ein Durchschnitt aus
vergleichsweise niedrigen Renditen in den wettbewerbsintensiven Zweigen
und vergleichsweise hohen Renditen in den vom Wettbewerb weitgehend
abgeschirmten Zweigen.
Überdurchschnittliche Renditen können jedoch auch das Ergebnis einer
überdurchschnittlichen Wachstumsdynamik sein, wenn auch nur vorüber-
gehend. Es handelt sich dann um "Pioniergewinne", die dort anfallen, wo
neue Märkte erschlossen oder wo hohe Produktivitätsfortschritte erzielt
werden. Das war in den siebziger Jahren gerade bei den Sonstigen
Dienstleistungen in großem Maße der Fall. Kein anderer Wirtschaftsbe-
reich hat vergleichbar gute Expansionschancen gehabt, und auch in kei-
nem anderen Bereich ist so viel investiert worden (1).
(1) Das gilt auch, wenn die Sachkapitalbildung nicht, wie hier gesche-
hen, nach dem Eigentümerkonzept, sondern nach dem Benutzerkon-
zept erfaßt wird.39
79. Wichtiger als Zugangsbeschränkungen scheinen Hemmnisse zu sein,
die den Abzug von Sachkapital aus Branchen mit einer relativ ungün-
stigen Renditeentwicklung behindert haben. Bei diesen Hemmnissen han-
delt es sich im Falle des Verarbeitenden Gewerbes vor allem um Subven-
tionen und um Maßnahmen der Außenhandelsprotektion. Vergleicht man
die Struktur der Subventionen (Ziff. 220 f.) sowie die Struktur der ta-
rifären und nichttarifären Handelshemmnisse [Fels, Schmidt et al. , 1981]
mit der Renditestruktur, so stellt sich heraus, daß die staatlichen In-
stanzen um so größere Bereitschaft zeigen, einzelne Branchen zu unter-
stützen, je niedriger deren Kapitalrenditen sind. Niedrige Opportuni-
tätskosten für Lobbyaktivitäten stimulieren zudem die Nachfrage nach
Protektion. Die Folge ist, daß in den schrumpfenden Branchen des Ver-
arbeitenden Gewerbes Oberkapazitäten entstehen. Entsprechend weniger
können die Wachstums- und Beschäftigungschancen in den Bereichen, die
eine überdurchschnittliche oder relativ steigende Kapitalrendite aufwei-
sen, genutzt werden. Insgesamt gesehen sind deshalb die gesunkenen
Kapitalrenditen vor allem im Verarbeitenden Gewerbe ein - weiterer - In-
dikator dafür, daß die deutsche Wirtschaft bei der Bewältigung des
wachstumsnotwendigen Strukturwandels nicht genügend vorangekommen
ist.
IV. Zu hohes Lohnniveau, verzerrte
Lohnrelationen
80. In der Diskussion darüber, wie die gegenwärtige Beschäftigungskrise
überwunden werden kann, widerstreiten zwei Meinungen: Die einen sehen
in einer staatlich betriebenen Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen
Nachfrage den wichtigsten Ansatzpunkt, die anderen betonen, daß es
vor allem auf eine Verbesserung der Angebotsbedingungen - also auf
mehr Investitionen und mehr Wachstum - ankommt. Gegen eine global
angelegte Nachfragepolitik spricht die Erfahrung der letzten Jahre. Die
zahlreichen Konjunkturprogramme haben am Arbeitsmarkt wenig bewirkt,
wohl aber Inflationsdruck erzeugt. Beschäftigungsmindernde Fehlentwick-
lungen, die von den verzerrten Faktorpreisen herrühren, lassen sich
durch einen allgemeinen Nachfrageschub nicht beheben.
1. Reallohn, Produktivität und Beschäftigung
81. In einem marktwirtschaftlichen System besteht ein enger Zusammen-
hang zwischen Beschäftigungsgrad und Reallohniveau, genauer: zwischen
Beschäftigungsgrad und dem Verhältnis aus Reallohnniveau und Arbeits-
produktivität (auch Reallohnposition genannt). Die Beschäftigung steigt,
wenn der Reallohn im Vergleich zur Arbeitsproduktivität sinkt, denn die
verbesserte Gewinnsituation stellt für die Unternehmen einen Anreiz dar,
neue Investitionen vorzunehmen. Umgekehrt ist es, wenn die Reallohn-
steigerung über den verteilbaren Produktivitätsfortschritt hinausgeht.
Änderungen im Verhältnis von Reallohn zur Arbeitsproduktivität sind
also entscheidend für die Beschäftigungsentwicklung.
82. Wie sich die Reallöhne im Verhältnis zur Produktivität in einzelnen
Wirtschaftsbereichen entwickelt haben, läßt sich unmittelbar an der Ver-40
änderung der Lohnquoten ablesen (1). Wie Tabelle 14 zeigt, war die
Lohnquote im Durchschnitt aller Wirtschaftsbereiche im Jahre 1981 etwa
so hoch wie in den sechziger und frühen siebziger Jahren, und sie war
niedriger als im Rezessionsjahr 1975. Da die Arbeitslosenquote deutlich
höher war, könnte man meinen, daß der Beschäftigungsstand mit der
Höhe der Lohnquote wenig zu tun hat. Das ist ein Trugschluß: Wenn
nämlich alle Arbeitssuchenden beim herrschenden Reallohnniveau hätten
beschäftigt sein wollen, wäre die Lohnquote wesentlich höher gewesen.
Dies hätte die Gewinnmargen noch stärker gedrückt, mit der Folge, daß
noch mehr Unternehmen aus dem Markt gedrängt, noch mehr Investitio-
nen unterlassen und noch mehr rentable Arbeitsplätze längerfristig ab-
gebaut worden wären. Die vergleichsweise niedrige Lohnquote ist somit
Ausdruck eines schmerzlichen Anpassungsprozesses bei der Beschäfti-
gung.


























































Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; eigene. Berechnungen.
83. In sektoraler Hinsicht hat sich die Lohnquote seit 1975 sehr unter-
schiedlich entwickelt. Sie ist vor allem im Verarbeitenden Gewerbe stark
gestiegen, in jenem Bereich also, in dem die Beschäftigung besonders
stark zurückgegangen ist (um etwa 7 vH im Zeitraum 1975-1982). In den
anderen Wirtschaftsbereichen hingegen sind seit 1975 die Reallohnsteige-
rungen hinter dem Produktivitätszuwachs zurückgeblieben; dort hat die
Zahl der Erwerbstätigen zugenommen (insgesamt um rund 3 vH).
Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes ist die Lohnquote nur in wenigen
Wirtschaftszweigen zurückgegangen (Tabelle 15). In den meisten Fällen
ergab sich ein kräftiger Anstieg. Die deutlichste Zunahme seit 1975 wei-
sen die Eisenschaffende Industrie und der Schiffbau auf, zwei Produk-
tionsbereiche, in denen trotz Subventionen besonders viele Arbeitsplätze
verlorengegangen und viele weitere gefährdet sind.
(1) Zwischen dem Verhältnis von Reallohn zu Produktivität und der
Lohnquote besteht eine tautologische Beziehung: Die Lohnquote ist
definiert als das Verhältnis von Bruttoeinkommen aus unselbständiger
Arbeit je Erwerbstätigen (einschließlich kalkulatorischem Unterneh-
merlohn) und Nettowertschöpfung je Erwerbstätigen.41
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Quelle: Vgl. Tabelle 14.
84. Der unterschiedliche Verlauf der Lohnquote in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen begründet die Vermutung, daß sich auch die sektoralen
Beschäftigungschancen unterschiedlich entwickelt haben. Es ist zu er-
warten, daß Veränderungen in der Lohnquote entgegengesetzte Verände-
rungen in der Beschäftigung zur Folge haben. Offen ist jedoch die Fra-
ge, ob sich entsprechende Beschäftigungsänderungen in der gleichen
Periode einstellen. Vieles spricht dafür, daß es zwischen beiden Größen
eine zeitliche Verzögerung gibt. Für die Unternehmen besteht zunächst
Unsicherheit über die künftige Entwicklung der Erlös-Kosten-Relation.
Erst wenn eine nachhaltige Veränderung absehbar ist, wird die Beschäf-
tigung angepaßt. Zudem gibt es institutionelle Hemmnisse. Das Ausmaß,
um das die Beschäftigung bei einer Zunahme des Kostendrucks verrin-
gert wird, hängt auch davon ab, inwieweit Kündigungsschutz Vorschriften
im Einzelfall Rechnung getragen werden muß und inwieweit die betreffen-42
den Unternehmen bewährte Mitarbeiter halten wollen. Ebenso zurückhal-
tend werden die Unternehmen bei Neueinstellungen sein.
85. Betrachtet man die Entwicklung von Lohnquote und Beschäftigung im
Zeitablauf, so scheint die Wirkungsverzögerung etwa ein Jahr zu betra-
gen (Schaubild 8). Lohnquote und Beschäftigung verlaufen weitgehend
gegenläufig. Dies gilt sowohl für die sechziger als auch für die siebziger
Jahre und trifft auf das Verarbeitende Gewerbe ebenso zu wie auf die
Übrigen Produktionsunternehmen:
- Im Verarbeitenden Gewerbe ist mit dem starken trendmäßigen Anstieg
der Lohnquote seit dem Beginn der siebziger Jahre auch ein starker
Beschäftigungsrückgang verbunden.
- Bei den Übrigen Produktionsunternehmen ist die Lohnquote im Trend
weitgehend konstant geblieben. Dem steht ein leicht ansteigender
Trend in der Beschäftigung gegenüber.
Schaubild 8 - Bereinigte Lohnquote und Beschäftigung im Verarbeitenden
Gewerbe und in den Übrigen Produktionsuriternehmen
1961-1982
1976=100Verarbeitendes Gewerbe
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1 Ohne Landwirtschaft.
Quelle: Vgl. Tabelle 14.43
86. Der Zusammenhang zwischen Lohnquote und Beschäftigung ist für
das Verarbeitende Gewerbe regressiohsanalytisch getestet worden. Für
den Zeitraum 1961-1982 ergibt sich die folgende Schätzgleichung:
In L = 8,944 - 0,931 In W
(-7,31*) -1' R
2 = 0,91
Hierbei bedeuten: L = Zahl der Erwerbstätigen; W = Lohnquote. Der Re-
gressionskoeffizient ist bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 vH ge-
sichert. Positive Autokorrelation ist durch Transformation nach dem
Cochrane-Orcutt-Verfahren behoben worden.
Diesen Schätzergebnissen zufolge ist eine Veränderung der Lohnquote um
1 Prozentpunkt im folgenden Jahr mit einer entgegengesetzten Verän-
derung der Beschäftigung um etwa 0,9 vH verbunden. Bei einer Gesamt-
zahl von 8,5 Millionen Erwerbstätigen im Verarbeitenden Gewerbe ent-
spricht das - rein rechnerisch - einer Veränderung des Personalbestands
um rund 80 000.
2. Substitution von Arbeit durch Kapital
87. Man kann diese Zusammenhänge auch von folgendem Blickwinkel aus
betrachten: Die Allokation der Ressourcen, das heißt die relative Be-
schäftigung von Arbeit und Kapital, wird letztlich durch die Entwicklung
des Lohn-Zins-Verhältnisses bestimmt. Verschiebungen in der Lohn-Zins-
Relation gehen mit entgegengesetzten Veränderungen des Faktoreinsatz-
verhältnisses einher.
Schaubild 9 - Zur Substitution zwischen Arbeit und Kapital im Verarbei-
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Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; Deutsche Bundesbank fa];
eigene Berechnungen.44
88. Wie die Substitution zwischen Arbeit und Kapital im Verarbeitenden
Gewerbe tatsächlich verlaufen ist, zeigt Schaubild 9. Die Substitutions-
beziehungen zwischen Arbeit und Kapital und das Faktorpreisverhältnis
haben sich bis Mitte der siebziger Jahre weitgehend umgekehrt propor-
tional entwickelt: In der Zeit von 1960 bis 1974, in der sich die Löhne im
Vergleich zu den Zinsen etwa verdoppelt haben, hat sich das Einsatzver-
hältnis zwischen Arbeit und Kapital etwa halbiert. Ganz anders in den
Jähren danach: Mit dem starken Anstieg im Lohn-Zins-Verhältnis geht
ein weitaus schwächerer Rückgang im Faktoreinsatzverhältnis einher. Die
Beziehung zwischen der Lohn-Zins-Relation und dem Faktoreinsatzver-
hältnis hat sich demnach seit Mitte der siebziger Jahre nachhaltig abge-
schwächt.
89. Eine Regressionsanalyse unterstreicht diese Zusammenhänge. Die Be-
rechnungen, denen eine kombinierte Zeitreihen- und Querschnittsanalyse
für vier zusammengefaßte Wirtschaftsbereiche des Verarbeitenden Gewer-
bes (Grundstoff- und Produktionsgüter-, Investitionsgüter-, Ver-
brauchsgüter- sowie Nahrungs- und Genußmittelgewerbe) in der Zeit von
1960 bis 1980 zugrunde liegt, führt zu folgender Schätzgleichung (1):
In C/L = + 3,850 - 1,100 In i/w + 0,300 In i/w • DT 75
(100,99) (-17,48) (6,94)
- 0,096 DGG - 0,936 DIG - 0,681 DVG
(-2,76) (-28,28) (-20,52)
R
2 = 0,96; F = 440; N = 84.
Daraus ergibt sich, daß die Substitutionselastizität zwischen Kapital und
Arbeit in der Zeit von 1960 bis 1974 etwa -1,1 betragen hat. Im Zeitraum
1975-1980 war sie mit -0,8 um 0,3 Prozentpunkte niedriger.
90. Für die Veränderung der Substitutionselastizität gibt es vielerlei
Gründe. Der technische Fortschritt, der von den Faktorpreisrelationen
nicht unabhängig ist, dürfte die Substitutionsmöglichkeiten vergrößert
haben. Danach müßte, wie es vielfach behauptet wird, die Substitutions-
elastizität eigentlich gestiegen sein. Allerdings haben Kündigungsvor-
(1) Die t-Werte sind in Klammern angegeben, sämtliche Koeffizienten sind
bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von weniger als 5 vH statistisch
gesichert. Im einzelnen bedeuten: C/L = Bruttoanlagevermögen in
Preisen von 1976 je Erwerbstätigen; i/w, Verhältnis von Umlaufsren-
dite für Industrieobligationen zur Lohn- und Gehaltssumme je Er-
werbstätigen; DT 75 = binäre ("Dummy"-) Variable mit den Werten
1960-1974 = 0, 1975-1980 = 1, die anzeigt, ob ein Trendbruch vor-
liegt; DGG = 1 für das Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe,
sonst Null, DIG = 1 für das Investitionsgütergewerbe, sonst Null,
DVG = 1 für das Verbrauchsgütergewerbe, sonst Null. Diese Varia-
blen sollen den unterschiedlichen Faktoreinsatzverhältnissen der vier
Wirtschaftsbereiche Rechnung tragen.45
Schriften, Sozialpläne und sonstige mobilitätshemmende Faktoren die Sub-
stitution von Arbeit durch Kapital erschwert. Das Gewicht der einzelnen
Komponenten läßt sich nicht quantifizieren. Ganz offensichtlich hatten
aber die institutionellen Einfluß faktoren das größere Gewicht. Anders
ausgedrückt: Ohne die faktische Einschränkung der Substitutionsmöglich-
keiten wäre die Arbeitslosigkeit angesichts des starken Lohndrucks noch
mehr gestiegen als ohnehin.
91. Welchen Einfluß institutionelle Barrieren auf die Faktorsubstitution
haben, zeigen folgende Beispiele: Seit Beginn der siebziger Jahre gelten
für den Kündigungsschutz wie für die Einführung neuer Technologien
neue Rahmenbedingungen. So wird der normale Kündigungsschutz von
den Arbeitsgerichten restriktiver gehandhabt. Eine wesentliche Verän-
derung brachte auch das Betriebsverfassungsgesetz (§§ 111, 112) mit
sich: Werden Betriebe oder Betriebsteile eingeschränkt, stillgelegt oder
verlegt oder werden neue Technologien eingeführt, so ist das Unterneh-
men verpflichtet, mit dem Betriebsrat einen Interessenausgleich herbei-
zuführen oder einen Sozialplan, aufzustellen. Kommt eine Einigung nicht
zustande, so sind Abfindungen oder Ausgleichszahlungen zu leisten.
Ähnliche Konsequenzen ergeben sich aus Rationalisierungsschutzabkom-
men zwischen den Tarifparteien, die in den frühen siebziger Jahren ver-
mehrt abgeschlossen wurden. Die meisten dieser Abkommen sehen für
den Fall von Rationalisierungsmaßnahmen Kündigungsverbote für ältere
Arbeitnehmer mit langjähriger Betriebszugehörigkeit, verlängerte Kündi-
gungsfristen für die übrigen Arbeitnehmer, Geldabfindungen bei Entlas-
sungen sowie einen Lohnausgleich bei der Umsetzung von Arbeitskräften
vor.
Diese Maßnahmen kommen einer Gebühr gleich, die Unternehmen entrich-
ten müssen, wenn sie sich mit produktiven Investitionen dem Struktur-
wandel stellen; auf diese Weise wird die Rentabilitätsschwelle für Erneu-
erungsinvestitionen heraufgesetzt. Die Liquidation von Unternehmen oder
Unternehmensteilen, unter dem Gesichtspunkt des wachstumsnotwendigen
Strukturwandels in vielen Fällen durchaus erwünscht, ist erschwert wor-
den. Die von Unternehmen zu leistenden Entschädigungen je Entlassung
haben sich in den siebziger Jahren kräftig erhöht [Soltwedel, 1983].
3. Verzerrte Lohnrelationen
92. Unter den Arbeitslosen ist der Anteil von Arbeitnehmern ohne Aus-
bildungsabschluß besonders hoch. Von den registrierten Arbeitslosen
waren 1982 rund die Hälfte Nichtfacharbeiter (Tabelle 16). Es ist schon
häufig darauf hingewiesen worden, daß dies eine Folge verzerrter Lohn-
relationen ist. Im Vergleich zu anderen Berufsgruppen sind die Löhne
von Nichtfacharbeitern zu hoch.
93. Um Anhaltspunkte für die Substituierbarkeit zwischen Arbeitskräften
unterschiedlicher Qualifikationsklassen sowie zwischen diesen und Sach-
kapital zu erhalten, wurde eine Regressionsanalyse durchgeführt (1).
(1) Den Berechnungen liegt die gleiche Stichprobe zugrunde wie denje-
nigen in Ziff. 89.46
















Quelle: BA [lfd. Jgg.].
Es zeigt sich, daß zwischen hochqualifizierten Arbeitskräften und Nicht-
facharbeitern - wie erwartet - kaum Substitutionsmöglichkeiten bestehen
und daß im ganzen gesehen Facharbeiter und Nichtfacharbeiter substi-
tuierbar sind (Tabelle 17).
Bemerkenswert sind überdies die Substitutionsmöglichkeiten, die zwischen
Sachkapital und Nichtfacharbeitern zu bestehen scheinen. Die ermittelte
Substitutionselastizität beträgt im Zeitraum 1960-1974 etwa -1,5. Im Zeit-
raum 1975-1980 liegt die Elastizität mit -1,0 um etwa 0,5 Prozentpunkte
niedriger. Auch hier sind die faktischen Substitutionsmöglichkeiten stark
eingeschränkt worden, aber sie sind immer noch vergleichsweise hoch.
Zusätzliche Berechnungen führten zu dem Ergebnis, daß sich die Substi-
Tabelle 17 - Substitution zwischen Kapital, hochqualifizierten Arbeits-
kräften, Facharbeitern und Nichtfacharbeitern im Verarbei-
tenden Gewerbe 1960-1980
Schätzgleichung(a)
In NF/H = 0,982 +0,288 In w (NF/H) 0,48
(9,92*)' ( + 1,82)
+0,191 DGG -0,126 DIG +0,626 DVG
(1,98) (1,30) (6,31*)
In NF/F = 0,461 -1,002 In w (NF/F) 0,86 127,2"
(12,61*) (-9,27*)
+0,226 DGG -0,366 DIG +0,153 DVG
(6,82*) (-11 ,96*) (5,00*)
In C/NF = -1,684 -1,507 In i/wNF +0,533 In i/wMT-, • DT75 0,94 177,5*
(-32,07*) (11,89*) (6,04*)
-0,600 DGG -1,079 DIG -1,007 DVG
-6,92*) (-14,59*) (-14,88*)
(a)Kombinierte Zeitreihen- und Querschnittsanalyse bestehend aus Grund-
stoff- und Produktionsgüter-, Investitionsgüter- und Verbrauchsgütergewer-
Be sowie dem Nahrungs- und Genußmittelgewerbe (N=84). NF/H, Nichtfachar-
beiter zu hochqualifizierten Arbeitskräften; NF/F, Nichtfacharbeiter zu
Facharbeitern; C/NF, Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1976 zu Nicht-
facharbeitern; w (NF/H), Nichtfacharbeiterlöhne zu Löhnen hochqualifizier'
ter Arbeitskräfte; w (NF/F), Nichtfacharbeiterlöhne zu Facharbeiterlöhnen
i/wMF, Rendite für Industrieobligationen zu Nichtfacharbeiterlöhnen; DT75
(1960-1974=0, 1975-1980=1), diese Variable zeigt an, ob ein Trendbruch
vorliegt; DGG=1 für Grundstoff- und Produktionsgüter, sonst Null; DIG=1
für Investitionsgüter, sonst Null; DVG=1 für Verbrauchsgüter, sonst Null;
diese Variablen tragen den unterschiedlichen durchschnittlichen Faktorein-
satz Verhältnissen Rechnung; t-Werte in Klammern; *signifikant bei einer
Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 vH.
Quelle: Statistisches Bundesamt [s, t]; Deutsche Bundesbank [a];
Ifo-Institut, unveröff. Material; eigene Berechnungen.47
tutionselastizitäten in den vier Wirtschaftsbereichen des Verarbeitenden
Gewerbes nicht wesentlich unterscheiden.
94. Daß die Substituierbarkeit zwischen Sachkapital und Nichtfacharbei-
tern höher ist (Elastizitätswerte -1,5 und -1,0) als die zwischen Sach-
kapital und allen Arbeitskräften zusammengenommen (-1,1 bzw. -0,8),
setzt Nichtfacharbeiter bei übermäßigen Lohnerhöhungen einem besonders
großen Arbeitsplatzrisiko aus. Deshalb wäre hier eigentlich Lohnzurück-
haltung am Platze gewesen. Tatsächlich aber haben sich die Löhne für
Facharbeiter und Nichtfacharbeiter nahezu parallel entwickelt.
V. Mangel an neuen Unternehmen
95. In der Bundesrepublik Deutschland werden jedes Jahr schätzungs-
weise 150 000 Unternehmen gegründet. Auf einzelwirtschaftlicher Ebene
scheint es somit erheblich mehr Dynamik zu geben, als man angesichts
der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsschwäche vermuten könnte. Der
Eindruck täuscht, denn der großen Anzahl neugegründeter Unternehmen
steht eine noch höhere Anzahl von Konkursen und Liquidationen gegen-
über, so daß sich per saldo der Bestand an Unternehmen verringert hat.
96. Mehrere Gründe sprechen dafür, gerade von jungen Unternehmen
einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der gegenwärtigen Wachstums-
probleme zu erwarten:
- Junge Unternehmen sorgen für mehr Wettbewerb. Während etablierte
Unternehmen häufig dazu neigen, den Anforderungen des Strukturwan-
dels eher reaktiv zu begegnen, ist es für diejenigen Unternehmen, die
sich ihre Märkte erst erkämpfen müssen, geradezu lebensnotwendig,
bestehende Strukturen aufzubrechen.
- Junge Unternehmen sind im Suchprozeß aktiver als etablierte Unter-
nehmen, insbesonders beim Aufspüren von Marktnischen. Das heißt,
sie gehen häufig in die Bereiche, die gute Expansionschancen bieten.
- Junge Unternehmen schaffen vor allem mehr Arbeitsplätze als etablierte
Unternehmen. Zusätzliche Arbeitsplätze entstehen sogar ganz überwie-
gend in Unternehmen, die die Gründungsphase hinter sich, die Konso-
lidierungsphase aber noch vor sich haben.
97. Es kommt aber nicht nur darauf an, daß genügend unternehmerische
Initiativen vorhanden sind; sie müssen sich auch entfalten können. So
werden viele potentielle Unternehmensgründer durch die Abgabenlast
davon abgehalten, den Schritt in die Selbständigkeit zu wagen, manche
weichen dann in die Schattenwirtschaft aus. Außerdem können bürokrati-
sche Hemmnisse in Bereichen mit hohem Wachstumspotential (etwa im
Kommunikationswesen oder in verschiedenen Bereichen des Dienstlei-
stungsgewerbes) junge Unternehmer in Wirtschaftsbereiche mit gerin-
geren Entwicklungschancen abdrängen. Der Beitrag neuer Unternehmen
zu Wachstum und Beschäftigung bleibt dann niedriger als bei ungehin-
dertem Marktzutritt.
98. Ein wichtiges Hemmnis für die Entfaltung neuer Aktivitäten bildet
nicht zuletzt die konservierende Strukturpolitik in schrumpfenden Wirt-48
Schaftsbereichen. Erhaltungssubventionen für alte Unternehmen binden
Produktionsfaktoren, die in neuen Unternehmen eingesetzt werden könn-
ten, wenn sie billiger verfügbar wären. Ein Konkurs alter Unternehmen
kostet auf der einen Seite Arbeitsplätze, auf der anderen Seite schafft
er auch Raum für neue rentable Aktivitäten.
99. Wie viele Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland in jedem
Jahr gegründet und wie viele liquidiert werden, ist nur in groben Um-
rissen bekannt. Die amtliche Statistik weist lediglich den Bestand an
Unternehmen aus, und auch diese Angaben sind lückenhaft und größten-
teils veraltet; was in der amtlichen Statistik völlig fehlt, sind breitge-
fächerte Informationen über die Zugänge und Abgänge von Unternehmen,
also über die Fluktuationsraten (1).
100. Allen verfügbaren Informationen nach zu urteilen, dürften in der
Zeit von 1970 bis 1979 durchschnittlich jeweils etwa 150 000 Unternehmen
(ohne Obernahmen) pro Jahr gegründet und etwa 155 000 liquidiert wor-
den sein (Tabelle 18). Bezogen auf den Bestand (1970: 1,8 Mill.) ergibt
das jährliche Gründungsraten von 8,5 vH und Liquidationsraten von
8,8 vH.
Bemerkenswert ist, daß sowohl die Gründungsraten als auch die Liqui-
dationsraten in den einzelnen Wirtschaftsbereichen stark streuen. Neben
sektorspezifischen Einflüssen können hier auch systematische Erfassungs-
fehler eine Rolle spielen.
101. Eine gleichbleibende Anzahl von Unternehmensgründungen sichert
nur den Status quo. Damit sich etwas zum Positiven ändern kann, müß-
ten also weitaus mehr Unternehmen gegründet werden als bisher.
Überdies zeigen sich auch noch in anderer Hinsicht Schwachstellen:
(1) Die letzte Arbeitsstättenzählung liegt mittlerweile 13 Jahre zurück.
Eine Fortschreibung, etwa mit Hilfe der Umsatzsteuerstatistik, ist
wegen konzeptioneller Probleme nicht möglich. In den letzten Jahren
sind allerdings einige Arbeiten erschienen, die versuchen, die Lücke
zu füllen. Sie basieren teils auf primärstatistischen Erhebungen
[Steinle, 1982], teils auf der Auswertung anderer Quellen, wie den
Eintragungen und Löschungen im Handelsregister (Creditreform) oder
den Anmeldungen und Abmeldungen bei den Gewerbeämtern f Szyper-
ski, 1979; Szyperski, Kirschbaum, 1981]. Alle genannten Untersu-
chungen weisen offensichtlich Schwachstellen auf, ihre Ergebnisse
sind daher mit Vorsicht zu interpretieren. Die umfassendste Unter-
suchung, die auch vom methodischen Standpunkt am wenigsten pro-
blematisch erscheint, ist die von Szyperski und Kirschbaum vorge-
legte Studie über die Unternehmensfluktuation in Nordrhein-West-
falen. Anhand dieser Studie lassen sich für die Jahre 1973 bis 1979
Gründungs- und Liquidationsraten ermitteln, die der Größenordnung
nach nicht unplausibel erscheinen. So passen zum Beispiel die jähr-
lichen Betriebsgründungen und -liquidationen im Handwerk, die von
den Handwerkskammern originär ermittelt werden, recht gut zu der
Anzahl der Gründungen und Liquidationen im Verarbeitenden Gewer-
be und im Baugewerbe, denen die meisten Handwerkszweige zuge-
ordnet sind.49
- Die meisten Unternehmensgründungen konzentrieren sich auf traditio-
nelle Bereiche wie den Handel oder das Gaststättengewerbe, in denen
die wirtschaftlichen Risiken, aber auch die Wachstumschancen nicht
allzu groß sind.
- Viele Unternehmensgründungen kommen offensichtlich über die Start-
phase nicht hinaus, das heißt, sie werden nach wenigen Jahren wieder
liquidiert. Hohe Liquidationsraten sind zwar bei jungen Unternehmen
nicht außergewöhnlich, trotzdem fällt auf, daß auch bei hohen Fluk-
tuationsraten der Saldo eher negativ als positiv bleibt.
- Vor allem aber gehen von Unternehmensgründungen kaum Impulse auf
den Arbeitsmarkt aus. Offensichtlich werden die meisten Unternehmen
als "Einmannbetrieb" gegründet und bleiben, soweit sie überleben,
auch fortan klein. Im Jahre 1978 sind bei rund 40 000 Unternehmens-
gründungen und -übernahmen im Handel sowie im Gastgewerbe etwa
120 000 Arbeitsplätze geschaffen worden, vermutlich keine 10 000
mehr, als durch Liquidation weggefallen sind.



































(a)Ohne Landwirtschaft. - (b)In vH
dationsraten: Szyperski, Kirschbaum-
























































des Bestands an Unternehmen (Eckwerte für
[1981]). - (c)Nach Arbeitsstättenzählung




























Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; Szyperski, Kirschbaum [1981];
eigene Berechnungen.
102. Wesentlich erfolgreicher als in der Bundesrepublik Deutschland sind
in dieser Hinsicht neue Unternehmen in den Vereinigten Staaten gewe-50
sen. Nach Untersuchungen von Birch [1981; 1983] wurden von den rund
20 Millionen zusätzlichen Arbeitsplätzen, die dort in den siebziger Jahren
entstanden sind, 80 vH allein von Unternehmen geschaffen, die jüngei-
als 5 Jahre waren. Neugründungen dominieren dort vor allem auf expan-
dierenden Märkten. Dabei dürfte zwischen Wachstumstempo und Marktan-
teil junger Unternehmen durchaus eine Wechselbeziehung bestehen, denn
junge Unternehmen tragen ganz entscheidend dazu bei, vorhandene Ab-
satzpotentiale auszuweiten.
103. Die Zahl von 150 000 Unternehmensgründungen im Jahr zeichnet
auch deshalb ein zu günstiges Bild, weil es sich dabei teilweise um Wie-
derholungsgründungen handelt. Folgende Überschlagsrechnung kann dies
aufhellen: Von den Erwerbstätigen, die 1970 in abhängiger Stellung tätig
waren, haben im Jahr 1979: 650 000 (3,7 vH) den Status eines Selbstän-
digen innegehabt. Pro Jahr haben sich also mindestens 70 000 Arbeiter,
Angestellte und Beamte selbständig gemacht [ Hofbauer, 1980], Tatsäch-
lich ist die Ubergangszahl höher gewesen, weil ein Teil derjenigen, die
im Laufe der siebziger Jahre ein Unternehmen gegründet hatten, ge-
scheitert sind und 1979 bereits wieder in den Status eines Arbeitnehmers
zurückgewechselt sind. Es scheint nicht unplausibel anzunehmen, daß
sich durch Statusmobilität bestenfalls drei Viertel der Unternehmensgrün-
dungen erklären lassen. Mindestens jede vierte Gründung muß folglich
eine Wiederholungsgründung von Personen sein, die vordem schon selb-
ständig waren (1).
104. Ein Statuswechsel von abhängiger Beschäftigung zur Selbständigkeit
kommt ganz überwiegend bei Personen mit qualifizierter Berufsausbildung
vor. Der weitaus größere Teil der Unternehmensgründer hat eine prak-
tische Berufsausbildung mit abgeschlossener Lehre (duales System) ,
nicht selten freilich vervollständigt durch eine Fachschulausbildung, mit-
unter auch durch ein Studium an einer Hochschule oder Fachhochschule
(Tabelle 19). Eine wichtige Rolle spielt hierbei vor allem das Handwerk,
das nicht nur den eigenen Unternehmernachwuchs ausbildet, sondern
auch andere Bereiche, insbesondere den Dienstleistungssektor, versorgt.
105. Bemerkenswert ist die geringe Bereitschaft zur Selbständigkeit un-
ter Hochschulabsolventen, obwohl der Strukturwandel humankapitalinten-
sive Produktionen begünstigt und, wie die Erfahrungen in den Verei-
nigten Staaten zeigen, gerade hier für junge Unternehmen gute Wachs-
tumschancen bestehen. Hochschulabsolventen drängen vornehmlich in den
öffentlichen Dienst, und sie suchen nur dann, wenn ihnen dort der Ein-
stieg verbaut ist, den Weg in die private Wirtschaft:
- Von den derzeit 1,5 Millionen erwerbstätigen Hochschulabsolventen
üben nur etwa 200 000 (13 vH) eine selbständige Tätigkeit aus, und
der Anteil sinkt (1960: 20 vH, 1970: 16 vH) (2).
(1) Ein geringer Teil der Neugründungen erfolgt durch Personen, die
noch nicht oder längere Zeit nicht erwerbstätig waren, etwa durch
Hausfrauen.
(2) Bei den jüngeren Examensjahrgängen hat sich mittlerweile die Selb-
ständigenquote bei 3 vH bis 4 vH eingependelt; sie liegt damit in
einer ähnlichen Größenordnung wie bei Absolventen des dualen Sy-
stems [Kaiser, Stooß, 1980].51
Tabelle 19 - Wechsel von unselbständiger zu selbständiger Arbeit in
















































(a)Im Jahre 1970 oder, falls später ins Berufsleben eingetreten, erster
Status. - (b)Einschließlich Berufsfachschule, ausschließlich Beamtenaus-
bildung .
Quelle: Hofbauer [1980].
- Reichlich drei Viertel davon sind zudem in freien Berufen tätig, jeder
zweite als freipraktizierender Arzt oder Apotheker. Nur 4 vH haben
einen Ingenieurberuf, häufig im Baugewerbe.
Die Anzahl der Hochschulabsolventen hingegen, die sich in technologiein-
tensiven Bereichen selbständig machen, ist bislang sehr gering.
106. Der Entschluß, den Sprung in die Selbständigkeit zu wagen, fällt in
einer stagnierenden Wirtschaft sicher nicht leicht. Um so wichtiger er-
scheint es, künstliche Barrieren für Unternehmensgründungen abzubau-
Institutionelle Hemmnisse sind vor allem in folgender Hinsicht auszuma-
chen:
- Das Angebot an Risikokapital ist unzureichend und fließt zudem häufig
in gesamtwirtschaftlich suboptimale Verwendungen.
- Das geltende Steuerrecht benachteiligt die Eigenkapitalfinanzierung,
auf die junge Unternehmen in besonderem Maße angewiesen sind, weil
sie nur schwer Bankkredite erhalten, solange noch keine Bilanzen über
die bisherige Geschäftsentwicklung vorliegen und keine Sicherheiten
gestellt werden können.52
- Das bestehende Arbeitsrecht schränkt die gerade für junge Unterneh-
men wichtige Flexibilität stark ein.
- Staatlich errichtete Eintrittsbarrieren schließen auf zahlreichen Märkten
neue Wettbewerber weitgehend aus.
107. Das erforderliche Startkapital übersteigt in vielen Fällen die An-
sparfähigkeit der potentiellen Gründer. Kredite sind nur zu erhalten,
sofern beleihbare Sicherheiten gestellt werden. Besonders bemerkbar
macht sich der Mangel an Eigenkapital, wenn die Gründung erfolgreich
war und der Marktanteil ausgebaut werden soll. Viele junge Unternehmen
dürften auf Expansion verzichten, weil sie sich scheuen, fremden Kapi-
talgebern Mitspracherechte einzuräumen, vor allem aber, weil sie keinen
Zugang zu Beteiligungskapital finden. Es mangelt in der Bundesrepublik
Deutschland an finanziellen Intermediären, die Kapital sammeln, es in
risikoreiche neue Unternehmen investieren und kaufmännisches Know-how
zur Verfügung stellen (Wagniskapitalgesellschaften). Es fehlt auch die
Möglichkeit, frühzeitig an die Börse zu gehen, wie dies am amerikani-
schen Over-the-Counter-Markt der Fall ist. Die Börseneinführung kann
nur durch Banken erfolgen, die auch eine Prospekthaftung übernehmen.
Da zudem das Ansehen der Emissionsbank mit der Kursentwicklung der
von ihr eingeführten Papiere verknüpft ist, besteht die Tendenz, risi-
koreiche Papiere von vornherein auszuschließen, anstatt sie, eventuell
mit dem deutlichen Hinweis auf ihren spekulativen Charakter, zum Bör-
senhandel zuzulassen.
108. Dabei mangelt es in Deutschland offenkundig nicht an risikobereitem
Beteiligungskapital. In Abschreibungsgesellschaften fließen jährlich Mittel
in Milliardenhöhe. Die Ausgestaltung des Steuerrechts bewirkt, daß die
Gelder vornehmlich in den Wohnungsbau, teilweise auch in den Schiffbau
und in die Rohstoffexploration fließen; andere Branchen werden bei der
Kapitalbeschaffung diskriminiert. Die steuerlich bedingte Verzerrung der
Finanzströme wirkt sich daher wachstumshemmend aus.
Ganz neue Finanzierungsmöglichkeiten für die Startphase würden sich
eröffnen, wenn steuerliche Verlustvorträge (§ lOd EStG) vom Gesetz-
geber handelbar gestaltet würden. Etablierte Unternehmen könnten sich
dann an der Finanzierung der Anfangsverluste neuer Unternehmen in der
Form beteiligen, daß sie Verlustvorträge kaufen. Solche Papiere wären
beim Fiskus einlösbar, sobald das verkaufende junge Unternehmen in die
Gewinnphase gelangt. Insofern wäre der Käufer der Verlustvorträge am
erfolgreichen Verlauf der Gründung interessiert [Giersch, 1982].
Hinzukommen müßte eine fiskalische Neutralität zwischen Beteiligungs-
und Fremdkapital. Derzeit ist für Unternehmen oberhalb der steuerlichen
Freigrenzen Eigenkapital um etwa 26 vH teurer als Fremdkapital [ Bie-
rich, 1983]. Ebenso wichtig wäre die Herstellung fiskalischer Neutralität
für Anleger. Solange zwar Aktiendividenden, nicht aber Anleihezinsen
einer Quellenbesteuerung unterliegen, die Möglichkeiten, Steuern zu hin-
terziehen also sehr unterschiedlich sind, kann mit einer nennenswerten
Steigerung der Zuführung von Eigenkapital an Unternehmen nicht ge-
rechnet werden [ Kronberger Kreis, 1983].
109. Darüber hinaus bringt auch das Arbeitsrecht gerade für junge Un-
ternehmen einige Probleme: Auf den Arbeitgeber werden nicht nur solche
Risiken konzentriert, die in der Situation der Absatz- und Beschaffungs-53
markte sowie in seiner eigenen Person liegen, sondern auch ein Teil der
Risiken, die in der Person des Arbeitnehmers begründet sind. Gemeint
sind hier vor allem Vorschriften wie die Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall oder der Mutterschaftsurlaub [Meyerhöfer, Pütz, 1982; Soltwedel,
1983]. Derartige Regelungen können gerade für junge Unternehmen ohne
finanzielle und personelle Reserven existenzbedrohend sein. Schließlich
bedeutet ein ausgebauter Kündigungsschutz, daß Lohnkosten weitgehend
Fixkosten geworden und alle Auslastungsschwankungen des Betriebes
vom Arbeitgeber allein zu tragen sind. Die sehr weit ausgebaute Sicher-
heit des Arbeitnehmers führt zu hohen Opportunitätskosten der Selbstän-
digkeit gegenüber einer abhängigen Tätigkeit. Die arbeitsrechtlich be-
dingte Risikokonzentration beim Arbeitgeber dürfte viele Unternehmens-
gründer davon abhalten, fremde Arbeitskräfte einzustellen, jedenfalls
solange ein nachhaltiger Unternehmenserfolg nicht gesichert erscheint.
110. Auch der Staat beeinflußt durch zahlreiche Zulassungsregelungen,
Genehmigungsvorbehalte und Auflagen die Zahl und Art von Unterneh-
mensgründungen. Das erklärte Ziel der zahlreichen Regulierungen ist es,
negative externe Effekte, das heißt Gefahren für Leben und Gesundheit
anderer Menschen sowie für die öffentliche Sicherheit, zu vermeiden.
Hierzu wären jedoch Haftungsregeln gemäß dem Verursacherprinzip die
bessere Lösung, die zudem vermeidet, daß etablierten Unternehmen Ren-
ten zufließen.
Beispielhaft sollen hier nur zwei ökonomisch nicht zu rechtfertigende
Zulassungsbeschränkungen genannt werden:
- Die Handwerksordnung schreibt vor, daß jeder Handwerksbetrieb von
einem Meister geleitet werden muß. Dies erschwert es Handwerkern,
sich selbständig zu machen, zumal in der Prüfung zum Meister teilweise
Qualifikationen gefordert werden, derer es in der beruflichen Praxis
nicht bedarf ("Hans-Sachs-Qualifikationen"). Zu erwägen wäre allen-
falls eine besondere Prüfung für diejenigen, die Lehrlinge ausbilden
wollen.
- Für das Betreiben eines Taxi-Unternehmens ist nicht nur der Nachweis
persönlicher Eignung, sondern auch eine spezielle Konzession erfor-
derlich (§ 13 Personenbeförderungsgesetz), deren Vergabe so restrik-
tiv gehandhabt wird, daß sich schwarze Märkte entwickelt haben. An
manchen Orten zahlen Interessenten bis zu -50 000 DM für eine Kon-
zession oder einen vorderen Platz auf der Warteliste; noch höher sind
die Preise für LKW-Konzessionen [Bonus, 1983].
Ein freier Marktzugang ließe vor allem im Dienstleistungsbereich länger-
fristig mehr wirtschaftliche Dynamik erwarten. Gründungsaktivitäten
werden vor allem durch staatliche Monopole und durch das Auftreten
staatlich subventionierter Mitanbieter beeinträchtigt. Die volkswirtschaft-
lichen Kosten verhinderter Unternehmensgründungen lassen sich zwar
nicht exakt beziffern, sie sind jedoch recht hoch, wie internationale Ver-
gleiche insbesondere im Telekommunikationsbereich zeigen.
111. Die hohe Sterberate junger Unternehmen mag auch eine Folge man-
gelnder Vorbereitung sein. Zwar wird vielerorts, etwa bei den Industrie-
und Handelskammern, versucht, durch Existenzgründungs-Lehrgänge die
kaufmännische Qualifikation der Gründer zu verbessern. Aber hier könn-
te sicher mehr geschehen. Es ist nicht nur wichtig, daß mehr Unter-54
nehmen gegründet werden; es gilt auch zu verhindern, daß junge Unter-
nehmer wegen fehlender kaufmännischer Kenntnisse scheitern [ Szy-
perski, 1979].
112. Bund und Länder haben eine Vielzahl von Programmen aufgelegt,
um junge Unternehmen zu fördern. Zu den Programmen gehören Eigenka-
pitalhilfen (zinssubventionierte Kredite, für die keine Sicherheiten ge-
stellt werden müssen), ERP-Darlehen, Darlehen der Lastenausgleichsbank
(LAB), Bürgschaften öffentlicher Kreditgarantiegemeinschaften, LAB-
Bürgschaften für freie Berufe, Zuschüsse für die Beratung bei der Exi-
stenzgründung sowie Zuschüsse für die Beratung beim Existenzaufbau.
All dies wird in der Öffentlichkeit überwiegend positiv beurteilt, eine
kritische Betrachtung ist jedoch angebracht.
Vermutlich sind es nicht allzuviele neue Unternehmen, die wegen solcher
staatlichen Förderung gegründet werden. So fließen 40 bis 50 vH der
ERP-Darlehen in reine Betriebsübernahmen. Auch dürften Unternehmens-
gründungen in neuen Bereichen kaum gefördert werden, denn 80 vH der
Kredite gehen an das Handwerk, den Handel und das Gastgewerbe. Es
ist damit zu rechnen, daß bei allen Programmen beträchtliche Mitnahme-
effekte auftreten.
Eingriffe des Staates zur Reduzierung von Liquiditäts- und Rentabili-
tätsproblemen junger Unternehmen in der Anlaufphase könnten allenfalls
dort gerechtfertigt sein, wo die Startkosten durch staatliche Barrieren
überhöht sind. In diesem Fall dürfte aber der unmittelbare Abbau von
Hemmnissen der bessere Weg sein.
Um den Suchprozeß bei der Entdeckung neuer Marktchancen zu be-
schleunigen, sollte man die bestehende steuerliche Diskriminierung des
Eigenkapitals abbauen. Neben Reformen im Steuerrecht bringt vor allem
die Reform der Kapitalmarktverfassung auf Dauer mehr für die wirt-
schaftliche Entwicklung als Subventionen oder Sicherungsprogramme für
marode Industriezweige.
VI. Dauerhafter Nachfragemangel? - Das
Gegenbeispiel der Schattenwirt-
schaft
113. Die wirtschaftlichen Probleme werden häufig auch mit Nachfrageman-
gel erklärt - wohlgemerkt mit dauerhaftem Nachfragemangel, der aus
begrenzten Absorptionsmöglichkeiten herrührt. Zusätzliche Investitionen,
und insbesondere Erweiterungsinvestitionen, könne es danach so lange
nicht geben, wie es den Unternehmen an Aufträgen fehle.
Die Argumente, mit denen die Sättigungsthese begründet wird, sind un-
terschiedlich, alles in allem laufen sie aber auf folgendes hinaus: Die
meisten Menschen wünschten sich eine Steigerung des materiellen Wohl-
stands, weil sie sich davon eine bessere Befriedigung der Bedürfnisse
versprächen. Grenzen für den Konsum gebe es jedoch dort, wo er in
Konkurrenz zum Zeitbedarf trete, der für die sinnvolle Nutzung zusätz-
licher Konsumgüter erforderlich sei [Linder, 1970; Scherhorn, 1983], Die
Expansion des Konsums könne daher nicht weiter exponentiell verlaufen,55
sondern sie müsse einer logistischen Kurve folgen, die ihren Wendepunkt
schon deutlich hinter sich gelassen habe.
114. Die Sättigungsthese hat eine lange Tradition. Sie spielte etwa in
den dreißiger Jahren eine wichtige Rolle, als es darum ging, die große
Depression zu erklären. Bisher jedoch wurde sie noch immer widerlegt.
Sie mag zwar das Konsumverhalten von Randgruppen zutreffend be-
schreiben, es gibt aber bislang keinerlei Hinweise, daß sie sich auf die
Masse der Bevölkerung übertragen läßt: Nach wie vor wird in den Tarif-
verhandlungen um höhere Einkommen gerungen, und dies spricht eindeu-
tig für das Gegenteil. Auch die Beobachtung, daß viele Menschen nicht
abgeneigt sind, auf Einkommen zu verzichten, wenn sich dadurch mehr
Freizeit gewinnen läßt, stützt die Sättigungsthese nicht. Denn dahinter
steht häufig ein rationales Kalkül: Die Freizeit wird nicht wie das Ein-
kommen besteuert; außerdem läßt sie sich durchaus produktiv nutzen,
etwa in der Schattenwirtschaft.
115. Die Sättigungsthese unterstellt, daß die menschlichen Bedürfnisse
weithin gegeben sind. Die beträchtliche Steigerung des materiellen Wohl-
stands seit den Anfängen der Industrialisierung zeigt indes, daß dies
nicht so ist. Die Bedürfnisse sind weithin geprägt vom wirtschaftlichen
und sozialen Umfeld, nicht zuletzt von neuen und besseren Gütern, die
der technische Fortschritt möglich macht.
Durch technische Neuerungen lassen sich fast überall Sättigungsgrenzen
hinausschieben, auch und vor allem beim privaten Verbrauch. Ein Bei-
spiel dafür sind die Märkte für langlebige Gebrauchsgüter, die in den
letzten Jahren nicht zuletzt durch die Ausbreitung der Mikroelektronik
neue Impulse erhalten haben. Das gilt vor allem für den Kommunikations-
bereich, wo inzwischen ganz neue Güter entstanden sind (Video, Bild-
schirmtext) , an die zehn Jahre zuvor kaum jemand gedacht hatte. Es gilt
aber auch für traditionelle Bereiche mit "hohen Sättigungsgraden", wie
etwa für elektrische Haushaltsgeräte oder Möbel. Gibt es interessante
technische Verbesserungen oder modische Neuheiten, kaufen viele Haus-
halte auch dann neue Güter, wenn ein Ersatz der alten Güter noch nicht
dringlich ist.
116. Die Märkte für langlebige Konsumgüter sind deshalb besonders auf-
schlußreich, weil sie weithin als gesättigt gelten. Tatsächlich zeigt sich
aber, daß hier die Einkommenselastizitäten der Nachfrage noch immer
recht hoch sind. Sie verschieben sich zudem im Zeitablauf, und zwar
nach oben (Duesenberry-Effekt). Neben dem Einkommenseffekt gibt es
also einen starken Präferenzeffekt, der die Nachfrage zusätzlich stimu-
liert (Schaubild 10).
117. Daß sich die Bedürfnisse, die sich mit Konsumgütern befriedigen
lassen, ständig ausweiten, läßt sich ökonomisch recht gut erklären: Der
technische Fortschritt führt zu einer Senkung der Preise dieser Güter,
ausgedrückt im Verhältnis zum Preis für den Produktionsfaktor Arbeit.
Es kommt also bei den Konsumenten zu einer Substitution von Arbeit
durch Kapital, ihre Wünsche werden immer "kapitalaufwendiger"
[Johnson, 1975]. So haben moderne Haushaltsgeräte den Arbeitsaufwand
im Haushalt enorm reduziert; man denke nur an Waschmaschinen oder
Gefriergeräte. Es ist daher schon wiederholt die Frage gestellt worden,
ob solche Güter nicht als Investitionsgüter anzusehen sind, die in einer
volkswirtschaftlichen Bilanz aktiviert werden müßten [Katona, 1967],56
Schaubild 10 - Einkommenselastizitäten für ausgewählte langlebige Ge-
brauchsgüter 1973 und 1978
1.
Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichproben. Werte geglättet.
4400 5200 5600
Haushaltsnettoeinkommen DM/Monat
Quelle : Statistisches Bundesamt [r]; eigene Berechnungen.
Der Prozeß der Kapitalintensivierung bei den privaten Haushalten wird
häufig im Sinne der Sättigungsthese auch dahingehend interpretiert, daß
sich ein immer größerer Teil der Konsumentennachfrage in die Selbst-
versorgungswirtschaft verlagert [Becker, 1965; Gershuny, 1978]. Unter-
stützung scheint diese These durch die jüngsten Entwicklungen auf dem
Kommunikations- und Informationssektor zu erhalten, die hier ganz neue
Perspektiven eröffnen, etwa die Erledigung vieler Tätigkeiten im eigenen
Haus mit Hilfe des Heimcomputers. Vom technischen Fortschritt seien
zwar vorübergehende, aber keine dauerhaften Impulse für den privaten
Verbrauch zu erwarten, heißt es. Sobald sich die privaten Haushalte die
neuen Produktionsmittel angeschafft hätten, gehe die Nachfrage zurück,
weil es dann lohnender sei, Dinge des täglichen Bedarfs selbst zu pro-
duzieren, als sie über den Markt zu erwerben.57
118. Es fragt sich freilich, ob der Trend zur Selbstversorgung, auf den
einige statistische Indikatoren hindeuten (Tabelle 20), zwangsläufig ist.
Eine Verlagerung von Aktivitäten in die Selbstversorgungswirtschaft
lohnt sich nur dann, wenn die Produktivität dort höher ist als in den
Unternehmen. Das dürfte nur selten der Fall sein. Sie kann sich aber
auch dann lohnen, wenn die Produktivität zwar niedriger, der Ertrag
aber dennoch höher ist, weil er nicht durch Steuern geschmälert wird.
Es stellt sich daher die Frage, ob sich hinter dem wachsenden Gewicht
der Selbstversorgungswirtschaft [Langfeldt, 1983] noch etwas anderes
verbirgt, nämlich eine Verschiebung in den Preisrelationen für zwei Ar-
ten von Arbeit: In dem Maße, wie die Einkommen mit Steuern und Abga-
ben belegt werden, wird die Arbeit in der Selbstversorgungswirtschaft
attraktiver, und das heißt, die Vorteile, die die interpersonelle Arbeits-
teilung bietet, nehmen ab.
Tabelle 20 - Bruttowertschöpfung der Privaten Haushalte und Brutto-

























(a)Produktionsleistungen der Privaten Haushalte bewertet zu Marktprei-
sen.
Quelle: Langfeldt [1983]; .Statistisches Bundesamt [v].
119. Von der Selbstversorgungswirtschaft ist es nicht weit bis zur
Schattenwirtschaft. Das Merkmal der Schattenwirtschaft ist, daß die
wirtschaftlichen Transaktionen, die hier getätigt werden, im Verborgenen
bleiben, weil sie häufig illegal sind [Cassel, Caspers, 1983]. Schätzun-
gen über das Ausmaß solcher Transaktionen differieren sehr stark. Weit-
gehend einig sind sich die Experten aber darin, daß der Umfang der
schattenwirtschaftlichen Aktivitäten in allen Industrieländern erheblich
zugenommen hat [ Gutmann, 1977; Feige, 1979; Frey et al., 1982; anders
dagegen Petersen, 1982]. In der Schattenwirtschaft entfaltet sich jene
Dynamik, die in der "offiziellen Wirtschaft" seit längerem fehlt.
120. Die Expansion der Schattenwirtschaft hat auch Konsequenzen für
die Analyse des Strukturwandels. Denn Güter und Dienstleistungen, die
im Verborgenen produziert und abgesetzt werden, tauchen in den Pro-
duktions- und Absatzstatistiken nicht oder nicht voll auf; die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen vermitteln dann kein zutreffendes Bild
von den strukturellen Veränderungen. So wird die Anzahl der abhängig
Beschäftigten unterschätzt, wenn ein Teil davon ohne Lohnsteuerkarte58
und Versicherungsausweis arbeitet, und es werden auch die Einkommen
zu niedrig ausgewiesen. Der sektorale Strukturwandel wird insbesondere
dann unzutreffend abgebildet, wenn die schattenwirtschaftlichen Aktivi-
täten auf bestimmte Bereiche konzentriert sind.
121. Vom "Hörensagen" her scheinen es drei Bereiche zu sein, bei denen
die Schattenwirtschaft eine große Rolle spielt:
- die Bauwirtschaft,
- das Handwerk und
- das Dienstleistungsgewerbe.
Dies sind allesamt Bereiche, in denen relativ einfache Produktionstechni-
ken dominieren, die also in Bezug auf die Faktorausstattung eher ar-
beitsintensiv als kapitalintensiv sind. Es handelt sich um Bereiche, in
denen etwas verlangt und geboten wird, was anderswo nicht mehr in
gleichem Maße vorhanden ist, nämlich Flexibilität. Wenn beispielsweise
das Kraftfahrzeughandwerk einen Schwund an Reparaturaufträgen be-
klagt (Schaubild 11) , liegt das nicht nur an den hohen Verrechnungs-
preisen (die rund viermal so hoch sind wie in der Schattenwirtschaft) ,
sondern auch an den für viele Autofahrer ungünstigen Werkstattzeiten.
Dies kommt den in dieser Hinsicht weitaus flexibleren "Hinterhofbetrie-
ben" zugute.
Schaubild 11 - Entwicklung schatten wirtschaftlicher Aktivitäten im Be-
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Se/bst oder von Bekannten ausgeführte Reparaturen in vH des gesamten Reparaturvotumens.
Quelle: Langfeldt [1983].
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122. Ganz offensichtlich fehlt nicht die Nachfrage an sich, wohl aber die
Nachfrage, die über den Markt zu Preisen gedeckt werden kann, wie sie
in der Schattenwirtschaft gelten. Nachfragemangel kann somit auch von
der Angebotsseite herrühren - von zu hohen Preisen, die die Anbieter
fordern, von zu hohen Steuern und Abgaben, mit denen der Staat wirt-
schaftliche Transaktionen belegt, oder von zu vielen administrativen Re-
gulierungen und Reglementierungen, durch die die wirtschaftliche Betä-
tigung eingeengt wird.
123. Das rasche Wachstum der Schattenwirtschaft hat mittlerweile die
Öffentlichkeit beschäftigt. Die ins Auge gefaßten Maßnahmen - sie rei-
chen von Aufrufen zur Solidarität mit den Arbeitslosen über Appelle an
die Moral der Steuerzahler bis zur Androhung von Strafen - sind indes
wenig geeignet, das Ausufern der schatten wirtschaftlichen Aktivitäten
wirksam zu unterbinden. Die eigentliche Aufgabe sollte darin bestehen,
die dynamischen Kräfte aus der Schatten Wirtschaft herauszuführen. Das
kann nur gelingen, wenn Starrheiten in der "offiziellen Wirtschaft" be-
seitigt werden.
VII. Steigende öffentliche Ausgaben
Wachstumsmotor oder -bremse?
124. In der Marktwirtschaft sorgen die Unternehmen für die Deckung des
Bedarfs, aber sie tun es selten allein. Auch der Staat ist daran beteiligt
- direkt, indem er Güter und Dienstleistungen bereitstellt und Einkom-
men umverteilt, indirekt, indem er die Rahmendaten setzt, unter denen
die Privaten produzieren und konsumieren. Es versteht sich von selbst,
daß der Staat wesentlichen Einfluß auf den Wirtschaftsablauf nimmt und
damit Richtung und Tempo des Strukturwandels mitbestimmt (1).
1. Die öffentlichen Haushalte unter Konsolidierungszwang
125. Der Staat hat in der Vergangenheit seine Leistungen kräftig ausge-
weitet, vor allem im Bildungs- und Sozialbereich. Die Finanzierung
schien lange Zeit kein Problem zu sein. Im Vertrauen auf fortgesetztes
Wirtschaftswachstum rechnete man mit kräftig fließenden Steuereinnah-
men; außerdem wurde der Umverteilungsspielraum für sehr groß gehal-
ten.
Es war freilich nicht erst die hartnäckige Wachstumsschwäche, die den
Staat in finanzielle Bedrängnis brachte. Schon Anfang der siebziger Jah-
re zeichnete sich ab, daß die Ausgaben den Einnahmen davonlaufen wür-
den. Schon seit dieser Zeit hat der Staat an der Last eines zunehmenden
strukturellen Defizits zu tragen, das 1981, legt man die Berechnungen
des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung [1981] zugrunde, eine Größenordnung von 40 Mrd. DM er-
reicht hatte.
(1) Eine umfangreiche Darstellung dieser Zusammenhänge findet sich bei
Knoll, Schatz [1983].60
126. Die hohen Haushaltsdefizite - 1982 beliefen sie sich, strukturelles
und konjunkturelles Defizit zusammengenommen, auf 71 Mrd. DM (Tabelle
21) - sind eine Belastung für den Kapitalmarkt. Ihre Rückführung, und
dies ist im Grundsatz nicht strittig, ist somit eine Grundvoraussetzung
für die Gesundung der deutschen Wirtschaft.
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Quelle: Sachverständigenrat [1982]; BMF [a]; eigene Berechnungen.
Strittig ist dagegen das Tempo der Konsolidierung. Den einen ist es zu
langsam, den anderen zu rasch. Kritiker einer raschen Konsolidierung
führen vor allem konjunkturpolitische Bedenken ins Feld: Sie befürchten,
daß sich auf Grund von Entzugswirkungen bei der Nachfrage die kon-
junkturelle Erholung verzögern und der Abbau der Defizite eher noch
schwieriger werden könnte (Uberkonsolidierungsthese). Vereinzelt wird
sogar gefordert, kurzzeitig höhere Defizite in Kauf zu nehmen, um damit
zusätzliche Ausgabenprogramme zu finanzieren. Sobald nämlich die Wirt-
schaft an Fahrt gewänne, würden sie sich rasch wieder zurückbilden
(Autokonsolidierungsthese). Die Erfahrungen in den siebziger Jahren
zeigen jedoch, daß es zu einer konsequenten Konsolidierungspolitik auch
und gerade aus konjunkturpolitischer Sicht keine Alternative gibt. Fast
zwei Dutzend Konjunkturprogramme seit 1975 haben den Staat viel Geld
gekostet, gesamtwirtschaftlich aber nichts eingebracht.
127. Bei der Diskussion um das Konsolidierungsproblem geht es auch um
die Frage, welchen Teil des Produktionspotentials der Staat dauerhaft in
Anspruch nehmen sollte, ohne mit den Wünschen der Privaten zu kolli-
dieren. Anders als am Markt, wo die einzelnen Bürger ihre Präferenzen
dadurch zum Ausdruck bringen, daß sie für Leistungen, die sie in An-
spruch nehmen, einen angemessenen Preis zahlen, gibt es bei den Lei-61
stungen, die der Staat bereitstellt, einen solchen Abstimmungsmechanis-
mus nicht. Das Handeln der staatlichen Organe muß deshalb im demo-
kratischen Prozeß legitimiert werden. Mehrheitsentscheidungen ohne aus-
reichenden Minoritätenschutz treten an die Stelle von individuellen Ent-
scheidungen, wenn es darum geht, das staatliche Angebot an Gütern und
Diensten festzulegen. Allerdings sind die Ergebhisse von Wahlen nicht
unbedingt ein zuverlässiger Gradmesser für die Präferenzen der Bürger
in diesem Bereich. Weitaus besser lassen sich diese daran ablesen, ob
die Bürger die ihnen auferlegten Steuern und Abgaben zahlen, um die
Leistungen, die der Staat bereitstellt, mitzufinanzieren. Wie das rasche
Wachstum der Schattenwirtschaft zeigt, ist es damit nicht mehr gut be-
stellt. Bei vielen Bürgern ist mittlerweile das Bewußtsein gewachsen, daß
der Staat in den vergangenen Jahren zu viele Aufgaben an sich gezogen
und sich bei neuen Finanzierungsansprüchen übernommen hat.
128. Staatliche Tätigkeit verursacht häufig auch gesamtwirtschaftliche
allokative Verzerrungen mit unerwünschten Nebenwirkungen. Sie perver-
tiert vor allem die Anreizstrukturen dadurch, daß es lohnend wird, An-
strengungen auf solche gruppenspezifischen oder individuellen Vorteile
zu konzentrieren, die sich in der Summe als gesamtwirtschaftliche Fehl-
entwicklung darstellen. Ganz offensichtlich ist dies bei Subventionen der
Fall. Der Wettbewerb über den Preis verspricht oft weniger Erfolg als
der Wettbewerb um staatlichen Beistand, und der Beweis steht aus, daß
Subventionen insgesamt Nutzen stiften (Ziff. 224 ff.). Die Konsolidierung
hat somit auch und gerade eine qualitative Dimension. Je kräftiger die
Streichungen bei denjenigen Ausgaben ausfallen, die Wachstum und
Strukturwandel behindern, desto geringer ist der Konsolidierungsbedarf
im Ganzen (strukturelle Autokonsolidierung).
2. Die Last früherer Jahre - Zur längerfristigen Entwicklung der Ausga-
benstruktur
129. Die Ausgaben der öffentlichen Haushalte (in der Abgrenzung der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) nehmen inzwischen rund die
Hälfte des Bruttosozialprodukts in Anspruch, Anfang der sechziger Jahre
war es erst ein Drittel. Am kräftigsten war der Anstieg in der ersten
Hälfte der siebziger Jahre; seitdem ist die Staatsquote weitgehend kon-
stant (Schaubild 12).
Betrachtet man die Entwicklung der Ausgabenstruktur, so zeigen sich
nur geringe Verschiebungen. Bei allen großen Ausgabenblöcken ergeben
sich - auf den gesamten Zeitraum bezogen - ähnliche Zuwachsraten. Le-
diglich die Zinsausgaben fallen etwas aus dem Rahmen, eine Folge der
wachsenden Haushaltsdefizite vor allem in den siebziger Jahren (Tabelle
A10).
130. Größere Verschiebungen hat es allerdings innerhalb der Ausgaben-
blöcke gegeben. Unter den zahlreichen Leistungen, die Bund, Länder
und Gemeinden erbringen, traten in den sechziger Jahren die Ausgaben
etwa für die Energieversorgung und den Straßenbau hervor (Tabellen
22, A13). In den folgenden Jahren verlagerte sich der Schwerpunkt zu
den Bildungs- und Sozialausgaben. So wurden im Zuge der Bildungsre-
form die allgemeinbildenden Schulen und wissenschaftlichen Hochschulen
ausgebaut. Parallel dazu wurde die Ausbildungsförderung aufgestockt.62
Schaubild 12 - Entwicklung und Struktur der staatlichen Aktivitäten
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Quelle: Statistisches Bundesamt [w]j eigene Berechnungen.
Schließlich wurde die Forschungsförderung verstärkt. Hohe Beträge flös-
sen auch in den Gesundheits- und Freizeitbereich, etwa für den Bau.
neuer Krankenhäuser, Sportstätten, Schwimmbäder und anderer Gemein-
schafts- und Freizeiteinrichtungen [Knoll, 1983].
131. Daß die staatlichen Instanzen bei der Aufstellung ihrer Haushalte
neue Aufgabenprioritäten setzen, ist ein Vorgang, der im Strukturwandel
ganz normal ist. Bedenklich ist dies jedoch dann,
- wenn versäumt wird, Leistungen, die weniger dringlich geworden
sind, zu streichen, was zwangsläufig dazu führt, daß die Staatsquote
steigt;
- wenn Aufgaben nicht dahingehend überprüft werden, ob sie nicht
besser von Privaten erfüllt werden können, insbesondere dann, wenn
die staatlichen Stellen unwirtschaftlich arbeiten.
Auf beiden Gebieten hat es große Versäumnisse gegeben. Der Staat hat
in der Vergangenheit fast immer nur neue Aufgabenbereiche an sich ge-
zogen. Seine oft beklagte finanzielle Manövrierunfähigkeit ist letztlich die
Folge mangelnden Strukturwandels bei den öffentlichen Haushalten.63
Tabelle 22 - Entwicklung und Struktur der Nettoausgaben der Gebiets-




























































































































































(a)Bund (einschließlich LAF und ERP), Länder (einschließlich Stadtstaaten), Gemeinden
(einschließlich Gemeindeverbände); ab 1974 einschließlich Organisationen ohne Erwerbscha-
rakter und Zweckverbände. - (b)Politische Führung und zentrale Verwaltung, Auswärtige An-
gelegenheiten. - (c)öffentliche Sicherheit und Ordnung, Rechtsschutz. - (d)Schulen und
vorschulische Bildung, Förderung des Bildungswesens, sonstiges Bildungswesen, Hochschulen,
(e)Soziale Sicherung, Soziale Kriegsfolgeaufgaben, Wiedergutmachung. - (f)Gesundheit,
Sport, Erholung. - (g)Wohnungswesen und Raumordnung, Kommunale Gemeinschaftsdienste. -
(h)Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. - (i)Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe,
Dienstleistungen. - (k)Allgemeines Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen, Allgemeine
Finanzwirtschaft. - (1)Laufende Ausgaben nach VGR.
Quelle: Statistisches Bundesamt [m]; BMF [a]; eigene Berechnun-
gen.
a. Die Hinwendung zu konsumentenbezogenen Ausgaben
132. Eine häufig zu hörende Forderung lautet, die staatlichen Stellen
sollten ihre Haushalte zugunsten produktiver Ausgaben umschichten. Was
damit im einzelnen gemeint ist, bleibt oft unklar. In der finanzwirt-
schaftlichen Literatur wird zwar versucht, die Staatsausgaben anhand
von Klassifikationen zu ordnen, die an vermeintliche Wirkungen anknüp-
fen - neben der Unterscheidung von produktiv und unproduktiv findet
sich etwa die zwischen konsumtiv und investiv oder gegenwarts- und
zukunftsorientiert [Kulmer, 1967], Aber wie die Diskussion um das Inzi-
denzproblem gezeigt hat, sind diese Klassifikationen für eine Beurteilung
der Wirkungen staatlicher Maßnahmen wenig geeignet [Peffekoven, 1980].64
133. Stellt man auf den Empfänger staatlicher Ausgaben ab (formale Inzi-
denz), so läßt sich zwischen Leistungen unterscheiden, die den Konsu-
menten, den Produzenten und allen gemeinsam zukommen:
- Konsumentenbezogen sind vor allem die Ausgaben für die soziale Um-
verteilung, für das Bildungs- und Gesundheitswesen oder für kommu-
nale Gemeinschaftsdienste (Theater, Sportstätten, Bürgerhäuser).
- Produzentenbezogen sind insbesondere die Subventionen und sonstigen
Maßnahmen zugunsten von Unternehmen, die Ausgaben für Verkehrs-
wege und andere Infrastruktureinrichtungen, aber auch die Ausgaben
im Bereich der staatlichen Eigenproduktion.
- Eine dritte Gruppe von Ausgaben umfaßt schließlich solche, die der
Aufrechterhaltung und Funktionsfähigkeit des Gemeinwesens dienen.
Dazu zählen etwa die Ausgaben für die Bereiche politische Führung
und zentrale Verwaltung sowie äußere und innere Sicherheit (hoheit-
liche Aufgaben).
Die Abgrenzung zwischen den drei Kategorien ist teilweise fließend.
Schnittmengen ergeben sich etwa bei den Ausgaben für den Straßenbau,
von denen Konsumenten und Produzenten Vorteile haben.
134. Mit wachsendem Pro-Kopf-Einkommen ist bei den öffentlichen Ausga-
ben eine deutliche Verlagerung zu den konsumentenbezogenen Ausgaben
festzustellen (Schaubild 13; Tabelle A10). Diese Entwicklung setzte schon
in den sechziger Jahren ein, sie verstärkte sich aber Anfang der sieb-
ziger Jahre deutlich. Dabei schlugen insbesondere die rasch steigenden
Ausgaben für das Bildungs- und Gesundheitswesen zu Buche. Seit Mitte
der siebziger Jahre deutet sich freilich eine Wende an - ein erstes Er-
gebnis der Konsolidierungsanstrengungen gerade in diesem Bereich.
135. Ein wesentliches Merkmal vieler konsumentenbezogener Leistungen
ist ihre Marktfähigkeit. Die Nachfrage nach Dienstleistungen im Bil-
dun'gs- oder im Gesundheitswesen kann durchaus von privaten Anbietern
befriedigt werden, wie das teilweise auch der Fall ist. Soweit der Staat
diese Leistungen bereitstellt, geschieht das meistens kostenlos oder zu
Preisen unterhalb der Produktionskosten. Kollektive Zahlungen über das
Steuersystem ersetzen eine individuelle Zahlung entsprechend der Inan-
spruchnahme einer Leistung durch den einzelnen. Das hat häufig zur
Folge, daß die Nachfrage nach den staatlichen Leistungen ausufert -
Leistungen, die scheinbar nichts kosten, laden zu Verschwendung ein.
Die ständige Ausweitung der Staatsausgaben ist unter diesen Bedingun-
gen vorprogrammiert.
Ein breites staatliches Leistungsangebot weit unter Einstandspreis hat
noch einen anderen negativen Effekt. Für private Anbieter wird der
Markt unattraktiv. Die Folge ist, daß wegen der begrenzten Ressourcen,
die der Staat einsetzen kann, die Nachfrage nicht befriedigt wird; das
zu knappe Angebot wird dann rationiert. Der Staat wirkt in diesem Fall:
nicht, wie immer behauptet wird, als Wachstumsmotor, sondern als
Wachstumsbremse.
136. Möglichkeiten, die öffentlichen Haushalte zu entlasten, bestehen in
weiten Bereichen. Ein Beispiel sind die zahlreichen wirtschaftlichen Un-
ternehmen, die dem Staat ganz gehören oder an denen er maßgeblich
beteiligt ist. Es gibt nur wenige unternehmerische Aktivitäten, an de-65
Schaubild 13 - Entwicklung der konsumentenbezogenen, produzentenbezo-
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Quelle: Statistisches Bundesamt fm]j eigene Berechnungen.
nen der Staat nicht teilhat: Die Liste seiner Aktivitäten reicht von A bis
Z - von der Abfallbeseitigung bis zur Zivilluftfahrt. Es sind dies zumeist
Aktivitäten, die ihm Verluste einbringen. Wo Gewinne anfallen, beruhen
diese meistens auf einer Monopolstellung, die private Anbieter vom Wett-
bewerb fernhält, wie etwa im Bereich der Versorgungsunternehmen (Ta-
belle 23).
b. Unzureichende öffentliche Investitionen? - Das Problem der Folge-
kosten
137. Im Gegensatz zu allen anderen Ausgaben ist der Anteil der staat-
lichen Investitionsausgaben an den Nettoausgaben seit den frühen sech-
ziger Jahren deutlich zurückgegangen (Schaubild 14). Zugleich ist es zu
einer Umschichtung zwischen den Sachinvestitionen und Finanzinvesti-
tionen gekommen. So haben in den letzten Jahren vor allem die Zuschüs-
se für Investitionen an private Unternehmen, die neben den Darlehen
und Beteiligungen zu den Finanzinvestitionen gerechnet werden, dabei
deutlich an Gewicht gewonnen. Die jährliche Zuwachsrate der Ausgaben
für Sachinvestitionen fiel von rund 8 vH in den sechziger Jahren auf
etwa 5 vH in den siebziger Jahren; die Zuwachsrate der Finanzinvesti-
tionen stieg demgegenüber von rund 1 vH auf rund 10 vH.66
Tabelle 23 - Unmittelbare Ausgaben und Einnahmen des Bundes und der
Länder im Bereich der Wirtschaftsunternehmen und des All-




























(a)Elektrizitäts-, Gas- und Wasserversorgung, Sonsti
nehmen. - (b)Straßenverkehrsunternehmen, Eisenbahnen
Flughäfen, Deutsche Bundespost. - (c)Bergbau, Indust





















Quelle: Statistisches Bundesamt fm]; eigene Berechnungen.
Die rückläufige Entwicklung der öffentlichen Investitionen spiegelt
mehrerlei wider: Sie erklärt sich zunächst daher, daß beim Staat das
Geld knapp geworden war. Die rasche Expansion anderer Ausgaben, vor
allem der Personalausgaben, hat den Spielraum für eine Steigerung der
Investitionsausgaben immer mehr eingeengt. Sie hängt aber auch damit
zusammen, daß sich der Staat immer mehr dem Druck ausgesetzt sah,
knappes Geld in andere Kanäle zu lenken. Statt eigener Investitionen
finanzierte er fremde (Landwirtschaft, Energieversorgung, Bundesbahn,
Wohnungsbau u.a.).
138. Der Rückgang bei den staatlichen Investitionen und insbesondere
bei den Sachinvestitionen wird häufig beklagt. Die Argumente, die zu-
meist ins Feld geführt werden, sind teils von konjunkturpolitischen (un-
zureichende Auslastung der Bauwirtschaft), teils von wachstumspoliti-
schen Überlegungen (Mangel an staatlicher Infrastruktur) bestimmt. Von
höheren staatlichen Investitionen wird vielfach ein wichtiger Beitrag zur
Oberwindung der Wachstumskrise erwartet.
Man kann das freilich auch anders sehen:
- Schon heute fällt es vielen Gemeinden schwer, Investitionsprojekte zu
konzipieren. Nicht zuletzt wegen der demographischen Veränderungen
gibt es bereits regional zu viele Kindergärten und Schulen, demnächst
vielleicht auch zu viele Krankenhäuser.
- Vieles von dem, was als staatliche Investitionen ausgewiesen wird,
dient konsumtiven Verwendungszwecken. Das gilt etwa für Bibliothe-
ken, Bürgerhäuser, Kongreßhallen, Museen oder Theater. Damit wer-67
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Ab 1974 einsenden lieh Zweckverbände und Organisationen ohne Erwerbscharakter.
Quelle: Statistisches Bundesamt [m]; eigene Berechnungen.68
den jedoch nur wenige Dauerarbeitsplätze und besonders nicht solche
mit hoher Produktivität geschaffen.
Wohlgemerkt: Höhere Investitionen sind dringend erwünscht, aber nur
solche, die mehr einbringen, als sie kosten.
139. Daß es mit der Rentabilität staatlicher Investitionen vielfach nicht
zum besten bestellt ist, haben vor allem die Kommunen zu spüren bekom-
men. Manche Investitionen aus den sechziger und siebziger Jahren sind
zu einer bedeutenden Quelle öffentlicher Defizite geworden. Einst wurden
großzügige Gemeinschaftseinrichtungen geschaffen, die inzwischen einen
hohen und von manchen Gemeinden kaum noch zu finanzierenden Folge-
kostenaufwand erfordern (Tabelle 24). Die rasche Ausweitung der Folge-
kosten im Vergleich zu den ursprünglichen Investitionsausgaben engt
zugleich den Spielraum für Neuinvestitionen weiter ein [Koschik, 1978].
Die Unterhaltskosten sind teilweise so hoch, daß sie kaum in den Preisen
abgewälzt werden können. Der durchschnittliche Kostendeckungsgrad für
kommunale Einrichtungen, etwa Museen, Theater, Schwimmbäder, Volks-
hochschulen und Musikschulen wird auf 11 vH bis 57 vH geschätzt
[Fuest, Kroker, 1981]. Lediglich in der Abwasser- und Abfallbeseitigung
werden Gebührensätze erreicht, die knapp eine Kostendeckung sichern.
Tabelle 24 - Sachinvestitionen der Gebietskörperschaften im Spiegel der




















































































































(a)Bund (einschließlich ERP und LAF), Länder (einschließlich Stadtstaaten) und Gemeinden
(einschließlich Gemeindeverbände). - (b)Ohne Krankenhäuser.
uelle: Statistisches Bundesamt [m]; Koschik [1978]; eigene Be-
rechnungen.69
3. Gefahren des kooperativen Föderalismus - Das Beispiel der Misch-
finanzierung
140. Als Treibsatz in der Ausgabenexpansion wirkt die Praxis der Misch-
finanzierung [Boreil, 1981]. Kritisch muß man vor allem sehen, daß die
Mitfinanzierung von Länderaufgaben durch den Bund zu einer grundle-
genden Verschiebung in Richtung auf die durch Mischfinanzierung be-
günstigten Aufgabenbereiche geführt hat und daß dadurch zusätzliche
Ausgaben ausgelöst wurden, die anderenfalls nicht oder nicht in gleichem
Umfange getätigt worden wären.
Priorität unter den Mischfinanzierungsausgaben kommt den Investitions-
hilfen und den Transferleistungen zu (Tabelle 25.). Größte Posten sind
dabei zum einen die Ausgaben für den kommunalen Straßenbau, den öf-
fentlichen Personennahverkehr und den Wohnungsbau, zum anderen die
Ausgaben für die Ausbildungsförderung, das Wohngeld und die Spar-
förderung. Die Investitionshilfen und die Einkommenstransfers machten
im Jahre 1981 reichlich 80 vH der gesamten Mischfinanzierungsausgaben
aus, nach 60 vH im Jahre 1970. Dafür haben die Ausgaben für Gemein-
schaftsaufgaben merklich an Bedeutung verloren; ihr Anteil sank von 33
vH auf 12 vH'.
























































































Quelle: Statistisches Bundesamt [m]; BMF [a]; eigene Berechnun-
gen.
141. Beim Bund machen mittlerweile die Mischfinanzierungsausgaben rund
8 vH der gesamten Nettoausgaben aus (1970: 6,5 vH). Bezogen auf die
Ausgabenkategorien, die für eine Mischfinanzierung in Frage kommen,
beläuft sich der Anteil auf etwa 15 vH (1970: 12 vH). Über den gesam-
ten Zeitraum 1970-1981 haben die Mischfinarizierungsausgaben deutlich
stärker zugenommen als die gesamten Ausgaben. Der Schub lag in der70
ersten Hälfte der siebziger Jahre, danach hat sich die Expansion der
Mischfinanzierung verlangsamt, im wesentlichen als Folge einer Ein-
schränkung beim Ausbau der Hochschulen (Tabelle All).
142. Vergleicht man die Entwicklung der Ausgaben in denjenigen Berei-
chen, die in den siebziger Jahren in die Mischfinanzierung einbezogen
worden sind, mit der Entwicklung dieser Ausgaben in den sechziger Jah-
ren, als es noch keine Mischfinanzierung gab, so zeigen sich interessan-
te Unterschiede (Tabelle 26):
- Bei den Ausgaben des Bundes hatte sich der Schwerpunkt in den sieb-
ziger Jahren zugunsten solcher Bereiche verlagert, die Mischfinanzie-
rungsanteile aufweisen.
- Bei den Ausgaben der Länder ergibt sich dagegen für die sechziger
Jahre kaum ein Unterschied zur Entwicklung der übrigen Ausgaben.
Seit der Institutionalisierung der Mischfinanzierung sind dagegen über-
durchschnittliche Zuwächse bei den begünstigten Bereichen zu beob-
achten.
Tabelle 26 - Entwicklung der Nettoausgaben von Pund und Ländern



























(a)Entwicklung der Ausgaben 1960-1970 unter Zugrundelegung der gleichen
mischfinanzierungsbegünstigten Aufgabenbereiche wie 1970-1981.
Quelle: Statistisches Bundesamt fm]; BMF fa]; eigene Berechnun-
gen.
143. Die Tatsache, daß die Ausgaben in Richtung mischfinanzierter Auf-
gabenbereiche gelenkt wurden, muß sicherlich unter dem Gesichtspunkt
einer gewollten politischen Weichenstellung gesehen werden. Dennoch ist
zu fragen, ob die Zuwendungen, die der Bund den Ländern zukommen
läßt, dort nicht zu zusätzlichen Ausgaben führen, die letztendlich den
Ausgabenspielraum bei anderen Leistungen beschneiden. Es besteht die
begründete Vermutung, daß die Länder Schwerpunkte bei Ausgaben set-
zen, für deren Finanzierung sie selbst nur teilweise aufkommen müssen
[Henke, 1983; McKenzie, 1983] (1).
(1) Die Frage läßt sich wohl im großen und ganzen bejahen. Der Ver-
such einer i-egressionsanalytischen Bestimmung des Einflusses der
Mischfinanzierung auf das Ausgabeverhalten der Länder findet sich
in Abschnitt IX im Anhang.71
144. Die gemeinsame Finanzierung durch mehrere Haushaltsebenen hat
sich insbesondere bei Maßnahmen als problematisch erwiesen, die nicht
von der Ebene beschlossen wurden, die für die Finanzierung aufzukom-
men hatte. Prinzipiell sollte ein Trennsystem angestrebt werden, das die
Ausgabenkompetenz bei der Gebietskörperschaft beläßt, die auch die
Aufgabenkompetenz besitzt. Wird jedoch ein projektgebundener Finanz-
ausgleich durchgeführt - wie im Falle der Mischfinanzierung prakti-
ziert -, so sollte sich dieser lediglich auf feste Sockelbeträge beziehen.
Der weitere Zugriff auf Zuschüsse von der übergeordneten Haushaltse-







145. Die Rezession von 1981/82 hat die deutsche Wirtschaft dort am emp-
findlichsten getroffen, wo sich die Probleme schon vordem türmten: auf
dem Arbeitsmarkt. Nimmt man die bei den Arbeitsämtern registrierten
Arbeitslosen und die sogenannte Stille Reserve zusammen, dann waren
Mitte 1983 mehr als drei Millionen Menschen ohne Beschäftigung, etwa
doppelt so viele wie Ende 1975, als die damalige Rezession ihren tiefsten
Punkt erreicht hatte.
Verglichen mit damals sind fast ebenso viele Arbeitsplätze verlorenge-
gangen. Von Ende 1980 bis Mitte 1983 ist die Anzahl der Erwerbstätigen
um reichlich 1,2 Millionen gesunken; damit wurde der Anstieg in den
Jahren davor (knapp 900 000) wieder mehr als rückgängig gemacht (Ta-
belle 27).
Tabelle 27 - Zur Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 1973-1983




















































Quelle: Statistisches Bundesamt [v]; IAB fversch. Jgg.]; eigene
Berechnungen.72
146. Abseits des Streits über die Ursachen der Beschäftigungskrise be-
steht inzwischen Einigkeit darüber, daß sich seit Mitte der siebziger
Jahre eine Arbeitsplätzlücke auf getan hat, die sich gegenwärtig auf rund
zwei Millionen veranschlagen läßt. Sie kann nur durch vermehrte Investi-
tionen geschlossen werden, und dies auch nur auf mittlere Sicht.
Der Mangel an Arbeitsplätzen ist freilich nur die eine Seite des Pro-
blems. Die andere Seite ist die unzureichende Anpassungsfähigkeit und
Anpassungsbereitschaft vieler Arbeitskräfte. Beschäftigungsprobleme
können auch daraus entstehen, daß Arbeitsnachfrage und Arbeitsangebot
in qualitativer Hinsicht nicht zueinander passen. Die Aufgabe im Struk-
turwandel besteht nicht nur darin, daß zusätzliche Arbeitsplätze einge-
richtet werden, sondern es muß auch Ersatz für diejenigen Arbeitsplätze
geschaffen werden, die wegfallen. Für Arbeitsplätze, die neu entstehen -
und der Ersatzbedarf macht ein Vielfaches des Zusatzbedarfs aus -, wer-
den in der Regel ganz andere Qualifikationen gefordert als für die alten
Arbeitsplätze, die verlorengehen. Neue Arbeitsplätze werden möglicher-
weise gar nicht geschaffen, wenn sich herausstellt, daß es schwierig
sein wird, dafür geeignetes Personal zu finden.
147. Damit wieder Vollbeschäftigung erreicht werden kann, müssen auch
die Arbeitnehmer mithelfen. Sie sind dabei von zwei Seiten gefordert.
- Zum einen gilt es, die Einkommensansprüche an dem zu orientieren,
was der Markt für alle hergibt, auch für die Arbeitslosen. Damit ist
die Frage nach der richtigen Lohnhöhe und mehr noch nach den richti-
gen Lohnrelationen angesprochen, die seit langem Dreh- und Angel-
punkt in der beschäftigungspolitischen Diskussion ist (Ziff. 80 ff.).
- Zum anderen gilt es, mehr Flexibilität zu zeigen - etwa einen anderen
Arbeitsplatz einzunehmen oder den Beruf zu wechseln. Die Ausbreitung
moderner Technologien erfordert ein hohes Maß an beruflicher Speziali-
sierung; der strukturelle Wandel, der durch sie hervorgerufen wird,
erfordert zugleich Flexibilität. Viele Probleme, denen sich die Beschäf-
tigungspolitik derzeit gegenübersieht, beruhen auf qualifikatorischen
Defiziten. Sie signalisieren ein Versagen der Bildungspolitik.
Was die Lohnpolitik nicht zu leisten vermag, kann teilweise die Bildungs-
politik übernehmen. Wo die Löhne nicht nachgeben, muß die Qualifikation
steigen.
1. Zu den strukturellen Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt
148. Was der Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt verändert hat, ist im
wesentlichen bekannt. In den siebziger Jahren waren das
- der Verlust von fast drei Millionen Arbeitsplätzen im primären und
sekundären Sektor, für die im tertiären Sektor Ersatz geschaffen wer-
den konnte, wenn auch nicht im notwendigen Umfang,
- die Umgestaltung der Arbeitsplätze durch die Mikroelektronik, zunächst
in der Fertigung, dann aber auch in der Verwaltung, und
- die Veränderung der Anforderungen am Arbeitsplatz, und zwar weg
von Arbeitsgängen mit einfachen manuellen Verrichtungen und hin zu
Arbeitsgangen, bei denen komplexe mentale Tätigkeiten dominieren.73
Kaum bekannt ist dagegen, welche Anpassungsprozesse sich hinter die-
sen Veränderungen verbergen: Wie viele Arbeitsplätze im Strukturwandel
wegfallen und neu entstehen; wie Arbeitsplätze besetzt werden und wel-
che Qualifizierungs-, aber auch Dequalifizierungsprozesse damit einher-
gehen. Diese Informationslücke ergibt sich daraus, daß die Arbeitsmarkt-
statistik überwiegend Bestandsdaten erfaßt, etwa wie viele Arbeitsplätze
im Durchschnitt eines Jahres besetzt oder wie viele Arbeitnehmer am
Ende eines Monats als Arbeitssuchende gemeldet sind. Ein vollständiges
Bild von Bewegungsvorgängen auf dem Arbeitsmarkt ist derzeit nicht
möglich, es lassen sich aber grobe Konturen sichtbar machen (1).
149. In der öffentlichen Diskussion heißt es häufig, die Erwerbsbevölke-
rung teile sich immer mehr in eine "Zweiklassengesellschaft": in die
Gruppe derjenigen, die einen Arbeitsplatz haben, und in die Gruppe
derjenigen, die einen Arbeitsplatz suchen und wenig Chancen haben,
einen zu finden. Wie wenig dieses Bild mit der Wirklichkeit überein-
stimmt, läßt sich daraus ersehen, daß in jedem Jahr schätzungsweise 10
bis 12 Millionen Arbeitsplätze, also reichlich zwei Fünftel aller vorhan-
denen Arbeitsplätze, neu besetzt werden:
- Ein Drittel aller Arbeitsplatzwechsel (zwischen 3 und 4 Millionen) re-
sultiert aus Obergängen zwischen Erwerbstätigkeit und Nichterwerbs-
tätigkeit. Hierzu zählen auf der einen Seite die Berufsanfänger, die
ihre schulische Ausbildung beendet haben, die Arbeitslosen, die wieder
auf einen Arbeitsplatz vermittelt werden können, oder die Frauen, die
ihre Berufstätigkeit wieder aufnehmen. Auf der anderen Seite sind es
die Abgänge von Erwerbstätigen, die wegen Erreichens der Altersgren-
ze oder wegen Invalidität in den Ruhestand treten oder die ihren Ar-
beitsplatz verlieren und sich als arbeitslos melden.
- Bei einem Viertel (etwa 2 1/2 Millionen) handelt es sich um sogenannte
zwischenbetriebliche Arbeitsplatzwechsel - also Wanderungen von Ar-
beitskräften zwischen verschiedenen Unternehmen eines Wirtschaftsbe-
reichs oder zwischen Unternehmen in unterschiedlichen Wirtschafts-
bereichen.
- Der Rest- (schätzungsweise 4 bis 5 Millionen) stellt innerbetriebliche
Umsetzungen dar [Reyher, Bach, 1980]. Sie werden notwendig, wenn
etwa durch technischen Fortschritt, Veränderungen der Nachfrage-
struktur oder durch Importkonkurrenz alte Arbeitsplätze durch neue
ersetzt werden.
150. Hinreichend genau lassen sich nur solche Arbeitsplatzwechsel nach-
weisen, bei denen es zu Einstellungen und Entlassungen von Arbeits-
kräften kommt, also die Zugänge zum und die Abgänge aus dem Beschäf-
tigungssystem sowie die zwischenbetrieblichen Wanderungen. Dabei zeigt
sich, daß die Einstellungen und, spiegelbildlich dazu, die Entlassungen
im Trend sinken. Bei einer im großen und ganzen unveränderten Anzahl
von Arbeitsplätzen bedeutet dies einen entsprechenden Rückgang in den
Fluktuationsraten (Schaubild 15).
Auffällig ist zweierlei:
- Die Fluktuationsraten aus zwischenbetrieblichem Arbeitsplatzwechsel
(1) Eine breitere Darstellung findet sich bei K.-D. Schmidt [1983].74
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Quelle : Reyher, Bach [1980]; BA [versch. Jgg.] sowie unveröff.
Material; eigene Berechnungen.
nehmen trendmäßig deutlich ab, das heißt, immer weniger Beschäftigte
wechseln ohne Unterbrechung der Erwerbstätigkeit von einem Unter-
nehmen in ein anderes.
- Die Fluktuationsraten zwischen Erwerbstätigkeit und Nichterwerbstä-
tigkeit nehmen dagegen leicht zu, das heißt, es werden mehr Arbeits-
plätze als früher mit Personen besetzt, die vorher in keinem Beschäf-
tigungsverhältnis standen.
151. Der Befund abnehmender Fluktuationsraten ist nicht leicht zu inter-
pretieren, weil sich hier unterschiedliche Entwicklungstrends mischen:
- Die Anzahl der kurzfristigen Beschäftigungsverhältnisse, wie sie etwa
in der Bauwirtschaft, im Handel und im Gastgewerbe häufiger auftre-
ten, ist seit langem rückläufig. "Überwiegend hängt dies mit der Ab-
nahme der Saisonarbeit zusammen, möglicherweise aber auch mit der
Abwanderung von Saisonkräften in die Schatten Wirtschaft.
- Die schlechte Arbeitsmarktlage dämpft die Bereitschaft zum Arbeits-
platzwechsel. "Job-Hopper" sind nicht mehr so häufig wie in den sech-
ziger Jahren, als die Unternehmen um knappe Arbeitskräfte konkurrie-
ren mußten. Hier spielt bei vielen Arbeitnehmern die Erwartung mit,
daß langjährige Betriebstreue honoriert wird.75
- Institutionelle Regelungen, wie etwa Kündigungsschutz Vorschriften, er-
schweren es den Unternehmen, sich von überflüssigem oder ungeeigne-
tem Personal zu trennen. Mitunter sind auch die Schwierigkeiten, an
einem anderen Arbeitsort eine preiswerte Wohnung zu finden, eine
Barriere für einen Wechsel.
152. Hinter den abnehmenden Fluktuationsraten verbirgt sich noch etwas
anderes: Wegen des Mangels an Arbeitsplätzen verläuft offensichtlich ein
beträchtlicher Teil der Arbeitsplatzwechsel über den Umweg - meistens
kurzzeitiger - Beschäftigungslosigkeit. Das legt den Schluß nahe, daß
ein Teil der Arbeitslosigkeit Sucharbeitslosigkeit ist: Der Weg zu einem
anderen Arbeitsplatz ist länger und er führt vor allem häufiger als frü-
her über das Arbeitsamt. Hinzu kommt, daß die Unternehmen offenbar
stärker als bisher freie Arbeitsplätze mit eigenem Personal besetzen, also
die interne Rekrutierung der externen vorziehen. Das mag daran liegen,
daß qualifizierte Arbeitskräfte nach wie vor niqht leicht zu bekommen
sind, zumal wenn es sich um Qualifikationen handelt, die nur vor Ort
erworben werden können. Die Unternehmen haben dann selbstverständ-
lich ein Interesse daran, ihre Investitionen in Humankapital zu interna-
lisieren, sie also nicht der Konkurrenz zukommen zu lassen.
a. Wer wechselt wohin? - Zum sektoralen Muster der Fluktuation
153. Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt ist keine Einbahnstraße. Damit
die neuen Arbeitsplätze optimal besetzt werden können, müssen nicht nur
Arbeitskräfte aus den schrumpfenden in die wachsenden Branchen über-
wechseln, sondern auch in die andere Richtung von den wachsenden zu
den schrumpfenden. Der wechselseitige Austausch von Arbeitskräften ist
eine wichtige Voraussetzung für die Bewältigung des Strukturwandels.
154. Anhaltspunkte über das Ausmaß der wechselseitigen Fluktuation
zwischen zehn großen Wirtschaftsbereichen lassen sich aus einer Unter-
stichprobe des Mikrozensus (EG-Arbeitskräftestichprobe) gewinnen (1).
Danach waren im Mai 1981 von den knapp 27 Millionen Erwerbstätigen
etwa 21,5 Millionen (80 vH) ein Jahr zuvor im gleichen Wirtschaftsbereich
tätig; 3,7 Millionen (14 vH) hatten ein Beschäftigungsverhältnis in einem
anderen Wirtschaftszweig, 1,6 Millionen (6 vH) waren nicht erwerbstätig
(Tabelle 28). Obwohl diese Zahlen kein repräsentatives Abbild der zwi-
schenbetrieblichen Wanderungen darstellen, lassen sich aus ihnen doch
einige wichtige Schlüsse ziehen:
- Alle Wirtschaftsbereiche, die Land- und Forstwirtschaft ausgenommen,
decken einen großen Teil ihres Arbeitskräftebedarfs durch Zuwande-
rungen aus anderen Wirtschaftsbereichen. So spielt im Baugewerbe der
intersektorale Austausch von Arbeitskräften eine weit größere Rolle als
bei den Sonstigen Dienstleistungen; diese greifen in stärkerem Maße
auf Arbeitskräfte zurück, die zuvor nicht erwerbstätig waren (Berufs-
anfänger, Hausfrauen).
(1) Der Mikrozensus weist die Zahl der Erwerbstätigen um rund eine
Million höher aus als die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.
Auch die im Mikrozensus nachgewiesenen Fluktuationsraten scheinen,
verglichen mit denen in anderen Quellen, überhöht zu sein. Das gilt
mit Sicherheit für den öffentlichen Dienst, wo die Personalzugänge




































































































































































































































(a)Erwerbstätige Inländer in der Abgrenzung der Systematik der Wirtschaftszweige, Fassung für die Berufszählung. - (b)Energie- und Wasserversorgung, Bergbau,


















Quelle: Mayer [1983]; eigene Berechnungen.77
- Die intersektoralen Wanderungsströme verlaufen weitgehend zirkulär,
so von den warenproduzierenden Bereichen zu den Dienstleistungsbe-
reichen und umgekehrt. Im Mai 1981 waren im Verarbeitenden Gewerbe
650 000 Arbeitskräfte beschäftigt, die ein Jahr zuvor ihren Arbeits-
platz in den Dienstleistungsbereichen hatten. Nahezu die gleiche An-
zahl (620 000) hat das Verarbeitende Gewerbe an die Dienstleistungs-
bereiche abgegeben. Auffällig ist die hohe wechselseitige Fluktuation
zwischen dem Verarbeitenden Gewerbe und dem Handel.
- Die Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft spielt
kaum noch eine Rolle. Per saldo verliert dieser Bereich nur noch die
Arbeitskräfte, die in den Ruhestand treten.
155. Das hohe Maß an wechselseitiger Fluktuation darf freilich nicht dar-
über hinwegtäuschen, daß in den letzten Jahren zusätzliche Arbeitsplätze
fast nur noch in den Dienstleistungsbereichen geschaffen worden sind:
bei der Nachrichtenübermittlung, dem Übrigen Verkehr, den Kreditinsti-
tuten, den Sonstigen Dienstleistungen und vor allem beim Staat und bei
den Privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter. Beim Warenprodu-
zierenden Gewerbe hat dagegen der Abbau von Arbeitsplätzen angehal-
ten. Hier gibt es nur ganz wenige Branchen, die ihren Personalbestand
aufgestockt haben, wie der Straßenfahrzeugbau, die Feinmechanik und
Optik oder das Ausbaugewerbe. Der Trend zu tertiären Tätigkeiten, der
bereits das Entwicklungsmuster in den frühen siebziger Jahren geprägt
hatte, ist ungebrochen, auch wenn er sich etwas abgeflacht hat (Ziff.
260 ff.).
b. Intersektorale und berufliche Mobilität
156. Intersektorale Arbeitskräftewanderungen werden auch dadurch er-
zwungen, daß sich die Tätigkeitsanforderungen an die Arbeitskräfte än-
dern. Im allgemeinen ist es leichter, den Arbeitsplatz zu wechseln als
den Beruf. Arbeitsplatzmobilität ist somit ein Substitut für berufliche
Mobilität.
Für viele Arbeitskräfte gibt es freilich keine Alternative zum Berufs-
wechsel. Das gilt vor allem für solche Berufe, die der Strukturwandel
zum Aussterben verurteilt. Zwischen 1970 und 1980 gingen
- 650 000 Arbeitsplätze in den landwirtschaftlichen und bergbaulichen
Berufen,
- 1,7 Millionen Arbeitsplätze in den Herstellungsberufen und
- 450 000 Arbeitsplätze in Montage- und Wartungsberufen
verloren. Zusammen ergibt das einen Verlust von 2 3/4 Millionen Arbeits-
plätzen in primären und sekundären Berufsbereichen. Dem steht ein Zu-
gewinn von 2 1/2 Millionen Arbeitsplätzen in tertiären Berufsbereichen
gegenüber, also in Verwaltungs- und Büroberufen und vor allem in
Dienstleistungsberufen. Im Jahre 1980 war nur noch jeder vierte Er-
werbstätige in einem Herstellungsberuf tätig, 1970 war es noch jeder
dritte (Tabelle 29).78
Tabelle 29 - Struktur der Erwerbstätigen in unterschiedlicher wirt-















































































































































































































Quelle: Statistisches Bundesamt [c, x] sowie unveröff. Material;
eigene Berechnungen.
157, Berufswechsel finden nicht nur in einer Richtung statt, von den
schrumpfenden zu den wachsenden Bereichen, sondern auch in der ande-
ren Richtung. Die Nettorechnung ergibt somit wieder nur ein verkürztes
Bild. Uberschlägig geschätzt wechselt etwa die Hälfte aller Erwerbstä-
tigen im Laufe des Arbeitslebens mindestens einmal den Beruf f Statisti-
sches Bundesamt, a; Hofbauer, König, 1973]; das sind mehr als eine
Million Berufswechsel pro Jahr. Häufig liegt dabei freilich der neue Be-
ruf in der Nachbarschaft zum alten. Immerhin handelt es sich in jedem
zweiten Fall um einen Beruf, in dem andere Kenntnisse und Fähigkeiten
verlangt werden als vorher.79
Ein Berufswechsel muß freilich nicht immer nur durch den Strukturwan-
del erzwungen sein. Er kann auch Ausdruck von beruflicher Fehlqua-
lifikation sein. Auffällig viele Berufswechsler sehen sich nämlich gleich
unmittelbar nach Beendigung der Ausbildung nach einer anderen Tätig-
keit um. Das gilt bisher vor allem für Personen mit einer betrieblichen
Berufsausbildung, insbesondere für Facharbeiter. In jüngerer Zeit trifft
es aber offensichtlich auch für immer mehr Hochschul- und Fachhoch-
schulabsolventen zu. Hier zeigen sich Probleme bei der Abstimmung von
Ausbildungs- und Beschäftigungssystem.
158. Veränderungen in der Berufstruktur spiegeln zweierlei wider:
Wandlungen in der Produktionsstruktur und technologische sowie organi-
satorische Veränderungen in der Arbeitswelt. Aus den empirischen Be-
funden läßt sich der Schluß ziehen, daß_die Chancen auf dem Arbeits-
markt um so besser sind, je breiter das berufliche Einsatzfeld ist. So
haben handwerkliche Herstellungsberufe, trotz hoher Freisetzungsquoten
im Bereich der Warenproduktion, meistens Alternativen in anderen Beru-
fen, etwa in Wartungs- und Reparaturberufen.
Die Verteilung der Berufe nach Wirtschaftsbereichen läßt erkennen, daß
die beruflichen Einsatzmöglichkeiten sehr unterschiedlich sind (Tabelle
A14). So sind Fertigungsberufe auf das Verarbeitende Gewerbe konzen-
triert, nicht wenige auf einen einzigen Wirtschaftszweig. Beispielsweise
haben Keramiker, Glasmacher oder Zellstoff hersteller kaum alternative
Berufschancen außerhalb ihres engeren Wirkungskreises. Dagegen finden
sich Büro-, Verwaltungs- und Dienstleistungsberufe in nahezu allen
Wirtschaftsbereichen: Programmierer, Datentypisten, Rechnungskauf leute
oder Werbekaufleute sind überall anzutreffen, und entsprechend breit ist
auch ihr Einsatzspektrum.
159. Die Konzentration der Berufe auf Branchen hat weiter abgenommen
- eine Entwicklung, die schon in den fünfziger und sechziger Jahren zu
beobachten war [Karr, Leupoldt, 1976]. Die Produktionstechniken haben
sich angeglichen, nicht nur im Warenproduzierenden Gewerbe, sondern
auch im Dienstleistungssektor. Distributive, verwaltende, planende und
forschende Tätigkeiten haben sich auch im Warenproduzierenden Gewerbe
ausgebreitet.
Die Auflösung des traditionellen Berufssystems, das auf die Qualifika-
tionserfordernisse einzelner Branchen zugeschnitten war - etwa die Ori-
entierung der Ausbildungsgänge am Produkt oder an der Produktions-
technik -, hat sich somit weiter fortgesetzt.
160. Parallel dazu hat sich das Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte,
gemessen an den formalen Bildungsabschlüssen, deutlich erhöht. Im Ver-
gleich zu 1970 gab es 1980 an zusätzlichen Arbeitsplätzen:
- 750 000 für Hochschul- und Fachhochschulabsolventen,
- 350 000 für Absolventen von Fach-, Techniker- und Meisterschulen,
- 3 1/2 Millionen für Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung oder
Anlernung.
Gleichzeitig gingen fast 5 Millionen Arbeitsplätze für ungelernte Arbeits-
kräfte verloren.80
Im allgemeinen zeigt sich - entgegen der sogenannten Polarisierungsthe-
se, nach der neben einem Trend zur Höherqualifizierung auch ein Trend
zur Dequalifizierung besteht - eine Konzentration im mittleren Qualifi-
kationsbereich. Typisches Beispiel dafür ist die gehobene Fachkraft, die
neben berufskundlichem Wissen auch andere Kenntnisse besitzt, etwa
EDV-Kenntnisse. Eine verstärkte Nachfrage nach hochqualifizierten Ar-
beitskräften gab es in der Breite nur beim Staat, der in den siebziger
Jahren etwa 75 vH aller Hochschulabsolventen übernommen hat.
161. In dem Trend zu tertiären und qualifizierten Berufen kommt auch
ein steigender Bedarf an Arbeitskräften mit einem breiten Einsatzfeld
zum Ausdruck. Die Flexibilität des Faktors Arbeit hat die Berufsentwick-
lung geprägt, nicht die Spezialisierung:
- Expandierende Berufe finden sich zwar fast ausschließlich im oberen
Qualifikationsbereich, aber nicht alle qualifizierten Berufe konnten ex-
pandieren. Das gilt zum Beispiel für eine Reihe von Ausbildungsberu-
fen im Facharbeiterbereich, wie Maler oder Tischler.
- Zu den schrumpfenden Berufen gehörten sowohl solche mit hoher Spe-
zialisierung (Weber, Schneider, Bäcker) als auch "Jedermannsberufe"
mit einem breiten Einsatzfeld (Metallerzeuger, Versandfertigmacher,
Wäscher). Expandierende Berufe (Techniker, Rechnungskaufleute, Da-
tenverarbeitungsfachleute) haben dagegen fast immer einen breiten
Substitutionskorridor. Ausgenommen sind lediglich hoch spezialisierte
Arbeitskräfte (Lehrer, Ärzte, Wissenschaftler), die überwiegend im
Umkreis staatlicher Einflußnahme gefragt waren.
Alles in allem wird deutlich, daß es nicht so sehr auf eine hohe Quali-
fikation, sondern vor allem auf die richtige Qualifikation ankommt.
2. Berufliche Flexibilität und Beschäftigungschance
162. Die siebziger Jahre haben Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt ge-
bracht, die vom Umfang her denen in den fünfziger und sechziger Jah-
ren nicht nachstanden. Das meiste davon läßt sich mit wirtschaftlichem
Strukturwandel erklären - mit Veränderungen in den Konsumgewohnhei-
ten, in der Produktionstechnik und in der internationalen Arbeitsteilung.
Nicht ohne weiteres läßt sich damit die wachsende Unterbeschäftigung in
Zusammenhang bringen. Solche Anpassungsprozesse können durchaus
auch ohne gravierende Störungen ablaufen, wie das Beispiel der fünf-
ziger und sechziger Jahre zeigt.
a. Qualifikation und Arbeitslosigkeit
163. Arbeitslosigkeit ist nicht zufallsverteilt. Häufig spielen dabei Quali-
fikationsdefizite eine Rolle. Neben älteren und in ihren Leistungen einge-
schränkten Arbeitnehmern sind vor allem Personen ohne einen qualifizier-
ten Berufsabschluß arbeitslos. Freilich gilt es auch hier einige landläu-
fige Vorstellungen zu korrigieren, die daraus resultieren, daß bei der
Analyse der Arbeitslosigkeit auf Bestandsgrößen zurückgegriffen wird.
Stromgrößen zeigen teilweise ein abweichendes Bild:
- Wer ohne abgeschlossene Berufsausbildung ist, wird zwar im Durch-
schnitt häufiger arbeitslos, aber er bleibt es meistens nicht lange.81
Qualifizierte Arbeitskräfte brauchen dagegen weniger damit zu rech-
nen, den Arbeitsplatz zu verlieren, jedoch fällt es ihnen schwerer,
einen neuen Arbeitsplatz zu finden. Es steht für sie mehr auf dem
Spiel, der Suchprozeß dauert länger.
- Für diejenigen, die lange arbeitslos waren, besteht auch ein hohes
Risiko, erneut arbeitslos zu werden. Ein wachsender Teil der Arbeits-
losen hat schon mehrfach den Arbeitsplatz verloren, und hierunter
sind unqualifizierte Kräfte überdurchschnittlich vertreten.
Alles in allem ist die Formel, je höher die Qualifikation, desto besser die
Beschäftigungschance, nur mit Einschränkungen gültig. Es gibt, wohlge-
merkt, nicht nur das Problem der unzureichenden Qualifikation, sondern
auch das der Fehlqualifikation. Unter den Zugängen von Arbeitslosen
befinden sich in letzter Zeit immer mehr Personen mit qualifiziertem Be-
rufsabschluß, angefangen bei Facharbeitern bis hin zu Hochschulabsol-
venten.
164. Zwanzig Jahre nach Georg Pichts Warnung vor einer "Bildungska-
tastrophe" beherrscht derzeit ein anderes Schlagwort die Diskussion:
Oberqualifikation. Es sind vor allem zwei Themen, an denen sich der
Streit entzündet: Facharbeitermangel und Akademikerüberschuß. Beide
werden häufig in ursächlichem Zusammenhang genannt. Die Expansion
der akademischen Ausbildung gehe zu Lasten der betrieblichen Ausbil-
dung, und zwar in der Form, daß sich in den betrieblichen Ausbildungs-
berufen die leistungsschwächeren und weniger leistungswilligen Jugend-
lichen sammeln würden (Auszehrungsthese) . Die Diskussion kann leicht
darüber hinwegtäuschen, worum es in Wirklichkeit geht: Nicht um Über-
oder Unterqualifikation, sondern um Fehlqualifikation und mehr noch, um
mangelnde vertikale und horizontale Mobilität.
b. Das Fallbeispiel Facharbeitermangel
165. Facharbeitermangel, der offensichtlich auch gegenwärtig noch eine
Rolle spielt, ist überwiegend ein Indiz für Fehlsteuerung sowohl im Bil-
dungs- als auch im Beschäftigungssystem. Es gibt zwar nicht zu wenig
Facharbeiter - die Anzahl der Erwerbstätigen, die einen Facharbeiter-
beruf erlernt haben, übersteigt bei weitem den Bedarf -, aber es gibt
zu wenig Facharbeiter in den richtigen Berufen.
Die große Anzahl von Facharbeitern, die einen Statuswechsel vollziehen -
1979 waren von 8,4 Millionen Erwerbstätigen mit Facharbeiterabschluß 4,6
Millionen (55 vH) nicht als Facharbeiter beschäftigt [Hofbauer, 1981] -,
zeugt auf den ersten Blick von hoher Mobilität. Für gut die Hälfte
brachte der Statuswechsel sogar einen sozialen Aufstieg; knapp ein Drit-
tel konnte sich durch eine zusätzliche Ausbildung für eine höherstehende
Tätigkeit qualifizieren. Zwei Fünftel sind allerdings auch in die Gruppe
der Hilfsarbeiter und angelernten Arbeiter übergewechselt.
Sozialer Aufstieg und Abstieg liegen also dicht beieinander. Bemerkens-
wert ist, daß in zwei von fünf Fällen der Statuswechsel mit einem Be-
rufswechsel verbunden war, und zwar ganz überwiegend dort, wo er in
eine Hilfsarbeitertätigkeit mündete.82
166. Berufswechsel bei Facharbeitern kommt vor allem bei Berufen vor,
- die irn Strukturwandel schrumpfen,
- die mit großen körperlichen Belastungen verbunden sind,
- die nur geringe Berührungspunkte zu anderen Berufen, also einen
hohen Spezialisierungsgrad haben.
Es sind dies Berufe, bei denen Übergänge in die Gruppe der Hilfs- und
angelernten Arbeiter überdurchschnittlich häufig vertreten sind.
Anders ist dagegen die Situation bei solchen Berufen, die weniger auf
bestimmte Produkte oder Produktionsprozesse spezialisiert sind. Hier sind
Berufswechsel weitaus seltener; zudem gibt es hier bessere Chancen zur
Höherqualifizierung.
167. Der häufige Statuswechsel unter Facharbeitern hat offensichtlich
zweierlei Ursachen:
- Defizite in der Ausbildung: Sie zeigen sich darin, daß viele junge
Menschen in falschen Berufen ausgebildet werden oder, weil sich so
etwas nie ganz verhindern läßt, daß die Ausbildung zu wenig flexible
Elemente enthält, die einen Statuswechsel innerhalb des Ausbildungs-
berufs erleichtern. Überdurchschnittlich hohe Ausbildungsquoten bei
Friseuren, Bäckern oder Malern sind weitaus problematischer als bei
Elektroinstallateuren oder Kfz-Mechanikern.
- Unzureichende Lohndifferenzen: Sie bestehen vor allem gegenüber
Hilfsarbeitern und angelernten Arbeitern, nicht zuletzt eine Folge der
Nivellierung der Lohnstruktur in den siebziger Jahren (Ziff. 80 ff.).
In vielen Fällen ist der Abstand zwischen Facharbeiter- und Hilfsarbei-
terlöhnen so gering geworden, daß ein Überwechseln auf eine Hilfsar-
beitertätigkeit nicht als sozialer Abstieg empfunden wird.
c. Das Fallbeispiel Akademikerüberschuß
168. Während über Facharbeitermangel seit längerem Klage geführt wird,
ist das Thema Akademikerüberschuß erst in den letzten Jahren in die
Schlagzeilen gerückt. Hochschulabsolventen haben in den siebziger Jah-
ren noch weithin exzellente Berufschancen gehabt. Von 1970 bis 1980 ist
die Anzahl der Erwerbstätigen, die einen Hochschulabschluß vorweisen
können, um rund eine halbe Million gestiegen; ihr Anteil an den Er-
werbstätigen insgesamt hat sich von 3,8 vH auf 5,9 vH erhöht (Tabel-
le 30).
169. Diese Zahlen spiegeln freilich nicht einen steigenden Bedarf an
Hochschulabsolventen wider, sondern einen künftigen Überschuß, Wie
schlecht es um die Karrierechancen für Hochschulabsolventen bestellt ist,
soll folgende Rechnung deutlich machen. Die Nachfrage nach Akademi-
kern steigt,
- wenn die einzelnen Wirtschaftsbereiche bei gleichbleibender Beschäf-
tigtenzahl mehr Hochschulabsolventen einstellen,
- wenn Wirtschaftsbereiche, die vergleichsweise viele Akademiker be-
schäftigen, auf Kosten der anderen Bereiche beschäftigungsmäßig ex-
pandieren.83
Die Zunahme der erwerbstätigen Hochschulabsolventen läßt sich somit
rechnerisch zerlegen in einen Ausbildungs- und Branchenstruktureffekt
(Tabelle 30).
Tabelle 30 - Veränderung der Arbeitsplatzsituation für Hochschulabsol-
venten auf Grund des Branchen- und Ausbildungsstruk-



















































































































Quelle: Statistisches Bundesamt [c]; Tessaring [1981]; eigene Be-
rechnungen.
In den siebziger Jahren hing die kräftige Ausweitung der Arbeitsplätze
für Akademiker zu rund drei Fünfteln mit der Expansion solcher Berei-
che zusammen, die relativ viele Akademiker beschäftigen. Das sind der
Staat, die Privaten Organisationen ohne Erwerbscharakter und,' mit Ein-
schränkungen, die Sonstigen Dienstleistungen. Auffällig ist, daß das
Verarbeitende Gewerbe keine zusätzlichen Hochschulabsolventen einge-84
stellt hat. Hier reichte der (positive) Ausbildungsstruktureffekt gerade
aus, den (negativen) Branchenstruktureffekt zu kompensieren.
170. In den kommenden Jahren werden jährlich über 100 000 junge Men-
schen die Hochschulen verlassen, Ende der achtziger Jahre werden es
sogar 150 000 bis 200 000 sein. Unter Berücksichtigung des Ersatzbe-
darfs (30 000) werden somit zwischen 70 000 und 170 000 zusätzliche
Arbeitsplätze benötigt. Die Bereiche, die einer so großen Anzahl von
Akademikern eine der Ausbildung angemessene Beschäftigung bieten kön-
nen, sind nicht zu sehen.
Das Problem der kommenden Akademikerschwemme wird von den Bil-
dungspolitikern immer mit dem Hinweis heruntergespielt, daß Überquali-
fizierung besser sei als Unterqualifizierung [vgl. etwa Härtung et al.,
1981], Zum Problem würde . Überqualifikation nur dort, wo unrealistische
Einkommens- und Statuserwartungen bestehen. Gerade das ist aber weit-
hin der Fall. Die Integration von Hunderttausenden von Hochschulabsol-
venten kann nur gelingen, wenn diese ihre Ansprüche drastisch redu-
zieren.
171. Die Abwertung akademischer Ausbildungsgänge berührt freilich auch
diejenigen, die sich schon im Beschäftigungssystem etabliert haben. Sie
werden es schwer haben, ihre Privilegien gegenüber Berufsanfängern zu
verteidigen. Das gilt auch für den öffentlichen Dienst, in dem die Besol-
dungsstruktur flexibler werden dürfte, so daß die Einkommen akademi-
scher Berufe im Vergleich zu denen anderer Berufsgruppen deutlich sin-
ken werden.
172. Noch sind die Einkommen der Akademiker im Vergleich zu den Ein-
kommen anderer Berufsgruppen (namentlich denen der Facharbeiter) zu
hoch. Allerdings deutet sich schon seit Mitte der siebziger Jahre eine
Korrektur an (Tabelle 31). Diese Entwicklung dürfte sich inzwischen
verstärkt haben.
Tabelle 31 - Ausbildungsspezifische Verdienstrelationen Sozialversiche-



























Quelle: Clement et al. [1980]; Weißhuhn [1982].85
3. Wie mehr Beschäftigung möglich ist - Zur Rollenverteilung in der
Arbeitsmarktpolitik
173. Die Befunde lassen erkennen, worauf es derzeit ankommt. Nicht nur
müssen Arbeitsplätze geschaffen werden, sie müssen auch optimal besetzt
werden können. Von den Arbeitnehmern werden dazu berufliche Kennt-
nisse und Fähigkeiten verlangt sowie Bereitschaft zur Anpassung, also
Mobilität.
Was Flexibilität und Mobilität bewirken, zeigt sich derzeit in der Schat-
ten Wirtschaft. Es gibt immer mehr Tätigkeiten, die mit der überkommenen
Nomenklatur der Statistik nicht mehr hinreichend beschrieben werden
können. Sie sind dort zu finden, wo es Arbeit nur für eine befristete
Zeit, für ein einzelnes Projekt oder zu Löhnen gibt, die unterhalb der
tariflich fixierten Mindestlöhne liegen. Solche Tätigkeiten werden zum
Beispiel von Hausfrauen ausgeübt, die als Putzhilfen, Serviererinnen
oder Nachhilfelehrerinnen ihr Haushaltsgeld aufbessern, oder von Schü-
lern und Studenten, die sich als Taxifahrer, Discjockeys oder Tennis-
lehrer betätigen. Diese Arbeitsplätze würde es anderenfalls gar nicht
geben, insbesondere dann nicht, wenn sie mit Kräften besetzt werden
müßten, die auf Zahlung der Tariflöhne und Lohnzulagen, Einhaltung ge-
setzlicher Kündigungsschutzbestimmungen und anderer arbeitsrechtlicher
Vorschriften bestehen.
174. Die Arbeitnehmer können auf zweierlei Weise selbst dazu beitragen,
daß die Arbeitslosigkeit, die ihrem Kern nach struktureller Natur ist,
abgebaut wird: durch niedrigere Löhne und durch eine bessere Ausbil-
dung. Ober die Frage, ob niedrigere Löhne zu mehr Beschäftigung füh-
ren, wird zwar weiterhin gestritten, am Markt ist diese Frage jedoch
längst beantwortet. In der Schattenwirtschaft sind die Löhne häufig
niedriger und die Arbeitsbedingungen teilweise schlechter, aber dafür
findet nahezu jeder Arbeit, der danach sucht. Außerhalb der Schatten-
wirtschaft stoßen Lohnkürzungen wegen der Unabdingbarkeit von Tarif-
verträgen auf enge Grenzen. Gleichwohl gibt es Beispiele, daß Arbeit-
nehmer, deren Arbeitsplätze gefährdet sind, solche Kürzungen akzeptie-
ren, die sich meistens auf den außertariflichen Bereich erstrecken, etwa
auf die freiwilligen Zulagen oder auf das Weihnachtsgeld. Es gibt aber
auch indirekte Formen der Lohnkürzung, etwa wenn für gleiche Löhne
höhere Qualifikationsanforderungen an die Arbeitskräfte gestellt werden.
Auch in der bildungspolitischen Diskussion herrscht noch weithin die
Illusion, die Arbeitsplatzfrage dürfe nicht dafür ausschlaggebend sein,
welche Berufswege junge Menschen einschlagen. Um zu verhindern, daß
Hunderttausende schlecht und falsch ausgebildeter Berufsanfänger auf
der Strecke bleiben, kommt die Politik nicht umhin, sich an das heiße
Eisen Bildungsreform heranzuwagen. Das Illusionäre an der Reformpolitik
war die Gleichsetzung von Bildungschancen mit Beschäftigungschancen.
Die Bildungsreform hat das Selektionsproblem nicht beseitigt, sie hat es
nur auf den Arbeitsmarkt verlagert.86
175. Im Vergleich zu dem Part, den Lohnpolitik und Bildungspolitik spie-
len müssen, erscheint die Rolle der staatlichen Arbeitsmarktpolitik von
sekundärer Bedeutung. Der Staat kann und sollte die berufliche Mobilität
fördern, wo immer dies notwendig und sinnvoll ist. Er sollte jedoch alles
unterlassen, was den Strukturwandel behindert. Gemessen an diesem Re-
ferenzsystem fällt die Bilanz der Arbeitsmarktpolitik eher negativ aus
[Soltwedel, 1982]. Vieles, was in der Vergangenheit auf diesem Gebiet
konzipiert und praktiziert worden ist, trägt kontraproduktive Züge.87
C. Nicht jeder Schritt ein Fortschritt — Offensive und defensive An-
passungsreaktionen
I. Wo der Umstellungsprozeß gut be-
wältigt worden ist - Anpassung an
teure Energie
1. Die Substitution auf den Energiemärkten als Daueraufgabe
176. Die Anpassung an die drastisch gestiegenen ölpreise war eines der
schwierigsten Probleme, vor die sich die Industrieländer seit den frühen
siebziger Jahren gestellt sahen. Die Strategien, mit der die einzelnen
Länder darauf reagiert haben, waren höchst unterschiedlich. Sie reichten
von Abschottungsversuchen (Vereinigte Staaten) bis zur vollständigen
Anpassung an das höhere Preisniveau. Die Bundesrepublik Deutschland
setzte weitgehend auf den Preismechanismus, und sie ist damit recht gut
gefahren. Der Anpassungsprozeß wurde schneller und besser bewältigt
als anderswo.
Inzwischen hat sich die Situation auf dem Rohölmarkt entspannt. Die
weltweite Rezession hat die Rohölnachfrage gesenkt; von gleicher Be-
deutung war die Substitution des Rohöls durch andere Energieträger und
der sparsamere Umgang mit Energie. Nachdem der Listenpreis der OPEC-
Anbieter im Frühjahr 1983 von bis dahin 34 Dollar je Barrel auf 29 Dollar
zurückgenommen worden war, bewegen sich derzeit (Herbst 1983) die
Kassapreise auf dem freien ölmarkt etwa auf diesem Niveau. Wohin der
ölpreis künftig tendieren wird, läßt sich schwer voraussagen. Man tut
aber gut daran, auch weiter mit hohen Preisen zu rechnen. Die Einspa-
rung und die Substitution von Rohöl bleiben eine Daueraufgabe.
177. Die Herausforderung, vor der die inländischen Endenergienachfra-
ger standen, läßt sich an den Preissignalen ablesen, die durch die Ver-
änderungen auf den internationalen Energiemärkten gesetzt worden sind
(Schaubild 16):
- Nominal hat sich das Energiepreisniveau seit Beginn der siebziger Jah-
re sowohl für das Verarbeitende Gewerbe als auch für die Privaten
Haushalte (einschließlich der Kleinverbraucher) etwa vervierfacht, real
immerhin mehr als verdoppelt. Ausschlaggebend dafür war die Entwick-
lung des Rohölpreises, der sich etwa versechsfachte.
- Die anderen Energieträger folgen dem Preisanstieg der Mineralölpro-
dukte mit teilweise erheblicher Verzögerung und in geringerem Aus-
maß; der Preisabstand zwischen den Mineralölprodukten und anderen
Energieträgern war nach der zweiten ölpreiserhöhung ausgeprägter als
nach der ersten. Dies ist auch eine Folge der veränderten Bewertung
des Dollars gegenüber der D-Mark: In den siebziger Jahren hat die
Aufwertung der D-Mark den Rohölpreisanstieg "abgepuffert", Anfang
der achtziger Jahre hat jedoch das Wiedererstarken des Dollars den er-
neuten Rohölpreisanstieg verschärft.
178. Als Antwort auf die Preiseskalation stehen dem Energieverbraucher
im wesentlichen zwei Optionen zur Verfügung:
- Er kann einen kostenungünstigen Energieträger durch einen kosten-
günstigeren ersetzen, undSchaubild 16 - Index der Erzeugerpreise für Energieträger 1968-1982
(1970=100)









































1968 70 72 74 76 78 80 82
'Mittelwert aus HeizkraftwerkenundHeizwerken(240kJ/Sek.,1500Std./Jahr, mit AnschluDkosten). -
 2Bei Abgabe an Verbraucher. - ^Gewichtet mit jeweiligen
Verbrauchsanteilen. - ^Deflationiert mit dem Preisindex für die Lebenshaltung. -
 5De1lattoniert mit dem Index der industriellen Erzeugerpreise für ge-
werbliche Produkte (Inlandsabsatz). -6Verarbeitendes Gewerbe und Haushalte und Kleinverbraucher insgesamt.
Quelle : Statistisches Bundesamt fu]; eigene Berechnungen.89
- er kann die Energieeffizienz steigern, um eine bestimmte Energie-
dienstleistung (etwa Raum- und Prozeßwärme) mit einem geringeren
Endenergieeinsatz zu erstellen.
Beide Strategien erfordern in aller Regel den zusätzlichen Einsatz von
Kapital, weil Energieumwandlungsgeräte, Produktions- oder sonstige Ka-
pitalgüter umgerüstet oder ersetzt werden müssen. Es handelt sich bei
diesen Strategien um eine Substitution von Energie durch Kapital.
179. Wie kräftig die Anpassungsreaktionen vor allem nach der zweiten
ölpreiskrise waren, zeigt die Entwicklung des Primärenergieverbrauchs
(Tabelle 32). Der Primärenergieverbrauch nahm von 1960 bis 1973 unge-
fähr mit der gleichen Rate zu wie das reale Bruttosozialprodukt (5 vH) ,
das heißt, die Energieintensität blieb unverändert. Seidem hat sich die
Energieintensität laufend vermindert, und zwar bis 1982 um knapp ein
Fünftel. Seit 1979 ist der Primärenergieverbrauch sogar absolut rück-
läufig; im Jahre 1982 unterschritt er merklich das Ausgangsniveau von
1973. Zugleich wurde das Mineralöl als Primärenergieträger zurückge-
drängt, vor allem durch feste Brennstoffe und Kernenergie. Bis zum
zweiten Preisschub spielte im Primärenergiebereich auch das Erdgas als
Substitut eine Rolle. Seitdem ist sein Einsatz rückläufig, nicht zuletzt
infolge der drastischen Preiserhöhung und Heizölanpassungsklauseln für
Abnehmer der Gewerblichen Wirtschaft. Die Entwicklung der Verbrauchs-
strukturen des Endenergieverbrauchs zeigt die gleichen Tendenzen wie
die des Primärenergieverbrauchs.
180. Die Marktkräfte haben somit eine Politik des "Weg-vom-Ol" unter-
stützt, und zwar durchaus nachhaltiger, als dies von vielen Experten,
darunter auch von der mineralölverarbeitenden Industrie, für möglich
gehalten wurde. Die Folge ist ein beträchtlicher Oberhang an Raffine-
riekapazitäten, und zwar sowohl weltweit als auch, in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Die "Entkoppelung" von Wirtschaftswachstum und
Energieverbrauch ist in Gang gekommen [Neu, 1978J.
2. Anpassungsprozesse in der Gewerblichen Wirtschaft
181. Wie preisreagibel der Energiemix in der Vergangenheit gewesen ist,
zeigen die Substitutionselastizitäten des Endenergieverbrauchs (Tabelle
33).
- Bis 1972 wurde vorrangig Steinkohle ersetzt, und zwar besonders
durch leichtes Heizöl, Gas und Strom. Dieser Prozeß hat sich danach
nicht mehr in nennenswertem Umfang fortgesetzt. Auch die anfänglich
starke Substitution zwischen leichtem und schwerem Heizöl sowie zwi-
schen leichtem Heizöl und Gas ist nach 1972 nicht mehr zu beobachten.
- Nach 1973 hat die Verteuerung von leichtem Heizöl vor allem den Elek-
trizitätsverbrauch begünstigt, die von schwerem Heizöl vorrangig den
Verbrauch von Steinkohle und Strom.
182. Auch der Energieeinsatz pro Produkteinheit insgesamt ist nach 1973
deutlich gesunken. Ausschlaggebend dafür war zum einen die Entwick-
lung von energiesparenden Technologien, zum anderen die Substitution
von Energie durch Kapital. Nach einer Schätzung von Klodt [1983] hat90
Tabelle 32 - Primär- und Endenergieverbrauch nach Energieträgern und






























































































































(a)Zura Teil Schätzungen. - (b)1978-1981.
Staub- und Trockenkohle, Hartbraunkohle,
torf, Steinkohlenbriketts, Rohbraunkohle
troleum und Petrolkoks. - (e)Flüssiggas,





















































































































die Bindung von Kapital für Zwecke der Energieeinsparung den Zuwachs
der Arbeitsproduktivität im Verarbeitenden Gewerbe um 0,7 Prozent-
punkte pro Jahr vermindert.91
Tabelle 33 - Substitutionselastizität verschiedener Endenergieträger für
die Verbrauchssektoren insgesamt und das Verarbeitende


























































































































































































































jl/PIE.)] + u, wobei
E = Endenergieumsatz des Energieträgers (Mill. t SKE), P(E) = Wärme-
preis des Energieträgers in DM pro Gigajoule, i,j = jeweiliger End-
energieträger. - (b)Helzöl (1) = leichtes Heizöl; Heizöl (s) = schwe-
res Heizöl. - (c)Die Werte in Klammern unter den Koeffizienten sind
deren t- Werte. - (d) Einschließlich übriger Bergbau. - 'Signifikant
bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 vH.
Quelle: BMWi [a]; VIK [lfd. Jgg.]; Deutsche BP AG [lfd. Jgg.];
Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen [versch. Jgg.]; eigene
Berechnungen und Schätzungen.92
3. Energieeinsparung, Energieproduktivitäten und Produktivitätseffekt
des Strukturwandels
183. Nicht alles, was an Änderungen im Energieverbrauch eingetreten
ist, hängt unmittelbar mit der Energieverteuerung zusammen. Im Wachs-
tumsprozeß ändert sich die Produktionstruktur, und dies hat Rückwir-
kungen auf den Energieeinsatz. So wird ein Vordringen des Dienstlei-
stungssektors die Energieintensität des Sozialprodukts, vermindern. Ähn-
liches tritt ein, wenn innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes jene Indu-
striezweige, die besonders energie- und stromintensiv produzieren, aus
Gründen, die mit der Energieverteuerung nichts zu tun haben, an Ge-
wicht verlieren. Die Verteuerung der Energie kann also den Struktur-
wandel beeinflussen, der für sich genommen energiesparend oder ener-
giebeanspruchend sein kann. Anders gewendet: Energieverbrauch und
Wirtschaftswachstum brauchen wegen des sektoralen Strukturwandels
nicht parallel zu verlaufen, und Substitutionseffekte brauchen infolge
der Energieverteuerung nicht vorzuliegen
1.
184. Betrachtet man den Struktureffekt des Energieverbrauchs für das
Verarbeitende Gewerbe (Tabelle 34) , so zeigt sich folgendes Bild: Zwi-
schen 1960 und 1978 kann etwa die Hälfte des Anstiegs der Endenergie-
produktivität darauf zurückgeführt werden, daß der Strukturwandel die
unterdurchschnittlich energieintensiven Industriebereiche begünstigt hat.
Der Strukturwandel war demnach in der Tendenz energieverbrauchsmin-
dernd. Betrachtet man jedoch die einzelnen Perioden vor, zwischen und
nach den beiden ölpreiskrisen, so fördert dies Erstaunliches zutage.
Zwischen 1973 und 1978 hat sich der Anteil des Struktureffekts am ge-
samten Produktivitätszuwachs im Vergleich zur Zeit davor deutlich er-
höht. Der Strukturwandel hat also die weniger energieintensiven Bran-
chen stärker begünstigt als in der Zeit davor. Dies Bild kehrt sich nach
der zweiten ölpreiskrise (1978-1981) um, der Struktureffekt war negativ.
Demnach haben die überdurchschnittlich energieintensiven Bereiche wie-
der an Boden gewinnen können. Dies ist vor allem auf den interindu-
striellen Wandel im' Grundstoff- und Produktionsgüterbereich zurückzu-
führen; zu nennen ist hier vor allem der Anteilsgewinn der Chemischen
Industrie. Daß der Strukturwandel auch dort die überdurchschnittlich
energieintensiven Bereiche begünstigt hat, mag auf den ersten Blick
überraschend anmuten. Gleichwohl ist es keineswegs ausgemacht, daß
eine Energieverteuerung die energieintensiven Bereiche immer benach-
teiligt. Um nur ein Beispiel zu nennen: Die Energieverteuerung hat die
Nachfrage nach wärmedämmenden Baustoffen erhöht und somit einen ex-
trem energieintensiven Wirtschaftszweig, nämlich die Baustoffhersteller,
begünstigt.
4. Energiekosten und internationale Wettbewerbsfähigkeit
185. Der Anstieg des ölpreises hat die deutsche Wirtschaft ärmer ge-
macht. Es müssen mehr Güter und Dienstleistungen exportiert werden,
damit eine gleiche Menge 01 bezahlt werden kann. Gleiches gilt aller-
dings für die anderen ölimportierenden Länder auch. Nur wenige Indu-
strieländer, wie das Vereinigte Königreich, Norwegen und die Nieder-
lande, exportieren selbst in nennenswertem Maße Rohöl und Erdgas und
haben so aus den Preiserhöhungen Gewinne ziehen können. Doch sind
diesen Ländern auch Anpassungskosten entstanden: Reichliche Einnah-
men aus dem ölexport bewirken, für sich genommen, eine Aufwertung93
Tabelle 34 - Anteil des Struktureffekts am Endenergieproduktivitätszu-

























































(a)Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten. - (b)jähr-
liche Veränderungsraten in vH. - (c)Wegen fehlender üntergliederung
nicht weiter aufteilbar.
Quelle: Tabelle A16.
der heimischen Währung gegenüber den Währungen der ölimportierenden
Länder. Für die im internationalen Wettbewerb stehenden Bereiche ver-
schlechtern sich in den ölexportierenden Ländern dann die Standortbe-
dingungen.
186. Die reale Verteuerung des Öls und anderer Energieträger benach-
teiligt generell energieintensive Fertigungen. Ist der Stand der Produk-
tionstechnik ähnlich wie im Inland, was im Falle der Industrieländer zu
vermuten ist, so verlaufen auch die Anpassungsprozesse im Ausland
ähnlich. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven
Produktionsbereiche in der Bundesrepublik Deutschland wird durch eine
weltweite Zunahme der Energiekosten nicht wesentlich berührt.
187. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit einzelner Branchen ist
allerdings dann tangiert, wenn die Preise einzelner Energieträger von
Land zu Land stark unterschiedlich sind. Ein Preisgefälle bei einzelnen94
Energieträgern zwischen Ländern kann teils Ausdruck natürlicher Stand-
ortunterschiede (zum Beispiel Stromerzeugung durch Wasserkraft), teils
Ausdruck voneinander abweichender energiepolitischer Strategien sein
(Protektion heimischer Energiequellen). Ein Vergleich zwischen Industrie-
ländern zeigt, daß die Energiepreise an den teuersten Standorten nicht
selten doppelt so hoch waren wie an den günstigsten (Tabelle A17).
Allerdings schlagen derartige Disparitäten nur bei den energieintensiven
Bereichen zu Buche. Bei den meisten Industriezweigen spielen die Ener-
giekosten keine nennenswerte Rolle in der Kostenstruktur. Im Durch-
schnitt des Verarbeitenden Gewerbes belief sich der direkte Energieein-
satz im Jahre 1980 auf 3 vH des Produktionswertes (Tabelle A18). Deut-
lich darüber lag die Energiekostenbelastung nur in einigen Bereichen des
Grundstoff- und Produktionsgütergewerbes (bis zu 11 vH bei Eisen und
Stahl) und des Verbrauchsgütergewerbes (bis zu 8 vH bei der Glaser-
zeugung) . Innerhalb dieser Bereiche gibt es allerdings Produktionen mit
noch weit höheren Energiekosten [ Gebhardt et al. , 1983].
188. Die Energiepreise in der Bundesrepublik Deutschland liegen im in-
ternationalen Vergleich fast ausnahmslos im oberen Bereich. Daraus er-
wachsen bestimmten Industriezweigen sicherlich Wettbewerbsnachteile.
Das Gefälle im Strompreis verschafft beispielsweise den stromintensiven
Bereichen der NE-Metallindustrie in Frankreich, Norwegen und Kanada
Kostenvorteile. Doch selbst in diesen Sonderfällen bilden die Energie-
kosten nur einen unter anderen Bestimmungsfaktoren der Wettbewerbs-
fähigkeit. Dennoch wird immer wieder die Forderung erhoben, daß der
Staat etwaige Wettbewerbsvorteile, die ausländische energieintensive Be-
reiche durch Subventionierung des Energieeinsatzes genießen, mit ent-
sprechenden Maßnahmen kompensiert. Solche Forderungen sind gesamt-
wirtschaftlich bedenklich, da Subventionen in aller Regel erhebliche Allo-
kationsverzerrungen hervorrufen - Allokationsverzerrungen, die die in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit anderer Wirtschaftsbereiche bedrohen
(Ziff. 224 ff.).
II. Wie die Unternehmen mit dem Ko-
stendruck fertig zu werden versu-
chen
1. Zunehmender Kosten druck durch die Verteuerung von Arbeit, Kapital
und Energie
189,. In den siebziger Jahren sind die Kosten für die Unternehmen trend-
mäßig rascher gestiegen als die Erlöse. Zu Verteuerungen ist es nicht
nur bei Energie, sondern auch bei den Produktionsfaktoren Arbeit und
Kapital gekommen (1). Die Möglichkeiten zur Überwälzung auf die Preise
der Endprodukte waren dagegen begrenzt - wenn auch für die einzelnen
Unternehmen in unterschiedlichem Maße.
(1) Für die einzelnen Faktoren wurden folgende Meßkonzepte benutzt:
Reallohn: Einkommen aus unselbständiger Arbeit je Arbeitsstunde der
abhängig Beschäftigten; Kapitalpreis: Abschreibung in vH des Netto-
anlagevermögens plus Realzins; Energiepreis: mit der Verbrauchs-
struktur gewichtete Preisentwicklung der wichtigsten Energieträger95
Die Kosten für die Unternehmen werden maßgeblich von den Lohnkosten
bestimmt, die über die Hälfte der gesamten Faktorkosten ausmachen. Auf
den Kapitaleinsatz entfallen etwa zwei Fünftel der Faktorkosten, auf den
Energieeinsatz dagegen nur reichlich 5 vH. Weitere Faktorkosten, wie
etwa die Entgelte für die Nutzung von Grundstücken, sind statistisch
nur äußerst lückenhaft erfaßt; sie können bei der Analyse der Kosten-
entwicklung nicht gesondert berücksichtigt werden.
190. Die realen Lohnkosten je Produkteinheit haben sich in der ersten
Hälfte der siebziger Jahre kräftig erhöht (Schaubild 17). Während in den
sechziger Jahren der Fortschritt der Arbeitsproduktivität noch über den
Anstieg der Reallöhne hinausging, reichten in den folgenden Jahren die
Produktivitätssteigerungen nicht aus, die verstärkten Lohnerhöhungen
auszugleichen. Ab Mitte der siebziger Jahre nahmen die Reallöhne zwar
nur noch langsam zu, doch zugleich verringerte sich der Anstieg der
Arbeitsproduktivität. Vorübergehend kam es zu einem Rückgang der
realen Lohnkosten je Produkteinheit. In den letzten Jahren war die Pro-
duktivitätsschwäche derart ausgeprägt, daß vom Faktor Arbeit trotz
vergleichsweise niedriger Lohnabschlüsse wieder ein zunehmender Ko-
stendruck ausging.
191. Die Kapitalkosten je Produkteinheit sind, mit Ausnahme des Zeit-
raums 1969 - 1973, gestiegen, allerdings in sehr unterschiedlichem Maße.
Ausschlaggebend für diese Schwankungen war vor allem die unstetige
Entwicklung der Realzinsen (1), die einen wesentlichen Teil des Preises
für den Kapitaleinsatz ausmachen. Nach 1973 hat sich wegen tendenziell
steigender Realzinsen die Nutzung von Sachkapital erheblich verteuert.
Gleichzeitig konnte aber der Rückgang der Kapitalproduktivität merklich
gebremst werden. Eine wesentliche Ursache dafür dürfte die zunehmende
Verlagerung der Produktionsschwerpunkte von sachkapitalintensiver Se-
rienfertigung zu humankapitalintensiver Herstellung hochwertiger Güter
gewesen sein.
192. Die stärksten Preis- und Produktivitätsänderungen hat es in den
letzten Jahren beim Energieeinsatz gegeben. Auf den ersten ölpreis-
schock von 1973 hatten die Unternehmen bereits mit einer deutlichen
Reduzierung des Energieeinsatzes je Produkteinheit reagiert, nach dem
zweiten Preisschock von 1979 konnten sie die Energieproduktivität noch-
mals kräftig steigern. Trotz dieser Anstrengungen konnte die Schere
zwischen Preis- und Produktivitätsentwicklung nicht geschlossen werden,
so daß auch die Energieverteuerung zum Anstieg der Kostenbelastung
nach 1973 beigetragen hat.
(Steinkohle, schweres Heizöl, leichtes Heizöl, Gas, Strom); Arbeits-
produktivität: Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigenstunde; Kapi-
talproduktivität: Bruttowertschöpfung in Relation zum Nettoanlage-
vermögen (auslastungsbereinigt); Energieproduktivität: Bruttowert-
schöpfung in Relation zum gesamten Endenergieeinsatz aller Wirt-
schaftsbereiche (ohne Verkehrssektor). Alle Faktorpreise wurden mit
der Preisentwicklung der Bruttowertschöpfung deflätioniert.
(1) Die Realzinsen wurden aus .der Umlaufsrendite für Industrieobliga-
tionen, vermindert um den Preisanstieg der Bruttowertschöpfung,
berechnet. Für die Ermittlung der längerfristigen Trendwerte wurden
gleitende Fünf-Jahres-Durchschnitte benutzt.96
Schaubild 17 - Preis- und Produktivitätsentwicklung bei wichtigen Pro-
duktionsfaktoren 1960-1981 (jährliche Veränderungsraten

















1960-1969 1969-1973 1973-1979 1979-1981
^In Unternehmen ohne Wohnungsvermietung; jährliche Veränderungsraten in Preisen von 1976.
l^i^l Faktorpreise WM\ Faktorproduktivitäten
Quelle: Statistisches Bundesamt fw]; BMWi [ a]; Sachverständigen-
rat [1982]; Deutsche Bundesbank [a]; eigene Berechnun-
gen.97
193. Insgesamt gesehen hat sich die Kostenbelastung für die Unterneh-
men erheblich erhöht, allerdings nicht kontinuierlich, sondern eher in
Schüben und mit wechselnden Schwerpunkten (Tabelle 35). In den sech-
ziger Jahren schlugen vor allem steigende Kapitalkosten je Produkteinheit
zu Buche, während von den Arbeits- und Energiekosten eine partielle
Entlastung ausging. In den frühen siebziger Jahren stiegen insbesondere
die Arbeitskosten und in den Jahren danach die Kapital- und Energieko-
sten.
Tabelle 35 - Faktorkosten je Produkteinheit in Unternehmen 1960-1981

















(a)0hne Wohnungsvermietung. - (b)Differenz
änderungsraten der realen Faktorpreise und
duktivitäten. - (c)Gewichteter Durchschnit












zwischen den jahrlichen Ver-
der partiellen Faktorpro-
t aus den für die einzelnen
chten vgl. Tabelle A 19.
Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; BMWi fa]; Sachverständigen-
rat [1982]; Deutsche Bundesbank faj; eigene Berechnun-
gen.
2. Sektoral unterschiedliche Anpassungsreaktionen
194. Auf Kostensteigerungen können die Unternehmen sehr unterschied-
lich reagieren. Als Aktionsparameter stehen ihnen vor allem Verände-
rungen von Faktormengen und Faktoreinsatzrelationen, Preisüberwälzun-
gen, verstärkte Marketingaktivitäten sowie nicht zuletzt Maßnahmen zur
Verbesserung der Produktqualität zur Verfügung. Entscheidend dafür,
welche Anpassungstrategie gewählt wird, dürften Art und Ausmaß der
Kostensteigerung sowie die speziellen Angebots- und Nachfragebedingun-
gen sein, denen sich die Unternehmen gegenübersehen. So werden sie
auf die Verteuerung eines einzelnen Produktionsfaktors in der Regel mit
einer Änderung ihrer Faktoreinsatzverhältnisse reagieren - wichtigstes
Beispiel dafür ist der enge Zusammenhang zwischen Kapitalintensität und
Lohn-Zins-Relation (Ziff. 87 ff.). Kommt es zu Preiserhöhungen bei allen
wichtigen Produktionsfaktoren - wie in den siebziger Jahren -, so sind
neben den sektoral unterschiedlichen Preisüberwälzungsmöglichkeiten vor
allem die technologischen Potentiale zur Produktivitätssteigerung ent-
scheidend dafür, ob Kostensteigerungen ohne Produktionseinbrüche und
Arbeitsplatzverluste verkraftet werden können.
195. Wie sich einige wichtige Einflußfaktoren der sektoralen Produktions-
entwicklung jeweils der Nachfrage- oder der Angebotsseite der Güter-98
Tabelle 36 - Nachfrage- und Angebotsdeterminanten der sektoralen Pro-






































































































(a)Normiert auf jährliche Veränderungsraten des Unternehmenssektors insgesamt. - (b)Deflator
der Bruttowertschöpfung. - (c)Benutzerkonzept. 1981: geschätzt. - {d)Erwerbstätige. - (e)Be-
rechnet als Residualkomponente eines Cobb-Douglas-Ansatzes. - (f)Ohne Wohnungsvermietung.
Quelle: Statistisches Bundesamt fw]; Ifo-Institut, unveröff. Materi-
al; eigene Berechnungen.
markte zuordnen lassen, zeigt Tabelle 36. Dabei wird die Preisgestaltung
als zentraler Aktionsparameter der Unternehmen zur Beeinflussung der
Nachfrage angesehen. Welchen Teil der monetären Gesamtnachfrage die
einzelnen Bereiche an sich ziehen konnten, läßt sich an der relativen
Veränderung der nominalen Bruttowertschöpfung ablesen; sie soll die
Präferenzen der Nachfrager zum Ausdruck bringen. Auf der Angebots-
seite wird die Produktionsentwicklung von der Menge der eingesetzten
Produktionsfaktoren und der Produktionstechnologie bestimmt. Die Tren-
nung zwischen Nachfrage- und Angebotsseite bleibt allerdings unscharf.
196. Zu den von der Nachfrage begünstigten Bereichen gehörten in den
siebziger Jahren die Kreditinstitute und Versicherungen sowie die Sonsti-
gen Dienstleistungen, denn sie konnten trotz relativer Preisanhebungen
ihre Bruttowertschöpfung sowohl nominal als auch real überdurchschnitt-
lich erhöhen. Auf eine einkommenselastische Nachfrage ist auch die
Nachrichtenübermittlung getroffen. Auf der Verliererseite standen da-
gegen die Landwirtschaft und das Verarbeitende Gewerbe, die nicht nur
bei der nominalen, sondern auch bei der realen Bruttowertschöpfung
Anteilsverluste hinnehmen mußten. Noch stärkere Produktionseinbußen
gab es beim Bergbau und beim Baugewerbe; diese Bereiche haben ihre
Marktchancen durch eine überproportionale Verteuerung ihrer Produkte
weiter verringert.
197. Arbeits- und Kapitaleinsatz wurden vor allem im Dienstleistungs-
sektor sowie in der Energiewirtschaft erhöht. Das Tempo des technischen99
Wandels hat offenbar die Produktionsentwicklung nicht allein bestimmt.
Damit ein überdurchschnittlicher technischer Fortschritt auch zu einer
überdurchschnittlichen Produktionssteigerung führt, müssen offenbar
auch günstige Nachfragebedingungen für die jeweiligen Wirtschaftszweige
vorhanden sein, die jedoch von den Unternehmen beeinflußt werden kön-
nen. So fallen etwa bei der Nachrichtenübermittlung hohe Fortschritts-
raten und einkommenselastische Nachfrage nicht zufällig zusammen, so
daß dieser Bereich trotz der bestehenden Marktzugangsbeschränkungen
(Ziff. 269 ff.) den höchsten Produktionszuwachs von allen erzielen konn-
te. Auf der anderen Seite ist in der Landwirtschaft der Schrumpfungs-
prozeß gebremst worden, da sie eine hohe Fortschrittsrate aufweist.
198. Die Verbindung von den tendenziell produktionssteigernden Effekten
hoher Fortschrittsraten auf der Angebotsseite zur tatsächlich abgesetzten
Produktion auf der Nachfrageseite wird durch die Verknüpfung der Fort-
schrittskomponente mit der sektoralen Preisentwicklung hergestellt. Der
negative Zusammenhang zwischen diesen beiden Variablen ist eng: Für
die zehn großen Wirtschaftsbereiche ergibt sich ein Spearmanscher Rang-
korrelationskoeffizient von -0,88, der statistisch signifikant ist.
Für die 49 Wirtschaftsbereiche des Unternehmenssektors - hier wurde
zur Erfassung des technischen Fortschritts näherungsweise auf den An-
stieg der Arbeitsproduktivität in den Jahren 1973-1979 zurückgegriffen -
errechnet sich für den gleichen Zeitraum ein Rangkorrelationskoeffizient
von -0,60. Demnach scheint der intersektorale Preiswettbewerb zu bewir-
ken, daß überdurchschnittliche Produktivitätsfortschritte in relativen
Preissenkungen weitergegeben werden.
199. Dem erhöhten Kostendruck in den siebziger Jahren sind die Unter-
nehmen somit auf zweierlei Weise begegnet: In der Land- und Forstwirt-
schaft, der Energiewirtschaft, der Nachrichtenübermittlung sowie bei den
Kreditinstituten und Versicherungen konnte der Preisanstieg bei den
Produktionsfaktoren durch überdurchschnittliche Produktivitätssteigerun-
gen aufgefangen werden. Der Bergbau, das Baugewerbe, der Handel
sowie die Sonstigen Dienstleistungen erzielten dagegen nur unterdurch-
schnittliche Produktivitätssteigerungen, so daß überdurchschnittliche
Preisanhebungen notwendig wurden. Dadurch hat sich ihre Marktposition
weiter geschwächt, wenn die Absatzchancen schlecht waren; und sie hat
sich nicht entsprechend verbessert, wenn günstige Absatzchancen vor-
lagen.
3. Überwiegend defensives Anpassungsverhalten bei den Investitionen
200. Seit nunmehr zehn Jahren ist die gesamtwirtschaftliche Investitions-
tätigkeit ausgesprochen schwach. Trotz einer gewissen Erholung nach
der Rezession von 1974/75 haben die realen Nettoanlageinvestitionen bis-
lang nicht wieder das Niveau der frühen siebziger Jahre erreicht. Wich-
tigste Ursache war die Zunahme des Kostendrucks, der die Gewinnmar-
gen komprimiert hat (Ziff. 72 ff.).
201. Zwischen den Kapitalrenditen der Unternehmen und dem Investi-
tionsverhalten gibt es einen ausgeprägten Gleichlauf (Schaubild 18). Eine
Regressionsanalyse für den Zeitraum 1960-1980 legt den Schluß nahe (wie100
es übrigens auch die Querschnittsanalyse zeigt; Ziff. 76), daß die Ge-
winnentwicklung im Unternehmenssektor (ohne Wohnungsvermietung) die
Investitionstätigkeit maßgeblich bestimmt:
I/Y = -29,2 + 0.75R + 0,27Cu
(5,57) (2,03)
R
2- = 0,75; DW = 1,08.
Dabei stehen I/Y für den Anteil der Nettoanlageinvestitionen an der
Bruttowertschöpfung, R für die Kapitalrendite und Cu für den Ausla-
stungsgrad des Produktionspotentials, der als Erklärungsvariable in die
Schätzgleichung aufgenommen wurde, um den möglichen Einfluß verän-
derter Absatzaussichten auf das Investitionsverhalten zu erfassen.
Schaubild 18 - Investitionsquoten und Renditen der Unternehmen 1960-
1982 (vH)
1960 1965 1970 1975 1980
\)hne Wohnungsvermietung. - Rendite auf das Nettosachvermögen. - Nettoanlageinvestitionen in vH der
Bruttowertschöpfung. In Preisen von 1976.
Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; eigene Berechnungen.
202. In einigen Wirtschaftsbereichen sind die Anlageinvestitionen derart
stark zurückgegangen, daß sie kaum den Substanzverlust beim Kapital-
stock ausgleichen (Tabelle 37). Am ausgeprägtesten ist die Investitions-
schwäche im Verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe sowie in einigen
Dienstleistungsbereichen wie dem Handel und dem Verkehr. Aber auch in
fast allen anderen Wirtschaftsbereicheh haben sich die Zuwachsraten der
Investitionen verringert. Die Folge ist nicht nur eine Verlangsamung der101
Substitution von Arbeit durch Kapital, sondern außerdem eine zunehmen-
de Überalterung der Produktionsanlagen und damit eine geringere Diffu-
sion neuer Technologien (Ziff. 38).
203. Wie sehr sich das Tempo der Kapitalintensivierung in der deutschen
Wirtschaft verringert hat, kommt darin zum Ausdruck, daß die Kapital-
ausstattung der Arbeitsplätze im Unternehmenssektor (1), die im Zeit-
raum 1960-1973 noch um jährlich 6,3 vH gestiegen war, in den Jahren
danach bis 1982 nur noch um 4,1 vH zunahm. Recht kräftige Kapital-
intensivierungen hat es jedoch gerade in einigen strukturschwachen
Branchen gegeben. Es liegt die Vermutung nahe, daß es sich dabei vor
allem um defensive Rationalisierungsmaßnahmen gehandelt hat, mit denen
einem verstärkten Wettbewerbsdrück aus dem Ausland (Japan und ver-
schiedene Schwellenländer) begegnet werden sollte. Im Branchenquer-
schnitt zeigt sich nämlich für den Zeitraum 1973 - 1979 kein signifikanter
Zusammenhang zwischen den Änderungsraten der Kapitalintensität und
denen der Arbeitsproduktivität. Offenbar ist es den meisten struktur-
schwachen Branchen trotz kräftiger Rationalisierungen nicht gelungen,
mit den Produktivitätsfortschritten anderer Branchen Schritt zu halten.
Es muß daher befürchtet werden, daß sich ein Teil dieser Defensivinve-
stitionen als Fehlinvestitionen erweisen wird, wie es hier und da bereits
sichtbar geworden ist.
Tabelle 37 - Anlageinvestitionen nach Wirtschaftsbereichen 1960-1981









































































von 1976. - (b)Ohne Wohnungsvermietung.
Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; eigene Berechnungen.
(1) Nettoanlagevermögen in Preisen von 1976 je Erwerbstätigen in Unter-
nehmen (ohne Wohnungsvermietung).102
204. Ein positiver Zusammenhang besteht dagegen zwischen den Verände-
rungsraten der Arbeitsproduktivität und denen der Kapitalproduktivität.
Für die Periode von 1973 bis 1979 ergibt sich im sektoralen Querschnitt
ein statistisch gesicherter Rangkorrelationskoeffizient von 0,59. Dies
zeigt, daß der technische Fortschritt nicht einseitig arbeitssparend, son-
dern auch kapitalsparend gewesen ist.
205. Einer weitverbreiteten Auffassung zufolge "vernichten" die neuen
Technologien in großem Umfang Arbeitsplätze. In jüngster Zeit geht es
dabei vor allem um den Einsatz von Industrierobotern [ Wolfsteiner,
1983]. Die Diskussion um diese Technik reiht sich ein in eine nunmehr
schon über zehn Jahre währende Auseinandersetzung um die Beschäfti-
gungseffekte der Mikroelektronik. Die Hauptursache der Arbeitslosigkeit,
so wird argumentiert, sei ein technologisch bedingter Produktivitäts-
schub, der bei begrenzten Steigerungsraten der Produktion immer mehr
Arbeitskräfte überflüssig mache [IAB, 1982]. Zumindest für eine Ober-
gangsphase, in der Rationalisieren schon, Erweitern der Kapazität aber
noch nicht möglich sei, müsse mit einer technologischen Arbeitslosigkeit
gerechnet werden, die ihren Höhepunkt in der zweiten Hälfte der acht-
ziger Jahre erreichen werde [ Prognos AG, 1980],
Die bisherigen Erfahrungen stützen diese Hypothese nicht (Tabelle 38)
(1). Die stärksten Beschäftigungsrückgänge hatten in den siebziger Jah-
ren ganz überwiegend jene Branchen, die am wenigsten mikroelektroni-
sche Geräte einsetzten. Die Branchen, die stark von der Mikroelektronik
Gebrauch machen, haben dagegen überwiegend ihren Beschäftigtenstand
seit 1973 nur unterdurchschnittlich reduziert oder sogar erhöht. Daneben
gibt es aber auch mehrere Bereiche, für die sich kein positiver Zusam-
menhang zwischen dem Einsatz von Mikroelektronik und der Beschäfti-
gungsentwicklung beobachten läßt.
Insgesamt scheint also der Einsatz der Mikroelektronik die Beschäftigung
eher gestützt als beeinträchtigt zu haben. Entsprechende Rangkorrelatio-
nen zeigen eine zwar nur schwache, aber durchaus positive Beziehung
zwischen der Anwendung der Mikroelektronik und der Beschäftigungsent-
wicklung (zu den Daten vgl. Tabelle A19); bei einseitig arbeitssparendem
technischen Fortschritt wäre aber eine negative Beziehung zu erwarten.
Ähnlich verhält es sich auch mit der Robotertechnologie. Bei konstanten
Produktionsmengen werden selbstverständlich Arbeitskräfte freigesetzt,
normalerweise wird aber mit dem Einsatz neuer Technologien das Ziel
verfolgt, die Produktion zu erhöhen.
(1) Die Verbreitung mikroelektronischer Geräte läßt sich nur näherungs-
weise erfassen. Es wurden zwei Konzepte benutzt: Erstens wurde
der Anteil von Büromaschinen und ADV-Geräten (Gewichtungsfaktor:
1,00) sowie von Erzeugnissen der Elektrotechnik (Gewichtungsfaktor:
0,18) an den im Jahre 1976 insgesamt bezogenen Ausrüstungsinvesti-
tionen berechnet. Die Gewichtungsfaktoren wurden abgeleitet aus
Befragungsergebnissen über die Aufteilung von Forschungsaufwen-
dungen nach Erzeugnisbereichen [ Stifterverband für die Deutsche
Wissenschaft 1978, S. 65]. Zweitens wurde der Anteil ganz oder
überwiegend "programmgesteuerter Arbeitsmittel" an allen Arbeits-
mitteln als Indikator herangezogen. Die Klassifizierung der Branchen
nach der Intensität ihres Einsatzes von Mikroelektronik stimmt nach
diesen beiden Konzepten weitgehend überein. Größere Abweichungen
bestehen nur beim Handel sowie bei der Nachrichtenübermittlung.103
Tabelle 38 - Einsatz der Mikroelektronik und Beschäftigungsentwicklung





























































(a)Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik, Herstellung
Stellung von Musikinstrumenten. - (b)Gewinnung und


































, Herstellung und Verarbeitung von Glas. -
(c)Chemische Industrie, MineralölverarBeitung, Kunststoff- und Gummi-
verarbeitung.
Quelle: Tabelle A20.104
206. In Bereichen, in denen es zu starken Freisetzungen von Arbeits-
kräften gekommen ist, lagen die Ursachen meistens woanders: bei den
hohen Lohnkosten, bei dem hohen Importdruck oder bei einem Wandel der
Konsumentenpräferenzen. Ein rascher Produktivitätsfortschritt dürfte
somit nicht arbeitsplatz vernichtend, sondern tendenziell arbeitsplatzsi-
chernd oder sogar arbeitsplatzschaffend wirken. Durch neue Technolo-
gien werden allerdings Arbeitskräfte umgesetzt. Grundsätzlich gilt, daß
diejenigen Arbeitskräfte am stärksten betroffen sind, die Tätigkeiten
ausführen, die von der neuen Technik billiger und zuverlässiger voll-
bracht werden können. Am besten fährt, wer sich zur neuen Technik
komplementär macht.
4. Produktivität und Beschäftigung
207. Seit den siebziger Jahren ist die Arbeitsproduktivität nicht mehr so
rasch gestiegen wie in früheren Jahren (1). Verringerte Produktivitäts-
fortschritte und zunehmende Probleme am Arbeitsmarkt gingen Hand in
Hand (Tabelle 39). Offensichtlich sind nicht zu viel, sondern eher zu
wenig arbeitssparende Techniken eingesetzt worden, als daß alle Arbeits-
suchenden einen rentablen Arbeitsplatz hätten finden können.
























(b)Anteil der Arbeitslosen an den ab-
Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; eigene Berechnungen.
208. Auch im sektoralen Querschnitt zeigt sich, daß überall dort, wo der
Produktivitätsfortschritt nicht ausgereicht hat, den Reallohnanstieg zu
kompensieren, Arbeitskräfte freigesetzt wurden (Tabelle 40, Ziff.
81 ff.). In jenen Wirtschaftszweigen dagegen, bei denen der Reallohnan-
stieg hinter dem Produktivitätsanstieg zurückblieb, wurden überwiegend
zusätzliche Arbeitskräfte eingestellt. Unter den hier ausgewiesenen gro-
ßen Bereichen machen lediglich die Energiewirtschaft sowie der Ver-
kehrssektor eine Ausnahme.
(1) Die Ursachen dieses Trendbruchs sind an anderer Stelle ausführlich
analysiert worden [Klodt, 1983].105
In den siebziger Jahren war die Zahl der Bereiche, bei denen der Real-
lohnanstieg über den Produktivitätsfortschritt hinausging, erheblich
größer als die Zahl derer, bei denen das Gegenteil zutraf. Per saldo
gingen mehr Arbeitsplätze verloren, als neue geschaffen wurden.
209. Die Unterschiede zwischen Reallohn- und Produktivitätsentwicklung
wären vermutlich noch kräftiger ausgefallen, wenn es nicht zu einer An-
passung des Arbeitseinsatzes an den erhöhten Kostendruck gekommen
wäre. In schrumpfenden Bereichen werden nämlich in der Regel gerade
diejenigen Unternehmen und Arbeitskräfte vom Markt verdrängt, deren
Produktivität am niedrigsten ist, so daß die statistisch gemessene Durch-
schnittsproduktivität bei den im Markt verbleibenden steigt (Ertragsge-
setz). Dieser Teil des Produktivitätsfortschritts, der nicht auf einer
Erhöhung des Produktionspotentials oder einer besseren Auslastung vor-
handener Produktionsfaktoren beruht, sondern allein durch den Rück-
gang der Beschäftigung induziert wird, hätte nicht zur Verteilung in
Tarifverhandlungen zur Verfügung stehen dürfen. Insofern ist das Aus-
maß des Kostendrucks, der vom Faktor Arbeit ausgegangen ist, noch
unterzeichnet worden, denn die Reallohnentwicklung wurde demjenigen
Produktivitätsanstieg gegenübergestellt, der neben einer beschäftigungs-
neutralen auch noch eine freisetzungsinduzierte Komponente enthält.
Tabelle 40 - Reallohn, Arbeitsproduktivität und Beschäftigung nach Wirt-
















































(a)Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je Arbeitsstunde der ab-
hängig Beschäftigten, deflationiert mit der Preisentwicklung der Brut-
towerts chöpfung. - (b)Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigenstunde in
Preisen von 1976.
Quelle: Statistisches Bundesamt fw]; eigene Berechnungen.
210. Zur Abschätzung der Größenordnung derartiger Verzerrungen kann
eine einfache produktionstheoretische Komponentenzerlegung hilfreich
sein. Wird eine Produktionsfunktion vom Cobb-Douglas-Typ zugrundege-
legt, so läßt sich der Produktivitätsfortschritt (Ay) wie folgt darstellen:
Ay = aA(K/L) + A
= aAK - ctAL + X106
Dabei stellen K das Anlagevermögen, L den Arbeitseinsatz, a die Pro-
duktionselastizität des Kapitals und X eine Residualgröße dar. Das Sym-
bol A steht für jahresdurchschnittliche Veränderungsraten. Die Kompo-
nente aAL gibt an, wie stark der Produktivitätsfortschritt unter diesen
Annahmen von der Reduzierung des Arbeitseinsatzes gestützt worden ist.
Der "beschäftigungsneutrale" Produktivitätsfortschritt (Ay
1), der sich
ergeben hätte, wenn die Zahl der Erwerbstätigen konstant geblieben wä-
re, ergibt sich also in diesem Modell als Summe aus der induzierten Kom-
ponente aAL und dem tatsächlichen Produktivitätsanstieg: Ay
1 = Ay + aAL
211. Tabelle 41 zeigt die Ergebnisse der Komponentenzerlegung. Nach
diesen Berechnungen hat die Freisetzung von marginalen Arbeitskräften
und Sachkapazitäten in den schrumpfenden Bereichen, vor allem im Wa-
renproduzierenden Gewerbe sowie in der Land- und Forstwirtschaft,
merklich zum Anstieg der Arbeitsproduktivität beigetragen. Auch wenn
die ausgewiesenen Veränderungsraten nur die Größenordnung angeben
können, machen sie deutlich, daß der statistisch gemessene Anstieg der
Arbeitsproduktivität auch beeinflußt worden ist von den Anpassungs-
reaktionen der Unternehmen auf den Lohnkosten druck.
Tabelle 41 - Beschäftigungsneutrale und freisetzungsbedingte Arbeitspro-






















































Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; eigene Berechnungen.
5. Das Produktivitätsniveau deutscher Unternehmen im internationalen
Vergleich
212. Die Möglichkeiten zur Nutzung technologischer Neuerungen sind
nicht überall gleich. Einer verbreiteten Vorstellung zufolge ist im sekun-
dären Sektor das technologische Potential zur Steigerung der Produk-107
tivität am höchsten, im tertiären Sektor am geringsten. Das Beispiel der
Nachrichtenübermittlung sowie der Kreditinstitute und Versicherungs-
unternehmen zeigt jedoch, daß dies nicht allgemein zutrifft, denn dort
sind beachtliche Produktivitätssteigerungen erzielt worden. Die unter-
schiedlichen Produktivitätsfortschritte sind somit auch vor dem Hinter-
grund der jeweiligen branchenspezifischen technologischen Potentiale zu
sehen [ Breithaupt et al. , 1979]. Einen Eindruck von den Möglichkeiten
zur Produktivitätssteigerung; die den Wirtschaftsbereichen offenstehen,
kann ein internationaler Vergleich von Produktivitätsniveaus vermitteln;
die Vereinigten Staaten und Japan bilden die Referenzländer.
Internationale Vergleiche von Produktivitätsniveaus sind aus mehreren
Gründen nicht unproblematisch. So müssen alle Wertschöpfungsgrößen in
einer einheitlichen Währung ausgedrückt werden; dabei stellt sich die
Frage nach der Wahl des "richtigen" Wechselkurses. Hier wurden die von
Kravis et al. f 1978] ermittelten Kaufkraftparitäten für das Jahr 1970
zugrundegelegt, um die Wertschöpfungsangaben für die Bundesrepublik
und Japan in Preisen von 1970 auf Dollar umrechnen zu können.
213. Die Unterschiede in den Produktivitätsniveaus zeigen, daß amerika-
nische Unternehmen in den meisten Wirtschaftszweigen nach wie vor eine
technologische Spitzenposition innehaben (Tabelle 42) . Ihr Vorsprung hat
sich jedoch in den vergangenen beiden Jahrzehnten sowohl gegenüber
Tabelle 42 - Arbeitsproduktivität (a) nach Wirtschaftsbereichen in den
Vereinigten Staaten, Japan und der Bundesrepublik



































































































































(a)Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen in Preisen von 1970; ungerechnet mit Kauf-
kraftparitäten 1970 (1 £ = 2,99 DM = 241 ¥). - (b)Einschließlich Metallverarbeitung. -
(c)Dienstleistungsuntemehmen (ohne Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe), Staat.
Quelle: OECD fa,b]; eigene Berechnungen.108
der Bundesrepublik Deutschland als auch gegenüber Japan verringert.
Im Verarbeitenden Gewerbe ist das Produktivitätsniveau in Japan inzwi-
schen sogar höher als in den beiden anderen Ländern. Innerhalb der
Verarbeitenden Industrie sind es vor allem die Investitionsgüterbran-
chen, bei denen japanische Unternehmen nunmehr die technologische
Führung übernommen haben.
Gegenüber den Vereinigten Staaten ist der Produktivitätsrückstand deut-
scher Unternehmen in der Investitionsgüterindustrie, beim Handel sowie
beim Verkehr und der Nachrichtenübermittlung besonders ausgeprägt.
Hier bestehen offenbar noch beträchtliche Produktivitätsreserven.
214. In den nächsten Jahren werden in der deutschen Wirtschaft erheb-
liche Anstrengungen nötig sein, um das Produktivitätsniveau so anzuhe-
ben, daß es wieder zum Faktorpreisniveaü paßt. Gefordert sind in er-
ster Linie die Unternehmen; sie müssen verstärkt offensive, auf Pro-
dukt- und Prozeßinnovationen ausgerichtete Anpassungsstrategien verfol-
gen, wenn wieder mehr rentable Arbeitsplätze entstehen sollen.
III. Wie man Probleme nicht löst - Sub-
ventionen und kein Ende
1. Allgemeine Merkmale und Entwicklungstrends der deutschen Subventi-
onspolitik
215. Im Vergleich zu früher fällt es vielen Unternehmen heute schwerer,
Einkommen am Markt zu erzielen. Wie nie zuvor wird derzeit die öffent-
liche Hand in ihrer Eigenschaft als Verteiler von Transfereinkommen
(Subventionen) bedrängt. Wie es scheint, sind die Opportunitätskosten
zur Erlangung von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen so weit ge-
sunken, daß es für Unternehmer und Unternehmen lohnend ist, ihren
Vorteil bei der bestmöglichen Nutzung staatlicher Hilfen zu suchen, statt
beim Aufspüren und Nutzen von Marktchancen. Der Staat fördert durch
seine Freigiebigkeit eine solche Subventionsmentalität. /
216. Es ist strittig, was als Subvention anzusehen ist. In Tabelle 43 sind
die Angaben in der Abgrenzung der beiden amtlichen Quellen, den
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) und den Subventionsbe-
berichten, den Subventionen in einer eigenen Abgrenzung gegenüber-
gestellt, die am Institut für Weltwirtschaft (IfW) für die Zwecke der
Strukturberichterstattung verwendet wird (1).
(1) Die Definitionen und Berechnungsmethoden für die Subventionszahlen
entsprechen den gleichen Abgrenzungskriterien, wie sie bereits in
früheren Veröffentlichungen verwendet wurden [Jüttemeier, Lam-
mers, 1979]. Erfaßt wurden alle Finanzhilfen und Steuervergünsti-
gungen für Produktionen, die in der Abgrenzung der VGR außerhalb
des Staatssektors erbracht werden. Enthalten sind darin unter ande-
rem auch Forschungsförderung und Zuschüsse für gemeinnützige
Organisationen, die VGR und Subventionsberichte nicht als
Transfers, sondern als Teil des Staatsverbrauchs ansehen. Eine
ausführliche Untersuchung zu den Subventionen findet sich bei
Jüttemeier f 1984].109












































































(a)Subventionen und Vermögensübertragungen an Unternehmen. - (b)Steuer-
vergünstigungen und Finanzhilfen des Bundes, der Länder, der EG und des
ERP-Vermögens. - (c)Steuervergünstigungen und Finanzhilfen von Bund,
Ländern,Gemeinden, EG, ERP-Vermögen, Bundesanstalt für Arbeit und aus
dem Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohlenabsatzes (KohlepfennigJ
Quelle: Statistisches Bundesamt fw]; Deutscher Bundestag fa]j
Tabelle A20.
Erwartungsgemäß ergaben sich teilweise erhebliche Niveauunterschiede;
überraschend ist demgegenüber der weitgehende Gleichlauf in der Zeit.
So nahmen die Subventionen in der Abgrenzung der VGR im Durch-
schnitt der Jahre 1973-1981 um 7,4 vH, nach den Subventionsberichten
um 6,5 vH und in der des IfW um 7,8 vH zu. In der gleichen Zeit er-
höhten sich die Einkommen (Nettowertschöpfung) der subventionierten
Bereiche durchschnittlich um 6,4 vH und die Steuereinnahmen der Ge-
bietskörperschaften um 6,3 vH. Welche der Subventionsdefinitionen man
auch immer zugrundelegt, es zeigt sich einheitlich, daß in den siebziger
Jahren das Subventionsvolumen schneller als die wirtschaftliche Leistung
der Subventionsnehmer und auch schneller als die steuerlichen Einnah-
men der Subventionsgeber stieg. Anfang der achtziger Jahre hat sich
zwar im Zusammenhang mit der Haushaltskonsolidierung dieser Trend
etwas abgeflacht, doch sind 1982/83 neue gewichtige Subventionspro-
gramme (Eisen- und Stahlindustrie) haushaltswirksam geworden, die 1984
nochmals aufgestockt werden sollen (Kohlebergbau).
217. Herausragender Subventionsgeber war und ist der Bund. Zwar
weist Tabelle 44 für seine Finanzhilfen nur einen Anteil von rund 30 vH
aus, die Gestaltungsmöglichkeiten des Bundes sind jedoch sehr viel weit-
reichender: Die Sonder haushalte (ERP-Vermögen, Kohlepfennig, Bundes-
anstalt für Arbeit, Marktordnungsausgaben der EG) sind direkt oder in-
direkt Teil der Bundesverwaltung. Ober Steuervergünstigungen entschei-
det zwar je nach Steuerart neben Bundesregierung und Bundestag auch
der Bundesrat mit, faktisch hat der Bund aber auch bei zustimmungsbe-
dürftigen Gesetzen die Führerschaft. Eine ähnliche Situation ist für
große Teile der Finanzhilfen der Länder gegeben. Bekanntestes Beispiel
für die Dominanz des Bundes sind die paritätisch finanzierten Bund-110
Länder-Gemeinschaftsaufgaben. Bei einigen anderen gewichtigen Subven-
tionen macht der Bund seine Zahlung davon abhängig, daß die Länder
sich angemessen beteiligen (Steinkohle, Stahl, Werften). Aber auch da-
rüber hinaus ist noch eine Führerschaft zu beobachten: Viele Länder-
programme werden als Ergänzungen zu Bundesprogrammen konzipiert,
wobei sich die technische Ausgestaltung weitgehend an den Vorgaben des
Bundes orientiert (Eigenkapitalprogramme) .
Insgesamt gesehen haben Bundesregierung und Bundestag für reichlich
vier Fünftel des Subventionsvolumens Gestaltungsmöglichkeiten. Auch
wenn in der Praxis Subventionen aus vielen Töpfen unterschiedlicher
Regierungs- und Verwaltungsorgane gespeist werden, bleibt die Sub-
ventionspolitik im großen und ganzen Angelegenheit des Bundes.





































































(a)ERP-Vermögen, Europäische Gemeinschaft, Bundesanstalt

































218. Die Subventionsgeber kleiden ihre Hilfen in unterschiedliche For-
men. In Tabelle 35 sind die beiden großen Subventionskategorien -
Finanzhilfen (zwei Drittel) und Steuervergünstigungen (ein Drittel) -
weiter aufgeschlüsselt worden.
Es gibt wenig triftige Gründe, warum Subventionen einmal in dieser, ein
andermal in jener Form gewährt werden. Abgesehen von der Tatsache,
daß einige Steuervergünstigungen nur bei positivem Gewinn einen Sub-
ventionswert aufweisen, sind unterschiedliche Wirkungen einzelner Sub-
ventionsformen kaum zu erwarten. Zwar bedeuten nominal gleiche Sub-111
ventionsbeträge nicht immer auch gleiche Subventionswerte (Darlehen, .
Sonderabschreibungen), bei richtiger Bemessung der Subventionswerte
lassen sich jedoch die verschiedenen Arten untereinander austauschen.
Es sind wohl vorwiegend fiskalische sowie verwaltungs- und abwicklungs-
technische Gründe, die für die Bevorzugung der einen gegenüber der
anderen Art von Hilfe sprechen.










































































































































219. Die öffentliche Hand sieht einen Subventionsbedarf in ganz unter-
schiedlichen Bereichen (Tabelle 46):
- Hauptelemente der Subventionspolitik sind zum einen die sektorspezifi-
schen Maßnahmen der Agrar-, Energie-, Industrie- und Verkehrspoli-
tik, zum anderen der Aufgabenbereich Soziale Sicherung, der ebenfalls
eine starke sektorale Ausprägung aufweist (einkommenstabilisierende
Maßnahmen in der Landwirtschaft, Hilfen im Bereich Wohnungswesen,
Zahlungen der Bundesanstalt für Arbeit an das Baugewerbe) . Beide
Aufgabenbereiche zusammen decken gut 70 vH des Gesamtbetrags ab.
- Allgemeinere Maßnahmen mit branchenübergreifender Empfängerstruktur
stellen Programme der Forschungs- und der Regionalpolitik dar (jeweils112
gut 8 vH der Gesamtsumme). Gleichwohl weisen auch sie sektorale
Schwerpunkte auf: Forschungshilfen sind stärker in den Zweigen des
Investitionsgütergewerbes anzutreffen, Regionalhilfen eher beim Han-
del und im Verbrauchs- und Produktionsgütergewerbe.
- Der Aufgabenbereich "Allgemeine Dienste" umfaßt Hilfen für gemein-
nützige und kulturelle Zwecke sowie Zuschüsse für Dienstleistungen,
die üblicherweise zum Bereich der allgemeinen Staatsaufgaben gerech-
net, jedoch von privaten Produzenten erbracht werden.
Bedeutsame Schwerpunktverlagerungen hat es seit Mitte der siebziger
Jahre nicht gegeben. Leicht zugenommen hat das Gewicht der sektor-
spezifischen Maßnahmen, relativ rückläufig waren die Mittel der subven-
tiven Sozialpolitik.










































































(a)Die Abgrenzung der Aufgabenbereiche erfolgte


































































3 in Tabelle A 22.
Quelle: Tabelle A21.113
2. Die hohe sektorale Konzentration der Mittel
220. Das Subventionsniveau ist in fast allen Wirtschaftsbereichen von
Anfang der siebziger bis Anfang der achtziger Jahre gestiegen (vgl.
Subventionsgrade in Tabelle 47). Die Globalzahlen verdecken allerdings,
daß innerhalb der Bereiche Niveau und Entwicklung teilweise extreme
Unterschiede aufweisen; sie verdecken auch, daß es meistens die struk-
turschwachen Wirtschaftszweige sind, denen in besonderem Maße Haus-
haltsmittel zufließen. Die Subventionshierarchie der Branchen - gemessen
an der Relation Subventionen zu Wertschöpfung - hat sich seit 1973 nur
unwesentlich verändert (Tabelle A21). Es sind immer noch die Wirt-
schaftszweige Eisenbahnen, Landwirtschaft, Private Organisationen ohne
Erwerbscharakter, Kohlebergbau, Wohnungsvermietung, Luftfahrzeug-
und Schiffbau, Schiffahrt, privates Bildungswesen (Bildung, Wissen-
schaft, Kultur, Verlagsgewerbe), Übriger Verkehr (Straßenverkehr,
Luftfahrt, Verkehrsvermittlung),, Gesundheits- und Veterinärwesen sowie
der Übrige Bergbau, die alle schon zu Beginn der siebziger Jahre stär-
ker als im Durchschnitt der Wirtschaft subventioniert wurden und es zu
Anfang der achtziger Jahre ausnahmslos noch immer werden. Hinzuge-
kommen zu diesem Kreis sind die Tabakverarbeitung (Berlinförderung)
und die Deutsche Bundespost (Steuervergünstigung). Abgesehen von der
Tabakverarbeitung handelt es sich durchweg um Wirtschaftszweige, bei
denen die öffentliche Hand besondere sektorspezifische Zielvorstellungen
für die Subventionsvergabe geltend macht. Beim Warenproduzierenden
Gewerbe beispielsweise finden sich die Bereiche, die die Bundesregierung
in ihren Grundsätzen zur sektoralen Wirtschaftspolitik besonders hervor-
hebt.
Schnelläufer - gemessen an der Zunahme der Subventionen zum Zuwachs
der Wertschöpfung einer Branche - sind in den übrigen Wirtschaftsbe-
reichen die Eisenschaffende Industrie, die Chemische Industrie (darunter
insbesondere die (nukleare) Brutstoffindustrie), Papier- und Pappever-
arbeitung, Ledergewerbe, Holzbearbeitung, Baugewerbe und Handel.
Nahezu durchgängig bei allen genannten Branchen ist eine relativ starke
Beanspruchung der Mittel aus branchenübergreifender Regional- und
Forschungsförderung zu beobachten (Tabelle A22).
221. Einen Eindruck von der hohen Konzentration der Mittel auf wenige
Branchen vermittelt Schaubild 19. Es zeigt die kumulierten Subventions-
und Wertschöpfungsanteile von 52 Wirtschaftsbereichen einmal in der auf-
steigenden Reihenfolge ihres Subventionsgrades im Durchschnitt während
der siebziger Jahre (unterer Teil des Schaubilds) und ein andermal ent-
sprechend ihrem langfristigen realen Wachstum. Danach vereinen 38
unterdurchschnittlich subventionierte Bereiche rund 20 vH aller Subven-
tionen auf sich, aber knapp 80 vH der wirtschaftlichen Leistung; 32 un-
terdurchschnittlich expandierende Bereiche erhalten 80 vH aller Subven-
tionen, tragen aber nur mit einem Anteil von weniger als 50 vH zur
Wertschöpfung bei. Der negative Zusammenhang zwischen sektoralem
Wachstum und Subventionshöhe ist allerdings nicht durchgehend, wie
sich am sprunghaften Verlauf der Konzentrationskurve ersehen läßt. Es
zeigt sich aber, daß die Konzentration von 1973 bis 1980 zugenommen
hat, und zwar vorwiegend zugunsten der wachstumsschwächeren Berei-
che.114


























































































































































(a)Subventionen in Prozent der sektoralen Nettowertschöpfung (Einkommen)
ohne Subventionen.
Quelle: Tabellen A21, A22.
222. Ökonomisch begründbar sind Subventionen nur innerhalb eines eng
gesetzten Rahmens, nämlich dann, wenn mit ihrer Hilfe die durch den
Marktmechanismus zu erreichende Allokation 'der Ressourcen verbessert
werden kann, weil Externalitäten vorliegen. In den Grundsätzen, Geset-
zen, Subventionsberichten oder auch in den vielen hundert Programmen
findet sich eine solche Begründung meistens nicht. Vielfach werden le-
diglich Wege und Techniken der Subventionierung angeführt. Dahinter
verbergen sich häufig verteilungspolitische Zielsetzungen (Landwirt-
schaft, Wohnungswesen) sowie das Bestreben, einen außenwirtschaftlich
bedingten Anpassungsdruck abzuwehren oder zumindest zu verringern
(Stahlindustrie, Schiffbau).
223. Nun bedeuten Subventionen immer auch einen politisch gewollten
Eingriff in die Struktur der Ressourcenallokation, auch wenn sich der
Subventionsgeber dessen mitunter nicht bewußt zu sein scheint und die
Verzerrungen gar nicht beabsichtigt. Gerade eine spezielle Allokations-115
Schaubild 19 - Sektorale Konzentration der Subventionen für 52 Wirt-
schaftsbereiche 1973/74 und 1979/80 (vH)


























Kumulierte Anteile von 52 Wirtschaftsberei-
chenan der Nettowertschöpfung
ausrichtung, sei es in sektoraler, regionaler, betriebsgrößenmäßiger oder
anderer Hinsicht, unterscheidet - schon rein definitorisch - Subventi-
onen von den allgemeinen Transfers der Verteilungspolitik (Sozialhilfe,
Arbeitslosenversicherung), deren AllokationsWirkungen wenig selektiv
sind und vor allem für die Gewährung keine Rolle spielen. Die alloka-
tiven Zielsetzungen der Subventionspolitik sind indessen - wenn über-
haupt - äußerst unpräzise formuliert. Nahezu vollständig fehlt eine kon-
zeptionelle Basis hinsichtlich der Ziele und Mittel oder der Aufgabenver-
teilung zwischen den Gebietskörperschaften. Welche übergeordneten Leit-
vorstellungen und Prioriäten sind relevant? Warum ist es beispielsweise
in versorgungspoiitischer Hinsicht wichtig, Landwirtschaft, Steinkohlen-
bergbau, Eisenbahnen oder Schiffahrt hoch zu subventionieren, Textil-
und Bekleidungsgewerbe sowie andere Produzenten von "lebensnotwendi-
gen" Gütern aber nicht? Warum ist es wichtig, viel Kapital im Wohnungs-
wesen zu binden, das in der gewerblichen Wirtschaft fehlt? Warum sollen116
der Stahlindustrie und den Werften als Kompensation für eine Subventio-
nierung ihrer Konkurrenten in anderen Ländern massive Staatshilfen
gewährt werden, der Automobilindustrie und dem Textilgewerbe aber
nicht? Die meisten Subventionen - insbesondere Erhaltungs- und Anpas-
sungshilfen - dürften wohl als Teil einer sektoralen Sozialpolitik aufzu-
fassen sein, um Einkommen in bestimmten Branchen und Unternehmen
oder für einzelne Personengruppen zu sichern. Es scheint, daß die Sub-
ventionsgeber die negativen Allokationseffekte der Subventionen häufig
als lästige Nebenwirkungen betrachten, sie aber im Interesse übergeord-
neter sozialpolitischer Ziele hinnehmen. Weder das Stabilitäts- und
Wachstumsgesetz noch die von der Bundesregierung entwickelten allge-
meinen Grundsätze zur Subventionspolitik rechtfertigen die hohe sekto-
rale Konzentration der Subventionen.
3. Das Ausmaß der allokativen Verzerrung
224. Was die Subventionspolitik letztlich bewirkt, wo und in welchem
Ausmaß erwünschte und unerwünschte Effekte eintreten, ist methodisch
bisher nicht hinreichend erfaßt worden. Man bedenke etwa, wieviele Wir-
kungsketten es intra- und intersektoral sowie international simultan zu
berücksichtigen gilt. Hinzu kommt, daß die empirische Basis teilweise
nicht vorhanden ist; man weiß noch zu wenig über die Substitutions-,
Angebots- und Nachfrageelastizitäten auf den Güter- und Faktormärkten.
Zwar liegen für Einzelbereiche und Einzelprogramme zahlreiche Unter-
suchungsergebnisse in Form von Kosten-Nutzen-Analysen vor [Deutscher
Bundestag, a, Achter Subventionsbericht, 1981], dieses Analyseinstru-
ment ist aber vornehmlich dazu gedacht, bei gegebenem Subventionsziel
die Effizienz alternativer Programme unter ceteris-paribus-Bedingungen
zu testen. Die Einzelergebnisse sind nicht additionsfähig. Sie gestatten
kein Gesamturteil.
225. Zur Bewertung der gesamten Subventionspolitik im intersektoralen
Vergleich der Produktionsstruktur wird hier auf das Konzept der effek-
tiven Protektion zurückgegriffen. Subventionen sind beim Empfänger
Einnahmen, die einen Spielraum zur Erhöhung der Entlohnung der Pro-
duktionsfaktoren (Wertschöpfung) schaffen (1); sie verändern tendenziell
die Produktionsstruktur zugunsten der subventionierten Bereiche. Als
Prozentsatz ausgedrückt (vgl. Tabelle 47) ergeben sich Werte, die man
als effektive Protektionsraten oder auch als Subventionsgrade bezeichnet
[ Hiemenz et al., 1971], Subventionsgrade sagen allerdings nichts dar-
über aus, wie und in welchem Umfang Finanzhilfen und Steuervergünsti-
gungen die Allokation beeinflussen, ob sie sich im einzelnen in höheren
Faktorpreisen (Löhne, Gewinne) und/oder in steigender Produktion sowie
vermehrtem Faktoreinsatz niederschlagen und inwieweit der Empfänger
die rechnerisch ermittelten Spielräume zur Erhöhung der Faktorentloh-
(1) Diese kostensteigernden Wirkungen pflegen die Subventionsempfän-
ger zu verdrängen oder nicht zu erkennen. Bezeichnend ist eine
Äußerung des Hauptgeschäftsführers des Gesamtverbandes des deut-
schen Steinkohlenbergbaus beim Subventionshearing des Deutschen
Bundestages: "Mich hat verwundert, zu hören, daß unser Kohle-
preisniveau künstlich überhöht sei. Ich weiß nicht, woher die An-
nahme stammt: Wir rechnen unsere Kosten zusammen und damit hat
sich's". Siehe Deutscher Bundestag [c].117
nung selbst ausschöpfen konnte. Doch wird deutlich, in welchem Ausmaß
Anreize vorhanden sind, Ressourcen in bestimmten Bereichen gebunden
zu halten oder aus anderen Sektoren zu attrahieren.
226. Trotz gewisser Unsicherheiten bei der Ermittlung der Subventions-
grade ist die Tendenz eindeutig: Das allgemeine Subventionsniveau ist
seit Anfang der siebziger Jahre um 1,2 Prozentpunkte gestiegen, und im
intersektoralen Vergleich sind es gerade einige schon seit langem hoch-
subventionierte Bereiche, die diesen Anstieg im wesentlichen herbeifüh-
ren (Tabelle A21). Die Anreizstruktur für die Allokation der Ressourcen,
dargestellt durch die Subventionsgrade, weist seit langem eine extreme
Ausrichtung auf immer die gleichen wenigen Branchen auf; sie ist auch
schon ebenso lange eher als wachstumshemmend und strukturkonservie-
rend zu interpretieren. Die Subventionspolitik der siebziger Jahre hat
dieses generelle Muster nicht verändern können; sie hat ganz im Gegen-
teil die vorhandenen Tendenzen sogar noch verstärkt. Der Eindruck ist
kaum zu widerlegen, daß die öffentliche Hand als Reaktion auf die viel-
fältigen strukturellen Herausforderungen einen defensiven Subventions-
kurs gefahren ist, um Beschäftigung und Einkommen in Problembranchen
zu stützen. Gemessen am publizistischen Aufwand beherrschten allerdings
neue, wachstumsorientierte Subventionsprogramme die Diskussion (Zu-
kunftsinvestitionsprogramm, Existenzgründungs- und Eigenkapitalpro-
gramme, FuE-Personalkostenzuschüsse, neue oder verstärkte Technolo-
gieprogramme usw.). Viele der neuen Programme sind von vergleichs-
weise geringem Volumen (Personalkostenzuschüsse 1980: 355 Mill. DM);
ihr Gewicht für eine Änderung des gesamten Verteilungsmusters ist mar-
ginal.
227. Hinzu kommt, daß auch einige mit progressiven Etiketten versehene
Maßnahmen wohl eher als defensiv zu bewerten sind (Kohleveredlung auf
der Basis deutscher Steinkohle). Wichtiger für die Erklärung der fort-
schreitenden Konzentration der Mittel bei strukturschwachen Bereichen
scheint zu sein, daß die fiskalische Seite unterlassener struktureller
Anpassungen eher beiläufig geregelt wird. Die vorhandenen Subventions-
programme entspringen zum weit überwiegenden Teil nicht aktuellen poli-
tischen Entscheidungen, sondern stellen sozusagen die Erblast aus einer
Vergangenheit dar, die teilweise noch bis ins vorige Jahrhundert zu-
rückreicht (siehe Angaben über die Entstehungsgeschichte einzelner Pro-
gramme in den Subventionsberichten). Sie sind auch nicht das Produkt
konzeptioneller Vorstellungen eines rationalen Subventionssystems; ihre
Fortschreibung im Rahmen der jährlichen Haushaltsplanaufstellungen er-
folgt weitgehend unbemerkt. Festzuhalten bleibt: Welche Motive und Pri-
oritäten für die Subventionsgewährung auch immer ausschlaggebend ge-
wesen sein mögen, welche Bezeichnungen (Erhaltungs-, Anpassungs-,
Produktivitätshilfen) man auch den Programmen beigab, im Endeffekt
ergibt sich ein sektorales Subventionsmuster, das für die Überwindung
der aktuellen strukturellen Schwächen kaum hilfreich sein dürfte.
228. Sind die Einkommens- und Beschäftigungseffekte der Subventions-
politik trotz aller methodischen Schwierigkeiten noch einigermaßen zu
lokalisieren, so bleiben die Kosten dieser Politik nahezu vollständig im
Verborgenen. Unsichtbare Kosten entstehen dadurch, daß Arbeitsplätze
und Einkommen verlorengehen oder erst gar nicht entstehen, weil die
Mittelaufbringung zur Finanzierung der Subventionspolitik eine höhere
Steuerbelastung erforderlich macht. Anhaltspunkte dafür, wer in beson-118
derem Maße betroffen ist, kann man gewinnen, wenn man der subventi-'
onsbedingten sektoralen Begünstigungsstruktur die Struktur der Unter-
nehmensbelastung durch direkte Steuern gegenüberstellt (1).
Die Finanzierung einzelner Ausgabenarten durch bestimmte Steuern wi-
derspricht dem Nonaffektationsprinzip, das mit wenigen Ausnahmen im
Bereich der indirekten Steuern für das deutsche Steuersystem durchaus
gültig ist. Man kann die Subventionen aber auch als Teil der Steuer-
politik betrachten; es ist dann ihre Aufgabe, sektorale Differenzierungen
der effektiven Steuerbelastungen zu erreichen, die im System des pau-
schalen Besteuerungsverfahrens sonst nicht zu erzielen wären. Die
Nettogröße - Steuerzahlung abzüglich Subventionen - gibt also eine steu-
erliche Belastungsstruktur an, die der tatsächlichen sektoralen Präferenz
des Steuergesetzgebers entspricht.
229. Im Durchschnitt der Jahre 1979/80 betrug die Belastung aller Un-
ternehmen (ohne Wohnungsvermietung und Private Organisationen ohne
Erwerbscharakter) mit direkten Steuern knapp 10 vH ihrer Wertschöp-
fung (rund 95 Mrd. DM pro Jahr) und die durchschnittliche Begünsti-
gung mit Finanzhilfen und Steuervergünstigungen reichlich 7 vH (knapp
70 Mrd. DM) . Stellt man in Rechnung, daß Steuervergünstigungen sich
bereits in den Steuerzahlungen niederschlagen, so führt die Saldierung
von Be- und Entlastungen zu einer Netto-Steuerquote von 3,5 vH der
Wertschöpfung. Diese Nettoquote ist als ein allokationsneutraler Steuer-
satz anzusehen, dessen Höhe angibt, in welchem Ausmaß Unternehmen
zur Finanzierung nichtsubventiver Staatsausgaben beitragen sollen
(33 Mrd. DM). Abweichungen von diesem Basissteuersatz stellen dann
das Umverteilungselement innerhalb des Unternehmensbereichs dar
(40 Mrd. DM); entsprechende sektorale Nettoraten geben analog zu den
Subventionsgraden die Richtungen an, in denen es zu Allokationsverzer-
rungen kam. Die in Tabelle 48 enthaltenen durchschnittlichen Raten ver-
decken allerdings die Tatsache, daß für Einzelfälle die Be- oder Entla-
stungsstruktur völlig davon abweichen kann. So ist beispielsweise der
Schiffbau (im Bereich Stahl-, Maschinen-, Fahrzeugbau) ebenfalls Netto-
Subventionsempfänger, während umgekehrt die ausgewiesenen Netto-Sub-
ventionen für den Verkehrssektor im wesentlichen die Deutsche Bundes-
bahn betreffen. Außerdem bleibt bei der Durchschnittsbildung auf der
(1) Im einzelnen sind das: Einkommen-, Körperschaft-, Vermögen- und
Gewerbesteuer; letztere zählt zwar zu den indirekten Steuern, ihren
Bemessungsgrundlagen nach ist sie aber eher mit den vorgenannten
Steuern vergleichbar. Die sektorale Aufteilung erfolgte für die er-
tragsabhängigen Steuern (Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbe-
ertragsteuer) nach den Angaben der Einkommen- und Körperschaft-
steuerstatistik 1977, für die ertragsunabhängigen Steuern (Vermö-
gen- und Gewerbekapitalsteuer) wurde die Struktur der Einheits-
wertstatistik 1974 zugrunde gelegt. Unscharfen mögen insbesondere
bei der Gewerbesteuer auftreten, da die verwendeten Referenzstati-
stiken die Bemessungsgrundlagen dieser Steuer nicht vollständig
wiedergeben. Für die übrigen Steuern, denen Unternehmen unterlie-
gen - im wesentlichen Mehrwertsteuer und spezifische Verbrauchs-
steuern -, wird angenommen, daß sie vollständig auf private Haus-
halte überwälzt werden. Um das Ausmaß der allokativen Verzerrung
zu verdeutlichen, werden Be- und Entlastung jeweils in vH der
Wertschöpfung ausgedrückt (Steuer- bzw. Subventionsrate).119
weiten Bemessungsgrundlage "Wertschöpfung" verdeckt, daß gerade bei
den direkten Steuern die Bemessungsbasen in vielfältiger Weise ausge-
höhlt sind, mit der Folge, daß die Steuersätze erhöht werden müssen,
um das Aufkommen zu gewährleisten, und deshalb ein Vielfaches der hier
angegebenen Durchschnittssätze betragen.



















































(a)Direkte Steuern abzüglich Finanzhilfen, abzüglich
gungen, soweit diese sich nicht in der

















































gemäß § 21 Abs. 3
Postverwaltungsgesetz. - (c)Einschließlich Steuervergünstigungen aus
direkten Steuern von knapp 1 vH der Wertschöpfung.
Quelle: Statistisches Bundesamt fn,o,p]; eigene Berechnungen.
230. Landwirtschaft, Bergbau und der Verkehrssektor sind in beträcht-
lichem Umfang Netto-Subventionsempfänger; alle drei Bereiche tragen
weder zur Finanzierung der eigenen Subventionen noch zur Finanzierung
der übrigen Staatsausgaben bei. Dies gilt in geringerem Maße auch für
den Bereich Forstwirtschaft, Fischerei. Alle übrigen 16 Bereiche der hier
gewählten Branchengliederung sind demgegenüber "Netto-Verlierer", das
heißt, sie zahlen Anfang der achtziger Jahre rund 33 Mrd. DM netto an
die öffentliche Hand und finanzieren außerdem noch einmal eine Umver-
teilungsmasse von knapp 40 Mrd. DM für Landwirtschaft, Bergbau und
Verkehr. Im einzelnen leisten Banken und Versicherungen den größten,
die Deutsche Bundespost den geringsten relativen Umverteilungsbeitrag.
Tendenziell sind es aber eher die Wirtschaftsbereiche des Warenprodu-
zierenden Gewerbes, die in geringerem Umfange als die einzelnen Be-
reiche des Dienstleistungssektors die intersektorale Umverteilung finan-
zieren. Insgesamt gesehen besteht zwischen sektoraler Wachstums- und
Netto-Steuerbelastungshierarchie eine enge negative Korrelation, das120
heißt, die subventive sektorale Redistributionspolitik entzieht im allge-
meinen Mittel bei wachstumsstarken, effizienten Produktionen, begünstigt
dagegen vorwiegend wachstumsschwächere Branchen. Nur bei einer rein
mechanistischen Rechnung käme man zu dem Schluß, daß unter sonst
gleichen Bedingungen mehr Arbeitsplätze in den begünstigten Sektoren
mit relativ weniger Produktivität gehalten werden könnten, als umgekehrt
in den belasteten, produktiveren Bereichen entstanden wären. Berück-
sichtigt man jedoch, daß die nicht geschaffenen Arbeitsplätze produk-
tiver gewesen wären und daß mit einer ineffizienteren Ressourcenallo-
kation Wachstumsverluste einhergehen, so kommt man zu einem anderen
Schluß: Ohne die strukturverzerrenden Subventionen könnte das Volks-
einkommen höher sein, und es könnte letztlich auch mehr Arbeitsplätze
geben.
4. Die aktuelle Entwicklung
231. Die Haushaltsschwierigkeiten haben inzwischen dazu geführt, daß
Regierungen und Parlamente weniger bereit sind, weitere und höhere
Subventionen zu gewähren. Für das Jahr 1981 gab es nur noch eine ge-
ringe Steigerung gegenüber dem Vorjahr (0,5 vH), und insbesondere in
den höchstsubventionierten Wirtschaftsbereichen Landwirtschaft, Eisen-
bahnen und Steinkohlenbergbau stagnierte das absolute Subventionsvolu-
men oder sank sogar leicht (Tabelle A21). Nur: Konstante oder unter-
durchschnittlich zunehmende Subventionsbeträge mögen unter fiskalischen
Gesichtspunkten als ein erfreuliches Zeichen gewertet werden, für
schrumpfende oder stagnierende Branchen ergibt sich dennoch eine Zu-
nahme der Subventionsrate. Das Ausmaß der allokativen Verzerrung wird
auf diese Weise nicht verringert.
232. Die fiskalische Enge hat auch das Bewußtsein dafür geschärft, daß
die verfahrene Subventionspolitik nicht fortgeführt werden sollte. Allent-
halben wurden Vorschläge entwickelt, wie dem Subventionsdschungel am
besten beizukommen sei. So haben die Wirtschaftsminister der Bundes-
länder unter der Leitung Niedersachsens einen Subventionskodex erar-
beitet, der den Grundsätzen der Subventionspolitik, wie sie die Bundes-
regierung in den Subventionsberichten veröffentlicht, ähnelt. OECD und
GATT haben vergleichbare Anleitungen für den internationalen Gebrauch
erarbeitet [OECD, d]. Der Haushaltsausschuß des Bundestages hat im
Sommer 1982 ein Subventionshearing veranstaltet, um insbesondere auch
den Vorschlag einer linearen Subventionskürzung nach schweizerischem
Vorbild zu diskutieren. Es zeigte sich, daß die Subventionsbegünstigten
zwar grundsätzlich auch für Marktlösungen eintreten, im konkreten Ein-
zelfall überwiegen jedoch die Partikularinteressen. Generell kann man
wohl auch nicht erwarten, daß Anhörungen und die Festlegung von
Grundsätzen eine einschneidende Änderung bewirken können. Alle be-
kannten Kodizes beschreiben mehr oder weniger nur die vorhandene
Subventionspolitik im nachhinein, einschließlich der schon immer weit
auslegbaren Begründungen für die Subventionsgewährung. Es besteht
sogar die Gefahr, daß derartige national und international fixierte Prin-
zipien die Funktion eines Freibriefes oder einer Handlungsanleitung zur
Gewährung weiterer Subventionen annehmen.
233. Trotz der allgemeinen Haushaltsschwierigkeiten und der vielen guten
Vorsätze ist die Gefahr erneuter massiver Subventionen nicht gebannt.
Im Bereich des Wohnungswesens hat es bereits seit Anfang der achtziger121
Jahre eine starke Ausweitung gegeben. Wie schwer es der Regierung
fällt, eine entscheidende Wende herbeizuführen, zeigen die Maßnahmen,
die für die Eisen- und Stahlindustrie anlaufen: Mit Hinweis auf nationale
Interessen (Versorgungssicherheit) und dem Argument, die Anbieter in
anderen Ländern würden auch in erheblichem Umfang subventioniert, was
eine Gleichstellung erforderlich mache, wird zur Zeit ein Schwenk voll-
zogen, dessen längerfristige fiskalische Konsequenzen noch nicht abzu-
sehen sind. Bis Ende der siebziger Jahre noch waren die Subventionen
an die deutsche Stahlindustrie nahezu bedeutungslos. Auf europäischer
Ebene wurde inzwischen allerdings ein System von Korsettstangen (Bei-
hilfenkodex) konstruiert, das Hilfen für Strukturanpassungen bis Ende
1985 erlaubt. Beginnend mit der "Operation ' 82" füllt die Bundesregie-
rung diesen Rahmen mit einer Investitionszulage Eisen und Stahl (825
Mill. DM), mit Hilfen für die Stahlforschung (600 Mill. DM), mit Anpas-
sungshilfen (200 Mill. DM) und Investitionszuschüssen (80 Mill. DM) auf.
Gegen Ende 1982 und erneut 1983 konnte darüber hinaus die ARBED-
Saarstahl GmbH, die bereits zuvor im Rahmen eines Restrukturierungs-
programms für die Saarhütten massive Hilfen erhalten hatte, nur durch
hohe Liquiditätszuschüsse vor dem Konkurs bewahrt werden.
234. Neben den schon bewilligten Hilfen für die Stahlindustrie sind jetzt
wieder neue im Gespräch, um eine Umstrukturierung und insbesondere
auch einen angemessenen Kapazitätsabbau auf europäischer Ebene in die
Wege zu leiten. Die Forderungen reichen über 10 Mrd. DM hinaus, Bund
und Länder scheinen gewillt zu sein, einen Betrag von 3 Mrd. DM be-
reitzustellen. Gewichtiger für die mittelfristigen Subventionsaussichten
dürften die mit den Umstrukturierungshilfen verbundenen Neuordnungs-
vorstellungen sein, die eine Zusammenfassung der Produktionskapazitäten
in eine oder zwei Gesellschaften empfehlen. Die Parallelen zur Entste-
hungsgeschichte der Ruhrkohle AG sind beängstigend deutlich:
- Wiederum handelt es sich um Produktionen, von denen zumindest ein
Teil am Standort Bundesrepublik Deutschland nicht mehr international
wettbewerbsfähig ist (Abschnitt II im Anhang).
- Wiederum weist die Produktion eine hohe regionale Konzentration auf.
- Wiederum sollen die strukturschwächsten und zugleich verlustträch-
tigsten Teile ausgegliedert und in eine Einheitsgesellschaft eingebracht
werden.
- Wiederum lassen sich betriebswirtschaftlich sinnvolle Lösungen nicht
mehr ohne hohe staatliche Begleitzahlungen erreichen.
- Wiederum besteht ein starkes politisches Engagement, um den Zusam-
menschluß voranzutreiben.
Die Gefahr ist nicht von der Hand zu weisen, daß eine Eisen und Stahl
AG einem Subventionspfad folgen wird, wie er von der Ruhrkohle AG
vorgezeichnet wurde. Der Zwang für die Muttergesellschaften, die viel-
fach zugleich auch Anteilseigner der Ruhrkohle AG sind, Verluste zu
übernehmen, wird beträchtlich verringert. Sektorale und regionale Mono-
polisierung, die Versorgungszielsetzung, ein relativ hoher gewerkschaft-
licher Organisationsgrad sowie das starke politische Engagement bei der
Konfliktlösung schaffen andererseits ein Druckpotential für dauerhafte
Erhaltungssubventionen, dem sich - wie das Beispiel der Ruhrkohle AG
zeigt - die öffentliche Hand dann nicht entziehen kann. Es steht zu be-
fürchten, daß jetzt ein neuer, dauerhafter industrieller Großabnehmer
von Subventionen aufgebaut wird.122
235. Horizontale Konzentration in Verbindung mit Staatszuschüssen
scheint ein Standardmodell zur Bewältigung von Branchenstrukturkrisen
zu werden. Neben Eisenbahnen und Steinkohlenbergbau, für die das Mo-
dell schon länger gilt, soll außer der Stahlindustrie auch der Schiffbau-
bereich entsprechend neu geordnet werden. Anders als die Stahlindustrie
zählen allerdings die Werften schon seit langem zu den Großabnehmern
von Subventionen. Seit Mitte der sechziger Jahre haben sie aus dem
Bundeshaushalt rund 1 Mrd. DM an Zinszuschüssen zur Finanzierung von
Exportaufträgen erhalten, seit 1979 rund 450 Mill. DM sogenannte Auf-
tragshilfen, außerdem zinsgünstige Darlehen (220 Mill. DM) sowie be-
trächtliche Hilfen der Länder und des ERP-Vermögens. Erwähnt werden
müssen auch die Schiffbauzuschüsse für deutsche Reeder, da diese Hil-
fen effektiv den Werften zugute kommen, denn schließlich schleusen sie
im wesentlichen nur die Preise der deutschen Schiffbauindustrie auf das
Weltmarktpreisniveau herab und enthalten damit für den Käufer keinen
Subventionswert. Seit 1962 sind rund 2,5 Mrd. DM an Neubau- und Son-
derhilfen für Handelsschiffe ausgezahlt worden.
236. Standardargument der neuen Subventionswelle ist der Verweis auf
das internationale Subventionskarussell. Dabei wird meist implizit unter-
stellt, die hochsübventionierten Branchen hätten Wettbewerbsvorteile, die
jedoch durch die Hilfen im Ausland nicht zum Tragen kämen. Für Teilbe-
reiche mag das gegenüber Wettbewerbern inner- und außerhalb der EG
zutreffen, insbesondere dort, wo spezialisierte Produktionsleistungen er-
bracht werden. Verschiedene Untersuchungen zeigen aber, daß Bereiche
wie Stahlindustrie, Werften, Steinkohlenbergbau oder Landwirtschaft zu
einem guten Teil komparative Nachteile gegenüber ausländischen Anbie-
tern - speziell außerhalb der EG - haben, das heißt, auch bei Wegfall
aller in- und ausländischen Subventionen würde ein erheblicher Struk-
turanpassungsbedarf bestehen bleiben. Wie die Entwicklung in einigen
schon längerfristig hochsubventionierten Bereichen nur zu deutlich zeigt,
vermögen auch steigende Subventionen aus Strukturschwächen keine
Strukturstärken zu machen.
237. Die sich anbahnende neue Subventionswelle für einige schwer ange-
schlagene Branchen trägt dazu bei, daß noch mehr Produktionsfaktoren
in wachstumsschwachen Bereichen gebunden bleiben und von anderen
dauerhaft finanziert werden müssen. Schon werden aus Gründen der
intrasektoralen Ausgewogenheit neue Subventionsansprüche vorgebracht.
Kleine und mittlere Betriebe der Stahl- und Werftindustrie, die vielfach
ohne nennenswerte Hilfen auskommen, sehen sich als Opfer der Subven-
tionen für die Großunternehmen. Will die öffentliche Hand keine gericht-
lichen Klagen riskieren, wird sie entsprechende Ausgleichsforderungen
nicht einfach ignorieren können. Die Bundesregierung und die Länder-
regierungen sind auf dem besten Wege, sich im Dschungel der subven-
tionspolitischen Argumentationen endgültig zu verstricken.
5. Überlegungen zur Reform des Subventionssystems
238. Von weiteren Subventionsprogrammen sollte man keine Hilfe zur
Überwindung der aktuellen Strukturprobleme erwarten; erfolgverspre-
chender erscheint im Gegenteil eine drastische Einschränkung vorhan-
dener Programme. Dies ist eine Strategie für den Subventionsabbau, die
auf breiter Front zupackt und durch eine Straffung auf wenige Program-
me versucht, dem bisherigen System eine ganz andere Qualität zu ver-123
leihen. Der Subventionsabbau ist allerdings keine rein fiskalische An-
gelegenheit, bei der es darum geht, hier und da einige Etatposten zu
kürzen. In der gegenwärtigen Diskussion geht nahezu völlig unter, daß
es ja nicht nur die Haushaltsdefizite per se sind, die Anlaß zur Sorge
geben, sondern daß es vor allem um die falschen Anreize geht, die zahl-
reiche öffentliche Einnahmen und Ausgaben setzen. Unter diesen Ge-
sichtspunkten sollten Subventionen nur Instrument der Allokationspolitik
sein; dementsprechend müßten sozialpolitisch motivierte Subventionswün-
sche auf die vielfach schon vorhandenen allgemeinen Instrumente der
entsprechenden Politikbereiche verwiesen werden.
239. Ein reformiertes Subventionssystem, das auf die sektorale Sozialpo-
litik verzichtet, könnte etwa folgende Bestandteile aufweisen:
- ein einziges Programm zur Förderung von Forschung und Entwicklung,
wenn es als wichtig angesehen wird, diese Aktivitäten gegenüber an-
deren hervorzuheben,
- ein Mittelstandsprogramm, wenn es gilt, die Eigenkapitalbasis kleiner
und mittlerer Unternehmen zu stärken,
- ein Existenzgründungsprogramm, wenn neuen Unternehmen und Unter-
nehmern Starthilfen gegeben werden sollen,
- ein Regionalprogramm, wenn es gilt, der politischen Verpflichtung des
Grundgesetzes nach Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im
Bundesgebiet nachzukommen,
- je ein gesondertes Berlin- und Zonenrandprogramm, wenn politisch
bedingte Standortnachteile auszugleichen sind,
- gegebenenfalls weitere befristete Regionalprogramme, wenn aufgrund
lokaler Beschäftigungseinbrüche Anreize für eine räumliche Umstruk-
turierung gesetzt werden sollen.
Dieser Katalog besagt nicht, daß dies alles auch ökonomisch zu recht-,
fertigen ist. Es ist auch eine andere Frage, ob nicht für einzelne Be-
reiche - wie Forschung und Entwicklung, wo es in starkem Maße um die
Internalisierung von Externalitäten geht - andere, nichtsubventive In-
strumente besser geeignet wären. In der gegenwärtigen Situation er-
scheint es wichtig, daß solche Subventionsprogramme aufgegeben wer-
den, die der Strukturerhaltung dienen und mit dem Ziel "Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit und Nutzung von Wachstumschancen" (gemäß den
Grundsätzen der Bundesregierung zur Subventionsgewährung) schwerlich
zu vereinbaren sind. Die öffentliche Hand sollte auch einmal den Mut
aufbringen, "Sterbehilfe" zu gewähren, statt einem langsamen Siechtum
Vorschub zu leisten.
240. Bei der technischen Ausgestaltung der Programme sollte durch die
Wahl der Bezugsgrößen die Allokationseffizienz nicht von vornherein ge-
schmälert werden. Für die Bemessungsgrundlagen sind daher solche Kri-
terien zu wählen, die an komparativen Vorteilen ansetzen, die in der
deutschen Wirtschaft bestehen oder geschaffen werden können. Die Hu-
mankapitalintensität der Produktion stellt ein solches Kriterium dar. Sub-
ventionsgegenstand sollten Input-Faktoren sein. Output-Größen, wie bei-
spielsweise in der projektgebundenen Forschungsförderung, erfordern
von der Subventionsbürokratie Einsichten und Kenntnisse über zukünf-
tige Entwicklungen, die nach aller Erfahrung niemand haben kann; sie
fördern auf der unternehmerischen Ebene Tendenzen, Alternativen gar124
nicht mehr oder zu spät zu erwägen. Hinsichtlich der Subventionsart
wären steuerrechtliche Differenzierungen anderen Formen vorzuziehen,
da der Subventionswert so am einfachsten, billigsten und schnellsten
zufließt. Steuerrechtliche Lösungen haben allerdings den Nachteil, daß
sich mit ihnen die erforderliche Differenzierung nicht immer adäquat vor-
nehmen läßt, weil sie beispielsweise nur greifen, wenn Gewinne anfallen.
Möglich wäre auch ein Zulagensystem und/oder eine kräftige Ausweitung
der steuerlichen Verlustvor- und -rücktragsmöglichkeiten. Verschiedene
Ziele lassen sich mit einem Programm nur selten gleichzeitig erreichen.
Deshalb sollten Kumulationen grundsätzlich erlaubt sein. Was kann dem
Subventionsgeber, gemessen an seinen verschiedenen Zielen, denn Bes-
seres passieren, als daß ein mittleres Unternehmen forschungsaktiv, um-
weltschonend, energiesparend im ärmsten Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland wettbewerbsfähige Arbeitsplätze schafft? Schließlich wäre es
wichtig, das Dickicht der Überschneidungen und des Kompetenzwirrwarrs
zwischen EG, Bund, Ländern, Gemeinden und Sonderhaushalten zu lich-
ten und zugunsten einer funktionsgerechten Arbeitsteilung zwischen den
Ebenen neu zu ordnen.
241. Dem hier skizzierten System mag man das Etikett des bisher schon
praktizierten Gießkannenprinzips anhängen. Aber anders als das heutige
System, das stark sozialpolitisch ausgerichtet und damit unter alloka-
tions- und wachstumspolitischen Gesichtspunkten verfehlt ist, verursacht
es weniger Verwaltungsaufwand und Reibungsverluste, fordert vom Sub-
ventionsgeber keine besonderen Zukunftseinsichten und schafft mehr
Transparenz. Weiterhin reduziert es die Ansprüche für alle möglichen
sogenannten Sonderfälle, fördert die Gleichbehandlung und verringert
das "Moral-hazard-Verhalten"; es ist weniger dirigistisch und läßt mehr
Optionen für alternative Verwendungen zu, vermeidet Inkonsistenzen,
trägt weniger zur Konservierung überkommener Strukturen bei und
bringt den Grundsatz "Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Nutzung
von Wachstumschancen" zur Geltung. Mitnahmeeffekte ausschalten zu
wollen kann nicht gelingen. Nach aller Erfahrung, die man in dieser Hin-
sicht mit dem heutigen Subventionssystem machen mußte, sind derartige
Effekte nur zu vermeiden, wenn der Subventionsgeber unternehmerische
Kalküle nachvollziehen könnte, um die Höhe der subventiven Anreize
entsprechend zu dosieren. Die Blickrichtung sollte aber eine andere
sein: Man sollte das Subventionssystem als den Teil des Steuersystems
betrachten, dem es obliegt, eine gewünschte Struktur von Anreizen in
der effektiven Steuerbelastung zu setzen, die das pauschale Steuerver-
fahren allein nicht erzielen kann.
IV. Wie man Probleme nur verschlim-
mert - Der neue Protektionismus
1. Von der tarifären zur nichttarifären Protektion
242. Der Protektionismus gedeiht, wie es die ökonomische Theorie der
Politik nahelegt und die Erfahrung bestätigt, besonders in wirtschaft-
lichen Krisenzeiten. Dementsprechend hat die auf freien Warenverkehr
ausgerichtete Welthandelsordnung der Nachkriegszeit, die im Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen (GATT) niedergelegt ist, nicht verhindern
können, daß seit Anfang der siebziger Jahre die protektionistischen
Kräfte allenthalben wieder Auftrieb bekommen haben.125
243. Dabei hatte im Jahre 1973 die Tokio-Runde der internationalen Ver-
handlungen über eine weitere Handelsliberalisierung verheißungsvoll be-
gonnen. Das nach sieben Jahren erzielte Ergebnis ist jedoch enttäu-
schend. Positiv zu vermerken ist nur, daß die Zollprotektion der west-
lichen Industrieländer auf den niedrigsten Stand der Nachkriegszeit sin-
ken wird. Der durchschnittliche Zollsatz wird, wenn der Zollabbau um
rund ein Drittel am 1. Januar 1987 abgeschlossen sein wird, bei Indu-
striewaren nur noch 4,7 vH betragen (Tabelle A23). Zwar bleiben die
Eskalationseffekte der Zollstruktur durchweg erhalten, und dies gilt ins-
besondere für viele arbeitsintensive Konsumgüter wie Textilien, Beklei-
dung, Lederwaren und Schuhe; die effektive, das heißt die auf die
Wertschöpfung bezogene Zollprotektion, bleibt hier überdurchschnittlich
hoch. Aber die Zölle werden im ganzen nochmals kräftig an Bedeutung
verlieren. Selbst bei agrarischen Gütern, ist ein Zollabbau vereinbart
worden, der etwa 30 vH des Handels betrifft.
244. Ganz anders ist das Bild im nichttarifären Bereich. Zwar wurden
mehrere Abkommen geschlossen, um ein Ausweichen der GATT-Mitglieds-
staaten auf nichttarifäre Eingriffe in den internationalen Handel zu ver-
hindern. Doch sind die Bestimmungen unpräzise gefaßt und damit ausle-
gungsfähig, und zwar auch in protektionistischer Richtung [Stecher,
1980]. Der internationale Dienstleistungsverkehr, der sich wertmäßig
immerhin auf weit über ein Drittel des Welthandels mit Waren beläuft,
blieb weiterhin ganz ausgeklammert. Ober die Handhabung von Schutz-
klauseln im Falle eines starken Importdrucks wurde keine Einigung er-
zielt; insbesondere die Europäische Gemeinschaft beharrt auf dem Recht,
selektiv gegen besonders leistungsfähige Anbieter vorgehen zu können.
245. Einer der Grundpfeiler der internationalen Handelsordung, das
Meistbegünstigungsprinzip, ist damit einer gefährlichen Aushöhlung aus-
gesetzt. Die Praxis der Diskriminierung zwischen Ländern mit Hilfe von
nichttarifären Maßnahmen greift immer mehr um sich. Es besteht die Ge-
fahr, daß der Bilateralismus als Richtschnur für die Handelspolitik an
Gewicht gewinnt - zu Lasten einer effizienten Arbeitsteilung durch multi-
lateralen Güteraustausch, deren gesamtwirtschaftliche Vorteile empirisch
verbürgt sind. Deutliche Anzeichen für diese Tendenz sind die Forde-
rungen nach Reziprozität im Marktzugang, wie sie vor allem von den
Vereinigten Staaten, aber auch einigen EG-Mitgliedsstaaten erhoben wer-
den. Der Adressat solcher Forderungen ist in der Regel Japan, weil die
bilateralen Handelsbilanzen mit diesem Land, insgesamt gesehen oder bei
für wichtig erachteten Warengruppen, defizitär sind. Daß bilaterale Han-
delsbilanzsalden wenig über die Außenhandelsposition eines Landes aus-
sagen, läßt sich offenbar schwer begreiflich machen.
2. Art und Umfang nichttarifärer Handelshemmnisse
246. Die Erscheinungsformen des nichttarifären Protektionismus sind äu-
ßerst vielfältig. Beispielsweise ordnet das GATT in seinem "Inventory of
Non Tariff Measures" (Stand 1982) die Beschwerden von Mitgliedsländern
über protektionistische Praktiken von Handelspartnern nach 5 Gruppen
mit zusammen 33 Arten von Einfuhrhemmnissen oder Beschränkungen des
Zugangs zu Beschaffungsmärkten (Tabelle A25). Dabei geht es um so
breitgefächerte Arten von handelswirksamen Mäßnahmen, wie Subventio-126
nen, staatliche Käufe, Anti-Dumping-Maßnahmen, Zollverfahrensvor-
schriften, Kennzeichnung von Produkten, industrielle Normen, Prüf- und
Testzertifikate, mengenmäßige Beschränkungen bei Einfuhr oder Aus-
fuhr, "freiwillige" Selbstbeschränkung der Ausfuhr und weitere Markt-
ordnungen, Verpackungsvorschriften und gezielte Überwachung der Ein-
fuhr. Angesichts der vielfältigen Formen und Absichten ist es sehr
schwierig zu definieren, was ein nichttarifäres Handelshemmnis ausmacht.
247. Die Regeln des GATT selbst bieten durch die Ausnahmen von den
allgemein geltenden Statuten, die beispielsweise in Fällen von Dumping
und Marktzerrüttung ausdrücklich zugelassen sind, viele Möglichkeiten
für scheinbar legitime nichttarifäre Maßnahmen. Überdies halten sich
viele Länder dabei zurück, bei Verstößen gegen die Statuten des GATT
vernehmlich über protektionistische Praktiken anderer Länder im nicht-
tarifären Bereich zu klagen, insbesondere gegen einschlägige Praktiken
der Vereinigten Staaten und der Europäischen Gemeinschaft. Auch von
daher sind dem Bemühen enge Grenzen gesetzt, die gesamte Zunahme des
Protektionismus einigermaßen zu quantifizieren.
248. Während bei der traditionellen Zollprotektion Transparenz herrscht,
weil die Zolltarife veröffentlicht werden und die Handelswirkungen bere-
chenbar und vorhersehbar sind, gelten für weite Bereiche nichttarifärer
Maßnahmen ganz andere Regeln:
- Viele dieser Maßnahmen sind öffentlich nicht bekannt, oder es ist,
wenn sie bekannt sind, nicht sicher, welche Waren bei der Einfuhr im
Einzelfall davon betroffen sind.
- Nichttarifäre Maßnahmen greifen häufig erst im nachhinein. Ein Beispiel
hierfür sind Ausgleichsabgaben im Falle von Dumpingvorwürfen. Für
Exporteure und Importeure ist der tatsächliche Preis dann ein anderer
als der ursprünglich vereinbarte Kontraktpreis.
- Manche scheinbar harmlosen Maßnahmen, zum Beispiel die gezielte
Überwachung der Einfuhr, scheinen für sich genommen wenig wirksam;
sie wirken dennoch, weil sie als Drohgebärde, daß Schlimmeres folgen
könnte, verstanden werden - und auch als solche beabsichtigt sind.
- Bei vielen nichttarifären Maßnahmen ist der protektionistische Kern
hinter allgemeinen, auch für inländische Anbieter geltenden Regeln
verborgen. Dies zeigt sich zuweilen, wenn Normen und Produktstan-
dards scheinbar zufällig gerade das Importangebot aus dem Markt
drängen.
Auf diese Weise erzeugt die Außenhandelspolitik ein erhebliches Maß an
Unsicherheit, die die Investitionstätigkeit in der Exportindustrie und in
den Importsubstitutionsbereichen im Ausland wie im Inland belasten muß.
249. Die Zunahme der Protektion kann man auch daran ablesen, welcher
Anteil der Industriewareneinfuhr nichttarifären Kontrollen unterliegt.
Dieser Anteil erhöhte sich einer neueren Schätzung zufolge im Durch-
schnitt der Industrieländer zwischen 1974 und 1980 von rund 13 vH auf
über 23 vH [Page, 1982]. Seit 1980 dürfte er aufgrund der bekannt ge-
wordenen neuen handelsbeschränkenden Maßnahmen weiter gestiegen
sein.127
3.. Die Protektion der Europäischen Gemeinschaft
250. Die Europäische Gemeinschaft bildet bei der Beschränkung des in-
ternationalen Handels keine Ausnahme. Zwar ist das Niveau der Protek-
tion noch unterdurchschnittlich, aber es nimmt besonders rasch zu. Im
Jahre 1980 waren bereits knapp 20 vH der Industriewareneinfuhr der
Gemeinschaft von Kontrollen betroffen. Die Beispiele für den Trend zum
Protektionismus im nichttarifären Bereich sind auch hier Legion [ Anjaria
et al., 1983], Es mehren sich die Fälle von spektakulären Aktionen ge-
gen die Anbieter ganz bestimmter Waren aus ganz bestimmten Ländern.
So gibt es eine "freiwillige" Exportbeschränkung japanischer Anbieter
gegenüber der Gemeinschaft als Ganzes oder gegenüber einzelnen Mit-
gliedsländern unter anderem bei Uhren, Unterhaltungselektronik, Fern-
sehapparaten, Motorrädern, Gabelstaplern, leichten Lastkraftwagen,
Personenkraftwagen, Werkzeugmaschinen und Videorekordern. Südkorea,
Taiwan, Spanien und Brasilien werden ebenfalls häufig gedrängt, den
Export bestimmter Halb- und Fertigwaren in die Gemeinschaft einzu-
schränken. Nicht alle Selbstbeschränkungen werden in der Öffentlich-
keit bekannt, mitunter werden sie auf privatwirtschaftlicher Ebene ab-
geschlossen. Administrative Schikanen, wie die von der französischen
Regierung im Oktober 1982 auf die Zollstation in Poitiers beschränkte
Abfertigung der Einfuhr von Videorekordern, tun ein übriges. Neuer-
dings rückt die Frage, ob nicht um der Aufrechterhaltung eines freien
Binnenhandels willen die Protektion gegenüber Drittländern verstärkt
werden müsse, immer mehr in den Vordergrund. Die jüngste Forderung
Frankreichs nach Schutzzöllen bei Waren aus dem Bereich der Spitzen-
technologien bildet den vorläufigen Höhepunkt. Dem Vernehmen nach
steht die Kommission diesem Verlangen grundsätzlich wohlwollend gegen-
über.
251. In den letzten Jahren hat die Gemeinschaft verstärkt auf Schutz-
klauseln und Anti-Dumping-Regeln zurückgegriffen (Tabelle 49). Die
Tabelle 49 - Handelspolitische Maßnahmen aufgrund von Schutzklauseln






















(a)Ohne Aktionen aufgrund bilateraler
ländern (Stand 1981), gemäß Artikel 4






















Vereinbarungen mit 26 Entwick-
des Multifaserabkonunens. -
übertragenen Fälle.
Quelle: Zusammengestellt nach Anjaria et al. [1983].128
Begrenzung der Einfuhr von Textil- und Bekleidungserzeugnissen aus
Entwicklungsländern und aus Staatshandelsländerri ist durch das Multifa-
serabkommen (das Ende 1981 zum zweiten Mal, bis Mitte 1986, verlängert
wurde) geradezu institutionalisiert (Tabelle 50).
Selbst zwischen den Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft
nimmt der nichttarifäre Protektionismus zu [ Kommission der Europäischen
Gemeinschaften, b; Albert, Ball, 1983; DIHT, 1981; 1982]. Die Kommis-
sion zählt über 200 verschiedene Hemmnisse. Hierunter fallen auch neue
Kennzeichnungspflichten in heimischer Sprache (etwa durch Frankreich
und Griechenland), die Verlangsamung oder gar Aussetzung der Zollab-
fertigung sowie diskriminierende Norm- und Prüfverfahren.
252. Die nichttarifären Handelshemmnisse der Industrieländer richten sich
traditionell vor allem gegen die Einfuhr aus Entwicklungsländern im Tex-
til- und Bekleidungsbereich (1). Auch im Falle der Europäischen Gemein-
schaft entfällt ein erheblicher Teil der neueren nichttarifären Handels-
hemmnisse gegenüber Entwicklungsländern auf die angestammten Produkt-
gruppen Textilien und Bekleidung sowie eine Reihe anderer Warengrup-
Tabelle 50 - Handelsbeschränkende Vereinbarungen zwischen ausgewähl-
ten Industrieländern und den Entwicklungsländern gemäß











Anzahl der Exportländer, mit denen importbeschrän-



























(b)Ohne Abkommen mit Ländern, denen
d.
Quelle: GATT [b,c].
(1) Dieser Bereich ist durch das erwähnte Multifaserabkommen im Zeit-
verlauf immer stärker reglementiert worden [ Curzon et al. , 1981;
Glismann et al., 1980]. Er ist praktisch zu einem Ausnahmebereich
im Rahmen des GATT unter Aufsicht des GATT geworden. Das Multi-
faserabkommen umfaßt heute mehr als 3000 Kontingente für verschie-
dene Länder und Warengruppen, zusätzliche bilaterale Vereinbarun-
gen zwischen einzelnen Industrie- und Entwicklungsländern nicht
gerechnet. Die Europäische Gemeinschaft hatte im Herbst 1983 mit 32
Entwicklungs- und Staatshandelsländern Selbstbeschänkungsabkommen
abgeschlossen.129
pen wie etwa Lederwaren, Schuhe und Spielzeug, bei denen die Entwick-
lungsländer sehr früh Wettbewerbsvorteile entwickeln konnten. Doch ist
nicht zu übersehen, daß das Sortiment nichttarifärer Handelshemmnisse
stark diversifiziert worden ist. Die Protektion ist somit der Diversifizie-
rung des Exportsortiments der Schwellenländer (Ziff. 69) angepaßt wor-
den. Dies läßt sich beispielsweise an den Handelshemmnissen erkennen,
die gegen die Einfuhr aus einem fortgeschrittenen Schwellenland (Südko-
rea) gerichtet sind (Tabelle A26).
253. Bei den Handelshemmnissen gegen die Einfuhr aus Entwicklungslän-
dern handelt es sich zum Teil um nationale Maßnahmen einzelner oder
mehrerer Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft. Die nationale
Handelspolitik verfügt also-nach wie vor über einen weiten Spielraum.
Das hängt überwiegend damit zusammen, daß es bei vielen Produkten
eine Gemeinschaftskompetenz für die Handelspolitik im nichttarifären Be-
reich überhaupt nicht gibt (1). Die nationalen Reservate der Handelspo-
litik werden am meisten von Frankreich und dem Vereinigten Königreich
genutzt. Im Jahre 1978 entfielen bei diesen Ländern über 10 vH der Ein-
fuhr von Halb- und Fertigwaren aus Entwicklungsländern auf Warengrup-
pen, für die nationale mengenmäßige Beschränkungen galten (Tabelle
51). Dabei ist zu berücksichtigen, daß diese Anteile auf kontingentierte
Einfuhrmengen abstellen und nicht auf die Importe, die es bei offenen
Märkten gäbe.
Tabelle 51 - Mengenmäßige Beschränkungen der Einfuhr seitens der EG-
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(1) Die Einschränkungen der Gemeinschaftskompetenz rühren im wesent-
lichen her aus nationalen Vorbehaltsklauseln ("Großvaterklauseln")
beim Obergang auf die gemeinsame Handelspolitik. Welche Länder sich
bei welchen Waren die nationale Kompetenz vorbehalten haben, wird
periodisch im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent-
licht [Kommission der Europäischen Gemeinschaften, a].130
Zudem wird die Gemeinschaftskompetenz faktisch dadurch ausgehöhlt,
daß bestimmte Waren auf Ersuchen einzelner Mitgliedsstaaten nach Artikel
115 EWG-Vertrag von der Gemeinschaftsbehandlung ausgeschlossen wer-
den können. Die Kompetenz zu nichttarifären Maßnahmen fällt dann zu-
rück auf den Mitgliedsstaat. Die nationale Protektion wird autorisiert
durch die Gemeinschaft. Der Ausschluß von der Gemeinschaftsbehandlung
ist in den letzten Jahren sehr großzügig gewährt worden und so zu ei-
nem wichtigen Element der nichttarifären Protektion geworden. Im Jahre
1982 gab die Kommission ihre Zustimmung in 168 solcher Fälle, vor allem
auf Anfragen Frankreichs (78), Italiens (31) und Irlands (25).
254. Die "Renationalisierung" der Handelspolitik innerhalb der EG hat in
den letzten Jahren auch in den Beziehungen zu anderen Industrieländern
an Bedeutung gewonnen. Die spektakulärsten Auseinandersetzungen fin-
den im Dreieck Japan, Vereinigte Staaten "und Europäische Gemeinschaft
statt. Sie konzentrieren sich auf die Bereiche Automobile, Stahl und Pro-
dukte der Mikroelektronik. Einige Aspekte der Protektion bei Automobilen
seien hier kurz dargestellt. Sie sind symptomatisch dafür, wie der neue
Protektionismus funktioniert (1):
- Die jetzige französische Regierung wie auch ihre Vorgängerinnen haben
wiederholt erklärt, daß japanische Automobile in Frankreich nicht mehr
als 3 vH der Neuzulassungen erreichen dürfen. Die japanischen Anbie-
ter haben in der Tat bisher diesen Marktanteil nicht überschritten.
Dabei dürfte auch eine Rolle gespielt haben, daß der französische Zoll
sich außerstande zeigte, mehr Importe abzufertigen.
- Auch auf dem italienischen Markt spielen japanische Automobile keine
nennenswerte Rolle. Nach einem alten Vertrag aus dem Jahre 1955 be-
schränken beide Länder den Handel in beiden Richtungen auf höch-
stens 2200 Fahrzeuge jährlich. Im Jahre 1982 unterband Italien indi-
rekte Importe durch Ausschluß von der Gemeinschaftsbehandlung.
- Im Vereinigten Königreich haben seit 1975 die Importeure mit den japa-
nischen Herstellern jährliche Marktvereinbarungen über Importe getrof-
fen. Einzelheiten über den Inhalt sind nicht bekannt. Derzeit sieht es
so aus, als ob die japanischen Anbieter bereit wären, ihren Marktanteil
unter 11 vH zu halten.
- Dem Vernehmen nach beabsichtigen japanische Hersteller, auch in der
Bundesrepublik Deutschland ihren Marktanteil (derzeit knapp 10 vH)
nicht auszuweiten. Ebenso beabsichtigen sie, in den Benelux-Ländern
Zurückhaltung zu üben.
(1) Im Falle der Vereinigten Staaten liegen die Dinge ähnlich:
- Im Mai 1981 erklärten sich die japanischen Hersteller bereit, in der
Zeit von April 1981 bis März 1982 nicht mehr als 1,68 Millionen
Fahrzeuge in die Vereinigten Staaten zu exportieren, 8 vH weniger
als zwölf Monate zuvor. Die freiwillige Zurückhaltung ist in den
folgenden Jahren fortgesetzt worden.
- Im Repräsentantenhaus der Vereinigten Staaten stimmte im Jahre
1982 über die Hälfte der Abgeordneten für einen Gesetzentwurf,
der vorsah, daß in den Vereinigten Staaten nur Personenkraft-
wagen verkauft werden dürfen, die einen Mindestanteil im Inland
gefertigter Teile enthalten. Der Entwurf erlangte seinerzeit wegen
Auslaufens der Legislaturperiode keine Gesetzeskraft.131
4. Positive Strukturanpassung - die vernachlässigte Alternative
255. Die Nachfrage nach Protektion kann viele Gründe haben, die von
dem Wunsch, strukturelle Anpassungsprozesse abzufedern, bis zur Wei-
gerung, die Notwendigkeit solcher Anpassungsprozesse überhaupt anzu-
erkennen, reichen. Die Zunahme des Protektionismus läßt sich auch da-
hin deuten, daß der Mangel an Flexibilität, der für die Volkswirtschaften
der alten Industrieländer heute kennzeichnend zu sein scheint [Olson,
1982], immer stärker auf die außenwirtschaftlichen Beziehungen über-
greift .
Eine offene Handelspolitik dagegen würde dafür sorgen, daß institutio-
nelle Verkrustungen aufgebrochen werden; sie trüge also zu einer ste-
ten Verjüngungskur der heimischen Wirtschaft bei, so daß sich auch zu-
kunftsträchtige Industrien besser entwickeln könnten, und zwar ohne
daß es hierzu eines "Erziehungszolls" bedürfte, wie er neuerdings vor
allem von Frankreich gefordert wird.
256. Bei der Handelsprotektion schwimmt die Bundesrepublik Deutschland
im Geleitzug der EG-Länder mit. Die Bundesregierung zeigt etwa im Falle
der Werften, der Stahlindustrie oder der Textil- und Bekleidungsindu-
strie zu wenig Entschlossenheit, sich von diesem Trend abzusetzen oder
den Trend selbst nachhaltig zu beeinflussen. Bei selektiven Eingriffen
gegen die Einfuhr aus Drittländern tritt sie zwar kaum selbst in Erschei-
nung, aber sie duldet und billigt die Maßnahmen anderer Mitgliedsstaa-
ten. Deutsche Exporte in den EG-Raum substituieren verdrängte Importe
aus Drittländern. Insoweit ist die deutsche Wirtschaft Trittbrettfahrer
der Protektion anderer Mitgliedsstaaten. Der starke Exportanstieg man-
cher im Durchschnitt eher wenig wettbewerbsfähiger Bereiche findet hier
eine teilweise Erklärung (Ziff. 62 f.).
257. Eine Volkswirtschaft, die Protektion im Außenhandel betreibt, scha-
det in aller Regel zuallererst sich selbst. Diese alte Erfahrung hat frei-
lich wenig praktische Auswirkungen auf die internationale Handelspolitik
des letzten Jahrzehnts gehabt. Es wird offenbar übersehen, daß Import-
beschränkungen letztlich die Exportsektoren belasten (Kostensteigerung,
Überbewertung der Währungen). Aber auch geschützte Unternehmen ge-
wöhnen sich, wie die Erfahrung zeigt, recht schnell an das Treibhaus-
klima der Protektion. An Stelle von Neuerungsaktivitäten machen sich
Beharrungstendenzen und Risikoscheu breit, der wachstumsnotwendige
Strukturwandel verlangsamt sich.
258. Das Standardargument lautet, die Protektion diene dazu, Arbeits-
plätze im Inland zu sichern. Dafür mag bei vordergründiger Betrachtung
sprechen, daß Arbeitsplätze, die durch Wettbewerb von außen gefährdet
sind, durch Protektion bewahrt werden können. Tatsächlich wird die
Beschäftigung der geschützten Branche gestützt, doch in anderen Bran-
chen werden Arbeitsplätze dadurch gefährdet.
- Die Abnahme der Einführ induziert eine Aufwertung der Währung;
Ausfuhr und Einfuhr passen sich simultan an, bis wieder außenwirt-
schaftliches Gleichgewicht erreicht ist. Zwar steigt die Beschäftigung
im Importsubstitutionssektor, aber sie sinkt in den Exportsektoren.
- Die Protektion läßt die Preise des geschützten Sektors steigen. Andere
Bereiche benötigen die Produkte dieses Sektors als Vorleistungen. Der132
Weltmarkt ist durch die Protektion als Bezugsquelle ausgeschaltet. Die
Preiserhöhung in der geschützten Branche pflanzt sich fort über die
interindustrielle Verflechtung. Die Kostenstruktur aller abnehmenden
Bereiche (etwa im Falle der Stahlprotektion die Kostenstruktur aller
stahlverarbeitenden Bereiche) verschlechtert sich, und die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit geht zurück.
- Mögliche Vergeltungsmaßnahmen des Auslands lassen die Beschäftigung
im Exportsektor des Landes, das Handelshemmnisse errichtet, direkt
sinken. Dies trifft wahrscheinlich gerade die besonders wettbewerbs-
fähigen Branchen, denn hier schmerzen Retorsionsmaßnahmen am
stärksten. Die Beschäftigung wird ebenso beeinträchtigt, wenn die
durch Einfuhrbeschränkungen abgewiesenen ausländischen Anbieter als
zusätzliche Konkurrenten auf Drittmärkten auftreten.
259. Für die Wirtschaftspolitik ergibt sich aus alledem, daß Protektion im
Regelfall für die Gesamtwirtschaft nicht lohnend ist. Dies gilt vor allem
in bezug auf Branchen, die, wie die Werften, offensichtlich in weiten
Bereichen des Sortiments in der Bundesrepublik Deutschland keine
Standortvorteile besitzen. Wenn Japan seine Kapazitäten im Schiffbau
drastisch zurückführt und Südkorea sie kräftig ausbaut, zeigt dies, daß
der deutsche Schiffbau kaum überlebensfähig ist.
Schwieriger zu beurteilen sind die Fälle, in denen Teilbereiche durchaus
wettbewerbsfähig zu sein scheinen, bei denen aber, wie in der Stahlin-
dustrie, ein internationaler Protektionswettbewerb besteht (vgl. Ab-
schnitt II im Anhang). Im nach Ländern unterschiedlich subventionierten
Zwangskartell der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS) liegen die Stahlpreise beträchtlich über dem Weltmarktpreis. Das
ist sicherlich nicht im Interesse der stahlverarbeitenden Unternehmen,
und es hemmt zudem den Anpassungsprozeß in der Stahlindustrie selbst.
Man muß sich fragen, warum die Bundesregierung in der Gemeinschaft
nicht stärkeren Widerstand gegen die zunehmende Reglementierung und
Subventionierung der Stahlproduktion geleistet hat. Die Erfahrungen der
Vergangenheit zeigen jedenfalls, daß gemeinschaftliche Maßnahmen immer
dann nicht zustande kommen, wenn 'einzelne Länder dagegen ihr "natio-
nales Interesse" entschieden geltend machen. Mehr Markt im Stahlbereich
sollte für die Bundesregierung eine Angelegenheit des "nationalen Inter-
esses" sein.
Häufig wird vorgebracht, die Gemeinschaft dürfe nicht zu abhängig von
billigen Einfuhren aus Drittländern werden; denn wenn die Produktions-
kapazität in der Gemeinschaft erst einmal heruntergefahren worden sei,
könnten die ausländischen Anbieter die Preise kräftig anheben; sie wür-
den also nur ein vorübergehendes Dumping betreiben, um die Konkur-
renz auszuschalten. Diese Befürchtungen sind unbegründet. Gerade bei
Stahl herrscht großer Wettbewerb unter einer Vielzahl von Anbietern auf
den Weltmärkten. Wenn ausländische Regierungen die eigene Stahlproduk-
tion subventionieren, so sollte man dem nicht nacheifern. Es ist in aller
Regel vorteilhafter, Geschenke anzunehmen als zu machen.133
V. Wo Wachstumschancen vergeben wer-
den - Das Beispiel Dienstleistungs-
sektor
260. Im Vergleich zu den übrigen Wirtschaftsbereichen ist der Dienstlei-
stungsbereich erheblich expandiert. Hier wurde mehr als in allen ande-
ren Wirtschaftsbereichen produziert und investiert - der Zuwachs der
Bruttowertschöpfung und der Anlageinvestitionen war doppelt so hoch
wie in den übrigen Bereichen -, und hier wurden die meisten zusätz-
lichen Arbeitsplätze geschaffen (Tabelle A27) . Dennoch besteht Grund
für die Vermutung, daß das Expansionstempo hätte schneller sein kön-
nen.
261. Eine ganze Reihe von Dienstleistungsbereichen, so etwa die Bundes-
bahn, die Bundespost und das Gesundheitswesen, sind nicht nur hoch
subventioniert (Ziff. 220), sondern unterliegen erheblichen Regulierun-
gen. Aber auch Bereiche mit niedrigem Subventionsgrad, etwa der Han-
del, die Kreditinstitute und die Versicherungsunternehmen, der Straßen-
verkehr oder die übrigen Dienstleistungen, unterliegen ebenfalls Preis-
und Mengenregulierungen, wodurch der Marktzugang beschränkt ist.
262. Wie tiefgreifend staatliche Interventionen den notwendigen Struktur-
wandel einschränken, soll für das Verkehrswesen, das Kommunikations-
wesen und den Handel exemplarisch dargelegt werden. Von diesen Be-
reichen ist nur die Deutsche Bundespost etwa so expansiv gewesen wie
der Dienstleistungssektor im Durchschnitt. Der Einzelhandel expandierte
erheblich langsamer, und die Eisenbahnen gehörten sogar zu den deut-
lich schrumpfenden Bereichen (Tabelle 52).
Tabelle 52 - Zur Entwicklung von Erwerbstätigkeit, Bruttowertschöpfung

















































(a)Qhne Wbhnungsvermietung. - (b)In jeweiligen Preisen,




















































Quelle: Statistisches Bundesamt fv]; Ifo-Institut, Datenbänder, un-
veröff. Material; Tabelle A27; eigene Berechnungen.134
1. Verkehrswesen: Oberangebot an öffentlichen Leistungen
263. Staatliche Regulierungen im Verkehrsbereich werden meistens mit
zwei Argumenten begründet: Es soll die Versorgung und Anbindung ver-
kehrsferner Regionen gesichert und die Verkehrsbedingungen in Bal-
lungszentren verbessert werden. Die Bundesbahn ist deshalb in ihren
unternehmerischen Entscheidungen nicht frei; so bedürfen zum Beispiel
Streckenstillegungen und Preisänderungen der Genehmigung des Bundes-
verkehr sministers. Erreicht werden sollen die politischen Ziele vor allem
durch die gesetzlich verankerte Monopolstellung der Deutschen Bundes-
bahn im Schienenverkehr. Relativiert wird die Monopolstellung allerdings
dadurch, daß es konkurrierende Verkehrsmöglichkeiten gibt (Straße,
Luftfahrt, Schiffahrt).
264. Die wirtschaftliche Situation der Deutschen Bundesbahn ist seit lan-
gem desolat. Aufgrund hoher Betriebsverluste steigen die Zuschüsse der
öffentlichen Hand. In den letzten Jahren überstiegen die Subventionen
die Wertschöpfung, das heißt vor allem die Summe der Löhne und Gehäl-
ter. Ein wichtiger Grund für die Defizite ist der geringe Auslastungs-
grad auf vielen Strecken. Wegen der hohen Gemeinkosten wird die Bahn
vermutlich nie rentabel fahren können. Es fragt sich aber, ob die Defi-
zite nicht geringer ausfallen könnten. Auch wenn die Bahn in ihren un-
ternehmerischen Entscheidungen nicht frei ist: Den Spielraum für allge-
meine Preissenkungen hätte sie durch Rationalisierung erreichen können,
um dadurch mehr Nachfrage auf sich zu ziehen; ähnlich gewirkt hätten
zeitliche oder regionale Preisdifferenzierungen und ein qualititativ attrak-
tives Angebot.
265. Daß das Verkehrsaufkommen der Bahnen zu gering und zudem
rückläufig ist, wird oft dem gewerblichen Straßenverkehr zugeschrieben.
Dabei wird übersehen, daß der Wettbewerbsdruck durch die Reglemen-
tierung bei den übrigen Verkehrsträgern stark vermindert worden ist.
Kernstück ist die Konzessionierung und Tarifbindung des Straßengüter-
verkehrs (1). Die Beschränkung des Marktzugangs über Konzessionen
und staatlich festgesetzte Beförderungspreise hat nicht nur die Eisen-
bahntarife überhöht - sie gehören zu den höchsten in der Welt [ Kravis
et al. , 1982] -, sondern auch die Tarife des gewerblichen Straßenver-
kehrs. Dadurch blieb die Marktposition der Bundesbahn ungünstig. Die
Expansion des gewerblichen Verkehrs wurde gebremst und letztlich die
des Individualverkehrs stimuliert.
266. Das Dilemma des öffentlich geregelten Verkehrswesens liegt aber
auch darin, daß Substitutionsbeziehungen zwischen öffentlich angebo-
tenen Gütern bestehen. Jeder Straßenkilometer, jede neue Luftlinie, jede
neue Wasserstraße verdrängt tendenziell die Eisenbahn. Umgekehrt geht
(1) Die Tarife im Straßengüterverkehr sind an den Eisenbahngütertarif
gebunden; die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr überwacht
die Einhaltung der Tarifbestimmungen. Zum Betrieb von Lastkraft-
wagen (im Speditionsverkehr) ist außerdem eine Genehmigung nötig;
die Zahl der zugelassenen Lastkraftwagen wird durch Rechtsverord-
nung des Bundesverkehrsministers festgesetzt, den Ländern werden
entsprechende Quoten zugeteilt. Die zahlreichen Vorschriften wirken
de facto als Beschränkungen des Marktzutritts für neue Unterneh-135
jede Begünstigung der Bahn zu Lasten des Luftverkehrs, der Schiffahrt
und des Straßengüterverkehrs. Preisänderungen des einen Bereichs
schlagen sich in Mengenänderungen im anderen Bereich nieder. Derar-
tigen Substitutionsbeziehungen gerecht zu werden, überfordert jede Re-
gierung. Das einzige bekannte Mittel, effiziente Lösungen für so kom-
plexe Beziehungen zu finden, ist die Einführung des Wettbewerbs.
267. Eine Neuorientierung in der Verkehrspolitik wird zwar möglicher-
weise wenig daran ändern können, daß die Nachfrage nach Verkehrslei-
stungen, insbesondere nach Leistungen der Eisenbahn, weiter sinkt. Sie
würde vermutlich jedoch dazu beitragen, daß sie langsamer sinkt: So
könnte eine Reform bei der Bundesbahn nicht nur zur Entlastung bei
wesentlichen Kostenfaktoren - insbesondere im Personalbereich - beitra-
gen, s'ondern auch sonstige angebotsentscheidende Faktoren - zu denen
technischer Fortschritt und Ideenreichtum beim Erschließen von Märkten
zählen - verbessern.
268. Der Hebel für eine sinnvolle Neuordnung der Verkehrspolitik sollte
an der kartellartigen Tarifbindung und an den Marktzutritts- und Markt-
austrittsbeschränkungen ansetzen. Die Beförderungspreise bilden sich im
gegenwärtigen System nicht nach Maßgabe von Angebot und Nachfrage,
eine Differenzierung je nach Belastung der Verkehrswege wird ebenso-
wenig vorgenommen fLaaser, 1983]. Eine freie Preisbildung - gerade auf
Netzen mit begrenzter Kapazität - ist jedoch das Kernstück eines markt-
konformen Wettbewerbsprozesses. Dazu gehört auch, daß nicht jeder
Transportauftrag zum geltenden Tarif übernommen werden muß (Beför-
derungs- und Tarifpflicht). "Peak load"-Preisgestaltung würde etwa die
Ausrichtung der Transportkapazitäten an den Nachfragespitzen obsolet
machen.
Sanierungskonzepte für die Bahn, die diese Zusammenhänge unberück-
sichtigt lassen, erscheinen wenig erfolgversprechend. Künstlich ver-
knappte Produktionsmöglichkeiten und eine behinderte Substitutionskon-
kurrenz schalten auf den Verkehrsmärkten innovative unternehmerische
Aktivität weitgehend aus. Netzträgerschaft und die darauf angebotenen
Dienste lassen sich durchaus trennen. Der Schienenverkehr kann sich
dort behaupten, wo gegenüber der Straße Vorteile bestehen: bei direkter
Verbindung in die Stadtzentren auf eigener Trasse, im IC-Verkehr und
beim Massenguttransport zwischen Verkehrsknotenpunkten. Schienentou-
ristik, Fahrgemeinschaften (park and ride) oder Gütereildienste stellen
Dienste dar, die auch privaten Anbietern - unter Nutzung der öffentli-
chen Netze - konkurrenzfähige Teilmärkte eröffnen.
2. Das Kommunikationswesen: Unterversorgung bei hohen Preisen
269. Auch die Deutsche Bundespost ist ein staatlicher Monopolbetrieb;
sie unterliegt aber in wichtigen Bereichen - etwa im Telefonverkehr (1)
(1) Die Bundespost hat das ausschließliche Recht, Fernmeldeanlagen zu
errichten und zu betreiben (hierunter fallen die Fernmeldenetze, die
Zulassung von Endgeräten, wie Telefonapparate, Fernkopierer und
Zusatzeinrichtungen für Bildschirmtexte und die Bereitstellung und
Wartung von Endgeräten). Zu nennen ist aber auch das Nachfrage-
monopol der Deutschen Bundespost gegenüber den Herstellern von
fernmeldetechnischen Geräten und Einrichtungen.136
- überhaupt keinem Substitutionswettbewerb. Hierauf ist zurückzufüh-
ren, daß sie - anders als die Bundesbahn - hohe Gewinne macht, obwohl
ständig Klagen über mangelnde technische Effizienz und über ein zu ge-
ringes Angebot laut werden.
270. Im Kommunikationsbereich haben seit den sechziger Jahren neue
Technologien, die Mikroelektronik und die Digitalisierung, neuartige
Ubertragungsmöglichkeiten für Informationen geschaffen, die eine schnel-
lere Informationsübermittlung, kürzere Zugriffszeiten und niedrigere
Kosten je Übertragungseinheit erlauben. Die Einführung der neuen
Dienste erfordert allerdings den Aus- und Neubau andersartiger Netze
(Kupfer-Koaxial-Kabel oder Glasfaser). Der Betrieb und die Installierung
solcher Netze sowie das Angebot von Netzleistungen und Endgeräten liegt
allein bei der Deutschen Bundespost. Die gesetzliche Grundlage des
Fernmeldemonopols baut auf der Vorstellung auf, daß es sich hier um
einen Markt handelt, in dem der Wettbewerb nicht funktionsfähig ist
[ Monopolkommission, 1981].
271. Vielerorts gilt der Wettbewerb im Fernmeldebereich vor allem des-
halb als nicht funktionsfähig, weil dieser Bereich als natürliches Monopol
angesehen wird. Das wird damit begründet, daß ein Fernmeldenetz be-
steht, dessen Kosten nicht von seinem Auslastungsgrad abhängen.
Ein natürliches Monopol liegt immer dann vor, wenn ein einzelner Anbie-
ter jede beliebige nachgefragte Menge eines Gutes (einer Dienstleistung)
kostengünstiger produzieren kann, als es mehrere Anbieter unabhängig
voneinander könnten. Unter diesen Umständen ist bei Wettbewerb zu er-
warten, daß nur ein Unternehmen überleben wird, das dann Monopol-
macht ausüben kann und Monopolgewinne macht. Solche Monopolgewinne
entstehen, weil - gemessen am bestmöglichen Zustand - der Monopolist zu
wenig produziert und einen zu hohen Preis verlangt.
272. Selbst wenn ein natürliches Monopol vorläge, wäre eine gesetzlich
garantierte Monopolstellung der Bundespost schwer zu rechtfertigen.
Denn auch ein staatliches Unternehmen produziert erfahrungsgemäß um
so teurer, je stärker seine Monopolstellung abgesichert ist. In der Tat
liegen die Preise der Bundespost im Telefon- und Telegraphenverkehr um
rund 150 vH über denjenigen in den Vereinigten Staaten; die sonstigen
Leistungen sind um reichlich 40 vH teurer f Kravis et al., 1982]. Auch
ein natürliches privates Monopol müßte sich annähernd so verhalten, als
ob Wettbewerb bestünde; nur Staatsmonopole haben keine Außenseiter-
konkurrenz zu fürchten.
Darüber hinaus wird zunehmend bezweifelt, daß es im Fernmeldebereich
eine Kostendegression gibt [Crandall, 1983; von Weizsäcker, 1983].
Selbst wenn es sie gäbe, bliebe die Frage offen, weshalb ein einmal be-
stehendes Monopolunternehmen, das im Bereich sinkender Stückkosten
produziert, gesetzlich gegen Wettbewerber abgesichert werden muß; der
Logik des Arguments zufolge produzieren die Wettbewerber nämlich teu-
rer.
273. Die Deutsche Bundespost stellt die von ihr angebotenen fernmelde-
technischen Endgeräte nicht selbst her, ist aber als Nachfrager Mono-
polist; sie bevorzugt inländische Anbieter. Mögliche negative Folgewir-
kungen erwachsen aus der Politik der. Konservierung heimischer Ange-
botsstrukturen. Zusätzliche Benutzerwünsche und Funktionserweiterun-
gen wurden bislang restriktiv gehandhabt.137
274. Das in der Bundesrepublik noch unausgeschöpfte technologische
Potential im Kommunikationsbereich dürfte zur bedarfsgerechten Ent-
wicklung neuer Produkte und Dienste ohne Wettbewerb nur schwer und
nur unter Inkaufnahme erheblicher Verzögerungen erschlossen werden
können. Was von mehr Wettbewerb erwartet werden kann, zeigen etwa
die Liberalisierungserfahrungen der Federal Communications Commission '
in den Vereinigten Staaten, wo nach Beseitigung der Zugangsbarrieren
für private Anbieter schnell ein rasch wachsender Markt entstanden ist
[Mestmäcker, 1980]. Der Verzicht auf Marktzutrittsbarrieren für private
Anbieter gibt Raum für Unternehmensneugründungen und dürfte zu einer
Verbesserung des Preis-Leistungsverhältnisses führen. Zulassungsbedin-
gungen und Benutzungsbeschränkungen lassen sich nur dort rechtfer-
tigen, wo es um die Betriebssicherheit, den Netzschutz oder die Kompa-
tibilität verschiedener Geräte geht; dafür braucht man allerdings kein
Staatsmonopol "Bundespost" - diese Dinge können zum Beispiel auch li-
zensierte Handwerksbetriebe überprüfen.
3. Der Einzelhandel: Unnötige externe Kosten
275. Beim Handel ist das seit 1956 gültige Ladenschlußgesetz ein Dauer-
thema der Deregulierungsdiskussion. Dieses Gesetz ist nicht nur unnö-
tig, sondern auch ökonomisch kostspielig.
Als Grund für die Beibehaltung des Ladenschlußgesetzes wird vor allem
der Arbeitszeitschutz angegeben. Eine vergleichbare zeitliche Beschrän-
kung der Betriebsbereitschaft aus sozialpolitischen Gründen findet sich
in anderen Bereichen kaum. Industriezweige mit kontinuierlicher Ferti-
gung im Schichtbetrieb, das Gesundheitswesen oder die Gastronomie sind
sogar Beispiele für regelmäßige Nacht- und Wochenendarbeitszeiten.
276. Die Zuteilung bestimmter Arbeitszeiten und das Verbot, außerhalb
der kontingentierten Zeit zu arbeiten, haben nicht unerhebliche Konse-
quenzen:
- Es bilden sich verstärkt andere Vertriebsformen heraus. So haben in
der Bundesrepublik Deutschland Versandhäuser - die eigentlich eher
die typische Vertriebsform von Ländern mit geringer Bevölkerungs-
dichte sind - eine hohe Bedeutung erlangt; Tankstellen und Einkaufs-
stätten auf Bahnhöfen und Flughäfen haben den geringen Spielraum
des Ladenschlußgesetzes zu ihren Gunsten ausgenutzt. Diese Einrich-
tungen kommen dem Bedürfnis der Kunden, auch außerhalb der regu-
lären Öffnungszeiten einzukaufen, entgegen.
- Der Einzelhandel produziert teurer, als es ohne Ladenschlußgesetz der
Fall wäre. Denn auch er muß seine Kapazität auf den überhöhten Spit-
zenbedarf ausrichten. Das steigert die Kapitalkosten etwa für Park-
plätze, für zusätzliche Kassenausgänge, aber auch die Personalkosten,
weil außerhalb der Spitzenzeiten Verkaufspersonal nicht ausgelastet
ist.
- Es entstehen "unsichtbare" Kosten, das heißt Kosten, die meistens
nicht dem Ladenschlußgesetz zugerechnet werden. Zu ihnen zählen
Verkehrsstaus kurz vor Ladenschluß. Die Folge ist ein zusätzlicher
Bedarf an Straßen- und Parkplatzkapazität, Unsichtbare Kosten ent-
stehen auch, weil Innenstädte wegen mangelnder Attraktivität veröden.
Das Ladenschlußgesetz fördert diese Verödung: zum einen, weil über-138
höhte Kapitalkosten und auf Spitzenbedarf ausgerichtete Grundflächen
aus Ersparnisgründen eine Verlagerung des Einzelhandels in die Vor-
städte erzwingen; zum anderen, weil spätestens um 18.30 Uhr die Ein-
zelhandelsgeschäfte schließen und damit der Anreiz zum abendlichen
Bummel verringert wird.
- Die Wahlmöglichkeiten des Verbrauchers sind wegen der zeitlichen Be-
grenzung eingeschränkt und damit auch die Möglichkeiten der Preis-
und Qualitätsvergleiche.
277. Das Argument vom Arbeitszeitschutz besagt sicher nicht, wie man
meinen könnte, daß ohne Ladenschlußgesetz die tarifliche oder gesetz-
liche Arbeitszeit überschritten würde. Wer hier geschützt werden soll
und wovor, ist unklar. Zusätzliche Offnungsstunden könnten durch die
Teilzeitbeschäftigung von Verkaufshilfen aufgefüllt werden. Die Entla-
stung, die sich für den Arbeitsmarkt ergeben könnte, ist daran abzu-
lesen, daß rund ein Drittel aller arbeitslosen Frauen eine Teilzeitbeschäf-
tigung sucht. Zusätzliche Anreize zum Verkauf außerhalb der üblichen
Geschäftszeiten könnten durch Schichtzulagen und ausgleichende Arbeits-
freizeiten (3-Tage-Wochenende) geboten werden f Gschwendtner et al. ,
1976].
278. Die Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten kann sich auch als ge-
eignete Maßnahme der Strukturpolitik erweisen, um dem Konzentrations-
prozeß im Einzelhandel entgegenzuwirken. Marktchancen erwachsen gera-
de kleineren Einzelhandelsunternehmen, wenn der flexible Arbeitseinsatz,
sei es über Teilzeitkräfte oder eine verstärkte Eigenleistung im Verkauf,
lohnend erscheint. Die bei einer Liberalisierung zu erwartende Zunahme
des Wettbewerbs zwischen den Handelsunternehmen wird sicherlich ten-
denziell dazu führen, daß bereits existenzgefährdete Unternehmen
schneller aus dem Markt ausscheiden. Wachstumschancen ergeben sich
dabei jedoch für solche Unternehmen, die ihre Öffnungszeiten flexibel
ausnützen und eine Spezialisierung ihres Sortiments betreiben. Zusätzlich
verspricht eine Lockerung der Ladenschlußzeiten, zu einer Belebung der
Innenstädte beizutragen. Komplementäre Aktivitäten, etwa Cafes, Restau-
rants und andere Dienstleistungszweige, werden dadurch angeregt.
4. Wachstum durch Deregulierung
279. Staatliche Regulierungen im Dienstleistungsbereich bewirken viel-
fach,
- daß zu teuer produziert wird,
- daß Chancen des technischen Fortschritts nicht oder nur ungenügend
wahrgenommen werden und
- daß die Kapazitätsauslastung unzureichend ist.
Die Vorteile, welche die bestehenden Regulierungen bringen sollen, wie-
gen das nicht auf. Auch der häufig angeführte Verbraucherschutz findet
nicht statt. Im Gegenteil: Das Leistungsangebot, aus dem der Verbrau-
cher wählen kann, ist oft von geringerer Qualität und teurer, als es
sonst der Fall wäre.139
280. Deregulierung bedeutet auch, daß der Staat finanzielle Mittel spart.
Dies gilt nicht nur für Subventionszahlungen, sondern zusätzlich werden
Einsparungen durch den Abbau der bürokratischen Verwaltung und Kon-
trolle erzielt. Wichtig erscheint auch folgender Aspekt: Der Dienstlei-
stungsbereich erbringt immer mehr Vorleistungen für Produktionsberei-
che, die dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt sind. Die deutsche
Wirtschaft kann sich Ineffizienzen hier nicht lange leisten. Wer bei tech-
nologisch hochwertigen Erzeugnissen international wettbewerbsfähig blei-
ben will, darf den Wettbewerb bei Dienstleistungen nicht behindern.140
D. Mehr Arbeitsplätze durch Wachstum und Strukturwandel — Folgerungen
für die Wirtschaftspolitik
281. Wie die vorausgegangene Analyse zeigt, befindet sich die deutsche
Wirtschaft derzeit in einem Anpassungsstau. Darüber kann auch die kon-
junkturelle Erholung nicht hinwegtäuschen, die seit Ende 1982 im Gange
ist. Denn wenn es den Güter- und Faktormärkten an Flexibilität mangelt,
was weiterhin zu befürchten ist, wird sich diese Erholung als ein Zwi-
schenhoch entpuppen, dem dann eine neue Rezession mit noch mehr Ar-
beitslosigkeit folgt. Die vielfältigen strukturellen Faktoren, die ein ange-
messenes Wachstum des Produktionspotentials bei einem hohen Beschäfti-
gungsgrad verhindern, könnten durch einen zyklischen Nachfrageschub
verdeckt werden, behoben sind sie damit aber noch lange nicht.
282. Wie schwer inzwischen die Hypothek ungelöster Strukturprobleme
auf der deutschen Wirtschaft lastet, läßt sich an verschiedenen Stellen
ausmachen:
- Viele Unternehmen sind verstärkt in eine Erlös-Kosten-Zange geraten,
ihre Eigenkapitaldecke ist besorgniserregend dünn, die Zahl der Be-
triebsschließungen und Insolvenzen ist noch immer hoch, und ein Aus-
gleich durch Neugründung von Unternehmen findet nicht statt (Ziff.
72 ff., 95 ff.).
- Die Investitionsbereitschaft, insbesondere die Bereitschaft zu Produkt-
innovationen, ist nach wie vor zu gering. Fast überall wird der Ratio-
nalisierung Vorrang gegenüber der Erweiterung von Sachkapazitäten
eingeräumt. Die konsumtive Kapitalbildung, das Halten von Geldver-
mögen und der Kapitalexport sind vielfach attraktive Alternativen zur
Bildung von produktivem Sachvermögen im Inland (Ziff. 38 ff. ,
75 ff.).
- Die Industrie tut sich auf vielen Gebieten schwer, im internationalen
Wettbewerb mit den neueren technologischen Entwicklungen Schritt zu
halten und Marktanteile im In- und Ausland zu behaupten oder auszu-
bauen (Ziff. 54 ff.).
- Der Staat hat Mühe, ohne Steuer- und Abgabenerhöhungen die aufge-
laufenen strukturellen Haushaltsdefizite spürbar abzubauen, während
er mit geplanten Ausgabenkürzungen im konsumtiven Bereich und bei
den Subventionen nur langsam vorankommt; dafür fährt er die Investi-
tionen zurück und beansprucht den Kapitalmarkt weiterhin in erheb-
lichem Maße (Ziff. 131 ff., 231 ff.).
- Auf dem Arbeitsmarkt ist die Situation besonders schwierig; es fehlen
rund zwei Millionen Arbeitsplätze, gleichzeitig gibt es für bestimmte
' Arbeitsplätze keine geeigneten Bewerber (Ziff. 145 ff.). Zunehmend
werden Tätigkeiten in der rasch expandierenden Schattenwirtschaft
wahrgenommen (Ziff. 119 ff.).
283. Es handelt sich vielfach um Probleme, deren Wurzeln viele Jahre zu-
rückreichen und die deshalb auch schon im ersten Strukturbericht ange-
sprochen werden mußten [Fels, Schmidt et al., 1981]. Konnte man da-
mals jedoch noch darauf setzen, daß die deutsche Wirtschaft den wachs-
tumsnotwendigen Strukturwandel erfolgreich bewerkstelligen würde, so
besteht jetzt Anlaß zu Zweifel und Sorge. Zwar kann das Anpassungs-141
Potential hierzulande immer noch als groß gelten, doch stehen der Nut-
zung dieses Potentials gewichtige Hemmnisse entgegen. Zwar haben sich
zahlreiche Unternehmen den jüngsten Herausforderungen des Struktur-
wandels gestellt, und sie tun es auch weiterhin mit Erfolg, wie das Bei-
spiel der Automobilindustrie zeigt; auch die Anpassung der übrigen Be-
reiche an die gestiegenen Energiepreise ist recht gut bewältigt worden
(Ziff. 181 ff.). Doch haben viele der vom Strukturwandel Betroffenen
durch ihre Interessenorganisationen, namentlich Gewerkschaften und Un-
ternehmensverbände, lieber den Schutz des Staates gesucht und auch
erhalten, zunächst befristet, dann aber doch auf Dauer. Der Steinkoh-
lenbergbau, die Werften und die Stahlindustrie sind die aktuellen, aber
bei weitem nicht einzigen Beispiele.
284. Es rächt sich jetzt, daß warnende Stimmen vor staatlicher Bevor-
mundung und vor staatlichen Eingriffen zugunsten dieser und jener
Gruppe in den Wind geschlagen oder, wenn sie aus Kreisen der Wirt-
schaftswissenschaft stammten, als Ausdruck "mangelnder Praxisnähe"
zurückgewiesen wurden. Es war nämlich bei Berücksichtigung der Funk-
tionsweise politischer Entscheidungsmechanismen vorauszusehen, daß sich
die Spirale von selektiven Subventionen, Importbeschränkungen und an-
deren Hilfsmaßnahmen ganz von allein drehen würde, sobald der Staat
erst einmal dem Drängen nach spezifischem Schutz nachgegeben und da-
mit Präzedenzfälle geschaffen hatte, auf die sich andere berufen konn-
ten. Damit wurde allenthalben die Erwartung auf sichere Arbeitsplätze
genährt, unabhängig davon, ob Arbeitnehmer mehr an Lohn verlangten,
als ihre Arbeit am Markt wert war, und ohne Rücksicht darauf, ob Un-
ternehmen Güter herstellten, für die sich im internationalen Wettbewerb
auch ein ausreichender Absatz erzielen ließ. Auf diese Weise haben der
Staat und die Interessenorganisationen mit Verhandlungsmacht wesentlich
dazu beigetragen, daß die Anpassungsbereitschaft von großen Teilen der
Erwerbsbevölkerung nunmehr deutlicher als je zuvor hinter dem Anpas-
sungsbedarf herhinkt. Gelöst wurde dadurch nichts, schon gar nicht das
drängende Problem der Arbeitslosigkeit.
285. Veränderungen in der Einstellung zu der Notwendigkeit - und den
Vorteilen - eines möglichst reibungslosen Strukturwandels erklären aller-
dings nicht das gesamte Ausmaß des Anpassungsstaus. Ins Bild gerückt
werden müssen auch die zahlreichen institutionellen Hemmnisse, mit de-
nen nicht nur Investoren, sondern auch Arbeitnehmer, die anpassungs-
willig sind, konfrontiert werden (Ziff. 23 ff., 77 ff., 91, 106 ff.). Auf
viele Investoren wirkt abschreckend, was sie alles an bürokratischen
Geboten und Verboten zu beachten haben, wirkt verunsichernd, wie un-
ter dem Druck von Bürgerinitiativen die Verwaltungsgerichte konkrete
Investitionsvorhaben zu Fall bringen können, und wirkt bremsend, daß
der Gesetzgeber ihnen immer mehr Soziallasten aufbürdet. Bei den Ar-
beitnehmern wiederum leidet die Anpassungsfähigkeit darunter, daß we-
gen der Unabdingbarkeit der Tarifverträge die vereinbarten Tariflöhne
Mindestlöhne sind und sich infolgedessen in konkreten Situationen als zu
hoch erweisen können, daß das Angebot an Teilzeitbeschäftigung be-
grenzt ist, daß bei der Suche nach offenen Stellen überhöhte Informa-
tionskosten entstehen, weil bei der Arbeitsplatzvermittlung kein Wett-
bewerb zugelassen ist, und daß der Wechsel von unselbständiger zu
selbständiger Arbeit durch das bestehende Steuer-, Sozialversiche-
rungs-, Arbeits- und Unternehmensrecht erschwert wird.142
286. Demnach muß sich vieles ändern - in den Verhaltensweisen, in den
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen, in den rechtlichen Bestim-
mungen -, um die deutsche Wirtschaft wieder auf Wachstumskurs zu
bringen und um zu einem hohen Beschäftigungsstand zurückzufinden.
- Der Schlüssel für die Bewältigung der anstehenden Wachstums- und
Beschäftigungsprobleme liegt in einer wesentlich verstärkten Sachkapi-
talbildung. Nur produktive Investitionen, mit deren Hilfe sich neue
Fertigungsverfahren entwickeln, neue Produkte hervorbringen und
neue Märkte erschließen lassen, schaffen auf Dauer rentable Arbeits-
plätze. Ob Arbeitsplätze rentabel sind oder nicht, entscheidet sich in
einer offenen Volkswirtschaft im internationalen Wettbewerb, und dieser
ist sehr intensiv.
- Es macht deshalb auch keinen Sinn, daß umfangreiche Investitionen
zur Sicherung von Arbeitsplätzen in jenen Branchen vorgenommen wer-
den, in denen die deutsche Wirtschaft offensichtlich Standortnachteile
hat oder gewärtigen muß, etwa weil überwiegend standardisierte Tech-
niken eingesetzt werden oder vergleichsweise hohe Lohnkosten zu
Buche schlagen. Statt dessen sollten produktive Investitionen vor allem
in forschungs- und technologieintensiven Branchen ausgeweitet wer-
den, die in der Bundesrepublik einen günstigen Standort haben. Dies
bedeutet allerdings, daß die deutschen Unternehmen mit der raschen
Entwicklung'von Spitzentechnologien Schritt halten müssen. Widerstand
gegen technologische Neuerungen hingegen schwächt die internationale
Wettbewerbsfähigkeit, verengt Wachstumsspielräume und vereitelt Chan-
cen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze sowie zur Verbesserung der
Umwelt.
- In dem Entschluß, verstärkt zu investieren, um rentable Arbeitsplätze
zu schaffen, sollte man sich nicht durch die so häufig gemachten Ein-
wände beirren lassen, die Märkte seien gesättigt, Rohstoffe nur noch
begrenzt verfügbar und die Umweltbelastungen unerträglich. Allge-
meine Sättigungserscheinungen sind nicht in Sicht, schon gar nicht bei
weltwirtschaftlicher Betrachtungsweise (Ziff. 113 ff.). Knappheitser-
scheinungen bei Rohstoffen, sollte es sie geben, schlagen sich in rela-
tiven Preissteigerungen nieder, so daß Substitutionsprozesse in Gang
kommen und der rohstoffsparende technische Fortschritt stimuliert
wird. Umweltbelastungen lassen sich dadurch eingrenzen, daß Umwelt-
kosten den Verursachern zugerechnet werden und die neuen Technolo-
gien, die auch umweltfreundlicher sind, verstärkt zum Einsatz gelan-
gen.
287. Damit es zu einer nachhaltigen Ausweitung der Sachkapitalbildung
und einer ausreichenden Kapitallenkung in zukunftsträchtige Bereiche
kommt, ist die Wirtschaftspolitik auf verschiedenen Gebieten gefordert.
Insbesondere wäre es zweckmäßig,
- finanzpolitisch die Weichen auf Wachstumskurs zu stellen (Ziff. 288 f.),
- den Abbau von nichttarifären Handelshemmnissen (Subventionen und
Importbeschränkungen) zu betreiben (Ziff. 290 f.),
- institutionelle Investitionshemmnisse zu beseitigen (Ziff. 292 f.) und
- die regionale und berufliche Mobilität zu fördern (Ziff. 294 f.).
288. Ausgangspunkt für eine wachstumsorientierte Finanzpolitik ist die
Verminderung des strukturellen Haushaltsdefizits, und zwar nicht nur143
kurzfristig, sondern auch und vor allem auf mittlere Sicht. Dies bedeu-
tet, daß der Hebel bei Ausgabenkürzungen ansetzen muß und nicht bei
Steuer- und Abgabenerhöhungen, die letztlich die Investitionsneigung
und Leistungsbereitschaft nur weiter schwächen - jedenfalls bei jenen,
die nicht in die Schattenwirtschaft ausweichen können und wollen. So
gesehen ist die bislang betriebene Haushaltskonsolidierung noch nicht auf
dem besten Weg. Bei den notwendigen Ausgabenkürzungen muß das
Schwergewicht auf den konsumtiven Ausgaben liegen, insbesondere bei
den Personalausgaben, den Subventionen und den laufenden Übertragun-
gen, aber auch bei jenen Investitionen, die überwiegend konsumtiven
Verwendungszwecken dienen und in der Regel hohe Folgekosten haben
(Ziff. 132 ff.). Dabei ist an allen Ausgabenposten der Rotstift anzuset-
zen und nicht nur dort, wo der zu erwartende Widerstand der Betrof-
fenen gering ist oder politisch "nicht zählt". Nimmt der Staat diese Auf-
gabe entschlossen in Angriff, so gewinnf er auch wieder einen größeren
Spielraum für die Durchführung jener öffentlichen Investitionen, die ge-
samtwirtschaftlich rentabel sind und neue Arbeitsplätze schaffen. Das
Kürzen konsumtiver Ausgaben in Verbindung mit einer Veränderung der
Ausgabenstruktur sollte so bewerkstelligt werden, daß die Gesamtaus-
gaben von Bund, Ländern und Gemeinden über mehrere Jahre hinweg
langsamer steigen als das Produktionspotential und die Nettokreditauf-
nahme kontinuierlich zurückgefahren wird.
289. Wachstumsorientierte Finanzpolitik bedeutet allerdings mehr als
Haushaltssanierung. Mindestens ebenso wichtig ist eine Steuerreform, die
Sparen und Investieren belohnt und die Leistungs- und Risikobereit-
schaft hebt. Dabei wäre den folgenden vier Gesichtspunkten Rechnung
zu tragen:
- Erstens sind die Progressionswirkungen der Lohn- und Einkommen-
steuer zu entschärfen und Vorkehrungen dafür zu treffen, daß künftig
die Steuerlasten der Einkommensbezieher nicht inflationsbedingt steigen
und inflationsbedingte Scheingewinne der Unternehmen nicht besteuert
werden.
- Zweitens sollte im Steuersystem das Schwergewicht der Besteuerung
auf der konsumtiven Einkommensverwendung liegen, nicht auf der Ein-
kommensentstehung. Die ertragsunabhängigen Steuern (insbesondere
die Gewerbesteuer) sollten abgeschafft werden; sie könnten, falls Ein-
nahmeausfälle die Gemeinden handlungsunfähig zu machen drohen,
durch eine wachstumsfreundlichere Form der Besteuerung ersetzt wer-
den.
- Drittens sollte eine angemessene Erleichterung von Privatinvestitionen
(Abschreibungsmöglichkeiten, Verlustvortrag und -rücktrag) solange
beibehalten werden, bis der Durchbruch zur Revitalisierung der Wirt-
schaft erreicht ist. Das Ziel ist nicht, eine bestimmte Gruppe von Ein-
kommensbeziehern (die Unternehmer) zu begünstigen, sondern im In-
teresse der für alle wichtigen Sachkapitalbildung die Verlustangst der
Investoren zu begrenzen. Es geht nicht um Steuergeschenke, sondern
um eine Steuerstundung, wobei es ökonomisch durchaus gerechtfertigt
ist, die Einkommensbestandteile, die investiert werden, steuerlich an-
ders zu behandeln als die Einkommensbestandteile, die in den Konsum
fließen.
- Viertens sollten steuerrechtliche Bestimmungen, die die Eigenkapital-
finanzierung der Unternehmen und insbesondere die Versorgung mit144
Risikokapital diskriminieren, soweit wie möglich beseitigt werden. Dies
betrifft namentlich die Vermögenssteuer (wegen der Doppelbelastung
des Eigenkapitals), die Gewerbesteuer (weil die im Rahmen des Haus-
haltsbegleitgesetzes 1983 vorgenommenen Änderungen Fremdkapital
weitgehend freistellen), die Gesellschafts- sowie die Börsenumsatz-
steuer (die die Eigenkapitalbeschaffung von Kapitalgesellschaften ge-
genüber der Fremdkapitalfinanzierung verteuert), die Einkommensteuer
(soweit sie realisierte Kapitalgewinne von der Steuerpflicht ganz be-
freit, wie bei Bauherrengemeinschaften, oder mit einem Vorzugssatz
belegt, wie bei Kommanditgesellschaften) und die Körperschaftssteuer
(bei der immer noch die an ausländische Kapitalanleger ausgeschütteten
Gewinne einer Doppelbesteuerung unterliegen) .
Wichtig ist, daß die Reformmaßnahmen verbindlich angekündigt werden.
Insgesamt gesehen dürfte die Reform auf eine Steuerentlastung hinaus-
laufen, deren Ziel es jedoch nicht wäre, die Nachfrage der Privaten und
dabei vor allem der Konsumenten zu stimulieren. Es geht vielmehr dar-
um, den Spielraum für Ersparnisse, die in zusätzliche produktive Inve-
stitionen umgesetzt werden können, zu erweitern. Gleichzeitig würde sich
die interpersonelle Arbeitsteilung vertiefen. Die Haushaltskonsolidierung,
die mit Ausgabenkürzungen verbunden ist, brauchte unter der Steuerre-
form nicht zu leiden.
290. Der Abbau von Subventionen, der an anderer Stelle ausführlich be-
gründet worden ist (Ziff. 220 ff.), sollte unverzüglich in Angriff ge-
nommen werden. Er ist nicht nur unverzichtbar in dem Bemühen, das
Defizit in den öffentlichen Haushalten zu verringern, sondern auch not-
wendig, um direkt die Anpassungsaufgaben besser bewältigen zu können.
Als Leitlinie sollte gelten, daß neue Erhaltungssubventionen zugunsten
von notleidenden Branchen oder Unternehmen nicht mehr gewährt werden
und die bestehenden auslaufen. Der Anpassungsstau würde nur noch
länger und die Arbeitslosigkeit noch größer, wenn der Staat an der Pra-
xis festhielte, durch Subventionen überhöhte Kosten - das sind auch
überhöhte Lohnkosten - auszugleichen; gutes Geld würde schlechten An-
lagen nachgeworfen. Künftig sollte die Vergabe von Subventionen mehr
als bisher an Effizienzkriterien orientiert werden. Die Antragsteller müß-
ten zeigen, daß mit Hilfe der Subvention ein langfristiger und irrever-
sibler gesamtwirtschaftlicher Nutzen erzielt werden kann. Befristete An-
passungssubventionen zur Wiedererlangung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit sollte es, wenn überhaupt, nur noch geben, wenn das
jeweilige Unternehmen sorgfältige Pläne für Produkt- und Verfahrens-
innovationen vorlegt und ausführt, wenn technologisch und ökonomisch
obsolete Sachkapazitäten verschrottet werden und wenn gleichzeitig die
Tarifpartner die Lohnkosten senken. Wichtig ist im übrigen auch, den
Kompetenzwirrwarr zu beheben und mehr Transparenz über die gewähr-
ten Subventionen und ihre Wirkungen herbeizuführen.
291. Subventionen, mit denen nicht nur gesamtwirtschaftliche Erträge
abgegolten werden, stellen zugleich ein nichttarifäres Handelshemmnis
dar und behindern infolgedessen wie die Importbeschränkungen den
grenzüberschreitenden Warenverkehr. Jede Bundesregierung hat sich
bislang für eine Liberalisierung des Welthandels ausgesprochen. Jetzt ist
es an der Zeit, einen erneuten Anlauf zu machen und das internationale
Subventions- und Protektionskarussell anzuhalten, damit auch auf diesem
Wege die Flexibilität der Märkte wieder zunimmt und der Wettbewerb für145
den nötigen einkommenspolitischen Druck zur Innovation und Produktivi-
tätssteigerung sorgt. Die Bundesregierung müßte weitaus mehr als bisher
ihren Einfluß in der Europäischen Gemeinschaft dahingehend geltend ma-
chen, daß diese Aufgabe ohne weitere Verzögerungen angepackt wird,
und zwar auf breiter Front, in quantitativ bedeutsamem Ausmaß und da-
mit auch unter Einschluß der Landwirtschaft. Was das Prozedere anlangt,
so könnte daran gedacht werden, einen mittelfristig angelegten Fahrplan
verbindlich festzulegen, nach dem Subventionen und Importbeschränkun-
gen sukzessive abgebaut werden sollen. Es wäre ein gefährlicher Trug-
schluß, wollte man mit einem solchen Anlauf warten, bis sich die wirt-
schaftliche Lage wieder verbessert hat. Denn es ist ja gerade der Pro-
tektionismus in der EG und anderswo, der den Strukturwandel behindert
und damit maßgeblich zur Investitionsschwäche beiträgt (Ziff. 257 ff.).
292. Für die Beseitigung institutioneller Investitionshemmnisse gibt es
verschiedene Ansatzpunkte, die sich teilweise ergänzen. Zum einen sollte
der Bestand an administrativen Auflagen gründlich durchforstet und auf
das unbedingt notwendige Maß gestutzt werden. Vor allem dort, wo be-
stehende Regulierungen beschäftigungsmindernd wirken und der von
vielen behauptete sozialpolitische Nutzen durchaus bezweifelt werden
kann, sind Reformen überfällig. Zu denken ist an das Ladenschlußge-
setz, an die Gewerbeordnungen, aber auch an die Arbeitsschutzgesetze.
Beim Umweltschutz sollte an die Stelle der vom Staat gesetzten und re-
gional abgegrenzten Emissionsnormen, die einen Bestandschutz für alte,
umweltbelastende Unternehmen darstellen und den Markteintritt für um-
weltfreundlichere Neuankömmlinge zum Teil erheblich erschweren, mehr
Lenkung über den Preis treten. Anreize sollten gegeben werden, spar-
sam mit dem knappen Gut Umwelt umzugehen, ohne daß neue Marktzu-
gangsbarrieren errichtet werden. Als Ansätze in dieser Richtung kommen
Emissionslizenzen, Verschmutzungssteuern und die Zuweisung der Kosten
der Schadstoffvermeidung und -beseitigung in Betracht.
Zum anderen kann der Staat zahlreiche Dienstleistungsunternehmen, die
er in eigener Regie betreibt, privatisieren (Ziff. 260 ff.). Im Neben-
effekt würde er dadurch auch mit der Haushaltskonsolidierung ein gutes
Stück vorankommen. Insbesondere auf kommunaler Ebene bestehen um-
fangreiche Privatisierungsmöglichkeiten. In vielen Fällen können staat-
liche Monopole abgebaut werden, so etwa im Kommunikationsbereich
(Post, Telefon, Rundfunk, Fernsehen), im Eisenbahn- und Flugverkehr,
in der Arbeitsplatzvermittlung. Die Zulassung von privater Substitutions-
konkurrenz dürfte mehr Bereitschaft zu arbeitsplatzschaffenden Investi-
tionen und Innovationen wecken und wichtige Effizienzsteigerungen er-
zwingen. Wo "bereits öffentliche Leistungsträger mit privaten konkurrie-
ren, muß Gleichheit in den Wettbewerbsbedingungen hergestellt werden.
Dies bedeutet, daß auch öffentliche Unternehmen Körperschafts-, Ver-
mögens-, Gewerbe- und Mehrwertsteuer abzuführen haben wie die pri-
vaten Unternehmen.
293. Mit hoher Dringlichkeit ist die Lösung der Probleme anzugehen, die
bei der Neugründung von Unternehmen bestehen (Ziff. 106 ff.). Insbe-
sondere sollten Voraussetzungen geschaffen werden, damit junge Unter-
nehmen einen ungehinderten Zugang zum Kapitalmarkt haben, um sich in
ausreichendem Maße Beteiligungs- und Risikokapital beschaffen zu kön-
nen. Hierzu gehört sowohl ein intensiverer Wettbewerb zwischen den
Banken und sonstigen Finanzierungsinstituten bei der Börseneinführung146
von jungen Aktien als auch die Aufhebung des Prospektzwanges. Beides
dürfte jungen Unternehmen bei der Suche nach Beteiligungskapital zu
einem erheblich niedrigeren Preis, ausgedrückt in höheren Ausgabekur-
sen für die Aktien, verhelfen. Die zur Zeit vom Staat angestellten Ober-
legungen, die Zulassung von Kommanditanteilen zum Börsenfreiverkehr
erheblich zu vereinfachen, sind ebenfalls problemgerecht.
Darüber hinaus kann daran gedacht werden, die bestehenden Programme
zur Existenzgründung zu verbessern - weniger in dem Sinne, daß sie
weiter aufgestockt, als vielmehr in dem Sinne, daß sie gestrafft und
vereinfacht werden. Junge Unternehmen benötigen nicht nur eigenkapi-
talähnliche Kredite, damit sie überhaupt starten können, sondern auch
langfristiges Fremdkapital, damit sie wachsen können. Da deutsche Ban-
ken bei der Kreditvergabe im allgemeinen eher auf finanzielle Bonität als
auf unternehmerisches Potential achten, sollte der Staat mehr Bürgschaf-
ten übernehmen, gleichsam im Vorgriff auf die Gewinnbeteiligung über
die Ertragssteuern, wenn die Investition erfolgreich war. Im übrigen
sollte geprüft werden, ob in bestimmten Regionen mit hoher Arbeitslosig-
keit "freie Wirtschaftszonen" eingerichtet werden können, in denen dyna-
mische Unternehmer - frei von bürokratischen Vorschriften und unter
Wettbewerbsbedingungen auf dem Arbeits- und Kapitalmarkt - produzie-
ren, mit Innovationen experimentieren und mit neuen Produkten neue
Märkte schaffen können. Die Erfahrungen mit solchen Zonen in anderen
Ländern zeigen, daß der Nutzen für die Gesamtwirtschaft erheblich sein
kann.
294. Parallel zu dem Abbau von Investitionshemmnissen sollte die Wirt-
schaftspolitik weiter beharrlich dafür sorgen, daß die berufliche und
räumliche Mobilität der Arbeiter und Angestellten steigt. Die Arbeits-
marktpolitik läßt sich vor allem einsetzen, um die Eingliederungschancen
von beschäftigungslosen Arbeitnehmern zu verbessern. Allerdings scheint
es hier und da schwierig zu sein, weniger qualifizierte Arbeitslose für
die Kurse der beruflichen Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung
hinreichend zu motivieren. Mobilitätsfördernd wäre es auch, wenn das
Mietrecht weiter liberalisiert und die Grunderwerbssteuer abgeschafft
würde. Im übrigen sollten alle Möglichkeiten zur Verbesserung der über-
regionalen Arbeitsplatzvermittlung ausgeschöpft werden.
295. Auf mittlere Sicht kommt es vor allem auf die berufliche Mobilität an
(Ziff. 148 ff.). Denn der Anpassungsstau wird hauptsächlich über tech-
nologische Innovationen aufzulösen sein, und auch künftig wird wirt-
schaftliches Wachstum mit wissenschaftlichen und technischen Fortschrit-
ten einhergehen. Dies erfordert vom einzelnen, daß er sein Wissen und
seine Fertigkeiten weiterentwickelt und auf dem neuesten Stand hält.
Angesprochen ist somit die Bildungs- und Ausbildungspolitik, die unter
gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten wieder mehr als in der Vergan-
genheit Wachstums- und Beschäftigungspolitik sein sollte (Ziff. 164 ff.).
Eine "Reform der Bildungsreform" sollte sich von drei Grundsätzen leiten
lassen:
- Erstens sollte die Qualität der allgemeinbildenden Schulen, der berufs-
bildenden Schulen sowie der Fach- und Hochschulen nachhaltig verbes-
sert werden. Dies bedeutete wieder höhere Leistungsanforderungen an
die Schüler und Studenten, aber auch an das Lehrpersonal. Mehr147
Wettbewerb zwischen den Ausbildungseinrichtungen, vor allem zwischen
öffentlichen und privaten, wäre mit Sicherheit der Leistungsfähigkeit
des Bildungssystems sehr zuträglich.
- Zweitens sollte es im Hochschulbereich mehr Lenkung über den Preis
geben. Wenn Studenten ihr Studium stärker selbst finanzieren müssen
(auch mit Krediten), was ihnen angesichts des zu erwartenden über-
durchschnittlichen Einkommens in der Zukunft durchaus zugemutet
werden kann, dürfte ihre Leistungsmotivation erheblich steigen. Auch
bekäme das ökonomische Kalkül, wie lange, was oder ob überhaupt
studiert werden soll, ein größeres Gewicht, so daß die Gefahr von
Fehlinvestitionen und Enttäuschungen für den einzelnen geringer
würde.
- Drittens sollte wieder einer breiten und soliden Grundausbildung Vor-
rang eingeräumt werden gegenüber einer allzu engen Professionalisie-
rung der Ausbildungsgänge. Je breiter nämlich die Ausbildungsbasis
ist, um so größer wird die Anpassungsfähigkeit der Erwerbstätigen an
die sich wandelnden beruflichen Anforderungen der privaten Wirtschaft
und des öffentlichen Sektors und um so flexibler wird der einzelne,
später einmal in heute noch unbekannte Berufe überzuwechseln. Vieles
von der beruflichen Spezialisierung, die gegenwärtig in der Erstaus-
bildung und damit zu früh stattfindet, ließe sich bedarfsgerechter am
Arbeitsplatz vornehmen, so daß auch im Zuge des technischen Wandels
weniger Wissen weniger schnell abgeschrieben werden müßte.
296. Damit die vielfältigen Bemühungen des Staates, die Wachstumskräfte
der deutschen Wirtschaft zu stärken, wirksam sein können, haben die
Unternehmen und Gewerkschaften ihren Part zu spielen.
- Bei den Unternehmen kommt es darauf an, daß sie wieder auf Expan-
sion setzen und Investitionsentscheidungen nicht allein an Hand der
Auftragsbücher und der Kapazitätsauslastung treffen, sondern mit
Marktgespür weitsichtig und vorausgreifend agieren, Risiken nicht
scheuen und sich durch Rückschläge nicht gleich entmutigen lassen.
Wichtige Voraussetzungen für eine erfolgreiche Expansion können die
Unternehmen durch organisatorische Maßnahmen selbst schaffen: zum
Beispiel dadurch, daß sie Entscheidungsprozesse dezentralisieren, Ver-
antwortung delegieren und betriebsintern marktähnlich operierende
Profit-Centers einrichten.
- Bei den Gewerkschaften kommt es darauf an, daß sie den Weg frei
machen für mehr Lohnflexibilität nach unten, insbesondere für eine
Anpassung der Lohnrelationen an die berufsspezifischen Knappheits-
verhältnisse. Mit Rücksicht auf die Arbeitslosen sollten die Tariflöhne
solange nicht steigen, bis jeder, der Arbeit sucht, solche auch findet;
bei Arbeitskräftemangel in bestimmten Berufen oder bestimmten Berei-
chen würde die Lohndrift für den Marktausgleich sorgen. Wenn in
einer besonderen Situation Unternehmensleitung und Betriebsrat Lohn-
senkungen oder die Aussetzung freiwilliger Zahlungen erwägen, um
bedrohte Arbeitsplätze zu sichern, sollten sich die Gewerkschaften
nicht unter Hinweis auf die Unabdingbarkeit der Tarifverträge dagegen
stemmen. Auch sollten sie nicht in einzelnen Unternehmen die Arbeit-
nehmer daran hindern, auf Lohnerhöhungen zu verzichten oder gar
Lohnkürzungen hinzunehmen und dafür Beteiligungen am Unternehmen
zu erwerben, gleichsam im Vertrauen auf günstige Beschäftigungs- und
Einkommenschancen in der Zukunft.148
297. Was ganz und gar nicht zur gegenwärtigen Wachstumsschwäche und
Arbeitslosigkeit paßt, sind Forderungen nach einer gesetzlich oder tarif-
vertraglich verordneten generellen Verkürzung der Arbeitzeit bei vollem
oder teilweisem Lohnausgleich. Schlichtes saldenmechanisches Denken, bei
dem das Arbeitsvolumen als gegeben angesehen wird, mag zu dem Schluß
führen, daß die Beschäftigungsmöglichkeiten gerechter verteilt, also ra-
tioniert werden müssen. Doch bleibt bei einer solchen Betrachtungsweise
der Blick selbst für einfache gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge ver-
stellt. In einer Marktwirtschaft ist das Arbeitsvolumen niemals eine feste
Größe, es hängt immer von vielen Faktoren ab, unter anderem von dem
Reallohnniveau, der Lohnstruktur und den Lohn-Zins-Relationen (Ziff.
81 ff.). Wie in diesem Bericht gezeigt wurde, rührt die derzeitige
Knappheit an Beschäftigungsmöglichkeiten zu einem beträchtlichen Teil
aus überhöhten Lohn- und Lohnnebenkosten her, eine Fehlentwicklung,
die durch Arbeitszeitverkürzung am allerwenigsten korrigiert werden
kann. Im Gegenteil: Die Arbeitszeitverkürzung ist bei vollem oder teil-
weisem Lohnausgleich einer Lohnerhöhung gleichzusetzen, bei der die
Arbeitskosten je Produkteinheit noch weiter nach oben getrieben werden;
selbst wenn kein Lohnausgleich gewährt wird, werden in der Regel ande-
re Kosten, insbesondere die Kapitalkosten, steigen. Ein ausreichender -
beschäftigungsneutraler - Produktivitätsfortschritt, der zum Teil in Form
von Arbeitszeitverkürzung verteilt werden könnte, läßt sich in Modell-
rechnungen unterstellen, erzielt hat die deutsche Wirtschaft ihn dadurch
noch nicht.
Wenn aber eine generelle Arbeitszeitverkürzung in der gegenwärtigen
Phase verbreiteter Wachstumsschwäche nicht kostenniveauneutral zu ha-
ben ist, dann sind die negativen Rückkoppelungseffekte vorauszusehen:
Entweder kommt es zu einer Rationalisierungswelle, oder aber die deut-
sche Wirtschaft gerät, falls die Arbeitszeitverkürzung mit einem Ratio-
nalisierungsschutz verknüpft wird, international weiter ins Hintertreffen.
In beiden Fällen verbessern sich die Beschäftigungsmöglichkeiten nicht,
sie verschlechtern sich vielmehr. Dies gilt auch und ganz besonders bei
einer Verkürzung der Lebensarbeitszeit, bei der die Arbeitgeber einen
Teil der Frührente zu finanzieren hätten. Ältere Arbeitssuchende wären
dann am Arbeitsmarkt ziemlich chancenlos. Ohne Rücksicht auf den Indi-
vidualfall würde ' Erfahrungswissen, das knapp ist, obsolet gemacht. Zu
allen Nachteilen käme noch hinzu, daß dem Staat Einnahmeausfälle und
zusätzliche Ausgabenbelastungen ins Haus stünden, was den finanzpoliti-
schen Konsolidierungskurs leicht durchkreuzen könnte. Man kann es
drehen und wenden, wie man will: Um den Wachstumsschub zu erzeugen,
der zu mehr rentablen Arbeitsplätzen führt, muß mehr und nicht weniger
gearbeitet werden, muß also auch hier von einer defensiven zu einer
offensiven Anpassungsstrategie umgeschwenkt werden.149
Anhang
I. Zur Konzeption der Strukturberichte
1 9 8 3 (1)
Die im Rahmen des Forschungsauftrags Strukturberichterstattung (Kern-
berichterstattung) durchzuführenden Arbeiten sind nachstehend aufge-
führt:
Mit diesen Strukturberichten soll die gesamtwirtschaftliche Analyse der
strukturellen Entwicklung der Wirtschaftsbereiche fortgesetzt werden.
Dabei werden insbesondere folgende Aufgabenbereiche vorgegeben:
- Ermittlung der Ursachen des Strukturwandels
- Darstellung der Wechselwirkungen zwischen strukturellen Veränderun-
gen und gesamtwirtschaftlicher Entwicklung
- Herausarbeitung von Entwicklungslinien des Strukturwandels
- Analyse der gesamtwirtschaftlichen und strukturellen Auswirkungen
staatlicher Interventionen, insbesondere von Subventionen, sowie Ent-
wicklung konkreter Überlegungen für deren Abbau und effizienzstei-
gernde Umgestaltung.
Die Forschungsansätze und Ergebnisse in den 80-er Berichten sind unter
Einbeziehung der aktuellen Datenlage weiterzuentwickeln und zu vertie-
fen, insbesondere unter Berücksichtigung zwischenzeitlich feststellbarer
neuer oder grundsätzlich veränderter struktureller Entwicklungslinien
sowie von Fortschritten in der empirischen und theoretischen Wirt-
schaftsforschung. Dabei ist zu prüfen, welche Indikatoren und theore-
tischen Ansätze zur Erfassung und Erklärung des Strukturwandels be-
sonders geeignet sind und welche Hemmnisse der Strukturanpassung vor
allem entgegenstehen.
Bestimmte Themenbereiche, die zwar von allen Instituten bearbeitet wer-
den sollen, sind von einzelnen, damit beauftragten Instituten besonders
vertieft zu untersuchen (Schwerpunktthemen). Die Ergebnisse der Un-
tersuchung dieser Schwerpunktthemen sind in der Regel in einem geson-
derten Anlageband darzustellen. Außerdem sind die Schwerpunktthemen -
in Kurzform, aber aus sich heraus verständlich - auch im Hauptbericht
zu behandeln.
Als Schwerpunktthemen sind folgende Gebiete von den jeweils genannten
Instituten vertieft zu untersuchen:
a) Auswirkungen des Strukturwandels auf den Arbeitsmarkt, Anforde-
rungen des Strukturwandels an das Beschäftigungssystem (insbeson-
dere Arbeitsmarktpolitik und Verhalten der Marktteilnehmer). Beauf-
tragte Institute: DIW, Ifo, IfW.
b) Wechselwirkungen von Geldpolitik, Inflation und Strukturwandel. Be-
auftragte Institute: HWWA, Ifo, RWI.
(1) Anlage zum Schreiben der Bundesregierung vom 28. Juli 1981.150
c) Internationale Wettbewerbsfähigkeit und strukturelle Anpassungser-
fordernisse. Beauftragte Institute: HWWA, Ifo, IfW.
d) Gesamtwirtschaftliche und strukturelle Auswirkungen der Energie-
preisverteuerung und internationaler Energiepreisdifferenzen. Beauf-
tragte Institute: DIW, HWWA, RWI.
e) Gesamtwirtschaftliche und strukturelle Auswirkungen von Verände-
rungen der Struktur des öffentlichen Sektors. Beauftragte Institute:
DIW, IfW, RWI.
Unabhängig von den Schwerpunktthemen, die jeweils nur von einzelnen
Instituten vertieft untersucht werden, haben alle fünf Institute schwer-
punktmäßig die Auswirkungen staatlicher Interventionen, insbesondere
von Subventionen auf die Gesamtwirtschaft und die Wirtschaftsstruktur
zu analysieren. Dabei soll u.a. eingegangen werden auf die Entwicklung
eines operationalen Bewertungssystems, auf methodische Verbesserungen
von Wirkungsanalysen und auf die Oberprüfung von Subventionstechni-
ken.
Im Zuge der weiteren Untersuchung können Themenstellungen, die sich
mit der Rolle staatlicher Interventionen für die Entwicklung ausgewählter
Dienstleistungsbereiche und einzelner Bereiche des Produzierenden Ge-
werbes befassen, vom Auftraggeber näher präzisiert werden.
Die gesamtwirtschaftliche Konsistenz der Analysen ist sicherzustellen. Als
einheitliche Datenbasis sind in erster Linie die in tiefer systematischer
Gliederung erstellten Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen (VGR) und die mit diesen verzahnten Statistiken zugrunde zu
legen; dabei ist eine Gliederungstiefe von rd. 60 Sektoren vorzusehen.
Als Beobachtungszeitraum werden die Jahre von 1960 bis zur Gegenwart
vorgegeben; dabei ist größeres Gewicht auf das jüngste Jahrzehnt zu
legen. Alle bei Berichtsabgabe verfügbaren relevanten statistischen Da-
ten sollen in die Untersuchung einbezogen werden.
Für die Analysen sind die vom Statistischen Bundesamt zu liefernden
neuen, revidierten VGR-Zahlen 1960 bis 1981 zu verwenden. Die benutz-
ten amtlichen und nichtamtlichen Statistiken sind vollständig zu benen-
nen; die Grenzen der Aussagefähigkeit dieser Quellen sind ggf. aufzu-
zeigen.
Die verwendeten Methoden und theoretischen Ansätze sind auszuweisen
sowie deren Implikation zu verdeutlichen.
Eine ausführliche Darlegung und Beurteilung der verwendeten und für
die Analyseergebnisse besonders bedeutsamen Daten, Methoden und theo-
retischen Ansätze ist in Anlagebänden vorzunehmen.151




1. Zur Lage der drei Krisenbranchen (1)
a. Schiffbau
1. Die Lage der deutschen Werften hat sich in den letzten Jahren drama-
tisch zugespitzt (Tabelle AI*). Dies liegt, wenn überhaupt, nur zum Teil
an der ungünstigen Entwicklung der Nachfrage. Wichtiger ist, daß die
deutschen Werften in weiten Bereichen ihres Angebotsprogramms im in-
ternationalen Wettbewerb nicht mithalten können, und dies trotz hoher
Subventionen f Schatz, 1983]. Die Krise des Schiffbaus ist vor allem eine
Krise der Großwerften, die sich auf den Bau von Großschiffen (Tanker,
Massengutfrachter) spezialisiert hatten. Hier sind die deutschen Werften
ins Hintertreffen geraten, vor allem gegenüber den alten Konkurrenten
aus Japan, aber auch gegenüber den neuen Konkurrenten aus Südkorea.
2. Seit 1973 ist die Weltnachfrage nach neuen Seeschiffen im Trend kräf-
tig gefallen. Die Auftragseingänge sind von über 70 Mill. Bruttoregister-
tonnen (BRT) bis auf 16 Mill. BRT im Durchschnitt der Jahre 1980-1982
geschrumpft. Ein durchgreifender Wiederanstieg der Nachfrage ist selbst
dann nicht in Sicht, wenn der Welthandel einige Jahre rasch expandieren
sollte: Bei Tankschiffen und Massengutfrachtern bestehen, obwohl schon
in erheblichem Umfang abgewrackt worden ist, immer noch große Tonna-
geüberhänge (schätzungsweise ein Drittel bzw. ein Fünftel der Flotte) ,
die im Kern strukturell bedingt sind. Zu nennen wäre etwa der Rück-
gang der Öl- und Erztransporte. Zwar hat sich die Nachfrage nach Con-
tainerschiffen, anderen Spezialschiffen und Sonderanfertigungen ver-
schiedener Art (etwa in der Offshore-Technik) vergleichsweise günstig
entwickelt. Doch konnte dies den Ausfall bei Tankschiffen und Massen-
gutfrachtern bei weitem nicht ausgleichen.
3. Ein weiteres Schrumpfen des Weltschiffbaus scheint unausweichlich.
Die Neubaukapazitäten der Werften werden gegenwärtig auf 25 Mill. BRT
pro Jahr geschätzt. Sie sind damit schon beträchtlich niedriger als 1973
(etwa 35 Mill. BRT), aber immer noch viel zu hoch im Vergleich zum
aktuellen und zum erwarteten Absatz. Die durchschnittlichen jährlichen
Neubauten werden von der Association of West European Ship Builders
bis zum Ende der achtziger Jahre nur auf rund 14 Mill. BRT veran-
schlagt.
4. Der deutsche Schiffbau war vom Niedergang im Weltschiffbau beson-
ders betroffen: sein Anteil an der Weltproduktion fiel von durchschnitt-
lich 6,5 vH (1973-1976) auf 3,5 vH (1979-1982). Der Anteil am Weltauf-
tragsbestand war mit 2,8 vH sogar noch niedriger. Der deutsche Schiff-
bau überschritt, gemessen an der Entwicklung der Beschäftigung, den
Zenit seiner Entwicklung schon Ende der fünfziger Jahre, als die Ho-
(1) Kennziffern zur wirtschaftlichen Situation der drei Branchen finden
sich in Tabelle A4*.152
Tabelle AI* - Kennzahlen für den Schiffbau in der Bundesrepublik













































































































































Bruttoregistertonnen; GBRT: mit dem Wert der Schiffe gewichtete
(b)See- und Binnenschiffswerften. In Tausend. - (c)Weltmarktan-
- (d)Einschließlich nichtschiffbaulicher Fertigungen.
Quelle: Verband der Deutschen Schiffbauindustrie [lfd. Jgg.].
waldtswerke in Kiel der größte Schiffbaubetrieb in der Welt waren und
sechs weitere deutsche Werften zu den fünfzig größten der Welt zählten
(Deutsche Werft, Hamburger Ho waldtswerke, Bremer Vulkan, AG Weser,
Nordseewerke Emden, Flender Werft). Der höchste Beschäftigungsstand
wurde 1957 (112 000 Personen) erreicht. Seitdem ist die Beschäftigung
ständig zurückgegangen, bis auf 54 000 Beschäftigte im Sommer 1983.
Die Produktion stieg hingegen nach einem vorübergehenden Rückgang
zwischen 1958 und 1963 noch bis zum Jahre 1976. Zur ersten größeren
Krise, in der die Schlieker-Werft zusammenbrach, kam es nach der Auf-
wertung der D-Mark im~ Jahre 1961. Der Ruf nach mehr Staatshilfe fand
seinerzeit Gehör. Im Jahre 1962 wurde das erste Hilfsprogramm für die
Werften aufgelegt. Reederhilfen, die praktisch den Werften zugute ka-
men, gab es schon seit den fünfziger Jahren. Seitdem zählt der Schiff-
bau zu den Großabnehmern von Subventionen. Derzeit läuft das achte
Werfthilfeprogramm (für die Jahre 1976-1983) . Auch die deutschen Ree-
der erhalten immer noch Hilfen zur Stützung des deutschen Schiffbaus,
der inzwischen seit Anfang der sechziger Jahre alles in allem über 2 1/2
Mrd. D-Mark aus Steuermitteln erhalten hat. Geholfen haben die Subven-
tionen allerdings nicht, vielmehr wurde der Anpassungsprozeß hinausge-
zögert.153
5. Aus mehreren Gründen kann kaum ein Zweifel daran bestehen, daß
der deutsche Schiffbau in großem Umfang Kapazitäten stillegen muß:
.- Beim Bau von Schiffen handelt es sich überwiegend um arbeitsintensive
Montage. Sehr hohe Anforderungen an die Qualifikation der Arbeits-
kräfte werden nicht gestellt. Niedrige Löhne wie im neuen Schiffbau-
land Südkorea (mit einem Lohnkostenniveau, das rund ein Zehntel des
deutschen ausmacht) sind so ein entscheidender Wettbewerbsfaktor.
Das bekommt neuerdings sogar Japan zu spüren.
- Die Kenntnisse der Produkttechnologie (Schiff) und der Prozeßtechno-
logie (Bau des Schiffes) sind in weiten Bereichen leicht international
übertragbar. Technisch anspruchsvollere Komponenten (etwa automati-
sche Steuerungen) begründen im allgemeinen keine Standortvorteile in
hochentwickelten Ländern; sie können von den Entwicklungsländern
importiert werden. Es ist daher zu erwarten, daß nach dem Vorbild
Südkoreas auch andere Entwicklungsländer (etwa die Volksrepublik
China) in den Schiffbau drängen (1). Mit Aufträgen könnten deutsche
Werften nur rechnen, wenn günstigere Anbieter bis an die Grenzen
ihrer Kapazität ausgelastet sind, wie es etwa zur Zeit der ersten öl-
preiskrise der Fall war. Chancen haben allenfalls jene Fertigungen, bei
denen die Kosten des umbauten Schiffsraums im Verhältnis zur einge-
bauten Technik (zum Beispiel bei Kriegsschiffen und Spezialschiffen)
gering sind.
6. Der deutsche Schiffbau hat bislang auf den Verlust von Marktanteilen
nur unzureichend reagiert. Die Produktion (gemessen in BRT) verrin-
gerte sich seit Mitte der siebziger Jahre um zwei Drittel (Tabelle AI*),
die Beschäftigung nur um ein Viertel. Dabei mag eine Rolle gespielt ha-
ben, daß die Großwerften bis vor kurzem darauf setzten, bald wieder
große Schiffe zu bauen. Um kurze Produktionszeiten anbieten zu können,
wurde viel Personal vorgehalten. Das erweist sich jetzt als drückende
Hypothek.
Ganz anders als in der Bundesrepublik Deutschland hat der Schiffbau in
Japan reagiert. In Japan sank die Produktion weniger (um die Hälfte),
die Beschäftigung aber stärker (um ein Drittel). Zudem wurden dort
1979 und 1980 rund 40 vH der Kapazitäten (in BRT) verschrottet. Der
japanische Schiffbau hat so seine Produktivität beträchtlich steigern und
Weltmarktanteile zurückgewinnen können (1982 waren es wieder fast 50
vH, nachdem der Anteil bis 1979 auf rund ein Drittel gesunken war).
Und dennoch richtet sich Japan darauf ein, weitere Kapazitäten abzu-
bauen.
7. Dem deutschen Schiffbau stehen somit schmerzhafte Schrumpfungspro-
zesse ins Haus. Bei großen Schiffen mit viel umbautem Raum, aber wenig
Technologie mangelt es an internationaler Wettbewerbsfähigkeit. Hier ist
kaum mit einer Absatzsteigerung zu rechnen, weil solche Schiffe in Nied-
riglohnländern billiger hergestellt werden können. Besser sind die Aus-
sichten
(1) Allein Südkorea verfügt schon heute über annähernd ein Sechstel
der Neubaukapazität in der Welt. Der Anteil würde sich bis 1986
nach den derzeitigen Ausbauplänen auf ein Viertel erhöhen.154
- beim Bau von Spezialschiffen, wo viel technisches Wissen und hoch
qualifizierte Arbeitskräfte benötigt werden;
- bei der Reparatur von Schiffen, die zudem viel organisatorisches Kön-
nen (Schnelligkeit und Pünktlichkeit) verlangt;
- bei meerestechnischen Anlagen, die nicht direkt mit dem Bau von
Schiffen zu tun haben; die Beispiele hierfür reichen von schwimmenden
Fabrikanlagen bis zu Geräten für die Exploration und den Abbau von
marinen Rohstoffen.
Falsch wäre es freilich, die Erträge aus gut gehenden Maschinenbaufer-
tigungen der Werften in den Schiffbau zu stecken; besser wäre es, sol-
che Bereiche auszugliedern.
8. Einige deutsche Werften haben sich in den letzten Jahren bereits in
diese Richtung bewegt. Für sie spielt der Bau von Spezialschiffen eine
weitaus größere Rolle als der Bau von Tankern und Massengutfrachtern.
Freilich haben sich die Groß werften durchweg noch nicht auf die neuen
Erfordernisse umgestellt. Auch ist die Umstrukturierung auf kleinere
Spezialschiffe, neue Schiffstypen und schiffbauverwandte Anlagen kein
Patentrezept für alle. Dazu sind die Märkte zu eng. Die Großwerften
drohen hier nicht zuletzt dank der in Aussicht gestellten zusätzlichen
Subventionen, die kleineren Werften zu verdrängen, die rechtzeitig die
Standortvorteile wahrgenommen haben.
9. In der Diskussion wird immer wieder vorgebracht, daß der deutsche
Schiffbau international so wenig wettbewerbsfähig sei, weil die auslän-
dische Konkurrenz noch stärker subventioniert werde. Dieses Argument
hält zumindest im Falle von Großschiffen einer näheren Betrachtung nicht
stand; beim Bau anderer Schiffe mag die Lage anders sein. Überdies
kann die Subventionierung im Ausland nicht für regionale Probleme in
der Bundesrepublik Deutschland, die sich aus der Konzentration der
Werften in den Küstenländern ergeben, verantwortlich gemacht werden.
Denn die staatliche Stützung der Großwerften hat es ermöglicht, daß das
regionale Lohnniveau nach oben getrieben wurde. Dies hat die kleineren
Werften benachteiligt und war für die Ansiedlung neuer Industrien nicht
gerade hilfreich.
b. Steinkohlenbergbau
10. Der deutsche Steinkohlenbergbau geriet schon Ende der fünfziger
Jahre in eine schwere Krise. Die wichtigste Ursache war seinerzeit, daß
die Substitutionskonkurrenz durch Erdöl und Kohle aus ausländischer
Förderung stark zugenommen hatte. Seitdem ist der Steinkohlenbergbau
nicht nur ein wichtiger Abnehmer staatlicher Subventionen; er wird auch
gegen den Wettbewerb durch Importkohle abgeschirmt und durch die
Mineralölsteuer vor dem Wettbewerb durch das Erdöl geschützt. Seine
Wettbewerbsposition auf dem Energiemarkt hat sich allerdings nicht wie-
der verbessert. In den sechziger Jahren öffnete sich die Schere zwi-
schen dem Preis der Steinkohle aus heimischer Förderung und dem öl-
preis weiter. Hinzu kam, daß importierte Steinkohle, soweit auf sie im
Rahmen der Importkontingente zurückgegriffen werden konnte, relativ
immer billiger wurde (Schaubild AI*).155
Schaubild AI* - Energiepreise als Wärmepreise (D-Mark pro Gigajoule)
für ausgewählte Energieträger in der Bundesrepublik
Deutschland 1960-1982
1960 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 % 75 76 77 78 79 80 81 82
fc.i.f. Einfuhrpreis Grenzübergang. - Industrie und Öffentliche Kraftwerke als Abnehmer von Erdgas und hefgestelltem Gas; Erlös einschließlich Umsatz-(Mehrwert-) Steuer. -
3Verkaufspreise (einschließlich *rbrauchss leuern, seit 1968 ohne Umsatzsteuer)frei Betrieb Düsseldorf bei Abnahme von 201 bis 2000t. -
 A Industriekohle C (unter 10 mm)
frei Station Düsseldorf; seit 1968 ohne Mehrwertsteuer. ^p^
Quelle: BMWi [a]; VIK [a]; Deutsche BP AG [lfd. Jgg.];
eigene Berechnungen.
11. Die Wirtschaftspolitik reagierte in den sechziger Jahren auf den Nie-
dergang des Steinkohlenbergbaus mit einer gemischten Strategie, deren156
Kernelemente bis heute beibehalten worden sind [Fels, Neu, 1980]:
- Die Einfuhr aus Drittländern wird mengenmäßig beschränkt.
- Der Absatz heimischer Steinkohle auf den beiden wichtigsten Märkten -
Steinkohlekoks für die Stahlindustrie und Kesselkohle für Kraftwerke -
wird durch Beihilfen und Ausgleichszahlungen gefördert. Beim Koks
wird der Preis durch Subventionen auf den Weltmarktpreis herabge-
schleust. Den Kraftwerken, die heimische Steinkohle einsetzen, wird
ein Teil der Mehrkosten aus parafiskalischen Abgaben auf den Strom-
verbrauch ("Kohlepfennig") erstattet.
Die Förderkapazitäten sollten den bestehenden Absatzmöglichkeiten an-
gepaßt werden. Sie verringerten sich in der Tat kräftig von rund 150
Mill. Jahrestonnen Ende der fünfziger Jahre auf rund 90 Mill. Jahres-
tonnen Anfang der achtziger Jahre, aber, wie man an den sich türmen-
den Halden sehen kann, nicht kräftig genug. Die Anzahl der Beschäftig-
ten sank in den sechziger Jahren um mehr als die Hälfte und in den
siebziger Jahren nochmals um ein Viertel. Die starke Protektion hat also
den Niedergang nicht aufhalten können, sondern ihn nur verlangsamt,
freilich unter Inkaufnahme beträchtlicher gesamtwirtschaftlicher Nach-
teile.
Wie ungünstig die Standortbedingungen für den deutschen Steinkohlen-
bergbau geworden sind, kann man auch daran erkennen, daß die Pro-
duktivität in der Förderung (Schichtleistung je Mann unter Tage) seit
Anfang der siebziger Jahre praktisch konstant geblieben ist, und zwar
trotz der starken Investitionstätigkeit vor allem seit Mitte der siebziger
Jahre (Tabelle A2*). Es wird offenbar immer kostspieliger, Kohle aus
deutschen Lagerstätten zu fördern. Daß sich Hoffnungen auf eine Re-
naissance der deutschen Steinkohle im Windschatten des ölpreisanstiegs
nicht erfüllt haben, findet hier eine Erklärung.
12. Die langjährigen Bestrebungen der Wirtschaftspolitik, eine Mindest-
versorgung mit heimischer Steinkohle zu garantieren, mündeten schließ-
lich im Jahre 1980 in dem "Jahrhundertvertrag" zwischen dem Steinkoh-
lenbergbau und den Unternehmen der Elektrizitätsversorgung. Dadurch
soll die Verstromung aus heimischer Förderung langfristig gesichert wer-
den. Der Vertrag sieht bis 1995 sogar einen wieder steigenden Absatz an
die Kraftwerke vor. Als begleitende wirtschaftspolitische Maßnahme wur-
den die bisherigen Einfuhrrestriktionen im Jahre 1981 vorsichtig ge-
lockert. Der Steinkohlenbergbau rechnete so bis vor kurzem mit einem
Absatz von jährlich 90 Mill. Jahrestonnen bis 1995 (Tabelle A3*), der
nicht nur die vorhandene Förderkapazität ausgelastet hätte, sondern -
wegen der Auskohlung alter Zechen - auch erfordert hätte, neue Zechen
zu erschließen.
13. Es erscheint indes wenig wahrscheinlich, daß der deutsche Stein-
kohlenbergbau einen Absatz in dieser Höhe erreichen kann:
- Der Absatz wird sich aufgrund des "Jahrhundertvertrags" mit den
Kraftwerken weit weniger ausweiten als erhofft. Ab 1990 ist die Ab-
nahme der Kraftwerke nämlich auch an den Stromverbrauch gekoppelt,
bei dem die Zuwachsraten in den letzten Jahren sehr gering gewesen
sind. Auch bei einer kräftigen wirtschaftlichen Erholung dürfte der
Stromverbrauch auf längere Sicht kaum wieder so rasch steigen, wie
das früher einmal der Fall gewesen ist. Die Entkoppelung von Strom-157
Tabelle A2* - Aufkommen und Verbleib von Steinkohle, Steinkohlenbri-
ketts und Steinkohlenkoks in der Bundesrepublik Deutsch-
land für ausgewählte Jahre (a)
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Quelle: VIK [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.
verbrauch und Wirtschaftswachstum ist weit vorangeschritten. Hinzu
kommt, daß zunehmende Umweltschutzauflagen die Wettbewerbsfähigkeit
von Kohlekraftwerken mindern. Die in Aussicht genommene Absatzmen-
ge von 45 bis 50 Mill. Jahrestonnen dürfte kaum zu realisieren sein.
Der Absatz von Kohle außerhalb des Kraftwerkbereichs bietet auch
keine Perspektive. Die Tatsache, daß in jüngster Zeit der Steinkoh-158
leneinsatz im Verarbeitenden Gewerbe (ohne Stahlindustrie) zugenom-
men hat, hängt vornehmlich mit gelockerten Einfuhrregelungen zusam-
men. Der heimische Steinkohlenbergbau hat hier seinen Absatz nicht
ausweiten können. Insgesamt hat sich im Verarbeitenden Gewerbe sogar
ein Rückgang des Absatzes aufgrund der Krise der Stahlindustrie er-
geben. Hier ist eine dauerhafte Erholung nicht in Sicht. Der Steinkoh-
lenbergbau wird daher langfristig kaum, wie geschätzt, 30 Mill. Jah-
restonnen an die heimische Stahlindustrie liefern können.
Tabelle A3* - Produktion und Absatz des Steinkohlenbergbaus in der
Bundesrepublik Deutschland 1978-1982 und Projektion für
























































(a)1 Mill. t Steinkohleneinheiten = 29,3 Petajoule. - (b)Schätzung des
Gesamtverbandes des Deutschen Steinkohlenbergbaus. - (c)Absatz aus
inländischem Aufkommen sowie aus Zukaufen. - (d)Am Jahresende; Koks
in Einsatzkohle umgerechnet; einschließlich nationaler Kohlenreserven
(10 Mill. t), aber ohne Verbraucherbestände.
Quelle: Gesamtverband des Deutschen Steinkohlenbergbaus [1982];
Statistik der Kohlenwirtschaft e.V. [lfd. Jgg.]; eigene
Berechnungen.
14. Die ungünstigen Absatzbedingungen für den Steinkohlenbergbau ha-
ben zum Aufbau großer Haldenbestände geführt. Mittlerweile haben die
Haldenbestände 45 Mill. Tonnen erreicht, was der Förderkapazität eines
halben Jahres entspricht und Förderkosten von rund zehn Mrd. D-Mark
verursacht hat. Die Notwendigkeit, die Förderung zu drosseln, ist denn
auch weithin unstrittig. Kontrovers ist allerdings, in welchem Ausmaß
hierbei die Förderkapazitäten verringert werden sollten. Zunächst einmal
wird es mit einer Arbeitszeitverkürzung (bei weitgehendem Lohnaus-
gleich) versucht, offiziell als "Anpassungsschicht" bezeichnet. Ober ein
"Nationales Notopfer Steinkohle" wird emsig nachgedacht, auch die "an-
gemessene" Höhe dieses Opfers ist noch offen. Bemerkenswert ist dabei,
daß kaum jemand einer völligen Liberalisierung der Steinkohleneinfuhr
das Wort redet. Aus dem Blick geraten ist, daß die angebliche Versor-
gungssicherheit, um derentwillen die heimische Steinkohlenförderung zum
Kostgänger des Steuerzahlers gemacht wird, bei den gegebenen Ange-159
botsverhältnissen auf dem Weltmarkt weitaus billiger zu haben wäre,
nämlich durch Importe und eine gewisse Lagerhaltung.
15. Es herrscht weitgehend Übereinstimmung darüber, daß wegen natür-
licher Standortnachteile (hohe Fördertiefe, geringe Flözmächtigkeit, zu-
nehmende Verwerfungsprofile) keine neu erschlossene deutsche Kohlen-
zeche jemals Kohle zum Weltmarktpreis wird anbieten können. Warum soll-
ten dann Investitionen zur Erschließung neuer Zechen getätigt und zu-
dem auch noch vom Staat subventioniert werden?
Bei der gegebenen Protektion des Steinkohlenbergbaus scheint auf mitt-
lere Sicht eine Jahresproduktion von etwa 70 Mill. Tonnen den Absatz-
aussichten nahezukommen. . Um in eine solche Förderkapazität hineinzu-
schrumpfen, müßte der Steinkohlenbergbau nicht einmal vorzeitig Zechen
stillegen. Bis Mitte der neunziger Jahre wird ohnehin durch Auskohlung
alter Zechen eine Förderkapazität von etwa 20 Mill. Jahrestonnen auslau-
fen. Wenn der Staat nicht Neuaufschlüsse von Zechen subventioniert,
könnte der Steinkohlenbergbau nach Maßgabe der Auskohlung alter Ze-
chen - und bei abnehmenden gesamtwirtschaftlichen Kosten - entspre-
chend schrumpfen. Er würde allerdings noch sehr viel stärker schrump-
fen, wenn die Bundesregierung sich das Ziel setzte, die Einfuhr von
Steinkohle, wie es gesamtwirtschaftlich geboten wäre, sukzessive zu libe-
ralisieren.
c. Stahlindustrie
16. Die deutsche Stahlindustrie befindet sich derzeit in einer Existenz-
krise. Neben der weltweit schwierigen Absatzlage wird als weitere wich-
tige Ursache häufig genannt, daß ausländische Wettbewerber durch Maß-
nahmen ihrer Regierungen, insbesondere durch Subventionen und Steu-
ererleichterungen, begünstigt würden. Die Bundesregierung verhält sich
nun ähnlich: Sie hat der ARBED-Saarstahl beträchtliche Hilfen gewährt
und 3 Mrd. D-Mark aus Steuermitteln für die Umstrukturierung der
Stahlindustrie in Aussicht gestellt. Dabei hat sie sich wahrscheinlich von
der Vorstellung leiten lassen, daß die bestehenden Produktionskapazi-
täten unter- "fairen" Bedingungen überwiegend und auch auf längere
Sicht wettbewerbsfähig sein würden. Die Entwicklung in den letzten zwei
Jahrzehnten ist jedoch nicht dazu angetan, diese These zu stützen •[ Wol-
ter, 1974; Dicke, 1983]. Die Anpassungsprobleme der Stahlindustrie sind
im Kern alte Probleme. Ihre Wurzeln reichen zurück bis in die frühen
sechziger Jahre.
17. In der Nachkriegszeit, als Stahl weltweit sehr knapp war, wurde die
Stahlmarktpolitik in der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(1) zunächst vergleichsweise liberal gehandhabt. Das änderte sich jedoch
schlagartig bei der ersten leichten Absatzkrise im Jahre 1963. Die Hohe
Behörde ergriff eine Reihe von Maßnahmen, mit denen der Binnenmarkt
vom Weltmarkt abgekoppelt werden sollte: Die Zölle auf die Einfuhr aus
Drittländern wurden erhöht, die Importe aus Staatshandelsländern kon-
tingentiert. Am Binnenmarkt wurde ein Mindestpreissystem etabliert. Die
Hohe Behörde verlängerte die zunächst auf ein bis zwei Jahre befristeten
Maßnahmen - mit geringfügigen Veränderungen - immer wieder, und
zwar bis Anfang der siebziger Jahre.
(1) Der Montan-Vertrag sieht für den "Krisenfall" eine umfassende Re-
glementierung von Produktion und Außenhandel im Stahlbereich vor.160
18. Zu immer stärkeren Regulierungen des europäischen Stahlmarktes
durch die Kommission (als Nachfolgerin der Hohen Behörde) kam es dann
ab Mitte der siebziger Jahre. Es begann 1975 mit der statistischen Ober-
wachung der Einfuhr. Im Jahre 1977 verpflichteten sich die Stahlunter-
nehmen "freiwillig", Lieferziele und Orientierungspreise auf dem Binnen-
markt einzuhalten. Für verschiedene Stahlsorten wurden Mindestpreise
eingeführt (Davignon-Plan). Ein Jahr später wurden Basispreise für die
Einfuhr bestimmter Stahlerzeugnisse erlassen. Orientierungs-, Min dest-
und Basispreise sollten dem Anstieg der Produktionskosten angepaßt
werden. Gegenüber zahlreichen Drittländern wurden überdies restriktive
Vereinbarungen über Mengen und Preise bei der Einfuhr von Stahl in die
Gemeinschaft durchgesetzt. Als das europäische Strukturkrisenkartell
(Eurofer) zusammenbrach, rief die EG-Kommission im Oktober 1980 den
"Krisenszustand" gemäß Artikel 58 des Montanvertrages aus und schrieb
den Unternehmen verbindliche Produktionsquoten für Rohstahl und Walz-
erzeugnisse vor; ein Oberwachungssystem mit täglicher Meldepflicht wur-
de eingeführt. Im Jahre 1981 wurden für weitere Stahlerzeugnisse Pro-
duktionsquoten verfügt und schärfere Maßnahmen zur Preisüberwachung
ergriffen. Inzwischen ist der Stahlmarkt umfassend reglementiert. Den
Unternehmen wird vorgeschrieben, wieviel sie produzieren dürfen und
welchen Mindestpreis sie verlangen müssen. Die Einfuhr ist de facto kon-
tingentiert; die Einfuhrpreise dürfen die Basispreise nicht unterschrei-
ten. Die Reglementierung war ursprünglich als eine vorübergehende (bis
Mitte 1981 befristete) Maßnahme angekündigt worden; dann wurde sie bis
Ende 1983 verlängert. Aller Voraussicht nach wird sie viel länger beibe-
halten werden. Obwohl die Bundesregierung den Kontingentierungsmaß-
nahmen anfangs skeptisch gegenüberstand, drängt sie dem Vernehmen
nach jetzt nicht mehr auf eine baldige Aufhebung.
19. Schon in den sechziger Jahren hat also die Stahlmarktpolitik den
Strukturwandel in der Stahlindustrie in falsche Bahnen gelenkt. Die
Stahlunternehmen konnten sich darauf verlassen, daß Preis- und Absatz-
rückgänge in wirtschaftlichen Schwächephasen abgepuffert wurden. Es
bestand so ein Anreiz, mehr zu investieren, als sonst rentabel gewesen
wäre, also die Produktionskapazitäten eher an den konjunkturellen Nach-
fragespitzen auszurichten (1). Insbesondere die Erfahrung der Jahre
1963 und 1967, als die Hohe Behörde energische Maßnahmen gegen dro-
hende Preissenkungen ergriff, dürfte das Investitionsverhalten der Un-
ternehmen maßgeblich beeinflußt haben.
20. In Jahren vergleichsweise guter Stahlkonjunktur - 1964, 1968/69 und
1973/74 - wurden Investitionen in Angriff genommen, die die Produk-
tionskapazitäten beträchtlich erhöhten. Vor allem der Boom von 1973/74
scheint die Investoren nachhaltig beflügelt zu haben; denn die Produk-
tionskapazitäten wuchsen noch bis 1978. Ein System, wie es im EGKS an-
gelegt ist, kann allerdings auf Dauer nur bei steigendem Absatz funktio-
nieren, wenn die Nachfrage stets wieder in die erweiterten Kapazitäten
hineinwächst. Bei einer dauerhaften Absatzschwäche, wie sie seit 1974
besteht, gerät ein solches System notwendig in die Krise. Im Jahre 1981,
(1) Dem im System der EGKS eingebauten übermäßigen Investitionsanreiz
suchte die Hohe Behörde vor allem dadurch zu begegnen, daß sie
langfristige Vorausschätzungen von Produktion und Absatz vorlegte
und die großen Investitionsvorhaben einer Meldepflicht unterwarf.
Diese Versuche einer indikativen Investitionslenkung sind jedoch
mißlungen.161
als sich die Krise zuspitzte, war die Produktionskapazität der deutschen
Stahlindustrie 15 vH größer als 1970; die Produktion erreichte hingegen
nur das Niveau von 1970, zudem ist sie bis Mitte 1983 um weitere 15 vH
zurückgegangen. Die Verluste, die die Stahlindustrie seit 1981 einfährt,
kommen daher nicht von ungefähr. Überdies hat die Stahlindustrie lange
Jahre einen vergleichsweise hohen Personalbestand vorgehalten. Selbst
unter dem Eindruck der Verluste der letzten Jahre ist es nicht zu einer
hinreichenden Anpassung beim Personal gekommen. Seit 1981 ist die An-
zahl der Beschäftigten sogar weniger zurückgegangen als die Produktion
(bis Mitte 1983 um 11 vH und nicht um 15 vH wie bei der. Produktion).
Nunmehr drücken die Uberkapazitäten voll auf die Erträge. Was von An-
fang an gesamtwirtschaftlich eine Fehlinvestition darstellt, ist es nun
auch im einzelwirtschaftlichen Kalkül geworden.
21. Es ist bemerkenswert, daß die Produktionskapazitäten noch bis Ende
der siebziger Jahre im Trend wuchsen, während gleichzeitig die Ausla-
stung dieser Kapazitäten im Trend kräftig zurückging. Zudem nahmen
die Zuwachsraten des Absatzes ab; die Erzeugerpreise sanken relativ zu
den Vorleistungspreisen. Im Ergebnis fiel die Kapitalrendite der Stahl-
industrie kräftig, und zwar absolut wie auch im Verhältnis zum Durch-
schnitt des Verarbeitenden Gewerbes. Seit Anfang der siebziger Jahre
hatte die Stahlindustrie nur während des weltweiten Stahlbooms 1973/74
noch einmal vergleichsweise gute Jahre; 1971/72 und 1977/78 wies sie
dagegen Verluste aus. Es stellt sich die Frage, warum eine so wenig
gewinnträchtige Branche vergleichsweise stark investierte und die Kapa-
zitäten ausweitete, wo doch die Absatzaussichten relativ bescheiden wa-
ren. Es ist wenig wahrscheinlich, daß die Stahlunternehmen immer wieder
aufs neue durch die Kapazitätseffekte von Rationalisierungsinvestitionen
überrascht worden sind.
22. Die Investitionen der deutschen Stahlindustrie dürften nicht zuletzt
durch staatliche Hilfen angeregt worden sein. In den sechziger Jahren
gab es vor allem Kredite zu. ermäßigten Zinssätzen, Zinszuschüsse, Inve-
stitionszuschüsse, Investitionsprämien und -Zulagen sowie Bürgschaften
[Donges et al., 1973]. Dadurch wurden die Kapitalkosten der Stahlun-
ternehmen gesenkt, doch zählte die Stahlindustrie noch nicht zu den
überdurchschnittlich subventionierten Bereichen des Verarbeitenden Ge-
werbes. Das änderte sich Ende der siebziger Jahre. Im Jahre 1982 über-
schritt der Subventionswert von Steuererleichterungen und Finanzhilfen
eine halbe Milliarde D-Mark. Möglicherweise ist die rege Investitionstä-
tigkeit der Stahlindustrie trotz niedriger Renditen also auch damit zu
erklären, daß die Unternehmen erwarteten, der Staat werde ihnen im
Krisenfall mit Steuergeldern beispringen. Sie konnten die Investitionsri-
siken entsprechend gering veranschlagen. Der vom Markt ausgehende
Anreiz, sich um eine Diversifizierung ihres Sortiments zu bemühen, wur-
de so verringert.
23. Die aktuellen Forderungen nach noch mehr Subventionen für die
deutsche Stahlindustrie werden zumeist damit begründet, daß die Wett-
bewerber in anderen Ländern der Europäischen Gemeinschaft und in
Drittländern die Preise deutscher Unternehmen unterbieten könnten, weil
sie hohe Subventionen von ihren Regierungen erhielten. Dabei wird vor-
ausgesetzt, daß die Stahlindustrie hierzulande Standortvorteile besitzt
oder durch technische Vorsprünge erworben hat. Das mag gegenüber der
Konkurrenz aus dem EG-Raum in gewissem Ausmaß zutreffen, scheint
jedoch wenig stichhaltig zu sein gegenüber vielen Drittländern [Müller,162
1979; Crandall, 1980]. Nach den Ergebnissen empirischer Untersuchun-
gen sind junge Industrieländer in der Lage, viele Stahlprodukte auf-
grund niedriger Kosten billiger anzubieten als ihre Konkurrenz aus West-
europa, Nordamerika und - neuerdings - sogar Japan. Hierbei schlagen
insbesondere zu Buche: niedrige Löhne, niedrige Investitionsausgaben je
Tonne Stahlkapazität, niedrigere Preise für materielle Vorleistungen,
aber zum Teil auch eine höhere technische Effizienz der (neuen) Anla-
gen. Jedenfalls verschieben sich schon seit langem die Produktionsstand-
orte hin zu den jungen Industrieländern. Damit steht in Einklang, daß
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Stahlindustrie -
gemessen an den tatsächlichen Handelsströmen - seit Anfang der sech-
ziger Jahre im Trend abgenommen hat. Ein neuerlicher Anstieg der
Nettoausfuhr zeigt sich indes seit 1978 im Handel mit Drittländern wie -
und hier besonders ausgeprägt - im Handel mit den Ländern der Euro-
päischen Gemeinschaft. Das weist darauf -hin, daß die deutsche Stahl-
industrie aus der erwähnten massiven Protektion gegen die Einfuhr aus
Drittländern großen Nutzen gezogen hat; sie hat zudem in anderen EG-
Ländern Marktanteile hinzugewinnen können, wobei ihr die wiederholte
Unterbewertung der D-Mark im Rahmen des EWS zugute gekommen sein
dürfte. Anhaltspunkte dafür, daß eine subventionierte Einfuhr aus dem
EG-Raum den deutschen Stahlmarkt zerrüttet habe, gibt es nicht.
d. Durch Krisenmanagement zum Industriemuseum
24. Der Staat ist dabei, die Subventionen für den Steinkohlenbergbau,
den Schiffbau und die Stahlindustrie weiter aufzustocken. Das im Stein-
kohlenbergbau angewandte Rezept gegen sektorale Strukturkrisen, näm-
lich Unternehmenskonzentration und Gewährung staatlicher Zuschüsse,
soll auch dem Schiffbau und der Stahlindustrie verordnet werden. Es ist
wohl kein Zufall, daß diese "Fürsorge" wieder zwei regional hoch kon-
zentrierte Wirtschaftsbereiche trifft. Durch seine Bereitschaft, in diesen
Fällen einzutreten, lädt der Staat freilich andere Bereiche dazu ein, nach
dem Prinzip der Gleichbehandlung auch Hilfen zu verlangen.
25. Wenn der Staat Hilfen für Wirtschaftsbereiche, die unter Anpas-
sungsdruck stehen, gewährt, so werden hierfür regelmäßig als Standard-
argumente vorgebracht:
- Die Versorgungssicherheit sei gefährdet.
- Die ausländischen Konkurrenten würden auch geschützt.
- Die Schwierigkeiten der betreffenden Bereiche seien vorübergehender
Natur, und es drohe ein Verlust von Produktionskapazitäten, die län-
gerfristig durchaus wettbewerbsfähig seien.
Diese Begründungen erweisen sich im Falle der drei Problembranchen bei
näherem Hinsehen als wenig stichhaltig.
26. Das Argument von der Versorgungssicherheit setzt etwas voraus,
was man nicht ohne weiteres voraussetzen kann, nämlich daß die Sicher-
heit tatsächlich ohne ein Mindestmaß an nationaler Eigenproduktion ge-
fährdet sei und die Eigenproduktion ein effizienter Weg sei, um einer
möglichen Gefährdung zu begegnen. Bei Steinkohle, bei Stahl und auch
im Schiffbau herrscht ein lebhafter internationaler Wettbewerb zwischen
einer Vielzahl von Anbietern aus vielen Ländern. Nach einem Schrumpfen
dieser Produktionsbereiche am Standort Bundesrepublik Deutschland ist163
daher nicht zu erwarten, daß sich ein Kartell ausländischer Anbieter
bilden würde und die deutsche Wirtschaft dann künstlich überhöhte Prei-
se für die einschlägigen Importe zu zahlen hätte. Vorsorge für nie ganz
auszuschließende Krisenfälle könnte im übrigen auch durch den Aufbau
von Vorratslagern bei für wichtig erachteten Waren getroffen werden,
wie das heute schon beim Rohöl geschieht. Hierzu bedarf es also nicht
notwendigerweise einer teuren nationalen Mindestproduktion.
27. Der Hinweis auf den internationalen Subventions- und Protektions-
wettlauf wirft die Frage auf, ob ein inländischer Wirtschaftszweig nur
deswegen in Bedrängnis geraten ist, weil seine ausländischen Konkurren-
ten von ihren Regierungen subventioniert werden. Bei den deutschen
Werften und beim deutschen Steinkohlenbergbau ist dieser Aspekt für
weite Bereiche des Sortiments nicht bedeutsam. Denn dort ist offenkun-
dig, daß die ausländische Konkurrenz auch ohne staatliche Stützen weit-
aus preiswerter anbieten kann. Weniger klar liegen die Verhältnisse in
der Stahlindustrie. Zwar ist die saarländische Stahlindustrie schon seit
langem Kostgänger des Steuerzahlers. Aber andere Stahlunternehmen
vertreten die These, sie könnten sich unter Weltmarktbedingungen
durchaus behaupten; es wären nur die stark subventionierten Anbieter
aus anderen Mitgliedsländern der EG, die ihnen auf dem vom Weltmarkt
abgeschirmten Gemeinsamen Markt zu schaffen machten. Ob diese Be-
hauptung zutrifft, läßt sich nur feststellen, wenn der Binnenmarkt wie-
der in den Weltmarkt integriert wird und die Subventionspraktiken auf-
gegeben werden. Damit es dazu kommen kann, bedarf es einer wirt-
schaftspolitischen Grundsatzentscheidung der Bundesregierung. Nur
wenn sie "mehr Markt im Stahlbereich" zu einer essentiellen Angelegen-
heit der Bundesrepublik Deutschland erklärt, besteht überhaupt Aus-
sicht, daß sich hier etwas ändert. Tut sie es nicht, so nährt sie den
Verdacht, daß sie die bestehenden Zustände nur als Vorwand für eigene
Subventionspraktiken nutzt.
28. Das Argument, die Anpassungsprobleme seien vorübergehender Na-
tur, ist gleichfalls nicht sehr überzeugend. Der Schiffbau und der
Steinkohlenbergbau suchen schon seit Ende der fünfziger Jahre, die
Stahlindustrie seit ihrer ersten leichten Absatzkrise im Jahre 1963 nach
dem Licht am Ende des Tunnels. Branchenkonjunkturen haben zuweilen
die Dinge vorübergehend in freundlicherem Licht erscheinen lassen. Dies
sollte jedoch nicht den Blick dafür trüben, daß die Anpassungsprobleme
dieser Branchen im Grunde alte Probleme sind. Aufgrund dieser Erfah-
rungen erscheint Skepsis angebracht, wenn neuerliche staatliche Hilfen
damit zu rechtfertigen versucht werden, daß es gelte, vorübergehende
Schwierigkeiten zu bewältigen. Nichts ist so dauerhaft wie die als vor-
übergehend angekündigten Maßnahmen.
29. Wäre in der Vergangenheit weniger Protektion gewährt worden, so
stellten sich die Anpassungsprobleme heute kaum in dieser Schärfe. Der
Staat hat dazu beigetragen, daß in diesen Branchen Produktionskapazi-
täten und Beschäftigung erhalten geblieben sind, deren Abbau zu Zeiten
besserer gesamtwirtschaftlicher Bedingungen vergleichsweise reibungslos
hätte vonstatten gehen können. Der Mangel an alternativen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten in Problemregionen hat auch hierin seine Ursache.
Die drei Krisenbranchen zahlten und zahlen zudem weit überdurch-
schnittlich hohe Löhne. Für die Arbeitnehmer in diesen Branchen ist es
also wenig attraktiv gewesen, sich nach anderen Arbeitsplätzen umzu-164
sehen. Die Ansiedlung neuer Unternehmen ist durch die hohen Lohnstan-
dards sicherlich nicht gefördert worden. Es zeigt sich immer wieder:
Durch Protektion werden nicht von selbst Wettbewerbsnachteile in Wett-
bewerbsvorteile verwandelt, wird nicht eine strukturschwache Region au-
tomatisch eine wachstumsstarke.
30. Die Staatshilfen dienen faktisch vornehmlich dazu, Einkommen und
Beschäftigung in den strukturschwachen Bereichen zu sichern. Kurzfri-
stiges Krisenmanagement erweist sich erneut als der größte Feind einer
langfristig angelegten wirtschaftspolitischen Anpassungsstrategie. Der
Staat, der darüber wachen sollte, daß Wettbewerb auf den Märkten
herrscht, betreibt selbst eine Konzentrationspolitik in der Stahlindustrie
und im Schiffbau. Daran stimmt nicht nur bedenklich, daß in diesen
Branchen kleinere Unternehmen, die mit Produktinnovationen hervortre-
ten und Marktnischen aufzuspüren vermögen, auf der Strecke bleiben.
Vielmehr wird der Steuerzahler immer aufs neue bemüht, schrumpfenden
Branchen "Überlebensgarantien" zu geben, sie gleichsam als Produkti-
onsmuseen zu unterhalten.
Tabelle A4* - Kennziffern zur wirtschaftlichen Situation im Steinkoh-
lenbergbau, in der Eisenschaffenden Industrie und im



























































Mrd. DM. - (c)Bruttowertschöpfung in
in vH des Bruttoanlagevermögens, jew
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sen von 1976; Mrd. DM. - (b)In Preisen von 1976;
ü Produktionskapazität. - (d)Nettoanlagevermögen
l Preisen von 1976. - (e)Relation von B-uttoan-
Ls in Preisen von 1976. - (f)Bruttowertschöpfung
DM/Std. - (g)Relation von Bruttolohn- und -ge-
3n von 1976; 1976=100. - (h)Einkommen aus Unter-
:oanlagevermögens (einschl. Vorratsvermögen),
(Nettowertschöpfung - Subventionen), 1973 und
Quelle: Krengel et al. [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.165
III. Subventionen für die Landwirtschaft
1. Die gesetzlichen Grundlagen
1. Die Landwirtschaft gehört zu jenen größeren Bereichen der Wirt-
schaft, die in der Aufbauphase der Bundesrepublik Deutschland vom
marktwirtschaftlichen Ordnungsprinzip ausgenommen wurden. An die
Stelle der Zwangsbewirtschaftung von Agrarwaren, die nach 1948 schritt-
weise abgebaut wurde, traten landwirtschaftliche Marktordnungen, deren
wichtigstes Instrumentarium - Einfuhrkontingentierungen und Lagerhal-
tung agrarischer Stapelwaren durch Einfuhr- und Vorratsstellen sowie
Finanzhilfen (1) - allerdings aus der Agrarpolitik der Vorkriegszeit
stammte. Die tradierte Sonderstellung der Landwirtschaft wurde mit dem
Landwirtschaftsgesetz von 1955 institutionell abgesichert (2). Dieses Ge-
setz verpflichtete die Regierung, "die Landwirtschaft mit den Mitteln der
allgemeinen Wirtschafts- und Agrarpolitik - insbesondere der Handels-,
Steuer, Kredit- -und Preispolitik - in den Stand zu setzen, die für sie
bestehenden naturbedingten und wirtschaftlichen Nachteile gegenüber
anderen Wirtschaftsbereichen auszugleichen und ihre Produktivität zu
steigern" [Nonnhoff et al., o.J., S. 21 f.].
2. Die Bundesregierung setzte in den Verhandlungen in der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft Anfang der sechziger Jahre durch, daß
der deutsche Agrarschutz sowohl seiner institutionellen Ausgestaltung als
auch seiner Höhe nach, von geringfügigen Korrekturen abgesehen, er-
halten blieb. Trotz einer Vielzahl von Vorstößen, die zu einer Reform
der Gemeinsamen Agrarpolitik seit Ende der sechziger Jahre unternommen
wurden, ist das System des Agrarschutzes nicht nur bis heute beibehal-
ten, sondern durch die Ausweitung' auf immer mehr Produkte und auf
weitere Interventionen sogar noch verschärft worden.
(1) Finanzhilfen an die deutsche Landwirtschaft wurden erstmals im Jah-
re 1901 gegeben. Im Reichshaushaltsplan 1901 wurde ein Betrag von
55 000 Mark zur "Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung und
Unterstützung wissenschaftlicher, technischer und ähnlicher Bestre-
bungen auf dem Gebiet der Landwirtschaft" ausgewiesen [Hänlein,
1932].
(2) Das Landwirtschaftsgesetz entspricht in großen Zügen dem vom
Deutschen Bauernverband vorbereiteten Gesetzentwurf mit dem Titel
"Vorschlag für ein Gesetz zur Sicherung der Volksernährung und
zur Erhaltung eines gesunden Bauernstandes". Dieser Entwurf wie-
derum, der mit dem Bundesverband der Deutschen Industrie und
dem Industrieinstitut abgestimmt worden war, stützte sich auf zwei
vom Bauernverband in Auftrag gegebene Gutachten des Ifo-Instituts
für Wirtschaftsforschung [Hansmeyer, 1963]. Die Gesetzentwürfe des
Deutschen Bauernverbandes und das Landwirtschaftsgesetz weisen
hinsichtlich der Ziele des Agrarschutzes weitgehende Übereinstim-
mung mit denen der Agrarpolitik in der Weimarer Republik auf, die
wie folgt beschrieben werden: "Es handelt sich nicht bloß um die
Aufgabe, den Landwirten einen Lohn für ihre Arbeit zu sichern,
sondern den Anbau des deutschen Bodens und die Verwertung seiner
Erzeugnisse durch die Preispolitik so zu gestalten, wie es dem Be-
darf des deutschen Volkes am besten entspricht" fSering, 1932],166
2. Die Höhe des Agrarschutzes
3. Subventionen machen nur einen, wenn auch gewichtigen Teil des
Agrarschutzes aus. Neben Subventionen, die sich im Jahre 1981 auf
knapp 13 Mrd. DM an Finanzhilfen und knapp 2 Mrd. DM an Steuerver-
günstigungen (Tabelle A5*) beliefen, erhält die Landwirtschaft einen im-
pliziten Transfer über umfangreiche staatliche Preisregulierungen im
Rahmen der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik. Durch Einfuhrregu-
lierungen, Ausfuhrsubventionen und staatliche Ankäufe von Argarwaren
auf dem Binnenmarkt zu garantierten Mindestpreisen sind die Agrarpreise
in der EG von den Weltmarktpreisen abgekoppelt. Auf diese Weise werden
Konsumenteneinkommen an die Agrarproduzenten transferiert.
























































































4. Schätzungen über das Ausmaß dieser impliziten Transfers liegen für
die EG insgesamt im Durchschnitt der Jahre 1979/80 zwischen 50 Mrd.
DM und 74 Mrd. DM [Dicke, Rodemer, 1982]; auf die deutsche Landwirt-
schaft entfallen davon etwa 10 bis 14 Mrd. DM. Die Transferleistungen
der Konsumenten waren somit nur wenig niedriger als die Subventionen,
die von den Steuerzahlern aufgebracht wurden.167
5. Die Agrarmarktregulierungen mit ihren impliziten Transfers dürfen
auch deshalb nicht unerwähnt bleiben, weil sie die Struktur und die
Entwicklung der direkten Transfers, der Subventionen, maßgeblich mit-
bestimmen. Der weit überwiegende Teil der Subventionen, der in Tabelle
A5* unter Finanzhilfen aus Sonderhaushalten subsumiert ist (1), stellt
nämlich Folgeinterventionen der Preisregulierungen dar: Damit struktu-
relle Überschüsse - produzierte Agrarwaren, die zu den herrschenden
(administrierten) Preisen unverkäuflich sind - den Markt räumen, müssen
von der EG und nationalen Regierungen Haushaltsmittel für Lagerhal-
tung, Ausfuhrsubventionen und inferiore Verwertung (beispielsweise
Verfütterung, Denaturierung) bereitgestellt werden. Der Zusammenhang
zwischen den Preis- und Absatzgarantien auf dem Agrarmarkt der EG
und den Ausgaben für Marktinterventionen sorgt für ein Kuriosum: Das
Wetter und nicht das Parlament entscheidet auf kurze Frist gesehen über
die Höhe der Finanzhilfen. In Jahren mit für die Agrarproduktion gün-
stigem Witterungsverlauf und damit hohen Erträgen steigen die finanz-
wirtschaftlichen Kosten des Preisstützungssystems sprunghaft an. Jahre
mit witterungsbedingt schlechten Ernten und hohen Weltmarktpreisen be-
scheren hingegen eine unerwartete Minderung der Finanzhilfen.
3. Die Entwicklung des landwirtschaftlichen Subventionismus
6. Die finanzwirtschaftlichen Kosten der Preisstützungsmaßnahmen nah-
men bereits zu Beginn des Gemeinsamen Agrarmarktes so rasch zu, daß
schon damals ein finanzieller Kollaps des Systems prognostiziert und Re-
formen des Schutzsystems als unausweichlich angesehen wurden [ Heid-
hues et al. , 1969]. Dieser Punkt scheint wieder einmal erreicht zu sein.
Die Haushaltsausgaben der EG, von denen über zwei Drittel auf die Fi-
nanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik entfallen, sind Anfang der
achtziger Jahre auf eine Höhe geschnellt, die die von den Mitgliedstaaten
vereinbarte Höchstgrenze der Einnahmen des EG-Haushaltes (2) zu über-
schreiten droht.
7. Was das agrarpolitische Entscheidungskalkül der Bundesregierung
anbelangt, so sind allerdings Zweifel angebracht, ob die Gefahr einer
Unfinanzierbarkeit als Problem empfunden wurde. Marktordnungsausgaben
und Ausgaben im Rahmen der nationalen Agrarpolitik zusammengenommen
machen seit Mitte der sechziger Jahre rund 3 vH der Ausgaben der
öffentlichen Haushalte der Bundesrepublik Deutschland aus; die Subven-
tionen an die Landwirtschaft sind somit im Gleichschritt mit den übrigen
Ausgaben gestiegen (Tabelle A6*).
(1) In den Finanzhilfen der Sonderhaushalte sind neben Mitteln des Ga-
rantiefonds (Marktordnungsausgaben) auch Mittel des Ausrichtungs-
fonds des EG-Haushaltes enthalten. Geld aus dem Ausrichtungsfonds
soll regionalen und sektoralen "Strukturmaßnahmen" dienen.
(2) Die der Gemeinschaft als Eigenmittel zugewiesenen Einnahmen sind
beschränkt auf Zölle, Abschöpfungen, Produktionsabgaben und Mehr-
wertsteuereinnahmen bis zu maximal 1 vH der einheitlichen Bemes-
sungsgrundlage der Mehrwertsteuer in den einzelnen Ländern.168
Tabelle A6* - Anteil der Agrarsubventionen an den Ausgaben der öffent-














Quelle: Zavlaris [1970]; Knoll [1983]; eigene Berechnungen.
8. Daß die nationalen Agrarsubventionen auch nach der Vollendung des
Gemeinsamen Agrarmarktes absolut weiter gestiegen sind, kann nicht mit
den Bestimmungen des EG-Vertrages oder mit Ministerratsbeschlüssen be-
gründet werden. Dem Prinzip eines freien,- unbehinderten Warenverkehrs
zwischen den Mitgliedstaaten hätte es eher entsprochen, wenn alle natio-
nalen Subventionen abgebaut worden wären (1).
9. Statt dessen ist nicht nur ein großer Teil der Subventionsprogramme
der fünfziger Jahre weitergeführt worden. Es sind noch weitere Pro-
gramme im Verlauf der sechziger und siebziger Jahre hinzugekommen. So
gesehen spiegelt sich in den heutigen Agrarsubventionen der Bundes-
republik Deutschland die Agrarpolitik der letzten dreißig Jahre wider:
- Die Steuerermäßigungen als Mittel des Agrarschutzes gibt es von An-
fang an; auch die Neuordnung der Einkommensteuer zu Beginn der
achtziger Jahre hat die Sonderstellung der Landwirtschaft im Steuer-
recht nicht beseitigt: Die Steuervergünstigungen sind nur wenig ein-
geschränkt worden (Tabelle A5*).
- Ebenfalls aus den Gründungsjahren, in denen die Steigerung der hei-
mischen Agrarproduktion bei vergleichsweise hohen Weltmarktpreisen
lohnend erschien, stammen verschiedene Subventionsprogramme, die
eine Steigerung der Produktivität des Bodens und der übrigen Produk-
tionsfaktoren bezwecken. Zu nennen sind hier insbesondere die Flurbe-
reinigung, wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen,
Maßnahmen des Küstenschutzes, die Gasölbeihilfen und die Maßnahmen
zur Verbilligung des Kapitaleinsatzes im Rahmen des einzelbetrieblichen
Förderungsprogramms.
- Die Subventionsprogramme "Verbesserung der Marktstruktur" und "Ab-
satzförderung" (2) wurden nach Verabschiedung der ersten gemeinsa-
men Marktordnungen beschlossen. Durch eine Konzentration des deut-
(1) In der Phase der ersten gemeinsamen Maßnahmen auf dem Agrarmarkt
der EG (1962-1964) mußte sich die deutsche Regierung verpflichten,
Produktsubventionen (in Höhe von über 1 Mrd. DM) als Mittel der
Einkommensstützung vor allem für Milchkuhhalter abzubauen. Wäh-
rend die Einkommenswirkungen des Subventionsabbaus wegen der
Anhebung der administrierten Agrarpreise weitgehend neutralisiert
wurden, blieb das Gesamtvolumen der Agrarsubventionen nahezu
unverändert. Die "eingesparten" Mittel wurden für alte und neu ge-
schaffene Subventionsprogramme - mit Zustimmung der übrigen Mit-
gliedstaaten - eingesetzt.
(2) Die Absatzförderung wird im Haushalt des Bundes zusammen mit Auf-
klärung und Verbraucherberatung ausgewiesen.169
sehen Agrarangebots auf eine kleine Zahl genossenschaftlicher Absatz-
vermittler und durch ein zentral gesteuertes Marketing sollte der Wett-
bewerbsvorsprung von Anbietern aus den übrigen EG-Mitgliedstaaten
ausgeglichen und somit Marktanteilsverluste im Gemeinsamen Agrar-
markt vermieden werden. Der EWG-Vertrag sieht aber vor, daß im
gemeinsamen Binnenmarkt eine Arbeitsteilung nach Maßgabe regionaler
Spezialisierungsvorteile erfolgen soll. Staatlich finanzierte Werbemaß-
nahmen und Konzentrationsprozesse, die der Verlagerung von Produk-
tionen entgegenwirken, sind daher mit diesem Vertragsziel kaum zu
vereinbaren.
- Als Ende der sechziger Jahre eine Abkehr von der Preis-Einkommens-
politik und eine Hinwendung zu einer Politik des verstärkten Struktur-
wandels gefordert wurde, beschloß die Bundesregierung, eine beson-
dere landwirtschaftliche Sozialpolitik einzuführen; eine durch Preis-
senkungen verstärkte Abwanderung von Produktionsfaktoren aus der
Landwirtschaft sollte möglichst ohne soziale Härten vonstatten gehen.
In den siebziger Jahren wurde aber dann durch Grenzausgleichsmaß-
nahmen und Preiserhöhungen der Strukturwandel behindert, gleichwohl
führte die Regierung ihr sozialpolitisches Programm mit Zuschüssen zur
Altershilfe, Unfallversicherung, Krankenversicherung, Zusatzalters-
versorgung sowie mit der Landabgaberente fort. Die Ausgaben für
diese Maßnahmen haben stärker als die nationalen Agrarsubventionen
insgesamt zugenommen und werden aufgrund des ungünstigen Alters-
aufbaus der landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung bei unveränderter
Gesetzeslage auch in Zukunft überdurchschnittlich stark steigen.
- Im Verlauf der siebziger Jahre wurden Maßnahmen zum Schutz der
Umwelt in der Landwirtschaft beschlossen.
Auf die genannten Bereiche entfällt der weit überwiegende Teil der na-
tionalen Agrarsubventionen. Der Rest (etwa 10 vH) setzt sich aus einer
Vielzahl von Subventionsmaßnahmen mit einer jeweils geringen Ausgaben-
höhe zusammen. Die der breiten Öffentlichkeit nicht zugängliche 4. Fort-
schreibung des Beihilfeninventars der Bundesrepublik Deutschland weist
auf mehr als hundert Seiten mehrere hundert Maßnahmen mit geringer
Ausgabenwirksamkeit aus. Eine stark ausgeweitete Agrarbürokratie
scheint hier einen von Kontrollen weitgehend unbehinderten Tätigkeits-
drang entfaltet zu haben.
4. Eine Evaluierung des Agrarschutzes
10. Wirtschafts- und Agrarwissenschaftler haben als Mitglieder der wis-
senschaftlichen Beratergremien des Wirtschafts- und Landwirtschaftsmini-
steriums Anfang der fünfziger. Jahre die Ansicht vertreten, daß sich eine
Sonderstellung des Agrarsektors ökonomisch nicht begründen läßt (1);
auch in der Landwirtschaft könnten die marktwirtschaftlichen Prinzipien
angewendet werden, ohne daß die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt beein-
trächtigt würde. Auch heute noch ist zumindest in der Wirtschaftswis-
senschaft unbestritten, daß ohne staatliche Interventionen die Güterver-
sorgung der Konsumenten besser und die gesamtwirtschaftliche Produk-
(I) Zu den Gutachten der wissenschaftlichen Beiräte in den Jahren 1948-
1959 vgl. Hansmeyer [1963, S. 104-112].170
tivität der Produktionsfaktoren höher sein könnten, als sie es derzeit
sind. Nimmt man einmal die Standardargumente ernst, mit denen die Ziele
der Agrarpolitik in den Agrarberichten der Bundesregierung begründet
werden, so kann gezeigt werden, daß technische Externalitäten (Erhal-
tung einer Kulturlandschaft, Versorgungssicherheit) oder Verbesserun-
gen der Einkommensverteilung zugunsten der Landwirte wesentlich preis-
günstiger erreicht werden können. Das jetzige System verletzt die
Grundregel effizienter Wirtschaftspolitik, wonach jedem Ziel ein Mittel
zuzuordnen ist. Sollten tatsächlich technische Externalitäten im Bereich
des Umweltschutzes oder der Versorgungssicherheit mit landwirtschaftli-
cher Produktion verbunden sein, was keineswegs sicher ist, so würden
die Subventionen, die ausschließlich für diese Zwecke jeweils gewährt
würden, nur einen kleinen Bruchteil der jetzigen Agrarsubventionen aus-
machen. Was die Verteilungswirkungen des jetzigen Agrarschutzes anbe-
langt (1), so ließen sich diese durch direkte, produktionsunabhängige
Zahlungen ebenfalls billiger bewerkstelligen [Dicke, Rodemer, 1983].
Dabei würde sich rasch herausstellen, daß der reichste Landwirt den
höchsten Transfer bekommt.
11. Die gesamtwirtschaftlich nachteiligen Wirkungen des Agrarschutzes
sind demnach evident. Die Regierungen vertreten freilich eine andere
Meinung. Sie sagen, daß die Agrarpolitik, so wie sie betrieben wird, im
nationalen Interesse liege und dem Wohl aller Bürger diene. Wären die
Preisstützungsmaßnahmen und die Agrarsubventionen nicht auch aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht effizient, gäbe es sie nicht. Die Entschei-
dungsregeln der politischen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland -
wie auch die der anderen in den Europäischen Gemeinschaften zusammen-
geschlossenen Staaten - lassen aber sehr wohl zu, daß sich Personen
nationale Ressourcen ohne freiwillige Zustimmung der Mehrheit, die als
Steuerzahler oder Konsumenten den Transfer finanzieren, aneignen kön-
nen.
5. Die Aussichten für einen Abbau des Agrarschutzes
12. Die Entwicklung der Agrarpolitik der Vereinigten Staaten in den
letzten dreißig Jahren belegt, daß sehr wohl Kursänderungen in der
Agrarschutzpolitik, verbunden mit erheblichen volkswirtschaftlichen Ge-
winnen, möglich sind. Die Frage scheint daher nicht müßig, ob und wie
unter den institutionellen Rahmenbedingungen der Bundesrepublik
Deutschland ein Abbau des Agrarschutzes in Gang kommen oder zumin-
dest ein Fortschreiten des Protektionismus verhindert werden könnte.
Die Antwort hierauf sollte einmal von jenen wichtigen gesellschaftlichen
Gruppierungen gegeben werden, die als Betroffene den Agrarschutz von
Anfang an implizit oder explizit akzeptiert haben - wie etwa der Bun-
desverband der Deutschen Industrie (BDI). Im Falle des BDI, aber auch
des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) , deren Mitglieder einen gro-
ßen Teil der Kosten des Agrarprotektionismus tragen, scheidet ein Tritt-
brettfahrerverhalten als Erklärung für Stillhalten aus.
(1) Die Preisstützungsmaßnahmen belasten kinderreiche Familien mit
niedrigem Einkommen zugunsten von Landwirten mit hohen Einkom-
men. Ob diese progressive VerteilungsWirkung eine Annäherung an
das sozialökonomische Optimum bedeutet, muß dem subjektiven Wert-
urteil überlassen bleiben.171
13. Es ist nicht sicher, ob die Nachteile des Agrarschutzes für die bei-
den Organisationen transparent sind. So ist in der öffentlichen Dis-
kussion nicht selten das Argument zu hören, die Gemeinsame Agrarpolitik
sei der 'Preis', den die Bundesrepublik zu zahlen habe, damit der Indu-
strie ein großer Markt gesichert werde, auf dem sie von Handelshemm-
nissen unbehindert ihre Waren verkaufen könne. Und weiter zugespitzt
lautet die Argumentation: eine einseitige Aufkündigung der Gemeinsamen
Agrarpolitik hätte zur Folge, daß Frankreich und Italien hierauf mit ei-
nem Einfuhrverbot für Industriewaren aus der Bundesrepublik reagieren
würden. Dieser Versuch, den Status quo gegen Reformvorschläge zu
immunisieren, indem man ihn mit einer noch schlechteren Situation ver-
gleicht, trägt nicht. Abgesehen davon, daß Behinderungen deutscher
Industriewarenexporte den Partner Staaten, die ihrerseits Industriewaren
in die Bundesrepublik ausführen, letztlich schaden würden, geht es in
dem hier diskutierten Zusammenhang gar nicht darum, die Prinzipien des
freien Warenverkehrs für Agrarwaren außer Kraft zu setzen. Es geht
vielmehr um die Frage, ob der Agrarschutz im Gemeinsamen Agrarmarkt
niedriger als jetzt sein könnte. Für diejenigen Länder, die wie Frank-
reich und Italien Kostenvorteile in der Agrarproduktion haben, ist von
gesamtwirtschaftlichem Interesse, daß sie ihre Agrarprodukte unbehin-
dert in die Länder ausführen können, die wie die Bundesrepublik Ko-
stennachteile haben. Ihre Spezialisierungsvorteile im Handel könnten sie
bei einem Preisniveau wahrnehmen, das weit niedriger wäre als das jetzi-
ge, das nicht zuletzt auf Drängen der Bundesregierung so hoch festge-
setzt wurde. Die EG-Mitgliedsstaaten mit Kostenvorteilen in der Agrar-
produktion würden deshalb auf gar keinen Fall den Industriewarenhandel
mit der Bundesrepublik behindern, wenn die Bundesregierung den
Agrarschutz verringerte - etwa indem sie den Grenzausgleich, der die
Landwirtschaft im Unterschied zur Industrie vor den Folgen von Aufwer-
tungen der Deutschen Mark bewahrt, abbaut oder indem sie die in natio-
naler Kompetenz liegenden Agrarsubventionen streicht.
14. Welches Kalkül für den DGB oder den BDI maßgebend ist, die Be-
lastungen ihrer Mitglieder durch Steuern und überhöhte Agrarpreise
stillschweigend hinzunehmen, ist für einen Außenstehenden schwer nach-
zuvollziehen (1). Beiden Organisationen könnte es relativ gleichgültig
sein, welchen Verwendungszwecken die Finanzmittel der öffentlichen
Haushalte gewidmet werden, solange ihre Wünsche nach Steuersenkungen
(1) Im Falle des BDI könnte eine Erklärung sein, daß ein nicht geringer
Teil der Mitglieder, die dem Importsubstitutionsbereich angehören,
die Standardargumente des Agrarprotektionismus für sich selbst re-
klamiert und die exportorientierten Mitglieder majorisiert. Die Zu-
sammenfassung freihändlerisch gesinnter Exportindustrien und pro-
tektionssuchender Branchen unter einem Dach muß nicht auf Dauer
Bestand haben. So brach schon einmal, im Jahre 1895, ein Industrie-
verband, der Centralverband deutscher Industrieller, auseinander,
weil die Schutzzollforderungen wichtiger Mitglieder - Eisen- und
Kohleindustrie - mit den wirtschaftlichen Interessen exportorientier-
ter Mitglieder - Chemische Industrie, Konsumgüterindustrie - kolli-
dierten. Es spaltete sich der Bund der Industriellen ab, dem im Jah-
re 1909 der ebenfalls freihändlerisch gesinnte Hansa-Bund, ein Zu-
sammenschluß von exportorientierten Industrien, Handel, Banken,
Versicherungen sowie von Handwerksverbänden, an die Seite trat
[Schulze, 1982].172
oder nach Finanzhilfen in etwa erfüllt werden. . Von einem Abbau der
Finanzhilfen im Agrarsektor konnten sich die Mitglieder in der Vergan-
genheit kaum einen spürbaren Vorteil erhoffen. Angesichts leerer Haus-
haltskassen könnte sich diese Einschätzung jedoch ändern. Von größerer
Bedeutung aber sind die Auswirkungen insbesondere der außenhandels-
wirksamen Regulierungen auf dem EG-Agrarmarkt. Diese schädigen die
Interessen der überwiegenden Zahl der Mitglieder beider Organisationen
(BDI und DGB) erheblich. So werden etwa die Verdienstmöglichkeiten im
industriellen Sektor auf folgende Weise geschmälert:
- Das Abschöpfungs- und Erstattungssystem der EG vermindert die Im-
portkapazität der Drittländer und verkleinert somit den Absatzspiel-
raum der deutschen Industrie (1).
- Die nationalen Agrarsubventionen wirken-einer Verlagerung der Agrar-
produktion an kostengünstigere Produktionsstandorte entgegen und
verringern insoweit die Importkapazität der EG-Mitgliedstaaten für'
deutsche Industriewaren.
15. Nun mag in den fünfziger und sechziger Jahren die Industrie so
günstige Wachstumsbedingungen gehabt haben, daß der Agrarschutz
trotz seiner negativen Handelseffekte den organisierten Interessengrup-
pen tolerabel erschien. Dieses Verhaltensmuster könnte sich aber ange-
sichts der anhaltenden Wachstumsschwäche ändern. Eine weitere Erhö-
hung des Protektionsgrades des Agrarsektors würde für die Solidarge-
meinschaft der organisierten Gruppen eine erhebliche Belastungsprobe
sein.
16. Die Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zur
"Reform" der Gemeinsamen Agrarpolitik und die Reaktionen der Regie-
rungen hierauf lassen eine neuerliche Steigerung des Interventionismus
erwarten:
- Es sollen neue Barrieren gegen solche Agrarprodukte errichtet werden,
die in der EG nicht produziert werden, die aber in Substitutionskon-
kurrenz zu heimischen Agrarwaren stehen. Diese Maßnahmen würden
nicht nur die Exporterlöse der Drittländer und damit deren Import-
kapazität bei Industriewaren verringern. Es wäre überdies mit Retor-
sionsmaßnahmen der Vereinigten Staaten - auch im Industriewarenbe-
reich - zu rechnen.
- Auf dem Markt mit den höchsten fiskalischen Kosten, dem EG-Milch-
markt, soll ein Kontingentierungssystem eingeführt und sollen parafis-
(1) Der negative Wirkungszusammenhang zwischen Einfuhrdrosselung bei
Agrarwaren und Ausfuhren der Exportindustrien ist in der Wirt-
schafts- und Agrarwissenschaft kein kontroverses Thema mehr. Ein
Streit, den es hierüber gegeben hat, wurde 1931 beendet [Land-
mann, 1932; Colm, Groß, 1932]. Allerdings wird von der EG-Kommis-
sion und vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten von Zeit zu Zeit bestritten, daß die EG-Agrarpolitik den
Welthandel beeinträchtige. Wissenschaftliche Untersuchungen kommen
hier zu einem anderen Befund. Jüngste Schätzungen über die negati-
ven Handelseffekte des Agrarschutzes der EG für Drittländer liegen
bei etwa 60 Mrd. DM [Dicke, Rodemer, 1982]. Um diesen Betrag
könnten die Agrarausfuhren der Drittländer - unter Berücksichti-
gung der Verbesserungen der Terms of Trade - größer sein.173
kaiische Abgaben erhöht werden. Diese Maßnahmen laufen darauf hin-
aus, öffentliche Haushalte auf Kosten der Budgets privater Haushalte
zu entlasten und weitere Preiserhöhungsspielräume zu schaffen (1).
Ein weiteres Stück Transparenz über die Kosten des Agrarschutzes
ginge auf diese Weise verloren.
17. Wie lange die Solidargemeinschaft der Interessenorganisationen die
zunehmenden Belastungen des Agrarschutzes aushalten wird, ist schwer
zu beurteilen. Die Wahrscheinlichkeit wird größer, daß an die Stelle von
Absprachen, die im Rahmen von Spitzengesprächen der Verbände getrof-
fen werden, wieder offene Auseinandersetzungen treten. Eine öffentliche
Anhörung der Verbände über den Agrarschutz könnte dazu beitragen,
daß die Interessengegensätze transparent werden und dadurch der Über-
gang zu Konkurrenzverhalten zwischen den organisierten Interessen be-
schleunigt wird. Es bestände dann die Chance, daß die Agrarpolitik in
eine Richtung gedrängt wird, bei der es keine Anreize zur Uberschuß-
produktion gibt, der Haushalt der EG entlastet wird, die Agrareinfuhr
aus Drittländern liberalisiert wird und bei der eine Sozialpolitik zugun-
sten der Landwirtschaft, wenn sie denn sein muß, den Preismechanismus
nicht blockiert.
18. Eine solche agrarpolitische Wende impliziert nicht nur eine Beseiti-
gung der Preisstützungsmaßnahmen auf dem Binnenmarkt der EG. Auch
die in nationaler Kompetenz liegenden Agrarsubventionen würden zum
überwiegenden Teil hinfällig werden. In erster Linie wären die Subventi-
onen betroffen, die auf eine Erhöhung der landwirtschaftlichen Produkti-
vität gerichtet sind; dies wären immerhin 15 vH der Agrarsubventionen.
Dadurch würde nicht nur die unproduktive Verwendung von Kapital be-
endet. Auch die Marktordnungsausgaben würden sinken. Die sozialpoliti-
schen Maßnahmen müßten im einzelnen daraufhin überprüft werden, ob
sie dem Prinzip der Gleichbehandlung gleicher Tatbestände Rechnung
tragen. Die Sonderstellung der Landwirtschaft wäre zu beseitigen. Die
Interessenorganisationen der gewerblichen Wirtschaft und die Gewerk-
schaften könnten den Kurswechsel beschleunigen, indem sie ihr Still-
schweigen brechen und die Interessen ihrer Mitglieder, die die Hauptlast
des Agrarprotektionimus tragen, in der Öffentlichkeit deutlich machen.
(1) Ob das Kontingentierungssystem tatsächlich bewirken wird, daß die
Ausgaben der öffentlichen Haushalte sinken, ist keineswegs sicher.
Wie das Beispiel des Zuckermarktes, auf dem es schon seit längerem
ein Quotensystem gibt, lehrt, besteht in den Gemeinschaftsorganen
die Neigung, die Quoten und Preise so hoch festzusetzen, daß nach
wie vor beträchtliche Produktionsüberschüsse entstehen, die dann
mit öffentlichen Finanzmitteln beseitigt werden müssen. Auch wenn
auf dem Milchmarkt die Quoten restriktiv festgesetzt würden, wäre
der Erfolg - eine Entlastung der Haushalte - nicht sicher. Die Mol-
kereien, denen die Quoten zugeteilt werden sollen, müssen nicht vom
Milcherzeuger beliefert werden; ein Ablieferungszwang existiert
nicht. Der in einigen Gebieten ohnehin vorhandene Erzeugerabsatz
an private Haushalte würde nach Einführung der Quotenregelung
ausgeweitet und sich in anderen Gebieten neu entfalten. Der nächste
Schritt im interventionistischen Prozeß bestünde dann darin, die
Anzahl der Milchkühe zu kontingentieren oder einen Ablieferungs-
zwang einzuführen, der in der Bundesrepublik Deutschland noch gar




1. Langfristige Tendenzen in der Weltproduktion und im internationalen
Handel
1. Die beiden Dlpreiskrisen der siebziger Jahre markieren ohne Frage
tiefe Einschnitte in der weltwirtschaftlichen Entwicklung. In der Periode
von 1948 bis 1973 expandierte der Welthandel preisbereinigt mit einer
Jahresrate von 7,5 vH, die Weltproduktion agrarischer, bergbaulicher
und industrieller Erzeugnisse mit einer Jahresrate von 5 vH (Tabelle
A7*). In den Jahren von 1973 bis 1982 stieg dagegen die Weltausfuhr
nur noch im Durchschnitt um 3 vH, die Weltproduktion um 2 vH. Ein
wichtiges Merkmal des Niedergangs ist, daß der Welthandel erheblich
stärker betroffen war als die Weltproduktion. Eilte der Welthandel dem
jährlichen Zuwachs der Weltproduktion bis 1973 hoch um 2 1/2 Prozent-
punkte voraus, so beträgt der Abstand seitdem nur noch einen Prozent-
punkt (bei Industriewaren statt vier nur noch zwei Prozentpunkte). Die
Vorteile aus der internationalen Arbeitsteilung werden nicht mehr so in-
tensiv genutzt wie früher.
Tabelle A7* - Entwicklung der Weltproduktion und des Welthandels





















































(a)In konstanten Preisen; gerundet auf halbe Prozentpunkte. -












Quelle: GATT [d]; eigene Berechnungen.
2. Protektionistische Bestrebungen haben zunehmend auch den Handel
zwischen den Industrieländern erfaßt. Die schubweise Verteuerung des
Öls hat den ölimportierenden Ländern einen spürbaren Einkommensverlust175
auferlegt. Der Spielraum für eine Ausweitung des Handels ist dadurch
eingeschränkt worden. Es gibt noch einen anderen Grund, der erklären
könnte, warum sich die Expansion des Warenhandels verlangsamt hat. Die
Informationskosten sind durch die Fortschritte im Bereich der Elektronik
und des Kommunikationswesens enorm gesunken. Einiges spricht dafür,
daß dadurch der Handel zwischen Industrieländern tendenziell weniger
zunimmt [Vernon, 1982]: Zum Beispiel mag es sein, daß sich technisches
Wissen, welches bislang inkorporiert in Waren bezogen worden ist, zu-
nehmend billiger direkt erwerben läßt. Der Informationsaustausch könnte
so teilweise den Warenaustausch zwischen Industrieländern vor allem im
intraindustriellen Handel bei differenzierten Produkten ersetzen. In die-
sem Falle käme es zu einem verstärkten Handel mit Dienstleistungen.
2. Einige Besonderheiten in der Entwicklung des deutschen Außenhandels
3. Bis Anfang der sechziger Jahre expandierten Produktion und Ausfuhr
der deutschen .Wirtschaft im Trend beträchtlich rascher als im Durch-
schnitt der westlichen Industrieländer. Seit Mitte der sechziger Jahre
ließ das Expansionstempo nach. Die Zuwachsraten der Produktion blieben
leicht unter dem internationalen Durchschnitt. Bei der Warenausfuhr
wurden allerdings weiterhin Marktanteile hinzugewonnen, wenn auch
nicht mehr im gleichen Maße wie vordem.
4. Die Wachstumsabschwächung nach der ersten Olpreiskrise war be-
kanntlich zunächst in den Industrieländern besonders ausgeprägt. In den
Entwicklungsländern verringerte sich die Expansion von Produktion und
Ausfuhr durchweg weniger [ Agarwal et al., 1983]. Erst als sich die
Verschuldungsprobleme häuften, kam es auch dort zu einer kräftigen
Talfahrt. In der Bundesrepublik Deutschland stieg die Produktion nach
1973 etwas langsamer als im Durchschnitt der Industrieländer (Tabelle
A8*). Auch die außenwirtschaftliche Position konnte nicht gehalten wer-
den; es gingen Marktanteile verloren. Erst 1980 kehrte sich die Entwick-
lung um: Im Jahre 1982 lag das Volumen der deutschen Industriewaren-
ausfuhr um 9 vH über dem Niveau von 1980, das der Weltausfuhr dage-
gen nur um 2 vH.
3. Regionalisierungstendenzen im Welthandel
5. Bis zur ersten olpreiskrise bildete die wirtschaftliche Integration zwi-
schen den Industrieländern im industriellen Bereich die treibende Kraft
für die Expansion des Welthandels. Der wertmäßige Anteil der Industrie-
waren (ohne NE-Metalle) an der Weltausfuhr erhöhte sich von 46 vH im
Jahre 1955 auf 62 vH im Jahre 1973; der Anteil der Primärerzeugnisse
sank entsprechend. Im gleichen Zeitraum stieg der Anteil des Handels
zwischen den Industrieländern an ihrer gesamten Industriewarenausfuhr
von 54 vH auf 74 vH. Zweifelsohne trug damals der allgemeine Abbau der
Protektion in den Industrieländern im Zuge von sechs Liberalisierungs-
runden des GATT maßgeblich zu dieser Entwicklung bei. Hinzu kamen
die handelsschaffenden Effekte der Präferenzzonen in Nordamerika und in
Westeuropa (Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und Europäische Frei-
handelszone) , die die handelsumlenkenden Wirkungen übertrafen und die
den intrakontinentalen Handel besonders rasch expandieren ließen.176
Tabelle A8* - Entwicklung von Produktion und Außenhandel der Bundes-
republik Deutschland 1952-1982 (jährliche Veränderungsra-






























































































































gerundet auf halbe Prozentpunkte. - (b)Vor-
Erzeugnisse der Land- und Forstwirtschaft,
. - (e)Güter der Ernährungswirtschaft.
Quelle: Statistisches Bundesamt [y]; eigene Berechnungen.
6. Aber auch die Entwicklungs- und Staatshandelsländer konnten ihre
Ausfuhr von Industriewaren in die Industrieländer nachhaltig steigern.
Im Falle der Entwicklungsländer lagen die Zuwachsraten noch beträchtlich
über denen im Intra-Block-Handel der Industrieländer. Dies kontrastiert
mit der Entwicklung des Nord-Süd-Handels, der ausgesprochen langsam
expandierte. Deutlich rascher, aber immer noch schwächer als die Welt-
ausfuhr stieg der Intra-Block-Handel bei Industriewaren, der Güteraus-
tausch zwischen den Staatshandelsländern sowie der Süd-Süd-Handel.
Hingegen nahmen die Bezüge der Staatshandelsländer aus Industrie- wie
Entwicklungsländern erheblich schneller zu als die Weltausfuhr, gleiches
gilt für die Ausfuhr der Staatshandelsländer in die Entwicklungsländer.177
7. Nach der ersten ölpreiskrise setzten sich neue Tendenzen in der Re-
gionalisierung des Welthandels mit Industriewaren durch (1). Dies be-
trifft zunächst einmal, was nicht überrascht, die Ausfuhr in die OPEC-
Länder. Hier gab es von 1973 bis 1981 die höchsten Zuwachsraten. Aus
heutiger Sicht zeichnet sich indes ab, daß die Ausfuhr in die OPEC-Län-
der auf absehbare Zeit allenfalls schwach zunehmen wird - es sei denn,
daß ein kräftiger Aufschwung der Weltkonjunktur diesen Ländern aufs
neue wieder höhere Oleinnahmen in die Kassen schwemmt und diese trotz
interner Anpassungsschwierigkeiten wieder auf rasche Industrialisierung
setzen.
8. Der Halb- und Fertigwarenhandel zwischen den Industrieländern, der
vormals der dynamische Bereich des Welthandels gewesen war, entwickel-
te sich nach 1973 ausgesprochen schwach. Sein Anteil an der Weltausfuhr
von Industriewaren sank von 60 vH im Jahre 1973 auf 51 vH im Jahre
1981. Zum Teil kompensierten die Industrieländer dies durch eine höhere
Ausfuhr in die OPEC-Länder und die nichtölexportierenden Entwicklungs-
länder. Dadurch verringerte sich der Anteil ihrer gesamten Industriewa-
renausfuhr am Welthandel nur von 82 vH auf 80 vH.
9. Nach dem Handel mit den OPEC-Ländern expandierte der Handel zwi-
schen Industrie- und Entwicklungsländern (in beiden Richtungen) und,
mit noch mehr Dynamik, der Handel zwischen den Entwicklungsländern
am schnellsten. Die Ausfuhr der Entwicklungsländer in die Industrie-
länder hatte schon vor der ersten ölpreiskrise außerordentlich rasch zu-
genommen. Daß sich in den letzten Jahren diese Expansion verlangsamte,
hängt unter anderem mit der anhaltenden Wachstumsschwäche in den In-
dustrieländern und dem um sich greifenden Protektionismus zusammen
[Donges, 1981].
Die Ausfuhr der Industrieländer in die Entwicklungsländer und der Han-
del der Entwicklungsländer untereinander sind dagegen nach 1973 erheb-
lich gestiegen, besonders kräftig im letzten Falle. Inzwischen haben die
Folgen der zweiten ölpreiskrise auch die Entwicklungsländer eingeholt:
Die Einfuhr sank 1982 wertmäßig um 10 vH, die Ausfuhr um 5 vH. Die
Zuwachsrate des realen Sozialproduktes verringerte sich auf weniger als
1 vH. Auch gibt die erreichte Verschuldung vieler Entwicklungsländer
Anlaß zur Besorgnis. Mehr denn je scheinen die Entwicklungsländer auf
eine wirtschaftliche Erholung in den Industrieländern angewiesen zu
sein, nachdem sie lange Zeit Zuflucht in vermehrter internationaler Ver-
schuldung gesucht hatten, um möglichst wenig Abstriche bei ihren Ent-
wicklungsplänen machen zu müssen.
(1) Zum Teil mag es sich hierbei um - vorübergehende - Ausschläge
jeweils nach den beiden großen ölverteuerungen handeln. Darauf
deutet beispielsweise die Tatsache hin, daß der Intra-Block-Handel
der Industrieländer vor der zweiten ölpreiskrise wieder kräftig an
Fahrt gewann, in der Folge aber wieder stark zurückfiel. Doch des-
sen ungeachtet haben sich auch die Trends im Regionalmuster des
Welthandels nach 1973 nachhaltig gewandelt.178
4. Gefährden Präferenzzonen den Nord-Süd-Handel?
10. Als Symptom künftiger Gefahren für die Entwicklung des Welthandels
werden häufig die Versuche der Entwicklungsländer gedeutet, sich zu
Wirtschaftsgemeinschaften zusammenzuschließen. Es wird befürchtet, daß
solche Wirtschaftsgemeinschaften die Grundlage bilden sollen, um eine
umfassende Importsubstitution hinter hohen Zollmauern zu betreiben
(collective self-reliance). In der Tat bestehen seit vielen Jahren viele
Wirtschaftsgemeinschaften in der Dritten Welt, und es kommen immer wie-
der neue hinzu. Demnach gelten für den überwiegenden Teil des Süd-
Süd-Handels Präferenzregeln, wenn auch häufig nur auf dem Papier.
11. Daß die Präferenz-Handelszonen den Nord-Süd-Handel bislang schon
beeinträchtigt haben, kann man bezweifeln. Denn bei den Präferenzzonen
bildet in der Regel ein schwungvoller Name die Fassade für eher kleinka-
rierte Regelungen für ganz ausgewählte Produktkategorien. Wie für die
lateinamerikanischen Wirtschaftsgemeinschaften besonders gut dokumen-
tiert ist, gelten die Präferenzen zumeist nur für solche Produkte, bei
denen keines der beteiligten Länder eine übermäßige Importkonkurrenz
aus den Partnerstaaten zu gewärtigen hat; Handelsumlenkung vom Nord-
Süd-Handel in den Süd-Süd-Handel hält sich schon von daher in engen
Grenzen. Es überrascht daher nicht, daß bislang der Handel innerhalb
der Präferenz zonen nicht die zunehmende Dynamik des Süd-Süd-Handels
bei Industriewaren zu erklären vermag. Der Intra-Handel der Präferenz-
zonen ist nur zum Teil stärker expandiert als der Außenhandel insgesamt
[Fischer, 1983], und wo es zutraf, blieben die Zuwachsraten des Intra-
Handels dieser Regionen gleichwohl hinter den Zuwachsraten des globalen
Süd-Süd-Handels zurück (1).
12. Insgesamt betrachtet sind die Erfahrungen der Entwicklungsländer
mit regionalen Präferenz zonen enttäuschend [Langhammer, 1983]. Auch
die Industriewarenausfuhr der Industrieländer in die Entwicklungsländer
scheint bislang kaum nachteilig betroffen. Zumindest konnte sie in den
siebziger Jahren zu einem Wachstumsbereich aufrücken, als viele Ent-
wicklungsländer von der vorher exzessiv betriebenen Importsubstitu-
tionspolitik abrückten und Handelsschranken abbauten [Donges, Müller-
Ohlsen, 1978]. Freilich baute sich so im Laufe der Jahre ein steigendes
Defizit der Entwicklungsländer im Nord-Süd-Handel mit Industriewaren
auf. Die akuten Verschuldungsprobleme vieler Entwicklungsländer rühren
also auch daher, daß sie ihre Industriewarenausfuhr in die Industrie-
länder nicht haben stärker steigern können. Der Protektionismus der
Industrieländer gegen Importe aus Niedriglohnländern wendet sich nun
zunehmend gegen deren eigene Exportinteressen.
(1) Am raschesten expandierte im Süd-Süd-Handel die Ausfuhr von Inve-
stitionsgütern, auf die 1981 bereits 42 vH der gesamten Industrie-
warenausfuhr entfiel. Schwellenländer und fortgeschrittene Entwick-
lungsländer exportieren zunehmend relativ humankapitalintensive Wa-
ren im Süd-Süd-Handel, wachsen also in eine Rolle hinein, die vor-
dem alten Industrieländern vorbehalten war. Der durch das Entwick-
lungsgefälle zwischen den Entwicklungsländern induzierte Handel
trägt so immer mehr zur Zunahme des Süd-Süd-Handels bei.179
V. Intrasektoraler Strukturwandel - Die
Herstellung von EBM-Waren als Bei-
spiel
1. Zwischen expandierenden und schrumpfenden Wirtschaftszweigen ein-
deutig zu unterscheiden fällt zunehmend schwerer. Während früher der
Wandel der Produktions- und Beschäftigtenstruktur ein vergleichsweise
eindeutiges Branchenmuster erkennen ließ, gibt es inzwischen nur noch
wenige Branchen, die durchweg als wachstumsschwach oder wachstums-
stark angesehen werden könnten. So haben in einigen Branchen, die
allgemein als strukturschwach gelten, eine Reihe von Unternehmen be-
achtliche Anpassungserfolge erzielt, während es in wachstumsstarken
Branchen auch notleidende Unternehmen gibt. Der intrasektorale Struk-
turwandel zwischen Unternehmen innerhalb einer Branche hat im Ver-
gleich zum intersektoralen deutlich an Gewicht gewonnen.
2. Angesichts dieser Entwicklung stellt sich einmal mehr die Frage nach
der angemessenen Gliederungstiefe von Strukturanalysen. Würde bei-
spielsweise das Warenproduzierende Gewerbe nicht, wie vom Auftraggeber
gefordert (vgl. Abschnitt I des Anhangs), auf der Ebene von "Zweistel-
lern" der SYPRO untersucht, sondern auf der Ebene von "Vierstellern",
würde das Urteil über manche Branche wesentlich differenzierter aus-
fallen. Einen krassen Fall "unechter" Durchschnittsbildung durch die
Zusammenfassung sehr unterschiedlicher Bereiche stellt die Herstellung
von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen dar:
Hinter dem für diese Branche insgesamt ausgewiesenen Beschäftigungs-
rückgang von 27 vH zwischen 1973 und 1982 verbirgt sich eine Halbie-
rung der Arbeitsplätze im Büromaschinenbereich sowie eine nahezu
gleichbleibende Anzahl von Arbeitsplätzen im EDV-Bereich. Freilich, das
eigentliche Problem, die Messung des intrasektoralen Strukturwandels,
wäre durch eine derartige Verfeinerung des Branchenrasters nicht ge-
löst. Auch unter den Büromaschinenherstellern lassen sich wiederum
Teilbereiche mit guten Wachstumsaussichten ausmachen.
3. Daß es auch auf schrumpfenden Märkten einzelnen Unternehmen ge-
lingt, sich zu behaupten, macht das Beispiel der Herstellung von Eisen-,
Blech- und Metallwaren deutlich. Dieser Wirtschaftsbereich trägt typische
Merkmale einer strukturschwachen Branche:
- Die Produktion hatte bis 1982 nicht wieder den Stand von 1973 er-
reicht.
- Die Beschäftigtenzahl ist überdurchschnittlich gesunken (21 vH gegen-
über 14 vH im gesamten Verarbeitenden Gewerbe).
- Die Humankapitalintensität ist nur halb so hoch wie im Durchschnitt
des Verarbeitenden Gewerbes und zudem die niedrigste unter allen
Investitionsgüterherstellern.
- Die Rationalisierungsanstrengungen sind überdurchschnittlich stark,
wie der deutliche Anstieg der Sachkapitalintensität zeigt.
- Die Substitutionskonkurrenz anderer Branchen, etwa der Kunststoff-
verarbeitung oder der Elektrotechnik, ist außerordentlich rege. •
- Der Importdruck vor allem aus Entwicklungsländern ist hoch und hat
sich verstärkt.180
Tabelle A9* - Erwerbstätige in der Herstellung von Eisen-, Blech-
und Metallwaren 1973-1980 (a)
Wirtschaftszweig
EBM-Waren insgesamt(b)
Handelswaffen und deren Munition
Werkzeuge sowie Geräte für die
Landwirtschaft
Heiz- und Kochgeräte




































(a)Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten; 1973 geschätzt. - (b)Ohne
Herstellung von Panzerschränken. - (c)Maßgeblich beeinflußt durch Än-
derungen im Berichtskreis. Erläuterung im Text.
Quelle: Statistisches Bundesamt [h]; eigene Berechnungen.
EBM-Waren lassen sich durchweg als arbeitsintensiv und wenig techno-
logieintensiv charakterisieren. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der
Produktion wird in erster Linie von den Lohnkosten bestimmt. Die Bun-
desrepublik Deutschland ist somit auf Dauer sicher kein besonders gün-
stiger Standort.
Es ist deshalb nicht selbstverständlich, daß es innerhalb der Branche
einem Bereich, und zwar den Herstellern von NE-Metallblechwaren, ge-
lungen ist, sich aus dem allgemeinen Schrumpfungsprozeß herauszuhal-
ten. Dieser Bereich konnte den Personalbestand seit 1973 sogar auf-
stocken (Tabelle A9*) (1).
(1) Auch für Schneidwaren und Bestecke ist ein Beschäftigtenanstieg
ausgewiesen, der allerdings allein darauf beruht, daß ein einzelnes
Unternehmen mit rund 5000 Beschäftigten durch den Verkauf eines
Unternehmensteiles den Schwerpunkt seines Umsatzes und damit auch
seine statistische Branchenzugehörigkeit gewechselt hat. - Die Ver-
änderung der Beschäftigtenzahlen sind allerdings durchweg mit eini-
gen Unscharfen behaftet, da zwischen 1975 und 1977 gleich drei Än-
derungen im Berichtskreis stattgefunden haben. Diese Umstellungen
betrafen den Übergang von der. Systematik des Industrieberichts auf
die Systematik im Produzierenden Gewerbe, die Reduzierung des Be-
richtskreises von Betrieben mit zehn und mehr Beschäftigten auf Be-181






















































Quelle: Statistisches Bundesamt fe]j eigene Berechnungen.
4. Die Sonderbewegung bei NE-Metallblechwaren läßt sich wohl kaum mit
den dort eingesetzten Produktionstechniken erklären, denn ihre Herstel-
lung unterscheidet sich hinsichtlich der Faktor- und Technologieintensi-
täten nicht wesentlich von den übrigen EBM-Waren. Wegen der Energie-
verteuerung hat die Nachfrage nach wärmedämmenden Produkten für Ge-
bäude zugenommen, so daß die von den Wettbewerbsnachteilen auf der
Angebotsseite ausgehenden Schrumpfungstendenzen mehr als kompensiert
worden sind. Zu dem Nachfrageschub dürften steuerliche und mietrecht-
liche Sonderregelungen für Energiesparmaßnahmen wesentlich beigetragen
haben. Es müssen aber auch positive Anpassungen auf der Angebotsseite
stattgefunden haben - etwa bei der Produktgestaltung -, um in dieses
Nachfragepotential hineinstoßen und sich darüber hinaus gegenüber aus-
ländischen Konkurrenten behaupten zu können.
triebe von Unternehmen mit zwanzig und mehr Beschäftigten sowie
die Einbeziehung des Handwerks. Der Wechsel der Systematik wurde
hier weitgehend dadurch berücksichtigt, daß für 1973 die Herstel-
lung von Fahrrad- und Kraftwagenzubehör sowie die Füllhalter- und
Kugelschreiberproduktion und für 1980 die Herstellung von Panzer-
schränken aus dem EBM-Bereich ausgegliedert wurden. Außerdem
mußten aufgrund der unterschiedlichen Erfassung von Stahlblechmö-
beln die Stahlblechwaren und die Metallblechmöbel zu einer Gruppe
zusammengefaßt werden.182
Ein Blick in die Produktionsstatistik zeigt, daß es überwiegend Erzeug-
nisse für den Bau und Ausbau von Gebäuden waren, deren Produktion
nach 1973 zum Teil recht beträchtlich gesteigert wurde (Tabelle A10*)
(1). Auf den meisten übrigen Märkte stagnierte dagegen die Produktion
oder ging sogar zurück.
5. Das Beispiel macht freilich auch die Probleme deutlich, die eine tiefere
Untergliederung schafft:
- Je stärker disaggregiert wird, desto mehr gewinnen Einzelerklärungen
gegenüber generellen Entwicklungstendenzen an Gewicht. Aufgabe der
Strukturberichte kann es aber nicht sein, alle Sondereinflüsse zu be-
schreiben. Es sollen vielmehr die Grundlinien des Strukturwandels
herausgearbeitet werden. Eine stärkere Disaggregation kann also
durchaus den Blick für das verstellen, was am Strukturwandel wesent-
lich ist. Relevante Einsichten für eine Strukturpolitik sind von de-
taillierten Analysen auf Teilmärkten nicht zu erwarten.
- Je kleiner die Bausteine der Analyse sind, desto größer werden in
aller Regel die statistischen Unscharfen. Soweit überhaupt entspre-
chende Daten vorliegen, muß mit erheblichen Strukturbrüchen gerech-
net werden, die hauptsächlich von Umstellungen im Berichtskreis her-
rühren. Außerdem sind wegen der Geheimhaltungspflicht viele Stati-
stiken auf "Viersteller-Niveau" lückenhaft.
- Soweit in den Strukturberichten einzelne Wirtschaftszweige als beson-
ders wachstumsstark oder -schwach eingestuft sind, kann es immer
nur um beispielhafte Illustrationen gehen. Der Fall der NE-Metallblech-
waren zeigt, daß auch in strukturschwachen Branchen die Zukunft für
Unternehmen offen bleibt und Chancen bietet.
Nicht jeder Schritt in Richtung auf eine tiefere sektorale Untergliederung
ist damit auch ein zusätzlicher Erkenntnisfortschritt. Worauf es ankommt,
ist nicht eine möglichst tiefe, sondern eine problemadäquate Disaggre-
gation .
VI. Zum Tempo des sektoralen Struktur-
wandels - Bilanz einer Diskussion
1. Die Frage nach dem Tempo des Strukturwandels ist in der Vergan-
genheit kontrovers beantwortet worden. So wurde die Auffassung ver-
treten, daß sich der Strukturwandel in den siebziger Jahren verlangsamt
habe, es wurde aber auch die Gegenthese vertreten, daß er rascher
verlaufe als in der Zeit davor.
Die abweichenden Urteile kamen im wesentlichen dadurch zustande, daß
die Berechnungen
(1) Für die in Tabelle A10* durchgeführte Rückrechnung der Produktion
auf 1973 gelten grundsätzlich die gleichen Vorbehalte wie für Tabelle
A9*. Durch den Wechsel der Systematik konnte die Produktion eini-
ger "Sechssteller", die fast 20 vH der Gesamtproduktion von NE-Me-
tallblechwaren ausmachen, nicht gesondert ausgewiesen werden.183
- auf unterschiedlichen statistischen Reihen beruhten (etwa Bruttowert-
schöpfung in jeweiligen oder in konstanten Preisen),
- auf unterschiedlichen Aggregationsebenen durchgeführt wurden und
- unterschiedliche Meßkonzepte benutzen.




\)hne Wohnungsvermietung. - Gemessen an der Bnjttowertschöpfung in jeweiligen Preisen (51 Wirtschaftsbe-
reiche). - ^Gemessen an den Erwerbstätigen (49 Wirtschaftsbereiche).
Quelle: Statistisches Bundesamt [wj; eigene Berechnungen.184
2. Die Bilanz einer Diskussion über die statistischen und methodischen
Meßprobleme zeigt [DIW, 1982], daß es darüber keine einheitlichen Vor-
stellungen gibt. Es hat sich aber eine mehrheitliche Meinung herausge-
bildet, die dahin tendiert, daß das Tempo des Strukturwandels am be-
sten gemessen werden sollte
- an der Veränderung der nominalen Wertschöpfungs- und Beschäftigten-
anteile und
- unter Zugrundelegung einer statistischen Kennziffer, die auf Konzep-
ten wie der Beitragssummen-Norm, der euklidischen Abstandsmessung
oder der Beitragssumme der relativen Differenzen "beruht.
3. Das Institut für Weltwirtschaft hat seinen Berechnungen die eukli-
dische Abstandsmessung zugrundegelegt:





Dabei bezeichnen a. die Anteile der Wirtschaftsbereiche an der gesamt-
wirtschaftlichen nominalen Bruttowertschöpfung (oder an der Gesamtzahl
der Erwerbstätigen); S ist ein Strukturindex, der das Tempo des Struk-
turwandels angibt [ Breithaupt et al., 1978].
Danach läßt sich für die zweite Hälfte der siebziger Jahre im Vergleich
zur ersten Hälfte ein Rückgang der Änderungsgeschwindigkeit registrie-
ren; sie ist bei der Beschäftigung ausgeprägter als bei der Bruttowert-
schöpfung (Schaubild A2*). Auffällig sind vor allem die Niveauunter-
schiede in den Jahren 1974/75 und 1980/81.
4. Daß sich der Strukturwandel beschleunigt oder verlangsamt hat - und
auch dies ist ein Ergebnis der Diskussion -, sagt allerdings nichts da-
rüber aus, ob sein Tempo angemessen ist, ob er also rasch genug ver-
läuft. Es ist somit eine Referenzgröße mit ins Bild zu rücken, und die
kann nur das Ausmaß des Problemdrucks sein. Anders gewendet: Ange-
sichts der zahlreichen ungelösten Probleme wäre es nicht ausreichend,
wenn die deutsche Wirtschaft bei der Bewältigung des Strukturwandels
das Tempo hält. Sie muß vielmehr einen deutlich rascheren Gang einle-
gen, wenn sich der Anpassungsstau lösen soll.
VII. Anmerkungen zur statistischen Da-
tenbasis
1. Um die Vergleichbarkeit der Strukturberichte zu gewährleisten, hat
das Bundesministerium für Wirtschaft als Auftraggeber den Instituten
eine Reihe von Auflagen gemacht. Danach sollen die Strukturanalysen
- umfassend und konsistent sein, das heißt, in eine Analyse der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung eingebettet sein,
- im wesentlichen auf den Ergebnissen der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen und den mit ihr verzahnten Statistiken basieren sowie
- eine Gliederungstiefe von etwa 60 Wirtschaftsbereichen aufweisen.185
2. Das statistische Grundgerüst der Strukturberichte bilden die vom
Statistischen Bundesamt für die Zwecke der Strukturberichterstattung
bereitgestellten tiefergegliederten Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen (1). Sie enthalten Angaben über die Entstehung des
Sozialproduktes (Produktionswerte, Vorleistungen, Bruttowertschöpfung,
Abschreibungen, Kostensteuern, Nettowertschöpfung), über seine Vertei-
lung (Einkommen aus unselbständiger Arbeit, Einkommen aus Unterneh-
mertätigkeit und Vermögen) sowie über seine Verwendung (Privater Ver-
brauch, Staatsverbrauch, Investitionen, Ausfuhr, Einfuhr). Einige sta-
tistische Reihen liegen in doppelter Gliederung vor: nach Wirtschafts-
bereichen in der Systematik der Wirtschaftszweige (Fassung für die
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen), Ausgabe 1979, und nach Gü-
tergruppen in der Systematik der Produktionsbereiche in Input-Output-
Rechnungen (SIO), Ausgabe 1980. Darüber hinaus liefert das Statistische
Bundesamt Angaben über wichtige Produktionsfaktoren, wie über die
Erwerbstätigen oder das Bruttoanlagevermögen. In tiefer Gliederung (bis
maximal 58 Wirtschaftsbereiche) liegt das Zahlenmaterial bis einschließlich
1981, in der Gliederung nach 10 zusammengefaßten Bereichen bis ein-
schließlich 1982 vor.
3. Trotzdem bleiben große Lücken. Sie zeigen sich darin, daß das Zah-
lenmaterial der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
- nur einen Teil der zu beschreibenden Tatbestände abdeckt,
- nicht immer die notwendige fachliche Gliederungstiefe erreicht und
- manchmal nicht den gesamten Untersuchungszeitraum umfaßt.
Es muß daher auch auf andere statistische Quellen zurückgegriffen wer-
den, doch sind diese wegen methodischer Unterschiede nur selten mitein-
ander kompatibel. Mitunter sind die Unterschiede so groß, daß weder
das Ausmaß noch die Richtung der Veränderungen übereinstimmt.
4. Die Institute haben daher schon seit langem versucht, die Lücken
durch eigene Berechnungen auf der Basis amtlicher Statistiken und teil-
weise schwer zugänglicher sonstiger Quellen zu schließen. Zwei Beispiele
seien erwähnt:
- Um den Arbeitseinsatz besser erfassen zu können, hat das Institut für
Weltwirtschaft die in den einzelnen Wirtschaftsbereichen geleisteten
Arbeitsstunden ermittelt (Tabelle AI in Abschnitt X des Anhangs).
Grundlage dafür waren entsprechende Berechnungen des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung für zehn große Wirtschaftsberei-
che. Insbesondere wegen der in den einzelnen Wirtschaftsbereichen
sehr unterschiedlichen Beschäftigung von Teilzeitkräften sind Analysen
auf Stundenbasis aussagekräftiger als Analysen auf der Basis von An-
gaben über die Anzahl der Beschäftigten (2).
- Weil von den Unternehmen ein zunehmender Teil von Anlagegütern im
Leasing-Geschäft erworben wird, hat das Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
(1) Die Ergebnisse sind veröffentlicht in Fachserie 18', Reihe S. 5. (Sta-
tistisches Bundesamt [w]).
(2) Eine Neuberechnung war notwendig geworden, weil das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung seine Arbeitsvolumenrechnung
nach der ersten Strukturberichterstattung revidiert hatte. Vgl. Fels,
Schmidt [1981].186
schung die Investitionen nach dem Benutzerkonzept ermittelt, und zwar
in einer Tiefengliederung von 50 Wirtschaftsbereichen, auf die erstmals
zurückgegriffen werden konnte. Vor allem für produktionstheoretische
Analysen brachte dies eine deutliche Verbesserung.
5. Dennoch war es unumgänglich, auf Daten zurückzugreifen, die nicht
oder nur unzureichend aufeinander abgestimmt werden konnten. In Ein-
zelfällen sind auch Daten verwendet worden, die nicht mehr dem aktuel-
len Stand entsprechen, etwa weil sie nicht an die letzte Revision der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen angepaßt worden sind. Die Al-
ternative wäre der Verzicht auf die Darstellung bestimmter Sachverhalte
gewesen.
6. Man muß sich ohnehin darüber im klaren sein, daß buchhalterische
Konsistenz nicht notwendig mit hohem Informationsgehalt gleichzusetzen
ist. Auch in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ist die Anzahl
der Positionen, die geschätzt werden müssen, nicht klein.
Statistische Daten stellen häufig nur Näherungsgrößen im Analyseprozeß
dar. Um ein Beispiel zu geben: Unterschiede in der Lohnhöhe zwischen
den einzelnen Lohngruppen haben sicherlich viel mit Unterschieden in
den Qualifikationsanforderungen zu tun, aber es spiegeln sich darin auch
andere Einflüsse, etwa eine auf Nivellierung ausgerichtete Lohnpolitik.
Soweit die Lohnstruktur dazu herangezogen wird, um Unterschiede in
der Humankapitalintensität zu charakterisieren, ist das offensichtlich eine
Vereinfachung, wenn auch eine zulässige.
7. Die Klagen über unzureichende Statistiken sind nicht neu. Sie beglei-
ten die empirische Wirtschaftsforschung seit ihren Anfängen. Das Dilem-
ma, das auch bei den Arbeiten an den Strukturberichten immer wieder
auftaucht, stellt sich wie folgt dar:
- Was sich empirisch leicht zeigen läßt, ist häufig bekannt, weil die In-
formationen im allgemeinen auch Dritten zugänglich sind. Es ist daher
für die Darstellung oftmals nicht sehr interessant.
- Was interessant sein könnte, läßt sich aber meistens wegen fehlender
Informationen nicht ohne weiteres zeigen. Es muß also zunächst die
Datenbasis geschaffen werden, um empirisch arbeiten zu können.
Statistiker und Wirtschaftsforscher befinden sich daher, ähnlich wie Hase
und Igel, in einem aussichtslosen Wettlauf. So sehr sich der Statistiker
auch anstrengen mag, der Wirtschaftsforscher ist ihm stets mit neuen
Anforderungen voraus.
VIII. Zur Berechnung der Kapitalrendite
1. Um Kapitalrenditen für einzelne Wirtschaftsbereiche zu ermitteln, wird
das Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen auf das Anlage-
vermögen und das Vorratsvermögen bezogen. Dabei kann weitgehend auf
Angaben des Statistischen Bundesamtes zurückgegriffen werden. Für
aussagefähige Ergebnisse sind jedoch einige Korrekturen und Erweite-
rungen notwendig. Was das Einkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen anbelangt, so ist zu berücksichtigen, daß dieses als Restgröße187
ermittelt wird. Darüber hinaus wird dieses Einkommen lediglich vor Steu-
ern ausgewiesen; Renditen von Steuern spiegeln den sozialen Ertrag des
eingesetzten Kapitals wider, Renditen nach Steuern würden dagegen die
Investitionsanreize besser zum Ausdruck bringen [Feldstein, Summers,
1977]. Schließlich enthält das Einkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen auch ein Entgelt für die Arbeitsleistung der Selbständigen
sowie das der mithelfenden Familienangehörigen. Da die Anzahl dieser
Erwerbstätigen zurückgegangen ist und auch zwischen den einzelnen
Wirtschaftsbereichen erhebliche Unterschiede bestehen, ist es wichtig,
eine Bereinigung vorzunehmen. Zu diesem Zweck wurde ein kalkulatori-
scher Unternehmerlohn vom Einkommen aus Unternehmertätigkeit und
Vermögen abgezogen. Dabei wurde angenommen, daß das Arbeitseinkom-
men der Selbständigen und mithelfenden- Familienangehörigen dem Einkom-
men aus unselbständiger Arbeit je Arbeitnehmer entspricht.
2. Beim Kapitalstock liegen Angaben sowohl über das Brutto- als auch
über das Nettoanlagevermögen vor, so daß eine . Renditeberechnung ent-
weder nach der Brutto- oder der Nettomethode möglich ist. Welche Me-
thode im Einzelfall vorzuziehen ist, hängt von den Annahmen über den
Verlauf des Kapitalverzehrs ab. Erfolgt der Kapitalverzehr exponentiell,
so ist die Nettomethode anzuwenden. Behalten dagegen die Kapitalgüter
bis zur Verschrottung ihre ursprüngliche Effizienz, so ist die Brutto-
methode vorzuziehen. In dieser Untersuchung wird ein exponentiell ver-
laufender Kapitalverzehr angenommen, es werden also Renditen in bezug
auf den Nettokapitalbestand errechnet.
3. Als kontrovers hat sich die Frage der angemessenen Berücksichtigung
von inflatorischen Buchgewinnen erwiesen. Üblicherweise wird bei Rendi-
teberechnungen das im Nenner stehende Sachvermögen zu Wiederbeschaf-
fungspreisen bewertet [Vgl. Liebling, 1980; J. Schmidt, 1979; Feldstein,
Summers, 1977; Stigler, 1963]. Wie in den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen wird damit-nur das als Unternehmensgewinn betrachtet, was
nach Abzug aller Kosten - also auch jener, die zur Substanzerhaltung
der Produktionskapazität nötig sind - von den Erlösen verbleibt.
Es wurde auch vorgeschlagen, eine Bewertung des Sachvermögens mit
Anschaffungspreisen vorzunehmen [Görzig, 1982]. Das Argument lautet,
daß eine Preissteigerung für Sachkapital die Rendite bereits installierter
Anlagen nicht berühre, da in ihnen nur Kapital in Höhe des jeweiligen
Anschaffungswerts gebunden sei. Daher müsse auch nur dieser Anschaf-
fungswert (und nicht der höhere Wiederbeschaffungswert) aus dem Un-
ternehmensertrag verzinst werden. Als Konsequenz ergibt sich ein höhe-
res Niveau sowie ein geringerer trendmäßiger Rückgang der Kapitalren-
diten als bei Berechnung zu Wiederbeschaffungspreisen. Dies Konzept
kann jedoch nicht überzeugen: Ein Unternehmen, das auf Substanzer-
haltung oder Kapazitätserweiterung ausgerichtet ist, wird Ersatz für
abgeschriebene Vermögenswerte schaffen müssen, und dieser Ersatzbe-
darf läßt sich am Markt nur zu Wiederbeschaffungspreisen decken. Bei
steigenden Kapitalgüterpreisen reichen die Abschreibungen dafür nicht
aus. Wird nun der gesamte Unternehmensertrag zum Sachvermögen zu
Anschaffungspreisen in Relation gesetzt, werden implizit inflatorische
Scheingewinne zur Kapitalrendite hinzugerechnet. Ein einzelner Investor
kann derartige Gewinne nur realisieren, indem er seine Vermögenswerte
verkauft. Für die Volkswirtschaft als Ganzes oder für ein Unternehmen,
das im Markt verbleiben will, stehen diese Buchgewinne dagegen nicht
zur Verfügung. Sowohl aus einzelwirtschaftlicher wie auch aus gesamt-188
wirtschaftlicher Sicht ist also einer Renditeberechnung, die auf Wieder-
beschaff ungspreisen basiert, der Vorzug zu geben.
4. Um zu einer sowohl im Zeitablauf als auch zwischen den einzelnen
Wirtschaftsbereichen vergleichbaren Rendite zu gelangen, die die tat-
sächliche Rentabilität widerspiegelt, ist es schließlich notwendig, das
Vorratsvermögen in die Berechnung einzubeziehen (1). Der Wert der
Vorräte, bezieht man ihn auf das vorhandene Anlagevermögen, streut
zwischen den einzelnen Wirtschaftsbereichen erheblich. Ein (unbekann-
ter) Rest an Verzerrung muß dennoch hingenommen werden, weil unter
anderem wegen fehlender statistischer Angaben der Wert der Grund-
stücke unberücksichtigt bleibt.
IX. Strukturelle Wirkungen der Mischfi-
nanzierung auf die Länderausgaben
1. Die Wirkungen, die von den Mischfinanzierungszuwendungen des Bun-
des auf die Struktur der Länderausgaben ausgehen, lassen sich in An-
lehnung an die in der Literatur geführte Diskussion um mögliche Ver-
zerrungen (distortion-effects) bei der Zuweisung zentraler Mittel an eine
untergeordnete Gebietskörperschaft untersuchen [Grämlich, 1972; Smith,
1968; Osmann, 1966]. Eine Verzerrung des Ausgabegebarens der Länder
wird angenommen, wenn die Zuwendungen des Bundes zu zusätzlichen
Ausgaben beim Empfänger führen.
2. Ein Ansatz, die Effekte der Mischfinanzierungsausgaben des Bundes
auf die Länderausgaben zu erfassen, wird in Tabelle All* dargestellt.
3. Wie sich zeigt, liegen alle Regressionskoeffizienten der Schätzglei-
chungen signifikant über Eins und damit in einem Bereich, wie er im Fall
III beschrieben wird (Tabelle A12*).
Die Mischfinanzierungszuwendungen des Bundes führen also nicht nur zu
einer entsprechenden Ausgabensteigerung bei den Ländern, sondern in-
duzieren zusätzliche Ausgabenaktivitäten in Form einer Umlenkung von
Eigenmitteln in die begünstigten Aufgabenbereiche. Das heißt, Finanz-
mittel werden aus anderen Bereichen abgezogen oder über eine zusätz-
liche Verschuldung beschafft.
- Besonders auffällig ist dieser Effekt bei den Bildungsausgaben. Hier
beteiligt sich der Bund mit Beitragssätzen zwischen 50 vH und 75 vH
an der gemeinsamen Finanzierung von Bund-Länder-Aufgaben [Borell,
1981]. Die Länder sehen hier offenbar die Möglichkeit, die Finanzie-
rung von Prestigeobjekten wie neuen Hochschulen teilweise auf den
(1) Berechnungen des Vorratsvermögens zu diesem Zweck sind auch von
Görzig [1982] durchgeführt worden. Für die größeren Wirtschafts-
bereiche konnte auf diese Berechnungen zurückgegriffen werden.
Für die Unterpositionen des Verarbeitenden Gewerbes und das Bau-
gewerbe wurden eigene Berechnungen anhand der Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes vorgenommen.189
Bund zu verlagern. Da sich die Zuschüsse des Bundes zumeist auf die
tatsächlichen Investitionskosten bezogen, konnten die Länder den er-
höhten Finanzbedarf teilweise auf den Bund abwälzen.
- Nicht so spektakulär ist der Effekt beim Krankenhaus- oder Wohnungs-
bau. Hier beteiligt sich der Bund lediglich zu einem Drittel oder teil-
weise nur mit Festbeträgen - so beim Sozialen Wohnungsbau - an der
gemeinsamen Finanzierung. Es liegt die Vermutung nahe, daß der An-
reiz, zusätzliche eigene Finanzmittel (im Sinne des distortion effects)
in die Gemeinschaftsobjekte einfließen zu lassen, um so geringer war,
je weniger sich der Bund an der Leistungserstellung beteiligt.
Freilich läßt der hier zugrundegelegte einfache Untersuchungsansatz kei-
ne Aussagen über das finanzielle Ausmaß der Strukturverschiebungen
zu. Darüber hinaus wäre auch zu prüfen, inwieweit zusätzliche Variable
das Ausgabeverhalten der Länder im Rahmen der gegenwärtigen Mischfi-
nanzierungspraxis beeinflußt haben und nach wie vor beeinflussen.
Tabelle All* - Interpretation der Regressionskoeffizienten in einer Ana-
lyse zur Wirkung von Mischfinanzierungszuwendungen des





Fall I: b < 0 Die Zuwendungen des Bundes führen zu geringeren
Länderausgaben in dem betreffenden Aufgabenbe-
reich. Die Länder ziehen damit eigene Finanzmit-
tel ab und führen diese einer anderen Verwendung
zu.
Die Ausgaben der Länder steigen. Zusätzliche Fi-
nanzmittel werden jedoch nur in Höhe des vertrag-
lich vorgesehenen Eigenanteils zugeführt.
Die Länderausgaben steigen. Die zusätzlichen Fi-
nanzmittel sind jedoch deutlich größer als der
vertragliche Eigenanteil.
(a)Schätzgleichung: Ausgaben der Länder nach Aufgabenbereichen = a + b
(Mischfinanzierungszuwendungen des Bundes nach Aufgabenbereichen).
Fall II: 0 < b < 1
Fall III: b > 1
Quelle: Eigene Zusammenstellung.190
Tabelle A12* - Strukturelle Wirkungen der Mischfinanzierungsausgaben


























(a)Alle Koeffizienten bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 1%























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Quelle: IÄB, unveröff. Material; Statistisches Bundesamt, versch.
Bereichsstatistiken; eigene Berechnungen.
Tabelle A2 - Ausländische Direktinvestitionen in der Bundesrepublik
Deutschland und deutsche Direktinvestitionen im Ausland


































































































































Quelle: BMWi [b]; eigene Berechnungen.194
Tabelle A3 - Entwicklung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Anbieter bei ausgewählten Warengruppen 1970
und 1980
Warengruppe






























Alle Erzeugnisse des Verarbeitenden
Gewerbes

































































































Quelle: Statistisches Bundesamt ["!]; eigene Berechnungen.195
Tabelle A4 - Produktzyklus-Güter nach Warengruppen des Internationalen

























Andere anorganische Chemikalien; organische und
anorganische Verbindungen der Edelmetalle
Radioaktive und ähnliche Stoffe
Synthetische organische Farbstoffe usw., natür-
licher Indigo und Farblacke
Pigmente, Farben, Lacke und ähnliche Erzeugnisse
Medizinische und pharmazeutische Erzeugnisse
Ätherische Öle, Riech- und Aromastoffe.
Polymerisations- und Mischpolymerisationserzeug-
nisse (z.B. Polyäthylen, Polytetrahaloäthylen)
Regenerierte Zellulose; Zellulosenitrate, Zellu-
loseacetate und andere Zelluloseester
Verschiedene chemische Erzeugnisse, a.n.g.
Motoren und Kraftmaschinen, nicht elektrisch
(andere als solche der Gruppen 712, 713 u. 718)
Rotierende elektrische Kraftmaschinen und Teile
davon, a.n.g.
Andere Kraftmaschinen und Teile davon, a.n.g.
Druckerei- und Buchbindereimaschinen, -apparate
und -gerate, und Teile davon, a.n.g.
Werkzeugmaschinen zum Bearbeiten von Metallen
oder Hartmetallen; Teile und Zubehör davon, a.n.g.
Metallbearbeitungsmaschinen (andere als Werkzeug-
maschinen) , und Teile davon, a.n.g.
Maschinen, Apparate und Geräte zum Heben oder
Fördern, und Teile davon, a.n.g.
Andere Maschinen, Apparate, Geräte, Werkzeuge
und Werkzeugmaschinen, nicht elektrisch
Büromaschinen und automat. Datenverarb.maschinen
Fernsehempfangsgeräte (einschließl. der mit Ton-
























andere Tonaufnahme- und Tonwiedergabegeräte
Geräte für die Nachrichtentechnik, a.n.g.; Teile,
a.n.g., und Zubehör für Apparate und Geräte
Elektrische Maschinen, Apparate und Geräte,
a.n.g.
Geräte und Einrichtungen- für die Elektrizitäts-
verteilung
Elektromedizinische und radiologische Apparate
und Geräte




Personenkraftwagen (andere als öffentliche
Verkehrsmittel)»einschl. Kombinationskraftwagen




Luftfahrzeuge, Startvorrichtungen und Eoden-
trainer; Teile davon, a.n.g.
Optische Instrumente, Apparate und Geräte
Medizinische Instrumente, Apparate und Ge-.
rate, a.n.g.
Instrumente, Apparate und Geräte zum Messen,
Prüfen, Analysieren und Kontrollieren, a.n.g.
Fotografische Apparate und Ausrüstungen,a.n.g.
Fotografisches und kinematografisches Zubehör
Optische Erzeugnisse, a.n.g.
Uhrmacherwaren
Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften [c]; OECD
[c]; eigene Zusammenstellung.197
Tabelle A5 - Regressionsergebnisse für den Zusammenhang zwischen




















= 2,21 + 0,91
= 9,47 - 0,24
= 11,63 - 0,11
= 9,21 +0,08
= 9,67 - 0,07
= -2,47 - O,11
= 2,16 - 0,03
= 1 ,74 - 0,01
= 1 ,86
= 1 ,60
= 6,46 - 0,05
= 6,50 - 0,06
= 5,87 - 0,02
= 5,66 + 0,03
= -2,10 - 0,04
= -2,00 - 0,06
= -2,58 - 0,02























































AEQ die Veränderung der Einfuhrquote (Einfuhr in vH des Inlandsver-
brauchs) 1970-1980 in Prozentpunkten
AAQ die Veränderung der Ausfuhrquote (Ausfuhr in vH des Umsatzes)
19 70-1980 in Prozentpunkten
ANA die Veränderung der Nettoausfuhr (in vH der Summe von Ausfuhr und
Einfuhr) 1970-1980 in Prozentpunkten
NA?t- die Nettoausfuhr (in vH der Summe von Ausfuhr und Einfuhr) im
Jahre 1975
BWSK die jahresdurchschnittliche Veränderungsrate der Bruttowertschöp-
fung in konstanten Preisen 1970-1980 in vH
BWSJ die jahresdurchschnittliche Veränderungsrate der Bruttowertschöp-
fung in jeweiligen Preisen 1970-1980 in vH
"AV die jahresdurchschnittliche Veränderungsrate des Arbeitsvolumens
(geleistete Beschäftigtenstunden) 1970-1980 in vH
(a)In dem Bereich des Verarbeitenden Gewerbes in der Untergliederung
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, jedoch ohne Mineralöler-
zeugnisse, Luft- und Raumfahrzeuge und Wasserfahrzeuge, und zwar im
Falle der letzteren beiden Bereiche wegen der weitgehenden staatlichen
Interventionen und bei Mineralölerzeugnissen wegen der Turbulenzen im
Gefolge der ölpreiserhöhungen.
Quelle: Eigene Berechnungen.198
Tabelle A6 - Nettoausfuhr in vH der Summe aus Ein- und Ausfuhr nach
Warengruppen und -zweigen des Warenverzeichnisses für die
Industriestatistik 1970-1982
Warenbenennung
Erzeugnisse der Land-, Forst-, Jagd-
wirtschaft und Fischerei
Erzeugnisse des Nahrungs- und Genuß-
mitte lgewerbes
Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser
Bergbauliche Erzeugnisse
Kohle, Briketts, Koks, Rohteer und
-benzol
Erdöl, Erdgas und bituminöse Ge-
steine
Erzeugnisse des Grundstoff- und Pro-
duktionsgütergewerbes
Spalt- und Brutstoffe
Steine und Erden, Asbestwaren,
Schleifmittel
Eisen und Stahl
Eisen-, Stahl- und Temperguß







Schnittholz, Sperrholz und sonsti-
ges bearbeitetes Holz














Feinmechanische und optische Er-
zeugnisse; Uhren
Erzeugnisse der Stahlverformung



































































































































































































- 11,6noch Tabelle A6
199
Warenbenennung


























































































































Quelle: Statistisches Bundesamt [k]; eigene Berechnungen.200
Tabelle A7 - Einfuhrquote nach Warengruppen und -zweigen des Waren-
verzeichnisses für die Industriestatistik 1970-1982 (a)
Warenbenennung
Erzeugnisse der Land-, Forst-, Jagd-
wirtschaft und Fischerei(b)




Kohle, Briketts, Koks, Rohteer und
-benzol
Erdöl, Erdgas und bituminöse Ge-
steine
Erzeugnisse des Grundstoff- und Pro-
duktionsgütergewerbes
Spalt- und Brutstoffe
Steine und Erden, Asbestwaren,
Schleifmittel
Eisen und Stahl
Eisen-, Stahl- und Temperguß







Schnittholz, Sperrholz und sonsti-
ges bearbeitetes Holz














Feinmechanische und optische Er-
zeugnisse; Uhren
Erzeugnisse der Stahlverformung


















































































































































































































































































































(a)Einfuhr in vH des Inlandsverbrauchs (Umsatz abzüglich Ausfuhr zuzüglich Einfuhr).
- (b)Inlandsverbrauch gemessen als Produktionswert abzüglich Ausfuhr zuzüglich Ein-
fuhr. - (c)Ohne Erzeugnisse der Land-, Forst-, Jagdwirtschaft und Fischerei sowie
ohne Elektrizität, Gas, Wasser, Fernwärme.
Quelle: Statistisches Bundesamt [gi k, w]; eigene Berechnungen.202
Tabelle A8 - Ausfuhrquote nach Warengruppen und -zweigen des Waren-
verzeichnisses für die Industriestatistik 1970-1982 (a)
Warenbenennung
Erzeugnisse der Land-, Forst-, Jagd-
wirtschaft und Fischerei(b)
Erzeugnisse des Nahrungs- und Genuß-
mittelgewerbes
Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser(b)
Bergbauliche Erzeugnisse
Kohle, Briketts, Koks, Rohteer_und
-benzol
Erdöl, Erdgas und bituminöse Ge-
steine
Erzeugnisse des Grundstoff- und Pro-
duktionsgütergewerbes
Spalt- und Brutstoffe
Steine und Erden, Asbestwaren,
Schleifmittel
Eisen und Stahl
Eisen-, Stahl- und Temperguß






Schnittholz, Sperrholz und sonstiges
bearbeitetes Holz
Holzschliff, Zellstoff, Papier und
Pappe
Gummiwaren











Feinmechanische und optische Erzeug-
nisse; Uhren
Erzeugnisse der Stahlverformung





































































































































































































































































































































Erz. des Verarbeitenden Gewerbes
(a)Ausfuhr in vH des Umsatzes. - (b)Ausfuhr










































































































Quelle: Statistisches Bundesamt fg, k, w]; eigene Berechnungen.204


























































































































Warengruppen an der Industrie-
Quelle: GATT [d, 1982]; eigene Berechnungen.

























































(a)Gebietskörperschaften und Sozialversicherung in der Abgrenzung der
VGR. - {b)Zinsen, geleistete laufende Übertragungen, Staatsverbrauch,
Bruttoinvestitionen, geleistete Vermögensübertragungen.
Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; eigene Berechnungen.205
Tabelle All - Zweckbestimmung der Mischfinanzierungsausgaben des













Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienst-
leistungen (i)
Verkehrs- und Nachrichtenwesen(k)















































(a)Neu- und Ausbau von Hochschulen. - (b)Leistungen an Länder, Graduier-
tenförderung, Studentenwohnraumförderung. - (c)Ausbildungsförderung. -
(d)Leistungen an Dritte im Rahmen gemeinsamer Finanzierung. - (e)Heiz-
kostenzuschuß, Wohngeld, Wohnungsbauprämie, Sparprämie, Unterhaltsvor-
schüsse, Kindergeld, Tb-Hilfen, Sozialprogramm für Behinderte, Entschä-
digung an Opfer von Gewalttaten. - (f)Krankenhausfinanzierung. -
(g)Städtebau, Städtebauliche Vorhaben in Sanierungsgebieten, Sozialer
Wohnungsbau, Modernisierung von Wohngebäuden. - (h)Agrarstruktur und
Küstenschutz, Gasölbetriebshilfen. - (i)Regionale Wirtschaftsstruktur,
Strukturhilfe Saarland, Schutz gewerblicher Anlagen vor Sturmfluten, Bau
regionaler Erdgasleitungen, Förderung energiesparender Maßnahmen. -
(k)Kommunaler Straßenbau, Fernwärmeversorgung, Eisenbahn-Kreuzungs-Ge-
sellschaften. - (1)Keinem Aufgabenbereich direkt zurechenbar.
Quelle: BMF [ a]; eigene Zusammenstellung.206
Tabelle A12 - Entwicklung und Struktur der hoheitlichen, konsumenten-


























































































(a)Bund (einschließlich ERP und LAF) , Länder (einschließlich





















Ausgaben insgesamt. - (c)1979. - (d)Jährliche Veränderungsrate in vH. -
(e)1970-1979.
Quelle: Eigene Berechnungen.207























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































bände) ab 1974 einschließlich Organisationen
Darunter(b)
Bund Länder den

























































































































Zweckverbände (1981 teilweise geschätzt). - (b)Differenzen der vH-Antei-
le entfallen auf Zweckverbände und Organisationen ohne Erwerbscharakter.
u e 1 1 e: Statistisches Bundesamt fm]; BMF [a, 1984]; Daten des
Statistischen Bundesamtes für die Strukturberichterstattung



















































































































































































































































































Quelle: Statistisches Bundesamt fb, c] sowie unveröff. Material; eigene Berechnungen.Tabelle A15 - Primär- und Endenergieverbrauch nach Energieträgern und Verbrauchssektoren 1960-1982





























































































































































































(a)Zum Teil Schätzungen. - (b)Einschließlich Verluste im Energiesektor unc



































































































































der statistischen Differenzen. -
und Pechkohle,














































Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen [lfd. Jgg.].212
Tabelle A16 - Struktur- und Produktivitätseffekt im Endenergieverbrauch
des Verarbeitenden Gewerbes 1960-1981 (jahresdurchschnitt-












































































































































(a)Bruttowertschöpfung in konstanten Preisen von 1970. - (b)Endenergiever-
brauch. - (c)Endenergie-Produktivität. - (d)Wegen fehlender Untergliederung
nicht weiter aufteilbar.




































































































































































(a)Jahresverbrauch von 60 GWh. - (b)Steinkohle, leichtes und schweres Heizöl sowie Gas, gewichtet mit der jeweiligen
Verbrauchsstruktur. - (c)Hauptverbraucher. - (d)Jahresverbrauch von 500 t. - (e)Jahresverbrauch von 5 000 t. - (f)Jah-
resverbrauch von 660 000 nr.
Quelle: Garnreiter, Legier [1982]; eigene Berechnungen.Tabelle A18 - Direkter und indirekter Energieeinsatz nach Wirtschaftsbereichen 1972, 1974, 1978 und 1980
Wirtschaftsbereich










Industrie der Steine und Erden
Eisenschaffende Industrie





Gummi- u. asbestverarb. Industrie
Sägewerke und holzbearb. Industrie























































































































































































































































































































Sonstige Nahrungs- u. Genußmittelind.
Industrie insgesamt (b)

































































































































































































Verarbeitendes Gewerbe = Null. -
Beschäftigten ohne Handwerk, 1978 und 1980: Verarbeitendes Gewerbe,
einschl. Handwerk. - (c)Ab 1978 im Verarbeitenden Gewerbe enthalten





















































































































































Quelle: DIW [1977]; Statistisches Bundesamt [f, i]; eigene Berechnungen.216
Tabelle A19 - Mikroelektronische Investitionsgüter, programmgesteuerte










































































































































































Quelle: Baumgart [1982]; Stooß, Troll [1982]; Statistisches Bundes-
amt [w]; eigene Berechnungen.217









07 Chemische Industrie, Spalt- und Brutstoffe
09 Herstellung von Kunststoffwaren
10 Gummi Verarbeitung
11 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden
12 Feinkeramik




17 Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung usw.
18 Stahl- und Leichtmetallbau
19 Maschinenbau
20 Büromaschinen, ADV-Geräte und -Einrichtungen
21 Straßenfahrzeugbau
22 Schiffbau
23 Luft- und Raumfahrzeugbau
24 Elektrotechnik
25 Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren
26 Eisen-, Blech- und Metallwaren
27 Musikinstrumente, Spielwaren, Füllhalter usw.
28 Holzbearbeitung
29 Holzverarbeitung
30 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung


















49 Bildung, Wissenschaft, Kultur, usw., Verlagsgewerbe
50 Gesundheits- und Veterinärwesen
51 Obrige Dienstleistungen
















































































































































































































































































Quelle: Deutscher Bundestag [a]; Haushaltspläne sowie unveröffent-
lichtes Zahlenmaterial des Bundes und der Länder; eigene
Berechnungen.218









07 Chemische Industrie, Spalt- und Brutstoffe
08 Mineralöl Verarbeitung
09 Herstellung von Kunststoffwaren
10 GummiVerarbeitung
11 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden
12 Feinkeramik




17 Ziehereien, Kaltwalzwerke, Stahlverformung usw.
18 Stahl- und Leichtmetallbau
19 Maschinenbau
20 Büromaschinen, ADV-Geräte und -Einrichtungen
21 Straßenfahrzeugbau
22 Schiffbau
23 Luft- und Raumfahrzeugbau
24 Elektrotechnik
25 Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren
26 Eisen-, Blech- und Metallwaren
27 Musikinstrumente, Spielwaren, Füllhalter usw.
28 Holzbearbeitung
29 Holzverarbeitung
30 Zellstoff-, Holzschliff-, Papier- und Pappeerzeugung

















49 Bildung, Wissenschaft, Kultur, usw., Verlagsgewerbe
50 Gesundheits- und Veterinärwesen
51 übrige Dienstleistungen
















































































































































































































































































(a)Subventionen in vH von (Nettowertschöpfung - Subventionen). Negative Subventionsgrade tre-
ten auf, wenn die Subventionen höher sind als die Wertschöpfung.
Quelle: Vgl. Tabelle A20; Statistisches Bundesamt [v].219
Tabelle A22 - Subventionsgrade und Struktur der Subventionen für 52






























2 3 Luft- und Raumfahrzeug-
bau
24 Elektrotechnik
25 Feinmechanik, Optik, Uhren
































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































(a) Jeweils Durchschnitt der Jahre 1973-74 bzw. 1979-81. - (b) Subventionen in vH von {Nettowertschöpfung - Subven-
tionen) . - (c)Die Abgrenzung der Aufgabenvereiche erfolgte anhand der Systematik der Funktionskennziffem öffent-
licher Haushaltspläne: Hoheitliche Aufgaben = 0 (ohne 36) "Allgemeine Dienste", 1 (ohne 16/17) "Bildungswesen, Wis-
senschaft, Kulturelle Angelegenheiten"; Sozialpolitik = 2 "Soziale Sicherung", 31/32 "Gesundheit, Sport und Erho-
lung"; 53 "Einkcmmensstabilisierenäe Maßnahmen für die Landwirtschaft"; Sektorpolitüc = 6 (ohne 635,65,59) "Ener-
gie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen", 7 "Verkehrs- und Nachrichtenwesen", 8"Staatliche Wirtschafts-
unternehmen, Allgemeines Grund- und Kapitalvermögen, Sondervernßgen", 9 "Allgemeine Finanzwirtschaft"; Forschungs-
politik = 036 "Militärische Forschung", 16/17 "Forschung außerhalb der Hochschulen"; Regionalpolitik = 635 "Handwerk
und Kleingewerbe"; 65 "Fremdenverkehr", 69 "Regionale Förderungsmaßnahnien"; Umweltpolitik = "Reinhaltung von Luft,
Wasser und Erde".
Quelle: Eigene Berechnungen und Schätzungen.221
Tabelle A23 - Vereinbarter Zollabbau ausgewählter Industrieländer gemäß














































































































(a)Kürzungsrate beim Zollabbau in vH. - (b)Künftiger Durchschnittszoll-
satz in vH. - (c)Gewichtet mit den Einfuhranteilen nach Zolltarifposi-
tionen. - (d)Schließt hier ein: Europäische Gemeinschaft, Japan, Verei-
nigte Staaten, Österreich, Kanada, Pinnland, Norwegen, Schweden und die
Schweiz.
Quelle: GATT [a].
Tabelle A24 - Gewichte zur Ermittlung der gesamten Faktorkosten je Pro-





















(a)0hne Wohnungsvermietung. - (biBruttoeinkommen aus unselbständiger
Arbeit in Relation zu den gesamten Faktorkosten. - (c)Einkommen aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen sowie Abschreibungen in Relation zu
den gesamten Faktorkosten. - (d)Ausgaben für Endenergie in Relation
zu den gesamten Faktorkosten.
Quelle: Statistisches Bundesamt [w]; BMWi fa]; Sachverständigen-
rat [1982]; Deutsche Bundesbank fd]; eigene Berechnun-
gen.222









































Teilnahme des Staates am Handel und Duldung wettbewerbsbe-




Duldung wettbewerbsbeschränkender Maßnahmen durch Regierungen
Staatlicher Handel, monopolistische Praktiken des Staates usw.










Technische Regulierungen und Normen
Prüfverfahren und Regelungen für Prüfbescheinigungen
Besondere Beschränkungen
Mengenmäßige Beschränkungen und Lizenzierung der Einfuhr
Embargos und andere Beschränkungen mit ähnlichen Wirkungen
Vorspannzeit-Quoten und andere Regulierungen beim
Filmzusammenschnitt
Devisenkontrollen
Diskriminierung aufgrund bilateraler Vereinbarungen
Diskriminierende Beschaffung
Exportbeschränkungen
Maßnahmen zur Regulierung inländischer Preise
Zollkontingente
Exportsteuern




Zuschlagsgebühren, Hafengebühren, statistische Gebühren usw.





Tabelle A26 - Importbeschränkende Maßnahmen der Europäischen Gemein-









Hemden und Blusen, Anzüge
Gewebe aus Jute, Taschen und
Säcke aus Jute, Seidenwaren,
Gewebe aus anderen pflanz-
lichen Textilfasern,
Teppiche und Decken aus
Seide, Kokosmatten

































(a)Nach Angaben von Regierungsstellen der betroffenen Exportländer.
(b)Nur Beneluxländer, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland und Vereinig-
tes Königreich. - (c)Nur Irland und Vereinigtes Königreich. - (d)Nur
Vereinigtes Königreich. - (e)Nur Frankreich.
Quelle: Anjaria et al. [1983].224
Tabelle A27 - Entwicklung von Erwerbstätigen, Bruttowertschöpfung und















































(a)Ohne Wohnungsvermietung. - (b)In ;











































































































































































Quelle: Statistisches Bundesamt fv]; Ifo-Institut, Datenbänder,
unveröff. Material; eigene Berechnungen.225
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